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I. 
Geschichtliche Entwickelung bis zur Gegenwart. 



1. Das römische Recht. 
Die einfache Frage: „An welchem Orte und in welchem 
Zeitpunkt ist eine strafbare Handlung als begangen anzusehen?" 
bildet den ausschliessHchen Gegenstand der folgenden Unter- 
suchungen und nur sie ist in ihrer historischen Entwickelung 
zu verfolgen.^) Im römischen Rechte ist diese Frage so spät 
aufgetaucht und so dürftig behandelt worden, dass von einer 
eigentlichen Geschichte derselben nicht gesprochen werden 
kann. Zu einer reicheren Entwickelung der Lehre fehlten 
die entsprechenden Vorbedingungen. Die Frage nach dem 
Begehungsort und der Begehungszeit drängt sich nur bei 
komplizierteren Deliktserscheinungen auf, die sich in grösserer 
räumlicher und zeitlicher Ausdehnung abspielen; bei einfachen 
Delikten, wie etwa bei einer Körperverletzung, begangen 
durch einen Faustschlag, erledigen sich beide Fragen von 
selbst. Es leuchtet nun ein, dass unser Zeitalter der ent- 
wickelten Technik und des entwickelten Verkehrs dieses 
Wirken auf ferne Zeiten und weite Räume in ganz anderem 
Masse ermöglicht und darum auch jene komplizierten Delikts- 
erscheinungen in ganz anderem Umfang darbietet, als die 



*) Hierüber bisher am ausführlichsten: Schneidler, Der Ort der 
begangenen Handlung, Tübinger Dissertation, 1886, S. 19 — 30. Wertvoll 
auch Stein, Ueber das forum delicti commissi und den Ort der Begangen- 
schaft, Bonner Dissert., 1876, S. 27—29. 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlang im Straf reckt 1 
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2 I. Geschichtliche Entwickelung bis zar Gegenwart. 

Römerzeit auch in ihrer höchsten kulturellen Entwickelungs- 
phase, und man braucht nur an das Pressdelikt, das nun 
zum Brennpunkt und Prüfstein der ganzen Lehre geworden 
ist, zu denken, um sich zu vergegenwärtigen, wie viel weniger 
die römischen Juristen auf die Behandlung der Frage hin- 
gedrängt wurden als die unserer Tage. 

Jener Qrund allein würde zur Erklärung nicht aus- 
reichen. Dem italienischen Mittelalter, das in dieser Bezieh- 
ung kaum günstigere Vorbedingungen bot, verdanken wir 
eine wesentliche Förderung der ganzen Lehre. Die haupt- 
sächlichste Ursache jener Lücke im römischen Recht ist viel- 
mehr die, dass erst in später Zeit der Rechtsentwickelung 
an den Zeitpunkt und an den Ort der Deliktsbegehung be- 
stimmte Rechtsfolgen angeknüpft wurden. Ohne solche aber 
ist die ganze Frage eine völlig fernliegende, ja es liegt so- 
gar in der Fragestellung etwas Unnatürliches: Wenn wir 
zusehen, wie jemand mittels einer weitreichenden Zündschnur 
einen Felsen sprengt, so fällt es uns gar nicht ein, uns die 
Frage vorzulegen, ob er den Felsen da sprengt, wo er steht, 
und in dem Augenblick, in welchem er die Schnur in Brand 
setzt, oder dort, wo die Sprengung eintritt, und in dem 
Augenblick, in dem dies geschieht. Ebensowenig würden 
wir uns fragen, ob derjenige, der, diesseits des Flusses 
stehend, eine andere auf dem jenseitigen Ufer stehende 
Person mittels eines Steinwurfes tötet, diesseits oder jenseits 
des Flusses das Tötungsverbrechen begeht, ob im Augenblick 
der Wurfbewegung oder in dem der Verwundung, oder in 
dem, in welchem der Tod eintritt, wenn uns nicht das Recht 
die Beantwortung jener Fragen aufzwänge. Das heutige 
Recht thut dies insofern, als es nach dem Begehungsort die 
örtliche Zuständigkeit der Gerichte und die Grenzen der 
staatlichen Strafgewalt, nach der Begehungszeit die zeitliche 
Gesetzesherrschaft und den Beginn der Verjährungsfrist be- 
stimmt. Im römischen Rechte aber hatte der Gerichtsstand 
der begangenen That, mochte er auch schon früher für die- 
jenigen Ausländer, die in Rom Verbrechen beginnen, ein- 
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1. Bas römische Rechfc. 3 

geführt gewesen sein,i) erst spät in der Kaiserzeit*) und 
zunächst nur für besondere Fälle gesetzliche Anerkennung 
gefunden, und die nachdrückliche Art, in der ganz am Ende 
der römischen Rechtsentwickelung in Novelle 69 Justinian 
die Beobachtung dieses Gerichtsstandes anbefiehlt unter dra- 
stischer Hervorhebung der Misstände, die sich aus dessen 
Vernachlässigung ergaben, zeigt, dass sich selbst in jener 
Zeit das forum delicti commissi noch nicht eigentlich ein- 
gebürgert hatte. Seine staatliche Strafgewalt ferner hat 
allerdings auch Rom auf territorialer Grundlage abgegrenzt, ^j 
hat aber als erobernde Macht, die auf die Dauer kein kräf- 
tiges Staatswesen an ihren Grenzen duldete und schliesslich 
die ganze damalige Eulturwelt umspannte, wohl nie das 
Bedürfnis nach einer sorgfältigen Durchführung dieser Ab- 
grenzung empfunden und darum auch das Territorialprinzip 
nie im einzelnen entwickelt. Was dann die Herrschaftszeit 
der Strafgesetze anlangt, so werden Zweifel darüber, ob eine 
Strafthat vor oder nach Inkrafttreten eines Gesetzes be- 
gangen wurde, im römischen Altertum ebenso selten gewesen 
sein, als sie es bis auf die neueste Zeit geblieben sind. (Die 
erste Streitfrage auf diesem Gebiete ist in den sechziger 
Jahren unseres Jahrhunderts aufgetaucht.) Die Verjährung 
endlich war als strafrechtliches Institut dem römischen 
Rechte — von zwei Ausnahmebestimmungen abgesehen — 
noch in der ersten Kaiserzeit unbekannt und wurde erst 
unter Diokletian allgemein eingeführt.^) 

Es hat sohin gerade auf den Gebieten, auf denen sich 
heutzutage der Streit bewegt, für die römischen Juristen der 

*) Vergl. hierüber Mommsen, Römisches Strafrecht (Bindings Hand- 
buch d. deutschen Rechtswissenschaft I, 4), 1899, S. 357, femer Rein, Das 
Kriminalverfahren der Römer, 1844, S. 229. 

*) Unter Kaiser Pius für die Delikte der Unfreien, später für ge- 
waltthätige Verbrechen. Vergl des Näheren Mommsen a. a. 0. S. 357 f., 
Geib, Geschichte des römischen Kriminal Verfahrens, 1842, S. 486 ff. 

*) Das deliktische Territorialsystem erklärt Mommsen a. a. 0. S. 107 
für den Kardinalsatz des römischen Rechtsstaates, bestätigt aber auch, 
dass die üeberlieferung so gut wie ganz versage (S. 104). 

*) .Vergl. Mommsen a. a. 0. S. 488. Vonachten, Die Verjährung 
im Strafrecht (Erlanger Dissert), 1895, S. 7 f. 

1* 
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4 I. Geschichtliche Entwickelung bis zur Gegenwart. 

Anlass gefehlt, sieh mit der Frage eingehend zu beschäftigen, 
und es ist darum kein blosser Zufall, wenn wir das Wenige, 
was sie über dieselbe geäussert, auf einem ganz anderen, 
abgelegenen Gebiete finden. Bekanntlich hatte die lex Aquilia 
aus dem fünften Jahrhundert der Stadt bestimmt, dass 
derjenige, welcher einen fremden Sklaven tötet, dessen Herren 
Schadensersatz zu leisten habe, und zwar durch Erstattung 
des höchsten Wertes, den der Sklave in dem der Tötung 
vorausgegangenen Jahre erreicht hatte. Hieran anschliessend 
erörtert Julianus*) den Fall, dass ein Sklave zunächst von 
einer Person so verwundet wird, dass sein Tod unausbleib- 
lich ist, hierauf zum Erben eingesetzt, dann aber von einer 
zweiten Person getötet wird. Beide Personen erklärt Julianus 
für entschädigungspflichtig; der erste habe den höchsten 
Wert, den der Sklave innerhalb des Jahres vor der Ver- 
wundung gehabt, der zweite den höchsten Wert in dem der 
Tötung vorangegangenen Jahre (also einschliesslich der Erb- 
schaft) zu erstatten: „nee mirum, cum uterque eorum ex 
diversa causa et diversis temporibus occidisse hominem 
intellegitur. 

Mit aller Klarheit lässt sich hieraus wenigstens so viel 
entnehmen, dass der Zeitpunkt, in welchem der zum Delikt 
gehörige Erfolg eintrat, für den römischen Juristen nicht der 
der Deliktsbegehung ist. Obwohl der Erfolg, nämlich der 
Tod des Sklaven, für beide Thäter ein einheitlicher ist, wird 
es als etwas beinahe Selbstverständliches hingestellt, dass 
Beide zu verschiedenen Zeiten den Sklaven getötet haben. 
Dass nun aber im strikten Gegensatz zum Erfolge die per- 
sönliche . Thätigkeit die Zeit der Deliktsbegehung bestimme, 
wird durch jene Stelle noch nicht bewiesen. Es besteht 
nämlich daneben noch die Möglichkeit, dass der Zeitpunkt, 
in welchem der Sklave die Wunde empfing, massgebend sein 
soll, dass also bei dem früheren Beispiel der Tötung durch 



*) Das genauere Datum steht nicht fest. Vergl. Salkowski, In- 
stitutionen, 6. Aufl., 1898, S. 416. 

2) 1. 51 D. ad legem Aquiliam, 9, 2. 
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1. Das römische Recht. 5 

Steinwurf Julianus nicht den Augenblick, in welchem der 
Stein geschleudert wurde, sondern den, in welchem er sein 
Ziel traf, für den Zeitpunkt der Begehung erklärt und nur 
den des nachfolgenden Todes ausgeschlossen hätte; es wäre 
dies eine Ansicht, die in neuerer Zeit Vertreter gefunden hat 
und uns später als sogenannte Theorie der Zwischenwirkung 
beschäftigen wird. 

In gleicher Weise hatte Julianus die Frage, ob für 
einen tötlich verwundeten, sodann freigelassenen und erst 
nachher verstorbenen Sklaven Entschädigung wegen Tötung 
verlangt werden kann, im bejahenden Sinn entschieden, und 
ülpianus, der diese Entscheidung wiedergibt, fügt zu ihrer 
Begründung bei: „quia verum est eum a te occisum tunc, 
cum vulnerabas, quod mortuo eo dem um apparuit/ ^) Es 
lautet dies wie ein unanfechtbares Dogma, und man hat 
dabei den Eindruck, Ulpian hätte ebenso leicht und mit 
gleicher Entschiedenheit, mit der er ausspricht: „Er ist 
damals getötet worden, als man ihn verwundete**, auch er- 
klärt: „Er ist dort getötet worden, wo man ihn verwundete*. 
Doch bedeutet auch dies nur eine allerdings entschiedene 
und allgemeine Ausschliessung des Erfolges, während es 
dahingestellt bleibt, ob Thätigkeit oder Zwischenwirkung die 
Begehung bestimmen. 

Mit diesen beiden Quellenstellen ist der Vorrat der- 
jenigen, die über die Anschauung der römischen Juristen 
Auskunft geben, vollständig erschöpft. Wenn daneben die 
Ansicht, dass für die Römer Ort und Zeit der persönlichen 
Thätigkeit auch Ort und Zeit der Deliktsbegehung gewesen 
sein soll, damit gestützt wird, dass für sie ganz allgemein* 
die Bethätigung des verbrecherischen Willens das Wesent- 
liche für die Strafwürdigkeit gewesen sei, 2) so hat dies nur 
den Wert einer wenig beweiskräftigen Vermutung, und was 



1. 15 D. 9, 1. 

*) So Schneidler a. a. 0. S. 23 in Anschluss an Seeger, Der Ver- 
such des Verbrechens nach römischem Recht (Tübinger ümVersitätsschriften 
1879) S. 1 u 45. 



Digitized by 



Google 



5 I. Geschichtliche Entwickelung bis zur Gegenwart. 

insbesondere den Ort der begangenen That in seiner Be- 
deutung für den Gerichtsstand anlangt, so liesse sich die- 
selbe sogar durch eine Gegenvermutung entkräften. Wie in 
der Einleitung zu der erwähnten Novelle 69 ausgeführt wird, 
war für Justinian der Hauptgrund zum erneuten Hinweis 
auf den Gerichtsstand der begangenen That die Rücksicht 
auf die durch die strafbare Handlung Verletzten; diese soll- 
ten dort ihr Recht verfolgen und Genugthuung verlangen 
können, wo ihnen dies am leichtesten und ohne kostspielige 
Reisen möglich wäre. Diesen Vorzug aber besitzt der Ort, 
an welchem mit dem Deliktserfolg auch die Verletzung ein- 
tritt, in weit höherem Grade als der, an welchem der Ver- 
letzende seine Thätigkeit entfaltet. Doch hat auch dies nur 
die Bedeutung einer Vermutung, die gegenüber den erwähn- 
ten, eine wirkliche Entscheidung enthaltenden Aussprüchen 
nichts beweist. 

Nicht beweiskräftig ist ferner das in 1. IC. ubi de cri- 
minibus agi oportet 3, 15 wieder gegebene Reskript der Kaiser 
Severus und Antonius aus dem Jahre 196 n. Chr., wenn dasselbe 
auch später in der geschichtlichen Entwickelung der Frage 
eine gewisse Rolle gespielt hat.^) Sein Wortlaut wird in den 
meisten Handschriften wie folgt wiedergegeben: Quaestiones 
eorum criminum, quae legibus aut extra ordinem coercentur, 
ubi commissa vel inchoata sunt vel ubi reperiuntur, qui rei 
esse perhibentur criminis, perfici debere satis notum est. 

Daneben besteht aber auch die Lesart: commissae 

vel inchoatae,2) wonach sich beide Worte auf quaestiones, 
Verfahren, beziehen würden, und überdies wird auch die 
^Ansicht vertreten, 3) dass die Worte commissa vel inter- 
poliert seien. 

Ferner aber hat unter Beibringung eines reichen Ma- 

M Auf diese Stelle ist die spätere Unterscheidung des forum delicti 
consummati und forum delicti inchoati zurückzuführen. Vergl. Schneid- 
1er a. a. 0. S. 69. 

*) Vergl. über die verschiedenen Lesarten Krüger, Codex Justi- 
nianeus, 4. Ausg., 1898, S. 128 Anm. 20. 

2) Mommsen a. a. 0. S. 358 Anm. 2. 
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2. Die italienischen Juristen. 7 

terials an Parallelstellen Birnbaum i) den Nachweis versucht, 
dass crimen hier, wie auch sonst vielfach, nicht Verbrechen, 
sondern Verfahren bedeute. Er übersetzt: „Wo jemand das 
Strafgericht sich zugezogen hat oder dasselbe begonnen hat" 
oder „wo jemand die Untersuchung im Strafgericht verwirkt 
oder dieselbe ihren Anfang genommen hat*. 

Ob diese Auffassung die richtige ist, braucht hier nicht 
erörtert zu werden. Denn selbst wenn umgekehrt crimen 
Verbrechen bedeuten würde, würde jene Stelle nur besagen, 
dass neben dem Gerichtsstand der begangenen Handlung der 
der begonnenen, besser vielleicht*) der versuchten Handlung 
bestand; darüber aber, wie der Gerichtsstand der begangenen 
Handlung näher zu bestimmen ist, gibt sie keinen Aufschluss. 

2. Die italienischen Juristen. 

In einer wahrhaft überraschenden Fülle strömt uns das 
Material zur Behandlung der Frage in den Quellen der ita- 
lienischen Litteratur des dreizehnten bis sechzehnten Jahr- 
hunderts zu. Hier hat sich die Lehre von Ort und Zeit der 
Deliktsbegehuhg zum erstenmale entwickelt, und, wie dies 
mit jeder Entwickelung verbunden ist, in Einzelfragen ver- 
zweigt, die, einmal aufgetaucht, überhaupt nicht mehr dauernd 
verschwinden konnten; hier traten zum erstenmale jene 
Meinungsverschiedenheiten auf, die noch heute nicht über- 
wunden sind, wurden aber auch gewisse Grundwahrheiten, 
die für alle Zeiten Geltung haben, zum erstenmale aus- 
gesprochen oder doch angedeutet. 

Solch reiche Litteratur kann nur unter günstigen Vor- 
bedingungen entstehen, und es liegt hier nahe, an die Be- 
deutung des Ortes der Begehung für den Gerichtsstand zu 
denken, nachdem einmal in der erwähnten Novelle 69 das 
forum delicti commissi durch Justinian nachdrücklichst an- 



*) Neues Archiv des Kriminalrechts, 8. Bd., 1825, S. 396 ff., 643 ff. 
2) So schon PüttmanD, Elementa juris criminalis, 1779, § 73H und 
Bauer, Grundzüge des Kriminalprozesses, 1805, § 58. 
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erkannt und überdies noch durch Kaiser Friedrich IL in der 
Authentica qua in provincia bestätigt worden war. Dennoch 
liegt hierin nur eine der Ursachen und sicher nicht die 
wichtigste. Die Frage, welches der verschiedenen Gerichte 
desselben Staates für die Aburteilung der Delikte zuständig 
ist, hat niemals so einschneidende Bedeutung gehabt als die, 
welchem Staate die Strafgewalt zusteht. Diese Frage aber 
wurde, wie im römischen Recht, so auch von den italienischen 
Juristen nach dem Territorialprinzip beantwortet,^) also nach 
dem Grundsatze, dass jedem Staate die Strafgewalt über die 
auf seinem Gebiete begangenen strafbaren Handlungen zu- 
steht, und so selten jene Abgrenzung für das römische Welt- 
reich praktisch wurde, so häufig wurde sie es für das spä- 
tere, politisch ausserordentlich zersplitterte Italien, nament- 
lich für seinen nördlichen Teil, in welchem die bedeutendsten 
Juristen wirkten. 2) Es ist daher durchaus nicht richtig, 
wenn gelehrt wird, 3) die Bestimmung des Begehungsortes 
habe sich in ihrer historischen Entwickelung an die Lehre 
vom forum delicti commissi angeschlossen. Ebenso häufig 
gehen die Erörterungen davon aus, ob ein Verbrechen in 
diesem oder in jenem Staate, Herzogtum oder Markgrafschaft 
begangen wurde, häufig aber auch werden beide Fragen, die 
der Zuständigkeit der Gerichtsbezirke und die der staatlichen 
Strafgewalt, miteinander vermengt, und wird es besonders 
hervorgehoben, wenn die Behandlung der beiden in irgend 
einem besonderen Punkte sich verschieden gestaltet.*) 

*) Vergl. Baldus 1. 5 C. si a non competenti judice VII, 48. Da- 
neben bestand das Personalprinzip. Vergl. Berner, Wirkungskreis des 
Strafgesetzes, 1853, S. 92 f. 

2) So konstruiert Tiberius Decianus im tractatus criminalis (Venedig, 
1580) 4. Buch Kap. 17 § 21 einen Fall, in welchem die Grenzen vierer 
Gebiete in Frage stehen. 

3) Schneidler a a. 0. S. 23. 

^) Die Frage, in welchem Staate die strafbare Handlung begangen 
wurde, behandeln Bartolus, Note 4 zur 1. 11 D. de condictione furtiva, 
13, 1, Note 2 zur 1. 18 D. de furtis 47, 2 (die Frage des Gerichtsbezn-kes 
wird hier gleichzeitig behandelt), Note 2 zur 1. 52 D. de fidejussoribus et 
mandatoribus 46, 1; Baldus, Note 8 zur 1. 20 D. 2, 1; Consilia lib. I 
Nr. 154; Augustus Ariminensis in den Anmerkungen zu Angelus 
Aretinus, tractatus de maleficiis (Lugdunum, 1555) S. 290. — Farina- 
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2. Die italienischen Juristen. 9 

Öfters werden auch mehr äusserliche Anlässe zur Be- 
handlung der Frage benützt, so schliesst sich z. B. ein 
grosser Teil der Erörterungen des Bartolus an die Bestim- 
mung der 1. 3 D. de accus, et inscript. an, wonach Ort 
und Zeit der That in die Anklageschrift aufgenommen wer- 
den muss. 

Fast immer sind es praktische Beispiele, an die sich 
die grundsätzlichen Auseinandersetzungen anschliessen, und 
sehr häufig werden dieselben durch Hinweis auf die Praxis 
oder auf Einzelentscheidungen belegt. Die Begründung selbst 
ist selten tiefgehend — wir begegnen auch widersprechenden 
Entscheidungen desselben Autors — , sehr häufig werden 
Pandektenstellen herangezogen, die nicht im entferntesten 
das beweisen, was sie beweisen sollen, öfter auch dem prak- 
tischen Bedürfnisse Rechnung getragen und ihm zuliebe 
anders entschieden, als es ausgesprochenermassen de jure 
für richtig erachtet wird. 

Was nun die Behandlung der Frage selbst anlangt, so 
danken wir den ftalienern vor allem den Grundsatz, dass die 
Frage nach dem Orte der Handlung und die nach deren Zeit 
einheitlich und nach denselben Grundsätzen zu behandeln sind. 
Vielfach werden die beiden Fragen, als ob dies ganz selbst 
verständlich wäre, einheitlich gelöst, i) Decianus spricht es 



cius, Quaestiones variae, lib. V (Venedig, 1581) quaestio 7, Felinus 
Sandaeus, Comm. in librum II. Decretalium (Venedig, 1497) und De- 
cianus, tractatus criminalis (Venedig, 1580) lib. IV cap. 17 behandeln beide 
Fragen einheitiich. Der erstere stellt aber verschiedene Anfordemisse an 
die Prävention zwischen mehreren zuständigen Gerichten, je nachdem sie 
demselben Staate angehören oder nicht, der zweite erklärt im Falle der 
falschen Zeugenaussage, die bei einem Gerichte ad instantiam alterius 
judicis gemacht wurde, den judex causae, nicht examinis für zuständig, 
doch dürfe dieser nicht nach dem in seinem Gebiete geltenden Statut 
strafen, weil seine Zuständigkeit auf Fiktion beruhe (quia ista falsitas est 
commissa in loco suo ficte). Decianus endlich spricht bei dem auf der 
Grenze mehrerer Territorien begangenen Delikte jedem derselben die Straf- 
gewalt zu; doch dürfe nur jus commune, nicht Statutarrecht angewandt 
werden. 

*) Vergl. Bartolus, Note 5 zur 1. 3 D. de accus, et inscript. D, 48, 2, 
Note 9 zur 1. 47 D. de injuriis et famosis libellis, 47, 10, Baldus, Note 3 
zur 1. 1 C. de his, quibus ut indignis 6, 35; Augustus Ariminensis 
a. a. 0. S. 290. 
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ausdrücklich ausi^) Valet argumentum de tempore ad locum 
und begründet es mittels einer jener kühnen Analogieschlüsse 
durch die 1. 22 D. de rebus creditis 12, 1.*) 

Ebenso ist der uns heute selbstverständlich erscheinende 
Satz, dass die blossen Vorbereitungshandlungen nicht Ort 
und Zeit der Deliktsbegehung bestimmen, italienischen Ur- 
sprungs und scheint zuerst von Bartolus^) ausgesprochen 
worden zu sein. 

In der Hauptfrage, wie es zu halten sei, wenn persön- 
liche Thätigkeit und Erfolg zeitlich und örtlich auseinander- 
fallen, begegnen wir den Meinungsverschiedenheiten, die heute 
noch bestehen ; doch haben diese im Laufe der Entwickelung 
einander abgelöst. Die älteste Ansicht, die Cynus*) referie- 
rend als die des Petrus wiedergibt, ohne sie zu vertreten, ist 
diejenige,^) wonach die persönliche Thätigkeit entscheidet. 
Weitere Anhänger dieser Ansicht werden nicht genannt, und 
schon in dem ältesten strafrechtlichen Werke der mittel- 
alterlichen Litteratur, dem tractatus de maleficiis des Albertus 
de Gandino aus der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts ß) 
wird mit Entschiedenheit die gegensätzliche Anschauung ver- 
treten; der Ort des effectus, nicht der, ubi simpliciter agitur, 
bestimme die Zuständigkeit; auch hier wieder dienen zur 
Begründung civilrechtliche Bestimmungen der römischen 
Quellen, denen unmöglich eine derartige Tragweite bei- 
gemessen werden kann. 7) 



») a. a. 0. lib. IV cap. 17 § 15. 

^) Diese enthält eine einheitliche Lösung der Frage, nach welchem 
Orte und nach welcher Zeit sich der Wert einer als Darlehen gegebenen 
Sache bemesse. 

^) 1. 32 D. ad legem Aquiliam 9, 2, 1. 9 C. de accus, et inscript. 9, 2. 

*) Cynus (geb. 1270, gest. 1314), Lectura supra Codicem (gedruckt 
Pavia, 1483) 1. 1 C. 3, 16. 

^) Auch hier tritt schon das Schulbeispiel des Schusses über die 
Grenze auf. 

^) Abschn. ubi puniatur delinquens, N. 4 (Venediger Ausgabe, 1490). 

^) 1. 21 D. de obligationibus et actionibus 44, 7, wonach der Er- 
füllungsort im Zweifel als der des Vertragsabschlusses angesehen wird, 
ferner der Grundsatz, dass zwischen Ehegatten Schenkungen von Todes- 
wegen und für den Fall der Scheidung zulässig sind. 
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2. Die italienischen Juristen. 11 

Diese Ansieht wird nun zur herrschenden, sie wird ins- 
besondere auch von Bartolus und Baldus^) vertreten und 
damit begründet, dass in dieser Vollendung, der consum- 
matio delicti, das Wesen des Delikts besteht, durch die es 
seine Gestalt gewinnt, eine Begründung, die eigentlich doch 
nur eine nicht einmal vielsagende Behauptung ist. Obwohl 
nun mit aller Entschiedenheit ausgesprochen wird, dass es 
auf Zeit und Ort des Erfolgs ankommt, wird doch wieder 
in Anschluss an die besprochenen Quellenstellen zur lex 
Aquilia betont, dass beim Mord Ort und Zeit der Verwun- 
dung, nicht des Todes entscheide,*) also doch mehr die 
Theorie der Zwischen Wirkung als die des Erfolges vertreten. 
Bartolus insbesondere betont auch, 8) dass es auf die verba 
statuti ankomme, und gelangt damit zu der eigentümlichen 
Unterscheidung, dass ein durch einen Pfeilschuss begangener 
Mord nur dann am Orte der Verwundung als begangen an- 
zusehen ist, wenn das Gesetz das percutere, id est tangere 
cutem bestraft, hiegegen dann am Orte des Abschiessens, 
wenn das Statut von sagittare, Pfeilschiessen, spricht. Dies 
scheint allerdings eine kleinliche Buchstabenauslegung zu 
sein; allein es ist in ihr der bedeutungsvolle Satz angedeutet, 
dass dasjenige, was über den gesetzlichen Thatbestand hinaus- 
geht, auch nicht Ort und Zeit der Deliktsbegehung be- 
stimmen kann. 

Schon Bartolus und Baldus haben sohin die Erfolgs- 
theorie nicht mehr konsequent festgehalten ; später wird die- 
selbe fast allgemein aufgegeben, und es tritt, nachdem erst 
der Ort der Thätigkeit, dann der des Erfolges bevorzugt 
worden war, die Theorie in den Vordergrund, welche beide 
Orte für gleichberechtigt erklärt und an beiden Ge- 
richtszuständigkeit und Strafgewalt begründet sein lässt. 



*) Bartolus N. 6 ff. zur 1. 3 D. de accus, et inscript. 48, 2; Baldus 
N. 10 zur 1. 5 C. de accus, et inscript. 9, 2. 

2) Bartolus N. 6 u. 13 zur 1. 3 D. de accus, et inscript. 48, 2. 
Baldus, Consilia lib. l Nr. 154. 

') N. 7 zur 1. 3 D. de accus, et inscript. 48, 3. Später nimmt dies 
Decianus (a a. 0. lib. IV cap. 17 § 9) wieder auf. 
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12 I. Geschichtliche Entwickelung bis zur Gegenwart. 

Schon früher hatte Cynus^) diese Ansieht aufgestellt. Ende 
des fünfzehnten und am Anfang des sechzehnten Jahrhunderts 
mehren sich die Anhänger*) und schliesslich bekennen sich 
zu ihr die einflussreichsten Juristen Clarus und Farinacius^) 
unter Berufung auf die Praxis, die allgemein in diesem Sinne 
entscheide. In der That scheint auch das praktische Be- 
dürfnis den Umschwung der Ansichten herbeigeführt zu haben, 
um auf alle Fälle die Bestrafung der Verbrechen zu sichern, 
teilte man jedem Lande das ganze Verbrechen zu. Indem 
man aber dieses praktische Bedürfnis hervorhob, um zu be- 
gründen, dass das Verbrechen als Ganzes jedem Lande zu- 
gesprochen werden muss (ne delicta remaneant impunita 
debent cuique territorio in solidum attribui), scheint man 
schon erkannt zu haben, dass eigentlich in keinem der beiden 
Länder das Verbrechen, sondern in jedem nur ein Teil des- 
selben begangen ist, und dass es einer Fiktion bedarf, um 
die Zuständigkeit im einen wie im anderen Lande zu be- 
gründen. 

Im Zusammenhang mit der Frage, ob Thätigkeit oder 
Erfolg entscheide, behandelt Farinacius auch die, wie es zu 
halten sei, wenn sich die Thätigkeit selbst über mehrere 
Orte erstrecke.*) Auch diese wird, wie die erstere, unter 
den Gesichtspunkt der inchoatio oder consummatio delicti 
gebracht, aber doch begrifflich von ihr geschieden. Schon 
Bartolus hatte die Frage gestreift, 5) aber seine Beispiele 
deuten mehr auf realkonkurrierende Delikte hin (Fesselung, 



^) a. a. 0. 1. 1 C. ubi de possesslone, 3, 16. 

2) Hippolythus de Marsiliis, num. 150 zur 1. unica C. de raptu 
virginum 9, 13, teilweise auch Felinus Sandaeus a a. 0. lib. I[ tit. 2 
cap. 20 Ziff. 18. Als weitere Vertreter werden (von Clarus a. a. 0. 
quaestio 38 Nr. 9 und Farinacius a.a.O. quaestio 7 Nr. 46) genannt: 
Joannes Andrea, Nellus, Conradus, Albericus de Rosciate, 
Phillypus Franciae. 

*) Clarus, Sententiae receptae lib. V (Practica criminalis), Frankf, 
1560, quaestio 38 Ziff. 9. Farinacius a. a. 0. lib. I quaestio 7 § 45 f. 

*) a. a. 0. lib. I quaestio 7 Nr. 44 f. Ebenso Felinus Sandaeus 
a. a. 0. cap. 20 Nr. 13. 

5) N. 14 zur 1. 3 D. 48, 2; N. 2 zur 1. 23 D. ad legem Juliam de 
adulteriis 48, 5. 
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2. Die italienischen Juristen. 13 

Entführung, Verfolgung unter Schmährufen und nachfolgender 
Totschlag) als auf einheitliche, aus mehreren Akten zu- 
sammengesetzte. Farinacius vermengt Beides und entscheidet 
sich auch hier dafür, dass das Delikt an beiden Orten be- 
gangen sei; denn wenn auch ein einheitliches Delikt vorliege, 
so sei doch einem jeden der beiden Richter unrecht gethan; 
damit wird wieder ein neuer Gesichtspunkt zur Begründung 
herangezogen, die Bestimmung des Thatortes nach der 
Normverletzung. 

Neben der Frage, ob Thätigkeit oder Erfolg und wel- 
cher Teil der Thätigkeit entscheide, haben aber die Italiener 
auch die des Unterlassungsdeliktes in den Kreis ihrer 
Erörterungen gezogen und damit das System zur Behandlung 
der Lehre angezeigt, das auch noch den Bearbeitungen un- 
serer Tage zu Grunde liegt. Das, was sie über das Unter- 
lassungsdelikt gesagt, lässt sich im wentlichen in zwei Sätze 
zusammenfassen, über die wir aber auch heute noch nicht 
sehr weit hinausgekommen sind: Die Unterlassungsdelikte 
werden eigentlich nirgends begangen, weil sie etwas nicht 
Seiendes — non entia — sind. Wenn aber die Handlung 
an einem bestimmten Orte hätte vorgenommen werden müssen, 
so gilt dieser als Ort der Begehung, i) Zeitlich betrachten 
Bartolus und Baldus das Unterlassungsdelikt schon dann als 
begangen, sobald der Schuldige die Handlung hätte vor- 
nehmen können; es sei nicht der letzte Zeitpunkt abzuwarten, 
in dem die Vornahme der Handlung noch möglich war. 2) 

Die Lehre von der Teilnahme findet, wenigstens was 
die Anstiftung anlangt, eine ausserordentlich eingehende 
Behandlung. Auch hier lassen sich, genau so, wie bei der 
Hauptfrage, jene drei Stufen der Entwickelung entscheiden. 
Die älteste Ansicht ist die, dass der Anstiftende da gestraft 
werden kann, wo er die Thätigkeit des Anstiftens vor- 



*) Bartolus N. 10 zur 1. 3 D. de accus, et inscript. Baldus N. 3 
zur 1. 1 C. de his, quibus ut indignis 6, 35. Decianus a. a. 0. lib. IV 
cap. 17 § 10. 

*) an den in der vorhergehenden Anmerkung genannten Stellen. 
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nimmt ;0 ihr folgt die entgegengesetzte, welche die Anstif- 
tung an dem Orte begangen sein iässt, an welchem der 
Angestiftete die That ausführt,*) und schliesslich vertritt 
Farinacius die Anschauung, dass die Anstiftung sowohl an 
ihrem eigenen Orte als an dem der Thäterhandlung begangen 
sei und bestraft werden könne.*) Gewöhnlich wird die Frage 
unter dem Gesichtspunkt behandelt, ob der Angestiftete ex 
mandato oder ex delicto haftet; aber es finden sich auch 
schon direkte Andeutungen der accessorischen Natur der 
Anstiftung, so bei Farinacius, der dieselbe allerdings ver- 
neint (diversae sequuntur ex hoc facto obligationes, quarum, 
una non accedit alteri.)^) Endlich taucht in diesem Zu- 
sammenhang auch die heute noch nicht überwundene Werk- 
zeugstheorie auf, die Ansicht, dass derjenige, welcher sich 
zur Ausführung der That eines Werkzeuges oder auch einer 
fremden menschlichen Kraft bedient, auch dort das Ver- 
brechen begehe, wo dieses Werkzeug oder diese fremde 
menschliche Kraft wirkt. Gandinus erwähnt zuerst diese 
Anschauung, jedoch nur, um sie zu verwerfen.^) Bartolus^) 
nimmt dies wieder auf, schränkt es aber auf den Fall ein, 
dass die als Werkzeug benützte fremde Kraft notwendig 
wirken muss und nicht ex virtute libertatis suae thätig wird. 
Sonst begegnet uns jener Gedanke nicht mehr und er ist 
daher keinesfalls zur allgemeinen Rechtsüberzeugung er- 
wachsen. 

Die Frage, wo das auf der Grenze begangene Delikt 

*) Albertus de Gandino a. a. 0. Abschn. ubi puniatur delinquens 
Nr. 4. 

*) Bar toi US N. 9 f. zur 1. 11 § 3 D. de injuriis et famosis libellis 
47, 10, N. 2 zur 1. 17 § 2 D. h. t , Note zur 1. 4 § 1 D. de vi bonorum 
raptorum 47, 8; Baldus N. 12 zur 1. 5 C. si a non competenti judici 7, 48. 
Dagegen N. 13 zur 1. 5 C. de accus, et inscript. 9, 2. Clarus a. a. 0. 
quaestio 38 Ziff. 6. — Decianus a.a.O. cap. 17 §7 schränkt dies auf 
den Fall ein, dass die Anstiftung für sich allein strafbar ist oder mit 
ausserordentlicher Strafe belegt wird. 

8) a a. 0. lib. I quaestio 7 Ziff. 45. 

*) ebendaselbst. Ähnlich schon Bossius, tractatus de foro com- 
petenti (Venedig 1562) §§ 109 ff. 

^) a. a. 0. Abschn. ubi pum'atur delinquens Nr. 4. 

6} N. 2 zur 1. 17 § 2 D. de injuriis et famosis libellis 47, 10. 
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ZU bestrafen sei, wird gleichfalls häufig behandelt und all- 
gemein dahin entschieden, dass die Strafgewalt in den beiden 
angrenzenden Gebieten begründet sei.^) Der auf dem Grenz- 
gebiet gefundene Leichnam, mit dem sich später die deut- 
schen Juristen bis zum Überdrusse beschäftigten, spielt auch 
hier schon eine Rolle, und es finden sich schon die Ansätze 
zu den subtilen Unterscheidungen der späteren Zeiten. De- 
cianus^) verlangt, dass auf den meist begangenen Wegen 
die Entfernungen nach beiden Gebieten abgemessen werden, 
und polemisiert gegen Bartolus, der sich für Abmessung der 
Entfernung nach der Luftlinie ausgesprochen hatte. 

Von weiteren Einzelfragen taucht auch die des fort- 
gesetzten Verbrechens (crimen reiterabile) auf und zwar im 
Zusammenhang der Verjährung. Clarus führt das Beispiel 
des fortgesetzten Ehebruchs und Incestes an und lässt die 
Verjährung mit dem letzten Akte beginnen, »j 

Besonders häufig wird schliesslich noch die Frage be- 
handelt, ob jemand, der in einem Lande eine Sache entwendet 
hat und sie in ein anderes Land bringt, in diesem letzteren 
bestraft werden kann. Vor Bartolus war die allgemeine 
Ansicht gegen diese Bestrafung, Bartolus sprach sich für 
diese aus, weil durch den Gebietswechsel eine neue Klage 
entstehe;*) seine Ansicht wurde von anderen aus praktischen 
Rücksichten bestätigt*) und gewann im allgemeinen die 
Rechtssprechung für sich, und obwohl sie nicht überall Fuss 
fasste — das Collegium in Bologna sprach sich dagegen aus, 
Augustus d'Arimini stimmte in einem praktischen Falle zu- 
sammen mit Herkules D'Este dagegen, und Clarus berichtet, 
dass man sich im Herzogtum Mailand nie daran gekehrt 



») Bossius a. a. 0. § 115. Clarus a. a. 0. quaestio 38 Ziff. 11. 
Farinacius a. a. 0. lib. I quaestio 7 Nr. 51 u. a. 

*) a. a. 0. cap. 17 §16. Bartolus, tractatus de jurisdictione, N. 14. 

') a. a. 0. quaestio 51 Nr. 3. 

*) N. 2 zur 1. 18 D. de furtis, 47, 2. N. 4 zur 1. 11 D. de condic- 
tione furtiva, 13, 1. Ebenso Baldus, Consilia lib. I Ziff. 154. 

^) Angelus Aretinus a. a. 0. S. 290 (quaestio 15), Bossius a. a. 0. 
§ 59, Farinacius a. a. 0. quaestio 7 Ziff. 7. 
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habe^) — wird uns doch wiederholt berichtet,*) dass dieser 
einzige Ausspruch des Bartolus eine Unzahl von Leuten, 
nach einer Quelle*) an Hunderttausende an den Qalgen ge- 
bracht habe, ein denkwürdiges Zeugnis nicht nur der Macht 
eines Juristenspruches, sondern auch der Kriminalität jener 
Zeiten und der grausamen Härte in ihrer Bekämpfung. 



3. Das deutsche Recht bis in die zweite Hälfte des acht- 
zehnten Jahrhunderts.^) 

In Deutschland lässt sich die Geschichte der Frage nur 
bis in das sechzehnte Jahrhundert zurückverfolgen. Aller- 
dings muss sie auch schon vorher im deutschen Rechte eine 
Rolle gespielt haben, denn schon in den alten germanischen 
Volksrechten^) und ebenso in mittelalterlichen Rechtsbüchern «) 
war das forum delicti commissi anerkannt worden. Aber 
wie es im einzelnen gehandhabt wurde, darüber fehlen die 
quellenmässigen Nachweise, und es ist nur eine wenig be- 
gründete, auf den Ort des Erfolgseintritts hindeutende Hypo- 
these, dass diese Ansicht am besten der ursprünglich herr- 
schenden grobsinnlichen Anschauungsweise entspräche, für 
welche zur Würdigung des Verbrechens der äussere Schaden 
die Hauptsache gewesen sein soll.^) 

Beinahe gleichzeitig mit den quellenmässigen Nach- 



*) Vergl. hierüber Decianus a.a. 0. lib. IV cap. 17 § 15, Augustus 
Arirainensis in den Anmerkungen zu Angelus Aretinus a. a. 0. S. 290, 
Clarus a. a. 0. quaestio 38 Ziff. 16. 

*) Die in der vorhergehenden Anmerkung Genannten an den an- 
gegebenen Orten. 

ä) Marianus Socinus nach Augustus Ariminensis a. a. 0. 
S. 290. 

*) Das kanonische Recht hat, wie auch von Schneidler a. a. 0. 
S. 23 f. und Köstlin, System des deutschen Strafrechts, l.Bd. 1855 S.40 
hervorgehoben wird, auf die Entwickelung der Lehre keinen Einfluss 
ausgeübt. 

^) Vergl. hierüber insbes. Gg. Ludwig Böhmer, Electa juris civilis 
m. Bd. 1799 S. 212, Zachariae, Handb. d. deutschen Strafprozesses, 1. Bd. 
1860 S. 367 f., v. Kries, Lehrb. d. deutschen Strafprozessrechts, 1892 S. 165. 

^) Schwabenspiegel § 92, Sachsenspiegel Buch III Art. 25. 

') Schneidler a. a. 0. S. 23. 
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weisen in der deutschen Litteratur tauchen aber auch die 
Belege dafür auf, dass die Deutschen auch auf diesem Ge- 
biete von den Italienern gelernt haben, zunächst völlig 
abhängig sind von diesen, und lange Zeit hindurch, bis in 
die Mitte des achtzehnten Jahrhunderts, lässt sich nun 
dieser italienische Einfluss verfolgen. Während dieser ganzen 
Zeit lässt sich auch kein eigentlicher Fortschritt gegenüber 
den Italienern nachweisen, in mancher Beziehung sogar ein 
erheblicher Rückschritt. Die schon in der italienischen Lit- 
teratur behandelten Fragen werden nicht vertieft, neue Fragen 
nicht behandelt. Die Begründung der Ansichten ist minde- 
stens ebenso oberflächlich, wie es bei den Italienern der Fall 
war; an Stelle einer Begründung tritt bisweilen die einfache 
Berufung auf die italienischen Gewährsmänner. Die wenigen 
Ansätze zu einer Systematik der Lehre gehen wieder ver- 
loren; in das Schema der inchoatio und consummatio delicti 
werden ganz verschiedenartige Erscheinungsformen hinein- 
gezwängt; einzelne Fragen, wie die des Unterlassungsdeliktes, 
verschwinden vollständig, ebenso aber auch die nach der Zeit 
der Begehung, was freilich seinen guten Grund darin hatte, 
dass die deutschen Partikularrechte bis zum Ausgang des 
achtzehnten Jahrhunderts vielfach dem römischen Institut 
der Strafverjährung die Anerkennung versagten.*) Die Lehre 
vom Begehungsorte schUesst sich fast durchweg an die Lehre 
vom Gerichtsstand, noch mehr aber an die von der Gerichts- 
barkeit an, und da die Zersplitterung dieser Gerichtsbarkeiten, 
welche als Lehen verliehen wurden, bis ins unendlich Kleine 
ging, lag auch hier der hauptsächlichste Anlass zur Behand- 
lung der Frage, zu der auch die Gerichte und Juristen- 



^) So st&tzt sich Joh. Jodocus Beck in der Praxis aurea de 
jurisdictione, Nürnberg 1750, auf die Ausführungen des Clarus und Fa- 
rinacius. 

^) Das österreichische Strafgesetzb. v. 1787 (, Allgemeines Gesetz 
über Verbrechen und deren Bestrafung") bestimmt in § 183 ausdrücklich, 
dass die Strafe nicht verjährt, der Codex juris Bavarici criminalis v. 1751 
nennt in § 29 (Teil I) den „langen Anstand" nur als Strafmilderungs- nicht 
als Strafaufhebungsgrund. Vergi. auch Heinz e in Holtzendorfs Handb. 
d. Strafrechts 2 Bd. 1871 S. 598 ff. 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlang im Strafrerht. 2 
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fakultäten häufig Stellung nehmen mussten; die Schriftsteller 
jener Zeiten haben uns denn auch eine ziemlich umfangreiche 
Judikatur übermittelt. 

Der erste bedeutsame Nachweis aber, der uns erhalten 
ist, gehört weder der Litteratur noch der Rechtsprechung 
sondern der Gesetzgebung an: In art. 229 behandelt die 
Bamberger Halsgerichtsordnung vom Jahre 1507 den 
Fall, dass jemand in einem Gebiete verwundet wird, sodann 
in ein anderes Gebiet kommt oder gebracht wird, woselbst er 
stirbt; sie bestimmt, dass der Richter jenes ersten Bezirkes, „in 
dessen Gerichtszwang die That geschehen ist", jenem Richter, 
in dessen Bezirk der Tod eintritt, die Leibzeichen abfordern 
und dieser sie ihm abgeben soll. Damit ist zweifellos der 
Ort der Verwundung als der der That anerkannt, ohne dass 
freilich zu erkennen wäre, ob es nun bei der Verwundung 
auf den Standpunkt des Thäters oder auf den des Verletzten 
ankommen soll. Die Entscheidung entspricht also genau der 
in der 1. 15 D. 9, 2 wiedergegebenen des römischen Rechts, 
zugleich aber auch der Anschauung der Italiener des vier- 
zehnten und fünfzehnten Jahrhunderts. In die Carolina wurde 
jene Bestimmung nicht aufgenommen, wohl aber in die 
soror Carolinae, die brandenburgische Halsgerichtsordnung 
von 1516, und von dieser ist sie unverändert auf die refor- 
mierte brandenburgische peinliche Halsgerichtsordnung des 
Kurfürsten Georg Wilhelm vom Jahre 1582 (art. 235) über- 
gegangen. 

Die nun folgenden Schriftsteller am Ende des sech- 
zehnten und Anfang des siebzehnten Jahrhunderts nennen 
uns selbst ihre italienischen Gewährsmänner und geben uns 
deren Anschauung einschliesslich der Begründung so genau 
wieder, dass wir auch ohne diese Quellenangabe nicht im 
Zweifel sein könnten. Wie Bartolus und Baldus entscheiden 
sie die Frage, ob inchoatio oder consummatio massgebend 
sei, zu Gunsten der letzteren, weil durch diese das Verbrechen 
seine Gestalt erhält, die es zum Verbrechen stempelt, und 
weil der Standpunkt des Leidenden mehr Berücksichtigung 
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verdient . als der des Verbrechers/) so Johannes Zanger in 
dem Traktat über die Exzeptionen vom Jahre 1586,^) so 
Theodoricus im collegium criminale von 1606,*) woselbst er 
die spätere italienische Anschauung, dass beide Orte mass- 
gebend seien, verwirft, so auch endlich der Vorläufer Carp- 
zovs, Berlich.*) Während die Erstgenannten das Beispiel 
des Schusses über die Grenze benützen, geht Berlich von 
dem Falle der brieflich begangenen Beleidigung aus. Seine 
Entscheidung lautet zu Gunsten des Bestimmungsortes und 
stützt sich auf ein Leipziger Urteil vom September 1627, 
das er wörtlich wiedergibt. Es lag ihr der Thatbestand zu 
Grunde, dass ein gewisser in Naumburg lebender Duncker 
in einem an seinen Vetter nach Um gerichteten Schreiben 
„etliche scharfe und beschwerliche Worte** wider einen dor- 
tigen Bürger hatte verlauten lassen. Er wird für schuldig 
erkannt, dem Stadtgerichte zu Um zu folgen und sich dort 
zu verantworten, „da in diesem Fall nicht der Ort, da das 
Schreiben verfertigt, sondern dahin es gerichtet, anzusehen." 
Ausführlicher als die Vorgenannten behandelt Carpzov^) 
selbst die Frage und bringt für seine Anschauung mehrfach 
Belege aus der Praxis, insbesondere aus der der Leipziger 
Schöffen. Auch er entscheidet sich, und zwar ebenfalls aus 
den eben wiedergegebenen Gründen für den Ort des Erfolges, 
der consummatio, folgt aber den Italienern auch in deren 
Inkonsequenz, indem er, wie Schwarzenberg in der Bamberger 
Halsgerichtsordnung, beim Totschlag den Ort der tötlichen 
Verwundung, nicht denjenigen, an welchem der Tod eintritt, 
entscheiden lässt. Unter den Gesichtspunkt der consummatio 
bringt er aber auch, Baldus folgend, den Fall, dass ein 
Mädchen aus einem Gebiete entführt, in einem anderen ver- 



*) Dieser letztere Gesichtspunkt ist auf Farinacius a. a. 0. lib. I 
quaestio 7 Ziff. 44 zurückzuführen. 

») Pars. II cap. 1 Ziff. 233 f. 

») Disputatio IV These III. 

*) Decisiones 2. Aufl. 1685, Pars I decisio 181. 

^) Practica nova Imperialis Saxonica rerum criminalium 1635, quae- 
stio 110 Nr. 13 ff. 

2* 
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gewaltigt wird, indem er sich auch hier für den letzteren 
Ort, als den der consummatio entscheidet. Es scheint, dass 
hier die Entführung in der Vergewaltigung aufgehen, und 
nur die letztere das eigentliche Verbrechen ausmachen soll ; 
denn den ähnlichen Fall, dass jemand in einem Gebiete ge- 
schlagen, dann auf der Flucht in ein anderes verfolgt und 
dort vollends getötet wird, entscheidet er in anderer und 
sicher mehr der Logik entsprechenden Weise dahin, dass die 
beiden Richter zuständig sein sollen, und zwar jeder nach 
Massgabe der auf seinem Gebiete zugefügten Misshandlungen. 
Ausserdem behandelt Carpzov nur noch die Frage des 
auf der Grenze gefundenen Leichnams, diese aber, wie auch 
seine Vorgänger Theodoricus,^) Zanger*) und Berlich,») mit 
ganz besonderer Ausführlichkeit. Es scheint, dass nur auf 
diesem Spezialgebiete ein lebhafter Streit der Meinungen 
bestand, und es ist merkwürdig, welch absonderliche An- 
schauungen sich hier befehden. Bald soll das Gebiet den 
Vorzug haben, auf dem der Leichnam mit dem Kopfe liegt, 
bald umgekehrt dasjenige, auf dem sich die Füsse befinden; 
die Dritten lassen die Lage des Herzens entscheiden, die 
Vierten das Vorhandensein von Blutspuren auf dem einen 
oder dem anderen Gebiete. So anregend nun jenes Thema 
für die Schriftsteller jener Zeiten gewesen zu sein scheint, 
so wäre es doch falsch, in ihren Ausführungen nur theo- 
retische Spielereien zu erblicken. Bei der unendlichen An- 
zahl von sich berührenden Gerichtsgebieten und bei der 
Gewaltthätigkeit jener Zeiten scheint es eben praktisch nicht 
selten vorgekommen zu sein, dass die Leiche eines Ermor- 
deten auf der Grenze zweier Gebiete gefunden wurde; jene 
Ansichten werden denn auch zum Teil mit der Berufung auf 
den allgemeinen Gerichtsgebrauch begründet, und Berlich*) 
berichtet uns einen Fall aus dem Jahre 1580, in welchem 



») a. a. 0. disp. IV These III. 
») a. a. 0. Pars U cap. 1 Ziff. 238 f. 
») a. a. 0. Pars I dec. 62. 
*) a. a. 0. (dec. 62). 
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der Streit so weit gediehen war, dass der Gerichtsherr des 
einen Gebietes den auf der Grenze gefundenen Leichnam, 
der auf dem anderen Gebiete schon bestattet worden war, 
wieder ausgraben und in sein Amt bringen Hess, um dort 
die Untersuchung durchzuführen. 

Carpzov bekundet nun gegenüber jenen Anschauungen 
insofern einen Fortschritt, als er die Umstände des Einzel- 
falles entscheiden und im Zweifel beide Gerichte zuständig 
sein lässt.i) 

Die Grundansicht Carpzovs und der Vorgenannten, wo- 
nach der Ort der Vollendung entscheidet, blieb in Deutsch- 
land ebensowenig unangefochten, als es in Italien der Fall 
war. Schon der Holländer Matthaeus *) hatte sich sowohl in 
Ansehung des Gegensatzes zwischen Beginn und Vollendung 
der Thätigkeit als auch desjenigen zwischen Thätigkeit und 
Erfolg für die Gleichberechtigung beider Orte mit Bevor- 
zugung des prävenierenden Gerichtes entschieden, und zwar, 
wie die Italiener, aus praktischen Gründen, um die Bestrafung 
des Verbrechers auf alle Fälle zu sichern, aber nur aus diesen 
praktischen Gründen; bei ihm taucht zum ersten Male in etwas 
greifbarer Form der Gedanke auf, dass das Verbrechen in 
beiden Gebieten nur zum Teile, also eigentlich auf einem 
den beiden Gebieten gemeinsam angehörenden Raum begangen 
ist. Es sei ähnlich wie mit dem Balken, der von mehreren 
zusammen fortgetragen wird, so dass man, genau genommen, 
von keinem der Tliäter sagen könne, er habe ihn fortgetragen. 
Nur aus Zweckmässigkeitsgründen und contra rationem dis- 
putandi spricht er die Zuständigkeit beiden Gebieten zu. 
Dieser Anschauung folgt er auch bei dem Gegensatz zwischen 
Anstiftung und Ausführung. Ihm folgt der Zeitgenosse Carp- 
zovs, Brunnemann,3) der auch von Clarus die Frage der Ver- 



») a. a. 0. quaestio 110 Nr. 25 ff. 

*) Commentarius ad libros 47, 48 D. de Criminibus (Trajecti 1644) 
lib. 48 tit. 13 cap. 5 Ziff. 7 u. 8. 

') Tractatus de inquisitionis processu, 1648, Cap. III Nr. 14 ff., 
Cap. XI Nr. 5. 
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jährung des fortgesetzten Verbrechens übernimmt und sie 
wie jener entscheidet. 

Im allgemeinen äussert jedoch Carpzov auch in dieser 
Beziehung seinen überwiegenden Einfluss, und seiner An- 
schauung schliessen sich die meisten Schriftsteller bis zur 
Mitte des achtzehnten Jahrhunderts an/) wobei sie vereinzelt 
auch zur Entscheidung der Frage, nach welchem Gesetz die 
That zu beurteilen sei, herangezogen wird. 2) Auch die Werk- 
zeugtheorie taucht gelegentlich ä) wieder auf, aber auch hier 
nur ganz vereinzelt; sie hat in Deutschland ebensowenig 
festen Fuss gefasst, wie in Italien. 

Die von Matthaeus und Brunnemann vertretene Ansicht 
hingegen erlangte in einem Falle gesetzliche Anerkennung. 
Die Kriminalordnung für die Chur- und Neumark vom 
achten Juli 1717 bestimmt, dass die Prävention entscheide, 
„wenn ein Verbrechen in einem Gebiet angehebt und in 
einem andern vollbracht oder sonst kontinuiert wird, als 
wenn durch verschiedener Herren Lande jemand einen An- 
deren verfolgt oder den Diebstahl, ehe er damit in sein 
Gewahrsam kommt, dadurch führet; da aber auch die Misse- 
that an den Grenzen und entweder auf denen zwischen zwei 
Herrschaften oder Gerichten gemeinen Grenzen selbst be- 
gangen oder man nicht wüsste, an welcher Seite und in 
wessen Gebiet die That verübet wäre, so lassen wir doch, 
ohngeachtet die Rechtslehrer hierüber nicht einig, es denn- 
noch auch diesfalls dabei und wollen, dass auch in diesem 
Falle, damit der Übelthäter inzwischen zu entkommen 
nicht Gelegenheit finde, noch auch in diesen Fällen das zur 

^) So Johann Voet, Comment. ad Pandectas, 1698, lih. 48 Titel 19 
Ziff. 11, Joh. Samuel Stryk, selectiores controversiae ad Pandectas, 1711, 
dlsput IV These 10 f., Joh. Christ. Fröhlichs von Fröhlichsburg; 
Comm. in Kaiser Karl des Fünften peinliche Halsgerichtsordn. (Innsbruck 
1709) 8. 17, Kirchgessner, Richterstuhl der recht richtenden Gerechtig- 
keit (Nürnberg 1706) S. 13, Selchow, Institutiones crirainales (1757) § 579. 
Dagegen (wie Brunnemann) Ludovici, Einleitung z. peinlichen Prozess 
(5. Aufl., 1716) 4. Kap. Ziff. 14 f. und Renazzi, Elementa juris criminalis, 
1781, 5. Kap. V § 2. 

«) Voet a. a. 0. lib. 48 Tit. 19 Ziff. 11. 

») Derselbe 1. c. Ziff. 11. 
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Untersuchung Nötige nicht versäumt werde, Präventio statt- 
habe." 

Im übrigen durchsucht man die wichtigeren Gesetz- 
bücher, Malefizordnungen etc. von der Carolina bis in die 
Mitte des achtzehnten Jahrhunderts vergeblich nach einer 
Entscheidung. Es ist auffallend, wie wenig jene für die 
Praxis wichtige und in der Litteratur vielbesprochene Frage 
in die Gesetzgebung hereinspielt. Einen grossen Teil dieser 
praktischen Wichtigkeit hatte sie allerdings dadurch ver- 
loren, dass neben dem Gerichtsstand der begangenen That 
auch der der Ergreifung anerkannt wurde; es bestand sohin 
praktisch die Möglichkeit, jeden Verbrecher, dessen man 
habhaft wurde, wegen jedes irgendwoimmer begangenen 
Deliktes zu bestrafen, i) 

4. Die Rechtsentwickelung von der zweiten Hälfte des 
achtzehnten Jahrhunderts bis zur Entstehung der Reichs- 
strafprozessordnung. 

In der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts 
vollzieht sich eine bedeutsame Wendung, nicht nur in der 
Entscheidung, sondern in der ganzen Behandlung der Frage. 
Es ist, als ob der Geist der Auf klärungszeit seine mächtige 
Wirkung bis in diese strafrechtliche Einzelfrage hinein aus- 
übt und es von selbst mit sich bringt, dass man sich von 
überlieferten Anschauungen frei macht und die Dinge, so 
wie sie sind, näher und schärfer betrachtet, als es bisher 
der Fall war. 

Diese Bewegung setzt mit Johann Samuel Friedrich 
Böhmer ein, der in seinen Bemerkungen zu dem Hauptwerke 
Carpzovs*) auch in dieser Materie dessen Autorität erschüttert. 



^) Vergl. hierüber Knapp, Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft 
Bd. 12 (1892) .8.499, Mohl, Dissert. de juribus atque obligationibus, 1787, 
S. 20 ff. 

*) Observationes selectae ad Carpzovii practicam novam renim cri- 
minalium, 1759, ad quaestionem 110 Nr. 15, observatio 2 u. 3. Die gleichen 
Anschauungen vertritt Böhmer schon in den Elementa juris criminalis 
(4. Aufl.), 1749, Teü I cap. 1 § 3. 
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Seine Polemik richtet sich vornehmlich gegen die Gegenüber- 
stellung von inchoatio und consummatio, und wenn er auch 
in dieser zu weit geht, und es noch der Arbeiten seiner 
Nachfolger bedarf, um sie auf das richtige Mass zurück- 
zuführen, so ist es doch seiner Anregung zu danken, wenn 
in der Folgezeit die deutsche Wissenschaft sich von dieser 
einengenden Formel frei macht. Böhmer behauptet geradezu, 
dass es diesen Gegensatz gar nicht geben könne; das Ver- 
brechen vollziehe sich vielmehr in einem einheitlichen, un- 
teilbaren Akte, so dass Beginn und Vollendung sich gar 
nicht unterscheiden liessen; es sei dann in Erscheinung ge- 
treten, si vitiosa actio cum patientis receptione coalescit; 
dies würde auf den Ort der Zwischen Wirkung hindeuten, 
dennoch entscheidet Böhmer den Schulfall des Schusses über 
die Grenze dahin, dass das Delikt weder an dem einen oder 
dem anderen Ort begangen, noch in dem einen begonnen, 
in dem anderen vollendet sei, vielmehr eben wegen seiner 
Unteilbarkeit beiden Gebieten angehöre, woraus freilich wieder 
der Schluss gezogen wird, dass in beiden die Zuständigkeit 
begründet sei. Die Gegenüberstellung von inchoatio und 
consummatio wird ferner verworfen, wenn an einem Orte 
bloss vorbereitende Handlungen vorgenommen wurden; ebenso 
dann, wenn das strafbare Thun einige Zeit hindurch andauere, 
wie ein Streit, der an einem Orte mit gegenseitigen Schmäh- 
ungen begonnen wurde, an einem anderen in Thätlichkeiten 
ausartete; hier liege an beiden Orten ein vollendetes Ver- 
brechen vor, und beide Richter seien gleichmässig zuständig. 
Noch weniger könne in den früher oft unter dem Gesichts- 
punkt der inchoatio und consummatio besprochenen Fällen 
der Entführung mit nachfolgender Vergewaltigung und des 
Diebstahls mit nachfolgender Sicherung des Gewahrsams von 
jenem Gegensatz die Rede sein; in der Entführung sei der 
Thatbestand des raptus, in der Wegnahme der des Diebstahls 
enthalten, und sohin nur an diesen Orten der Gerichtsstand 
der begangenen That begründet. 

Diese Anschauungen werden nun grundlegend für die 
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späteren Bearbeiter, werden aber von diesen noch wesentlich 
abgeklärt. Böhmers Ausführungen zwingen dazu, diejenigen 
Fälle, in denen die sogenannte inchoatio die blossen Vor- 
bereitungshandlungen enthält, wie auch diejenigen, bei 
welchem in Wirklichkeit eine Verbrechensmehrheit verliegt, 
(so die Beleidigung mit nachfolgender Körperverletzung) von 
der Frage auszuscheiden, da die Vorbereitungshandlungen 
den Thatort nicht bestimmen können, von den mehreren real 
konkurrierenden Verbrechen aber jedes seinen eigenen Be- 
gehungsort hat. Dies wird nun zuerst von Meister^) klar 
ausgesprochen und in der Folgezeit noch oft wiederholt.*) 
Damit wird die Streitfrage auf ihr eigentliches Gebiet be- 
schränkt, zugleich aber wird sie von Meister, indem er er- 
klärt, dass von einer örtlichen Verschiedenheit nur dann die 
Rede sein könne, wenn zum Verbrechen mehrere Handlungen 
oder Bewegungen oder Handlungen und deren Folgen ge- 
hören, zum ersten Male in ihrem Wesen deutlicher gekenn- 
zeichnet. Verteilt sich aber der Thatbestand des Verbrechens 
in dieser Weise über mehrere Orte, so kann — Meister 
drückt auch diesen Gedanken zum ersten Male mit aller 
Schärfe aus und hält ihn seinen praktischen Konsequenzen 
fest — keinem dieser Verbrechensteile die Eigenschaft des 
ganzen Verbrechens beigelegt werden, so wenig wie etwa 
ein Teil eines Hauses für das ganze Haus genommen werden 
kann, und wie ein zur Hälfte diesseits, zur Hälfte jenseits 
der Grenze stehendes Haus beiden Gebieten zugleich an- 
gehöre, so bilden auch beim Verbrechen alle Orte, an welchem 
ein wesentlicher Teil desselben in Erscheinung tritt, zu- 
sammengenommen den Ort des Verbrechens. Eben darum 
sei aber die Zuständigkeit weder in dem einen noch in dem 
andern Gebiete begründet, sie stehe vielmehr einem beiden 



*) Ausführliche Abhandlung des peinlichen Prozesses in Teutschland, . 
1766, Teü IV S. 620 ff. 

2) Vergl. Winkler, Opuscula minora, 1792, Bd. 1 S. 6 f., Titt- 
mann, Handb. d. Strafrechtswissenschaft, 1810, IV. Bd. S. 63 f., Bauer, 
Grundzöge d. Kriminalprozesses, 1805, § 58, ders., Lehrb. d. Strafpiozesses, 
1835, S. 58 f. etc. 
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Gebieten gemeinschaftlichen Gerichte zu. Damit nimmt 
Meister einen Gedanken wieder auf, den bereits Böhmer^) 
für den Fall, dass ein Delikt auf der Grenze selbst begangen 
war, als theoretisch richtig erwähnt, jedoch aus Zweck- 
mässigkeitsgründen zu gunsten der Prävention verworfen 
hatte. 

In der That war jene Idee des gemeinschaftlichen Ge- 
richts, so logisch sie auch bei Meister erscheint, doch zu 
wenig für die praktische Durchführung geeignet, um zahl- 
reiche Anhänger zu finden,*) und so vollzieht sich am Aus- 
gang des Jahrhunderts nochmals ein Umschwung der An- 
schauungen, den freilich auch schon Böhmer vorbereitet hatte. 
Böhmer^) hatte die verbindliche Kraft der Gesetze auf die 
Territorialgewalt und die Pflicht, diese Gesetze zu beobachten, 
auf den Aufenthalt in dem Territorium zurückgeführt, die 
Gerichtsbarkeit aber und die Gerichtszuständigkeit am Orte 
der That nur als notwendige Begleiterscheinungen dieser 
bindenden Kraft der Gesetze betrachtet, ein Gedanke, der 
dann in der Folgezeit mehrfach wieder aufgenommen wurde.*) 
Diese Anschauung musste aber notwendig dazu führen, in 
den Aufenthalt des Thäters zur Zeit der That das ent- 
scheidende Moment für die staatliche Strafgewalt und für 
die örtliche Gerichtszuständigkeit zu verlegen, und da der 
Aufenthaltsort derjenige ist, an welchem die den Verbrechens- 
erfolg bewirkende persönliche Thätigkeit vorgenommen wird, 
so war die weitere notwendige Folge die, dass diese per- 
sönliche Thätigkeit im Gegensatz zum Erfolge als 



*) Observationes, ad quaestionem 110 Nr. 38 observ. 4. 

') Doch wird diese Anschauung für den Fall, dass ein Delikt auf 
der Grenze zweier Staaten (nicht bloss zweier Gerichtsbezirke) begangen 
wird, später noch mehrfach vertreten, so von Klein schrod, Einleitung 
in die Lehre vom peinlichen Gerichtsstand, 1812, S. 130, Mittermaier, 
Das deutsche Strafverfahren, 4. Aufl., 1845, Bd. 1 S. 374. 

*) Observatio 2 ad Carpz. quaestio 110 Nr. 15. 

*) Aehnlich schon Beck in der cit. Praxis aurea Buch II S. 435, 
woselbst das forum delicti commissi bezüglich der Ausländer auf einen 
Quasikontrakt mit dem Aufenthaltsstaat zurückgeführt wird. Später S t ü b e 1 , 
Das Criminalverfahren in den deutschen Gerichten, 1. Bd., 1811, § 225; 
ähnlich Püttmann, Elementa juris Criminalis, 1779, §§ 734 f. 
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der eigentliche Kern des Verbrechens angesehen wurde, 
zumal ja Böhmer auch gelehrt hatte, dass das Verbrechen 
notwendig an einem Orte begangen sein müsse. Sich hier- 
auf stützend lehrt nun schon im Jahre 1792 Carl Gottfried 
Winkler in seiner Opuscula minora^), es müsse unterschieden 
werden zwischen dem eigentlichen Verbrechen und seinem 
Erfolg, mangels dessen nur ein Versuch vorliege. Für die 
Unterscheidung des versuchten und vollendeten Verbrechens 
sei allerdings — in dieser Beziehung wird Böhmer richtig 
gestellt — die Gegenüberstellung von inchoatio und con- 
summatio delicti berechtigt.*) Trete aber dieser Erfolg ein, 
so sei das Verbrechen schon mit der Thätigkeit begangen; 
in dem Schulbeispiele des Flintenschusses sei sohin der Ort, 
woselbst der Thäter stand, der der Deliktsbegehung; an dem 
Orte, der früher als der der consummatio bezeichnet wurde, 
also da, wo die Kugel ihr Ziel erreicht, und da, wo der 
Verwundete stirbt, treten nur die Folgen des Verbrechens, 
nicht dieses selbst in Erscheinung. Diese gänzlich neue 
Auffassung gewinnt nun mit ganz auffälliger Geschwindig- 
keit die gesamte Litteratur für sich und zwar so vollständig, 
dass überhaupt (bis in die Mitte unseres Jahrhunderts) kaum 
ein Zweifel mehr gegen dieselbe aufkommt. 3) Dass man 
hiebei eigentlich den Aufenthalt des Thäters als massgebend 
erachtet, wird nur selten hervorgehoben,*) auch die innere 
Begründung, dass nur die Handlung, nicht deren Folgen 
bestraft werden, wird nur ganz vereinzelt erwähnt, s) und 
erst später taucht die weitere Begründung auf, dass sich in 
der Thätigkeit das die Zurechenbarkeit begründende Schuld- 

*) Bd. I S. 6. 

^) Aehnlich später Püttmann a. a. 0. S. 736 und Bauer, GruDd- 
züge des Eriminalprozesses, 1805, § 58. 

*) Als Vertreter abweichender Ansichten sind nur zu nennen: Danz, 
Grunds, d. bürgerlichen Prozesses, 1795, S. 72 (er verlangt Vollendung 
des Verbrechensbegriffes) und Quistorp, Grands, d. peinlichen Rechts, 
6. Aufl., 1809, Bd. IJI S. 117 (entscheidet sich für den Ort, an welchem die 
Kugel trifft). 

*) St Übel a.a.O. §225. 

*) Stübel a. a. 0. S 1441, Müller, Lehrb. des deutschen Criminal- 
prozesses, 1837, S. 99 Anm. 6. 
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moment verkörpere, die nach Beendigung der Thätigkeit 
eintretenden Folgen aber sich der Willensherrschaft des 
Thäters entziehen. 9 Gewöhnlich aber wird jene neue An- 
schauung ohne weitere Begründung wiedergegeben, und wie 
ein unanfechtbares Dogma tritt uns fast überall der Satz 
entgegen: Nicht die Vorbereitung und nicht die Folgen, 
sondern die Haupthandlung entscheidet über den Ort der 
Begehung. Im Jahre 1800 ist er bereits in Glücks Pan- 
dektenkommentar aufgenommen,^) in den Lehrbüchern des 
Strafrechts und Strafprozessrechts von Anfang bis über die 
Mitte des neunzehnten Jahrhunderts kehrt er beinahe als 
stereotype Wendung wieder, die bedeutendsten Rechtslehrer 
jener Zeit, Feuerbach, Grolmann, Kleinschrod, Henke, später 
Planck und Goltdammer etc.») sind seine Vertreter. 

Hiebei gelangt man auch allmählich zu einer näheren 
Präzisierung dessen, was unter Haupthandlung zu verstehen 
sei, und neben den nicht recht greifbaren Bestimmungen, 
es müsse die vollendende Handlung, oder diejenige sein, 
welche den Begriff des Verbrechens ausmacht,^) gewinnt 
diejenige an Bedeutung, welche, ein bestimmtes äusseres 
Merkmal aufweisend, die letzte Handlung für massgebend 
erklärt, ö) 



*) Kleinschrod a. a. 0. S. 128, Henke, Handb d. Criminalrechts 
u. d. Criminalpolitik, 1823, IV. Bd. S. 254. 

«) VI. Teil 1. Abt. § 517. 

•) Feuerbach, Lehrb. d. gemeinen, in Deutschland giltigen pein- 
lichen Rechts, 13. Aufl., § 512, Grolmann, Grundsätze der Criminalwissen- 
Schaft (4. Aufl.), 1818, S. 470, Kleinschrod a. a. 0. 8. 126, Henke a. a. 0. 
IV. Bd. S. 254 ff., Planck, Systematische Darstellung des deutschen Straf- 
verfahrens, 1857, § 32, Goltdammer, Die Materialien z. Strafgesetzb. f. 
d. preussischen Staaten, 1851, S. 71 f. Femer (ausser den schon früher 
Genannten (Stübel, 3auer etc.) Müller Wilh., Lehrb. d. deutschen ge- 
meinen Criminalprozesses, 1837, S. 99, Mittermaier a a. 0. Bd. 1 S. 374, 
Temme, Lehrb. d. preussischen Strafrechts, 1853, S. 113 ff., Ders , Glossen 
zum Strafgesetzb. f. d. preussischen Staaten, 1853, S. 52ff., Krug, Kom- 
mentar z. Strafgesetzb. f. d. Königreich Sachsen, 1855, S. 9. Weitere Ver- 
treter jener Theorie (aus der Zeit von 1857 bis 1878) siehe unten S. 32 
Anm. 6. 

*) Kleinschrod a. a. 0. S. 126, Temme, Lehrb. S. 113. 

*) Bauer, Lehrb. d. Strafprocesses, 1835, S. 58, Müller a. a. 0. S. 99, 
Planck a. a. 0. S. 76 Anm. 3, Goltdammer a. a. 0. S. 71 u. a. 
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Die Grundanschauung, dass die Thätigkeit entscheide, 
wird aber auch von ihrem ursprünglichen Zusammenhang 
mit dem Gerichtsstand der begangenen That losgelöst, und 
nicht nur auf die räumliche Gesetzesherrschaft ausgedehnt^) 
— dies war schon von Böhmer vorbereitet, der ja umgekehrt 
die Gerichtszuständigkeit aus der räumlichen Gesetzesherr- 
schaft abgeleitet hatte — sondern auch auf die zeitliche 
Gesetzesherrschaft,*) teilweise auch auf die Frage der Ver- 
jährung.*) 

Von Einzelfragen tritt insbesondere die der Teilnahme- 
handlung hervor, ohne dass jedoch hier gleiche Überein- 
stimmung der Meinungen erreicht wurde, wie bei der Haupt- 
frage.*) 

Je mehr aber jene selbst an Umfang gewann, desto 
stärker musste auch das Bestreben werden, sie zu vertiefen, 
und mit dieser Vertiefung traten nun bald auch wieder 
Zweifel an der Richtigkeit dieser Anschauung selbst hervor. 
Die Handlung sollte entscheiden und nicht der Erfolg; aber 
wie weit reicht die Handlung und was ist überhaupt unter 
„Handlung*' zu verstehen? Die Untersuchungen über diesen 



^) 6oltdammera.a. 0.8.71, Temme, Glossen S. 52, Lehrb. S. 113, 
Krug a. a. 0. S. 9 u. a. 

«) Temme, Lehrb. S. 21, Goltdammer a. a. 0. S. 14. 

^) Stübel a. a. 0. § 1441. Im allgemeinen überwiegt jedoch die 
Ansicht, welche Vollendung des Verbrechens und Eintritt des Erfolgs ver- 
langt, so Quistorp a. a. 0. Bd. III S. 394, Henke a. a. 0. Bd. IV S. 189, 
Temme, Glossen S. 72, Lehrb. S. 535, Martin a. a. 0. S. 65 u. a. 

^) Die Teilnahmehandlung erklären zeitlich oder örtlich abhängig 
von der Haupthandlung: Mittermaier a. a. 0. S. 373, EleinschrodS. 128, 
Malier S. 171, Goltdammer S. 72, Unterholzner, Ausführliche Ent- 
wickelung der gesamten Verjährungslehre, 1858, Bd. II S. 439, Zachariae, 
Handb. d. deutschen Strafprocesses, 1860, Bd. I S. 370 (die Mehrzahl der 
Genannten erwiüinen jedoch nur die Anstiftung). Für selbständige Be< 
Stimmung des Begehungsortes oder der Begehungszeit: Stübel a. a. 0. 
§ 229, Quistorp Bd. IV S. 117, Martin S. 99 Anm. 13, Bauer, Lehrb. 
S. 57, Henke a. a. 0. S. 257 f., Planck S. 78, Temme, Glossen S. 73. — 
Meister a. a. 0. S. 633 ist auch hier für ein gemeinschaftliches Gericht; 
Malblanc, Conspectus rei judiciariae, 1797, erklärt bei Anstiftung beide 
Richter für zuständig; Mittermaier (Archiv des Criminalrechts , neue 
Folge, Jahrg. 1834, S. 267 ff.) hält das forum connexitatis bei Anstiftung 
und Mitthäterschaft, nicht aber bei Beihilfe und Begünstigung für gerecht- 
fertigt. 
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Handlungsbegriff beginnen in den vierziger Jahren mit 
Berner^) und es muss auf sie, da sie nicht nur historischen 
Wert haben, noch später zurückgegriffen werden. Hier ge- 
nügt es, darauf hinzuweisen, dass sie teilweise dazu führten,^) 
den Erfolg selbst wieder in die Handlung aufzunehmen. Eine 
andere Ausdehnung des Handlungsbegriffes und, als not- 
wendige Folge hievon, des Begehungsortes und der Be- 
gehungszeit entstand durch das Wiederauftauchen der schon 
früher gekennzeichneten Werkzeugstheorie. Schon 1811 
hatte Stübel gelehrt, dass die Handlung solange dauere, als 
die eigene Kraftanwendung des Thäters oder die von ihm 
benützte menschliche Kraft. 3) Von Henke*) wurden zwar 
diese und ähnliche Anschauungen scharf zurückgewiesen, 
und in der Litteratur fanden sie zunächst überhaupt keine 
weitere Aufnahme, wohl aber zum Teil in der Rechtsprechung, 
insbesondere in der des preussischen Obertribunals. Schon 
in den fünfziger Jahren hatte sich dieses dahin ausgesprochen, 
dass bei den brieflich begangenen Beleidigungen und anderen 
Delikten auch der Bestimmungsort oder sogar ausschliesslich 
dieser Ort als der der Begehung anzusehen sei,^) und als 
dann durch Gesetz vom 7. Mai 1853 derjenige mit Strafe 
bedroht wurde, der ohne Konzession Verträge mit Aus- 
wanderern zum Zwecke der Beförderung nach ausserdeutschen 
Ländern abschliesst oder vermittelt, als später (durch Ver- 
ordnung vom 25. Juni 1867) das Spielen in nicht preussischen 
Lotterien und die Verleitung hiezu für strafbar erklärt wurde, 
sprach sich das Obertribunal wiederholt für die Anwendbar- 
keit dieser Strafgesetze auch auf diejenigen aus, welche 



^) Grundzüge der kriminalistischen Imputationslehre, 1843, S. 39 ff. 
Die Lehre von der Teilnahme am Verbrechen, 1847, S. 180 ff. Gegen ihn 
Krug, Archiv d. Criminalrechts, neue Folge, Jahrg. 1854, S. 391 ff. 

^) So Berner in den angegebenen Schriften. 

») a. a. 0. § 1441. 

*) a. a. 0. S. 152 f. Ebenso von Temme, Glossen S. 52 f., Lehrb. 
S. 115 f. 

*) Urteil vom 24. Februar 1858, 4. Mai 1853 (Goltd. Archiv Bd. I 
S. 226, 369. Yergl. hierüber Betz, Das forum delicti commissi und der 
Ort der That, 1896, S. 26 ff. 
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vom Auslande aus durch in Preussen thätige Mittelspersonen 
oder dorthin gesandte Briefe solche Auswanderungsverträge 
oder Lotteriekäufe abschlössen, da diese durch die von ihnen 
in Bewegung gesetzten Kräfte, ,, durch mittelbares eigenes 
Handeln" in Preussen thätig seien und dort das Delikt be- 
gingen, i) In Hamburg aber, woselbst sich jene Personen 
befanden, wurde die von der preussischen Staatsanwaltschaft 
auf Grund des Rechtshilfegesetzes vom 21. Juni 1869 be- 
gehrte Vollstreckung dieser urteile verweigert, und das 
Hamburger Obergericht, sich völlig auf den Standpunkt der 
herrschenden Lehre stellend, erklärte diese Weigerung für be- 
rechtigt, da kein in Preussen begangenes Delikt vorliege.*) 
Dieser Widerstreit, der nach Schneidler*) in einen Justiz- 
krieg auszuarten drohte, gab auch der Wissenschaft erneuten 
Anlass zur Diskussion der Frage, eine Diskussion, an der 
sich die hervorragendsten Schriftsteller beteiligten. Ihre 
Entscheidungen fielen zunächst durchaus zu gunsten der 
vom Hamburger Gerichte vertretenen herrschenden Lehre 
aus,*) Später aber, im Jahre 1877, traten in Nessel^) und 
Häberlein^) zwei Autoren auf den Plan, die sich der preus- 
sischen Rechtsprechung anschlössen, indem sie zum ersten 
Maie mit einiger Ausführiichkeit die Werkzeugstheorie und 
die mit ihr verwandte Theorie der Zwischenwirkung ver- 
traten. Hinneigungen zu dieser Theorie zeigen sich auch 
(1860) bei Zachariae.^) Ganz unabhängig von jenem Streite 
hatte aber bereits 1850 Heffter^) gegen die herrschende Lehre 



*) Urteil vom 23. Februar 1870 (besprochen von Golidammer im 
Archiv Bd. 18, 1870, S. 248), vom 24. Januar 1872 (Goltd. Archiv Bd. 20, 
1872, S. 129). 

*) Urteil vom 29. April 1873, mitgeteilt von Heinsen, Gerichtssaal 
Bd. 28 (1876) S. 536. 

») a a. 0. S. 30. 

*) So Goltdammer in seinem Archiv Bd. 18 (1870) S. 248 ff., 
V. Wächter ebendaselbst S. 521 ff.. Heinsen, Gerichts. Bd. 28 (1876) 
S. 529 ff., V. Bar, Goltd. Arch Bd. 18 (1870) S. 449 ff. 

^) Goltd. Archiv Bd. 25 (1877) S. 1 ff. 

«) Goltd. Archiv Bd. 25 (1877) S. 432 ff. 

^) Handbuch des deutschen Stra^rocesses Bd. I S. 370 f. 

^) Lehrb. d. gemeinen deutschen Strafrechts (5. Aufl.), 1854, 3. 474. 
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Stellung genommen, indem er den Gerichtsstand der be- 
gangenen That überall da begründet sein Hess, wo die Miss- 
that äusserlich zu stände gekommen ist, also, wenn Thätig- 
keit und Erfolg räumlieh auseinanderfallen, an beiden Orten. 
Die gleiche Ansicht vertrat 1857 Martin, i) später auch 
Heinze*) und Buri*) (letzterer bezüglich der räumlichen Ab- 
grenzung der Strafgewalt). Damit war eine Theorie, die 
man für überwunden erachtet hatte, wieder aufgenommen 
worden, und ebenso lebte vorübergehend jene Theorie wieder 
auf, die nur den Ort, an dem der zum Verbrechen gehörige 
Erfolg eintritt, berücksichtigt; Hälschner bekannte sich zu 
ihr,^) um sie freilich später zu gunsten der gegenteiligen 
Anschauung zu verwerfen.*) Eine neue Ansicht wurde 
schliesslich von Francke^) begründet, indem dieser zwar den 
Erfolg ausgeschlossen haben will, alle übrigen Teile des 
Deliktsvorganges aber (also die Thätigkeit und ihre Weiter- 
wirkungen bis zum Erfolge), da sie Bestandteile der Hand- 
lung sind, auch als bestimmend für Ort und Zeit der Be- 
gehung erachtet. 

Die Einmütigkeit der Ansichten, die am Anfang des 
Jahrhunderts zu gunsten der ausschliesslichen Berücksichti- 
gung der Thätigkeit eingetreten war, hat sohin nur bis zu 
dessen Mitte angedauert. Von da ab tauchten nicht nur 
die verschiedenen früheren Lehrmeinungen, die durch sie 
verdrängt worden waren, wieder auf, sondern es zeigten 
sich auch die Ansätze zu neuen Theorien. Es konnte sohin 
in den siebziger Jahren, zur Zeit der Entstehung des Reichs- 
strafgesetzbuchs und ebenso in der der Reichsstrafprozess- 
ordnung jene Ansicht zwar noch als herrschende bezeichnet 
werden, 6) nicht mehr aber als unerschüttert und allgemein 

^) Lehrb. d. teutschen gemeinen Criminalprocesses, 5. Aufl , 1857, S. 98. 

2) Goltd. Archiv Bd. 23 (1873) S. 251. 

») Gerichtssaal Bd. 28 (1876) S. 264 ff. 

*) Hälschner, System des preussischen Straf rechts, 1858, I. Bd. 
S. 57, siehe über die späteren Ausführungen Hälschners unten S. 39. 

5) Goltd. Archiv Bd. 20 (1870) S. 39 ff. 

*) Von weiteren Anhängern jener Theorie (aus der Zeit von 1858 
bis 1878) sind noch zu nennen: v. Bar, Internationales Privat- und Straf- 
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feststehende. Wie sehr von da ab die Entwiekelung auf 
eine Differenzierung der Ansichten ging, wird am besten die 
später folgende Litteraturübersicht zeigen; sie wird die Be- 
hauptung rechtfertigen, dass es heutzutage schlechter- 
dings unmöglich ist, irgend eine Ansicht als die 
herrschende zu bezeichnen: Vorher erübrigt noch ein 
Rückblick auf die Entwicklung in der Gesetzgebung von 
der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts an. 

Gleich am Anfang jener Periode findet sich eine gesetz- 
liche Bestimmung über den Begehungsort im Codex juris 
Bavarici Criminalis von 1751. § 18 (Erster Teil Kap. 1) be- 
stimmt: „Ist das Delikt an einem Orte angefangen und an 
einem andern vollendet worden, so ist das forum Criminale 
an beiden Orten begründet und hat Prävention statt.** Nach 
§ 19 ist das Gleiche der Fall, »wenn das Verbrechen auf den 
Grenzen zweier Gebiete oder an einem der Possession halber 
streitigen Orte verübt wurde." Jene Bestimmung stimmt 
inhaltlich mit dem früher erwähnten Art. 235 der Kriminal- 
ordnung für die Chur- und Neumark von 1717 überein, be- 
findet sich aber, wie jene, im Gegensatz zu der damals die 
Wissenschaft beherrschenden Ansicht. Dieser aber folgt 
später das bayerische Strafgesetzbuch von 1813. (Zweiter 
Teil Art. 22): „Ist das Verbrechen an einem andern Orte 
vorbereitet oder angefangen, an einem andern vollendet 
worden, so entscheidet der Ort der Vollendung.** Schon 
dieser Wortlaut deutet auf den Ort des Erfolgseintritts hin, 
und da überdies nach Art. 37 und 38 des ersten Teiles ein 
Verbrechen, zu dessen gesetzlichen Begriff ein bestimmter 
Erfolg oder Wirkung gehört, erst mit dem Eintritt dieses 
Erfolges oder dieser Wirkung als vollbracht anzusehen ist, 

recht, 1862, S. 555 ff., Seeger, Abhandl. aus dem Strafrecht 11. Bd. I.Abt., 
1862, S. 182, R. Schmidt, Die Herrschaft der Zeit nach ihren zeitlichen 
und räumlichen Grenzen, 1863, S. 177, Bremer, Gerichtssaal Bd. 17 (1865) 
S. 418 ff., Schütze, Lehrb. d. deutschen Strafrechts, 1871, S. 57 Anm. 2, 
Goltdammer im Archiv Bd. 15 (1867) S. 801, Stein a. a. 0. (üeber das 
forum delicti commissi und den Begriff der Begangenschaft) S. 15 ff., 
V. Rohland, Das internationale Strafrecht, 1877, S. 22 ff.. Schwarze, 
Das Strafgesetzb. f. d. norddeutschen Bund, 1870, S. 32. 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. 3 
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SO scheint eine andere Auslegung kaum möglieh; ein um so 
beredteres Zeugnis für die Macht, mit welcher sich der 
früher gekennzeichnete Umschwung der Ansichten vollzog, 
ist es daher, wenn trotzdem jene Bestimmung, die von den 
nachfolgenden Oesetzesabänderungen unberührt blieb, von 
den späteren Kommentatoren wie auch von der Rechts- 
sprechung^) dahin ausgelegt wurde, dass der Ort der persön- 
lichen Thätigkeit entscheide. 

In Preussen gab die Eriminalordnung von 1805 § 77 
zum Gerichtsstand der begangenen That die Erläuterung, 
dass der Ort entscheide, an welchem die die Vollendung des 
Verbrechens ausmachende Handlung vorgefallen ist. Spätere 
Gesetze (Gesetz vom 3. Mai 1852 Art. 2, Strafprozessordnung 
von 1867 § 39) bestimmen hingegen, dass von mehreren 
Handlungen, welche zum Thatbestand des Verbrechens ge- 
hören, wenn sie in verschiedenen Gerichtsbezirken begangen 
wurden, jede einzelne die Zuständigkeit an ihrem Orte be- 
gründe. Beide Bestimmungen waren wenig geeignet, alle 
Zweifel zu beseitigen,*) ebensowenig die sächsische Verord- 
nung vom 20. Februar 1820, welche „die das Wesen des 
Verbrechens ausmachende Handlung** für entscheidend er- 
klärte; sie wurde zuerst vielfach im Sinne des locus delicti 
consummati, später im Sinne der Theorie der Zwischen- 
wirkung ausgelegt. 8) 

Von den übrigen Partikulargesetzen strafrechtlichen 
und strafprozessualen Inhalts bis zur Mitte des neunzehnten 
Jahrhunderts sind nur noch die württembergische Straf- 
prozessordnung von 1843 und das Strafgesetzbuch für das 
Grossherzogtum Hessen von 1841 hervorzuheben. Erstere 
entscheidet sich in Art. 22, welcher wörtlich dem cit. Art. 22 



^) Dollmann, Das Straf gesetzb. f. d. Königreich Bayern vom 
10. November 1861 S. 89, Walther, Lehrb. d. bayrischen Strafprocess- 
rechts, 1859, S. 144 ff., Entsch. d. Oberappellationsger. vom 14. Oktober 1858 
(Blätter fttr Rechtsanwendung Bd. 19 S. 129). 

*) Siehe Schneidler s. a. 0. S. 28. 

*) Vergl. hierüber Seebach in Bd.I der neaen Jahrbücher f. säch- 
sisches Strafrecht S. 56. 
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des bayerischen Strafgesetzbuchs von 1813 entspricht, für 
den Ort der Vollendung. Letzteres enthält in Art. 3 folgende 
Bestimmung, welche auch im Strafgesetzbuch für Anhalt- 
Dessau von 1850, Art. 2 Abs. 2, nachgebildet wurde: „Straf- 
bare Handlungen, welche ausserhalb der Grenzen des Qross- 
herzogtums angefangen, aber innerhalb desselben vollendet, 
oder innerhalb angefangen, aber ausserhalb vollendet worden 
sind, werden ebenso betrachtet, als wären sie im Gross- 
herzogtum angefangen und vollendet worden.** 

Reichere Ausbeute bieten die Stra^rozessordnungen 
der deutschen Einzelstaaten in der Zeit von 1850 bis 1870. 
Sie enthalten zum grössten Teile eine genaue Bestimmung 
des Begehungsortes, die nichts anderes ist als eine gesetz- 
liche Anerkennung der damals herrschenden Lehre. So die 
Strafprozessordnung für die thüringischen Staaten von 1850 
(Art. 51), die für Sachsen- Altenburg vom 27. Februar 1854 
(Art. 31), die des Grossherzogtums Oldenburg vom 2. No- 
vember 1857 (Art. 32), die württembergische vom 17. April 
1868 (Art. 34), die für Hannover von 1850 (§§ 21 und 22) 
und 1859 (§22), endlich die am 26. Dezember 1870 für Bremen 
erlassene. Alle die genannten stimmen nahezu wörtlich in 
folgender Fassung überein: 

„Gehört ein bestimmter Erfolg zu den Erfordernissen 
des Verbrechens, und tritt dieser in einem andern Bezirke 
ein, als wo die verbrecherische Handlung begangen wurde, 
so entscheidet der Bezirk, in welchem die Handlung vor- 
genommen wurde. 

„Gehören mehrere Handlungen zum Thatbestand eines 
Verbrechens und sie fallen in verschiedene Bezirke, so tritt 
das Gericht desjenigen Bezirkes ein, in welchem die letzte 
Handlung vorgenommen wurde.** 

Etwas abweichend ist die revidierte sächsiche Straf- 
prozessordnung vom 1. Oktober 1868 (§49): „Als Ort der 
begangenen That ist derjenige anzusehen, an welchem die 
Handlung vorgenommen ist, welche das Wesen des Ver- 
brechens ausmacht, ohne Rücksicht, ob das Verbrechen 

3* 
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in den Grenzen des Versuchs stehen geblieben und ob es 
solchenfalls der etwa nach dem Gesetze zur Annahme der 
Vollendung nötige Erfolg eingetreten ist; ist die wesentliche 
Handlung noch nicht vorgenommen, so entscheidet der Ort, 
woselbst der Angeschuldigte zuletzt zur Ausführung des Ver- 
brechens thätig gewesen ist." Die schon in der erwähnten 
Verordnung von 1820 anerkannte wesentliche Handlung 
hat sohin, den in der Wissenschaft herrschenden Strömungen 
folgend, schliesslich eine der ursprünglichen Auslegung ent- 
gegengesetzte gesetzliche Interpretation erfahren. 

Die partikularrechtlichen Strafgesetzbücher hingegen, 
die im Laufe des neunzehnten Jahrhunderts entstanden (mit 
der erwähnten Ausnahme von Hessen und Anhalt), ver- 
zichteten, obwohl sie bezüglich der räumlichen Abgrenzung 
der Strafgewalt das Territorialprinzip ausschliesslich oder 
neben anderen Prinzipien anerkannten, auf eine nähere Be- 
stimmung des Thatortes, so insbesondere auch das preus- 
sische Strafgesetzbuch vom 14. April 1851. Dessen ein- 
schlägiger § 3 wurde wörtlich in das Reichsstrafgesetz- 
buch aufgenommen, so dass auch dieses jede Bestimmung 
des Thatortes vermissen lässt. Die amtlichen Motive 
zum Reichsstrafgesetzbuch 9 bemerken lakonisch: „Die Be- 
denken, zu welchen einzelne Fragen rücksichtlich der Be- 
stimmung des Thatortes, z. B. bei Versuchs- und Teilnahme- 
handlung, Veranlassung geben können, zu lösen, schien nicht 
Sache des Entwurfes.** Über die Zeit der Begehung wurde, 
wenigstens im Zusammenhang der Verjährung, eine nähere 
Bestimmung für nötig erachtet; § 67 Abs. IV besagt: „Die 
Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die Hand- 
lung begangen ist, ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt des 
eingetretenen Erfolges;" eine Bestimmung, die es freilich 
nicht vermocht hat, irgend welche Streitfragen zu beseitigen.^) 

^) Motive zum Entwurf eines Strafgesetzbuches f. d. norddeutschen 
Bund (Berlin, Juli 1869) S. 13. 

*) Die Partikulargesetze hatten hier zum grossen Teil den Zeitpunkt 
der Vollendung oder Beendigung des Verbrechens entscheiden lassen und 
noch besondere Bestimmungen über das fortgesetzte Verbrechen getroffen, 
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Ebenso wie das Reichsstrafgesetzbuch hat aber auch 
die Reichsstrafprozessordnung sich jeder näheren Bestimmung 
des Thatortes enthalten. (Über die diesbezüglichen Motive 
s. später.) 

Die Reichsgesetzgebung hat sohin darauf verzichtet, 
eine der in den Landesgesetzen enthaltenen Lösungen der 
Frage des Begehungsortes sich zum Muster zu nehmen, und 
es damit auch verschmäht, aus der in früheren Zeiten be- 
stehenden und — die Entwickelung der Litteratur hat dies 
gezeigt — damals schon neuerdings drohenden Rechtsunsicher- 
heit irgend eine Lehre zu ziehen, zum Schaden — zwar 
nicht der Wissenschaft, der eben jene Lücke freien Raum 
zu reger Bethätigung gewährte — wohl aber der Praxis 
und damit des gesamten Rechtslebens. Es hat schliesslich 
etwas Beschämendes, am Ende einer reichen geschichtlichen 
Entwickelung ein negatives Resultat zu finden. *) 

5. Übersicht über die zeitg;enössische Litteratur 

(seit 1878). 
Die bereits erwähnte ausserordentlich weitgehende Dif- 
ferenzierung der Ansichten erschwert eine übersichtliche 
Wiedergabe derselben. Detailfragen, wie etwa die der Teil- 



so die sächsische Strafprocessordn. v. 1855 Art. 111, 112, das Griminal- 
gesetzb. f. Hamburg v. 1869 Art. 65, das braunschweigische v. 1840 § 72, 
das thüringische v. 1851 Art. 71. Auch da, wo dies nicht der Fall war, 
verlangte die herrschende Lehre Eintritt des Erfolges; vergl. bezüglich 
Bayern Dollmann a a. 0. S. 869 Anm., bezüglich Hannover Leonhardt, 
Comm. zum Criminalgesetzb. (1846) Anm. 392. 

*) Der französische Code pönal wie der Code d'instruction criminelle 
enthalten gleichfalls keine nähere Bestimmung, ebensowenig das öster- 
reichische Strafgesetzbuch von 1852 und das italienische von 1889. Die 
österreichische Strafprozessordnung von 1873 schliesst bei Bestimmung des 
Gerichtsstands in § 51 den zum Thatbestand gehörigen Erfolg aus; der 
italienische Codice di procedura penale entscheidet sich in Art. 17 für den 
Ort des delitto consummato. Im englisch-amerikanischen Rechte entscheidet 
(nach Bar, Gerichtssaal Bd. 28, 1876, S. 485) der Ort, an welchem der 
Erfolg eintritt. Der Entwurf des Strafgesetzbuches für Norwegen von 1896 
(§12 Abs. II) und der Vorentwurf zu einem Schweizer Strafgesetzbuch 
nach den Beschlüssen der Expertenkommission, 1896 (Art. 6), bestimmen 
den Begehungsort nach der Thätigkeit und nach dem eingetretenen oder 
beabsichtigten Erfolg. 
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nähme, des fortgesetzten Verbrechens, auch die des ünter- 
lassungsdelikts etc. lassen sich im Rahmen einer solchen 
überhaupt nicht berücksichtigen, und müssen die diesbezüg- 
lichen Litteraturangaben am geeigneten Orte nachgeholt 
werden. Da femer für die Frage der Begehungszeit in Be- 
ziehung auf die Verjährung durch die erwähnte gesetzliche 
Bestimmung eine besondere Sachlage geschaffen ist, die 
gleiche Frage aber in ihrem Zusammenhang mit der zeit- 
lichen Oesetzesherrschaft von den sonst bestehenden Mei- 
nungsverschiedenheiten fast vollständig unberührt bleibt,^) 
so beschränkt sich die folgende Übersicht auf die Frage des 
Begehungsortes. 

Hiebei lassen sich kleine üngenauigkeiten kaum ver- 
meiden, wenn die Übersichtlichkeit nicht leiden soll. Letztere 
verlangt Zusammenfassung in grössere Qruppen; in solche 
aber lassen sich die Ansichten einzelner Autoren nicht ohne 
einigen Zwang unterbringen. Zur Berichtigung wird sich 
'teilweise noch später Anlass geben, zum Teil dienen hiezu 
auch die Anmerkungen an dieser Stelle. 

Dies vorausgeschickt, lassen sich folgende Theorien 
unterscheiden.*) 

1. Die Ansicht, dass die persönliche Thätigkeit 
entscheide. Ihre Vertreter teilen sich wieder in zwei Gruppen, 
je nachdem sie ausschliessliche Berücksichtigung des letzten, 
entscheidenden oder abschliessenden Teiles der Thätigkeit 
verlangen oder alle Teile der Thätigkeit für gleichberechtigt 
erklären. 

Zu den ersteren zählen: Keller, Die Strafprozessord- 
nung für das Deutsche Reich (1878) § 7 n. 2, Ulimann in 
Holtzendorflfs Handbuch des deutschen Strafprozeßsrechts 

^) Die Ansicht, dass die persönliche Thätigkeit entscheide, ist hier 
nahezu unbestritten. Siehe später S. 197. 

*) Die in der Litteraturübersicht angeführten Schriften werden später, 
soweit eine genauere Unterscheidung nicht notwendig, nur nach dem Namen 
der Autoren zitiert. — Bezüglich des Lehrbuches von v. Liszt muss bemerkt 
werden, dass von der 10. Auflage bis jetzt nur die Hälfte erschienen ist. 
Der zweite (besondere) Teil wird nach der 9. Auflage citiert. 
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1. Bd. a879) S. 154, Derselbe, Das österreichische Straf- 
prozessrecht 1879 S. 209,1) Geyer, Lehrbuch des gemeinen 
deutschen Strafprozessrechts 1880 S. 366 flf., Hälschner, 
Gerichtssaal Bd. 30 (1878) S. 52 flf. Derselbe, Das gemeine 
deutsche Strafrecht, Bd. 1 (1881) S. 152, 153, Wieding in 
Holtzendorflfs Reditslexikon, Bd. 2 (1881) S. 101, Janka, Das 
österreichische Strafrecht 1884 S. 70 f. und Zeitschrift für 
die gesamte Strafrechtswissenschaft 9. Bd. (1889) S. 510 flf., 
Finger, Das Strafrecht, systematisch dargestellt (in den 
Kompendien des österreichischen Rechtes) I. Teil (1894) 
S. 167 flf. 

Den letzteren sind zuzurechnen: Schneidler, Der 
Ort der begangenen Handlung, 1886, insbesondere S. 48,^) 
Merkel, Lehrbuch des deutschen Strafrechts 1889 S. 276 f.,») 
V. Bar, Lehrbuch des internationalen Privat- und Straf rechts 
1892 S. 235 flf. und deutsche Juristenzeitung IV. Jahrgang 1896 
S. 97*), Meyer, Hugo, Lehrbuch des deutschen Strafrechts 
1895 S. 142^., Birkmeyer, Die Lehre von der Teilnahme 
und die Rechtsprechung des deutschen Reichsgerichts 1890 
S. 175f. Derselbe, Deutsches Strafprozessrecht 1898 S. 188,^) 
Daude, Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich (7. Aufl.) 
1900 S. 18. Dieser Auffassung schloss sich auch das Institut 
de droit international an, indem es auf der Münchener Ver- 
sammlung 1883 folgende These annahm: La competence 

^) Im Lehrbuch des deutschen Strafprozessrechts, 1893, S. 186 f. 
gibt Ullmann die hauptsächlichsten Theorien mit ihrer wesentlichsten 
Begründung wieder, ohne sich jedoch anscheinend für eine derselben zu 
entscheiden. 

^) Schneidler lässt jedoch die Thätigkeit so lange andauern, als 
der Thäter noch (durch Unterlassung) die willkürliche Herrschaft über die 
Erfolgsbedingungen ausübt. (Hierüber später 8. 102 f.) 

2) Irrtümlich zählt ihn v. Liszt, Lehrb. S. 116 Anm. zu den Ver- 
tretern der Ansicht, welche den Erfolg entscheiden lässt. Merkel schliesst 
den Erfolg ausdrücklich aus und lässt die „ Ausführungshandlung ** ent- 
scheiden. 

*) An letzterer Stelle spricht sich jedoch v. Bar für die , entschei- 
dende "* Willensaktion aus. 

^) In der deutschen Juristenzeitung, IV. Jahrg. (1899) S. 303, stimmt 
jedoch Birkmeyer der Ansicht zu, dass das Verbrechen auch dort be- 
gangen sei, wo die vom Thäter in Bewegung gesetzten Kräfte wirken. 
Vergl. über den dort eingenommenen Standpunkt später S. 278 Anm. 1. 
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territoriale de la loi pönale est eelle du pays, oü se trouve 
le coupable lors de son activite criminelle. *) 

Die Thätigkeit schlechthin ohne weitere Unterscheidung 
erklären für massgebend: v. Wächter, Vorlesungen über 
deutsches Strafrecht, 1881 S. 89, John, Die Stra^rozess- 
ordnung für das Deutsche Reich 1881 S. 213 (bezüglich der 
räumlichen Abgrenzung der Strafgewalt), Binding, Hand- 
buch des Strafrechts Bd. 1 1885 S. 417 (bezüglich der ört- 
lichen Gerichtszuständigkeit*), Bulling, Der örtliche Gerichts- 
stand in Presstrafsachen, 1894, S. 6 flf., Beling, Zeitschrift 
für die gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd. 17, 1897, S. 303 flf. 
Derselbe, Grundzüge des Strafrechts 1899 S. 25, Kro- 
necker in seinem Gutachten zu den ,, Verhandlungen des 
fünfundzwanzigsten deutschen Juristentags** (herausgegeben 
von dem Schriftführeramt der ständigen Deputation) 2. Bd. 
1900 S. 24. 

2. In der zweiten Gruppe sollen sowohl diejenigen, 
welche das Verbrechen überall dort begangen sein lassen, 
woselbst die vom Thäter in Bewegung gesetzten Kräfte 
wirken, als auch diejenigen, welche auf das Zusammentreffen 
dieser Kräfte mit dem Objekte der Rechtsverletzung das 
entscheidende Gewicht legen, zusammengefasst werden, also 
die Vertreter der Werkzeugstheorie (oder Theorie der 
„verlängerten Hand") und die der Theorie der 
Zwischenwirkung. Beide Theorien, obwohl begrifflich 
nicht identisch, sind doch einander nahe verwandt und meist 
auf denselben Grundgedanken zurückzuführen, werden auch 
gelegentlich miteinander vermengt. (Hierüber später.) 3). 

Dieser Gruppe gehören ausser den früher Genannten 
(insbesondere Nessel und Häberlin) an: Schwarze, Commentar 



*) Annuaire de Tlnstitut de droit international, 7. ann^e, Munich 1885, 
S. 123 ff. 

2) Für den Fall jedoch, dass die Thätigkeit im Ausland vorgenommen 
wurde, der Erfolg aber ins Inland fällt, bestimmt Binding (Handb. S. 417 
Anm. 10) den Gerichtsstand nach dem Ort des Erfolges. 

') Vergl. auch über das Verhältnis dieser beiden Anschauungen zu 
einander Kronecker a. a. 0. S. 23 f. 
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zur deutschen Strafprozessordnung 1878 S. 126 f., Glaser, 
Handbuch des Strafprozesses, Bd. 2 (1885) S. 178 flf., insbes. 
184, 185, Oppenhoff , Das Strafgesetzbuch für das Deutsche 
Reich (13. Aufl.) 1896 § 3 n. 6 u. 7^), Betz, Das forum delicti 
commissi und der Ort der That im Sinne des Strafgesetz- 
buches 1896 S. 35 ff. insbes. S. 47, Appelius in der von ihm 
umgearbeiteten 3. Auflage des Reichspressgesetzes, erläutert 
von V. Schwarze 1896 S. 195, v. Hippel, Zeitschrift für 
die gesamte Strafrechtswissenschaft Bd. 16 (1896) S. 603, 
Olshausen, Kommentar zum Strafgesetzbuch für daö Deutsche 
Reich (5. Aufl.) 1897 § 3 n. 3 und 5, Stenglein, Commentar 
zur Strafprozessordnung für das Deutsche Reich 1898 § 7 n. 3. 
Derselbe, Deutsche Juristenzeitung, HI. Jahrgang 1898 
S. 503, Löwe, Die Strafprozessordnung für das Deutsche 
Reich (10. Aufl.) 1900 S. 219, 

3. Den Erfolg ausschliesslich lassen entscheiden 
V. Liszt, Lehrbuch des deutschen Strafrechts (10. Aufl.) 1900 
S. 116 f. und Neumeyer, Historische und dogmatische Dar- 
stellung des strafbaren Bankrotts 1891 S. 157. 

4. Die letzte Gruppe bilden diejenigen, welche die per- 
sönliche Thätigkeit und den Erfolg für gleichberechtigt 
erklären, den Begehungsort also nach beiden Merkmalen 
bestimmen. Es sollen ihr hier aber auch diejenigen zu- 
gezählt werden, welche das Verbrechen tiberall dort be- 
gangen sein lassen, wo sich ein Teil des Delikts- 
vorganges zugetragen hat. Die Vertreter jener Ansicht 
führen nämlich diese niemals mit solcher Strenge durch, dass 
sie nicht doch wieder einzelne Vorgänge als unwesentlich 
ausscheiden, so dass es sich im wesentlichen doch nur um 
Gleichberechtigung von Thätigkeit und Erfolg, allenfalls noch 
um die der Zwischenwirkung handelt. 2) 

Dieser Gruppe sind zuzuzählen: John, a. a. 0. (Straf- 
prozessordnung) L Bd § 7 Anm. IH (für den Gerichtsstand), 



*) Oppenhoff beschränkt dies auf den Fall, dass der Thäter die 
fremde menschlicher Kraft als solcher, nicht als Anstifter benützt. 
2) Siehe hierüber später S. 151 ff. 
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Wach, Handbuch des deutschen Civilprozessrechts 1. Bd. 1885 
S, 465 f., Binding, Handbuch des Strafrechts, 1. Bd. 1885 
S. 414 ff. und Grundriss des gemeinen deutschen Strafrechts, 
I. Teil 1897 S. 73 f. (bezüglich der räumlichen Abgrenzung 
der Strafgewalt), v. Lilien thal, Der Ort der begangenen 
Handlung im Strafrechte (in den Pestgaben der juristischen 
Fakultät zu Marburg für Gg. Wilh. Wetzel) 1890 S. 253 ff., 
V. Kries, Lehrbuch des deutschen Strafprozessrechts 1892 
S. 167 ff., Wachenfeld, Theorie der Verbrechenskonkurrenz 
1893 S. 23,1) Meves, Goltd. Archiv Bd. 42 (1894) S, 467, van 
Calker, Die Delikte gegen das Urheberrecht, 1894 S. 273 ff.. 
Bennecke, Lehrbuch des deutschen Strafprozessrechts, 1895 
S. 84 ff., Frank, Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich, 
1897 S. 19 f.. Berner, Lehrbuch des deutschen Strafrechts, 
(18. Aufl.) 1898 S. 255.») 

6. Die Bechtsprechung des Beichsgerichts. 

In einer Reihe von Entscheidungen hat sich das Reichs- 
gericht über die Frage des Begehungsortes ausgesprochen, 
und dennoch kann seine Stellungnahme zu jener Frage nicht 
als eine geklärte bezeichnet werden. Es ergibt sich aus 
jenen zahlreichen Entscheidungen keine Anschauung, die sich 
in irgend eine der eben bezeichneten Gruppen einreihen 
Hesse, ohne dass andere Urteile, die zu entgegengesetzten 
Theorien hinneigen, unberücksichtigt blieben. Auch Deutsch- 
lands oberster Gerichtshof hat unter der Unterlassungssünde, 
die die Gesetzgebung begangen, empfindlich zu leiden. 

In den Beginn seiner Thätigkeit fallt eine Entscheidung 
(Urteil des IIL Strafsenats vom 13. März 1880»), welches, im 
schroffen Gegensatz zu der damals herrschenden Lehre, den 



*) Wachenfeld prüft nur den Handlungsbegriff, nicht die Frage des 
Begehungsortes und der Begehungszeit. 

') Jedoch soll der Erfolg nur dann entscheiden, wenn der Thäter 
den Eintritt des Erfolges an diesem Orte beabsichtigte. 

•) Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen (E.) I S. 274. 
Rechtsprechung des Reichsgerichts in Strafsachen (R.) 1 S. 460. 
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Ort der persönlichen Thätigkeit gänzlich unberücksichtigt 
lässt und auf den Eintritt des Erfolges ausschliesslich Ge- 
wicht legt. Dieselbe betrifft wieder die Aufforderung zum 
verbotenen Lotteriegeschäft, begangen durch Absendung von 
Offertbriefen von Hamburg nach Preussen, und will sich auch 
auf dieses Delikt beschränken; es wird betont, dass es auf 
den Sinn des anzuwendenden Strafgesetzes und auf die Natur 
und Bedeutung der strafbaren Handlung ankomme. Allein 
den Charakter jenes Deliktes erblickt das Reichsgericht darin, 
„dass die von dem Angeschuldigten beabsichtigte Wirkung 
innerhalb eines bestimmten Gebietes in Wirksamkeit tritt,** 
und zieht hieraus den Schluss, dass der Ort, von dem aus 
jene Wirksamkeit erzielt wird, ohne Bedeutung sei. „Als 
Ort der strafbaren Handlung kann hier allein derjenige in 
Betracht kommen, an welchem die von dem Angeklagten 
erzielte Wirksamkeit mit seinem Willen in Erscheinung tritt.* 
Es leuchtet nun ein, dass diese Begründung, wie auch die 
weitere, dass der Staat gegen solche durch Thätigkeit ausser- 
halb seines Gebietes verursachte, aber innerhalb desselben 
wirksam werdende Angriffe auf Rechte und Interessen nicht 
schutzlos bleiben darf, auf alle diejenigen Delikte zutreffen 
muss, deren Thatbestand ausser der persönlichen Thätigkeit 
einen durch diesen bewirkten Erfolg verlangt, also auf alle 
Erfolgsdelikte schlechthin (über diesen Begriff siehe später). 
Sie betrifft den Schulfall des Schusses über die Grenze ebenso 
wie die brieflich verübte Beleidigung und enthält sohin in 
Wirklichkeit eine prinzipielle Entscheidung der ganzen Frage, 
und zwar im Sinne der heute nur mehr ausnahmsweise ver- 
tretenen Erfolgstheorie. Höchstens könnte man in der Be- 
tonung der Absicht des Thäters, welche in den citierten 
Sätzen hervortritt, eine Einschränkung dieser Theorie im 
Sinne Berners^) erblicken. 

Von dieser prinzipiellen Stellungnahme ist aber das 
Reichsgericht in der Folgezeit wieder abgekommen, ohne 



^) Siehe ohen S. 42 mit Anm. 2. 
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jedoch je durch eine Plenarentscheidung seiner gegensätz- 
lichen Anschauung den entsprechenden Ausdruck zu ver- 
leihen. Schon in einer Entscheidung des I. Senates vom 
3. Februar 1881,^) welche ein durch Verbreitung von Druck- 
schriften begangenes Delikt zum Gegenstand hatte, und 
welche es wieder zur Begründung der inländischen Straf- 
gewalt für genügend erklärt, wenn die Wirksamkeit der 
Handlung sich im Inland entfaltet hat, finden sich die Sätze : 
„Zur Handlung im strafrechtlichen Sinne gehört auch die 
Wirksamkeit. Die Handlung dauert darum so lange, so 
lange ihre Wirksamkeit dauert," und wenn auch hieraus der 
Schluss gezogen wird, dass die Entfaltung dieser Wirksam- 
keit im Inland zur Begründung der inländischen Strafgewalt 
genügt, so kann doch jenes ,auch'* nicht anders ausgelegt 
werden, als dass auch die persönliche Thätigkeit zur Hand- 
lung gehöre und als Teil dieser Handlung ebensowohl wie 
die Wirksamkeit den Thatort bestimmen könne. 

Auch in jenem Urteile wird aber Gewicht darauf ge- 
legt, dass diese inländische Wirksamkeit der Handlung der 
Absicht des Thäters entsprach, zugleich aber tritt in ihr 
das Hinneigen zur Werkzeugstheorie hervor, indem betont 
wird, dass sich der Thäter zur Verbreitung im Inland Dritter 
als Mittelspersonen bediente, deren Thun ihm als eigene 
Handlung zur Last falle. 

Einen völligen Bruch mit der ursprünglichen Anschau- 
ung bedeuten nun drei weitere Entscheidungen aus den 
Jahren 1883 und 1884. Schon in dem Erkenntnis des 
III. Senats vom 14. Juni 1883^) wird anerkannt, dass die in- 
ländische Willensbethätigung zur Begründung des inländischen 
Strafanspruches genügt; noch weiter geht das Urteil des 
vereinigten H. und IH. Senats vom 12./19. Mai 1884,»), das 
es als hinreichend erachtet, wenn auch nur ein Teil der 
Thätigkeit im Inland erfolgt, und in einem weiteren Urteile 



1) E. III S. 316. 

*) E. IX, 10. R. V, 434. 

») E. X, 420. 
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des Senats vom 24. Juni 1884,^) das, wie das erstgenannte, 
sich mit dem Ort der Beihilfehandlung befasst, wie dieses 
aber in der Begründung darüber hinausgeht, eignet sich das 
Reichsgericht die Ansicht an, welche „nicht auf den Ort, 
an welchem sich der Handelnde zur Zeit seiner äusseren 
Thätigkeit befand, ausschliessliches Gewicht legt, sondern 
neben demselben auch denjenigen Ort, an welchem das 
Handeln den gewollten Abschluss erreicht, als entscheidend 
betrachtet, dergestalt, dass es zur Anwendung des inländi- 
schen Gesetzes genügt, wenn auch nur einer dieser Orte im 
Inland gelegen ist.* Ob dieser Ort des „gewollten Abschlusses 
der Handlung** (auch hier wird also noch auf die Absicht 
des Thäters Gewicht gelegt) der des Deliktserfolges oder der 
der Zwischenwirkung ist, ist an sich nicht klar; in der 
weitern Begründung ist sowohl von dem bei der Thätigkeit 
beabsichtigten Erfolge als auch von dem Treffen des Rechts- 
guts die Rede als auch von dem nächsten strafrechtlich 
relevanten Erfolge, so dass diese Entscheidung sowohl für 
die Theorie, welche Handlung und Erfolg als gleichberechtigt 
erklärt, als auch für die Theorie der Zwischenwirkung ver- 
wertet werden kann. Ebenso lässt sich auch das citierte 
Urteil vom 12./19. Mai 1884 als Anerkennung der Werkzeugs- 
theorie auffassen. Dieses hatte ein in einem von Berlin 
nach Wien gesandten Briefe enthaltenes Anerbieten zum 
Begehen einer strafbaren Handlung (Reichsstrafgesetzbuch 
§ 49 a) zum Gegenstand und rechnet die Beförderung des 
Briefes zur Handlung des Thäters, indem dieser eine fremde 
Kraft in Bewegung setze. 

Mit drastischer Deutlichkeit wird die Werkzeugstheorie 
in einem weiteren Urteile des H. und HI. Senates vom 11. Fe- 
bruar 1886^) anerkannt, in welchem zugleich auch wieder 
ausgesprochen wird, dass die That als eine im Inland be- 
gangene anzusehen ist, wenn auch nur ein Teil der Aus- 
führungsthätigkeit ins Inland fällt. Es lag ihm der That- 

1) E. Xr, 20. R. VI, 473. 
*) E. XIII, 337. 



Digitized by 



Google 



46 1- Geschichtliche Entwickelang bis zur Gegenwart. 

bestand einer landesverräterischen Handlung zu Grunde, die 
ein in Kopenhagen wohnender dänischer Staatsangehöriger 
S. in der Weise verübt hatte, dass er sich durch in Deutsch- 
land thätige Unterkorrespondenten amtliche Urkunden, Fest- 
ungspläne etc. zusenden Hess, die er selbst sodann nach 
Paris an Organe der französischen Regierung beförderte. 
Die Anwendung des deutschen Strafgesetzes auf diese That 
des S. wird u. a. damit begründet, dass diesem die Thätig- 
keit seiner Unterkorrespondenten genau so zur Schuld zu- 
gerechnet werden muss, „als hätte er persönlich auf deutschem 
Boden Dasjenige verübt, was jene nachgewiesenermassen für 
ihn gethan haben.** Entweder seien jene als Mitthäter an- 
zusehen, dann sei die Verantwortlichkeit eine gemeinsame, 
oder aber als mechanische Werkzeuge „und was sie an Be- 
gehungsakten bethätigt haben, hat durch sie S. persönlich 
bethätigt.** Die Sache läge dann nicht anders „als hätte 
S. mit langer Hand von Kopenhagen aus in geheime Be- 
hältnisse deutscher Militärbehörden hineingegriffen, aus den- 
selben geheime Urkunden, Pläne, Nachrichten entwendet und 
diese nach Paris hinübergereicht.** 

Als eine Anerkennung jener Theorie, welche das Ver- 
brechen überall dort begangen sein lässt, woselbst ein Teil 
des gesetzlichen Thatbestands in Erscheinung getreten ist, 
stellt sich das Urteil des IV. Senates vom 25. Januar 18870 
dar. Schon früher, mit Urteil vom 25. September 1884*) 
hatte der I. Senat entschieden, dass das Vergehen des Be- 
trugs im Inland begangen sei, wenn die Täuschung im In- 
land verübt wurde, mag auch die Vermögensbeschädigung 
im Ausland erfolgen, und auch die Absicht des Thäters nur 
auf Schädigung ausländischen Vermögens gerichtet sein. (Es 
ist dies eine Umkehrung des in dem citierten Urteil vom 
13. März 1880 aufgestellten Grundsatzes in sein gerades 
Gegenteil.) In dem neueren Urteil nun geht das Reichs- 
gericht davon aus, dass der Thatbestand des Betruges sich 

1) E. XV, 232. 

2) E. XI, 245. 
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aus drei Bestandteilen zusammensetze, der falschen Vor- 
spiegelung, der Irrtumserregung und der Schädigung fremden 
Yermögens. Treten diese drei Teile an verschiedenen Orten 
in Erscheinung, so sei eigentlich — eine Wiederaufiiahme 
der Theorie Meisters — die strafbare Handlung nicht an 
einem dieser Orte, sondern nur an den verschiedenen Orten 
zusammen begangen. Da aber das Gesetz nicht wollen kann, 
dass überhaupt keine Zuständigkeit gegeben ist, da alle drei 
Akte gleich wertvoll sind und keiner entbehrlich ist, so müsse 
die strafbare Handlung an jedem Orte, an welchem einer 
dieser Akte vorgenommen worden, alfe begangen angesehen 
werden. 

Schliesslich bleiben noch zwei Urteile übrig, welche 
teils in der Begründung, teils im Endergebnisse der Theorie 
zuzurechnen sind, wonach die Handlung überall dort be- 
gangen ist, woselbst die vom Thäter in Bewegung gesetzten 
Kräfte wirksam werden. In dem ersten Falle (Urteil des 
I. Senats vom 23. Dezember 1892 1) hatte der Angeklagte nahe 
der Grenze auf französischem Gebiete Vive la France (einen 
aufrührerischen Ruf im Sinne des französischen Gesetzes vom 
25. März 1882) gerufen, und dies war diesseits der Grenze 
auf deutschem Gebiete vernommen worden. Das Reichs- 
gericht nahm inländische Begehung an, weil als Thatort der 
gesamte mit der Stimme beherrschte Umkreis anzusehen sei, 
und die Handlung so lange fortdauere, als die vom Thäter 
bewirkte Kraft der Fortpflanzung des Tones wirkt. 

Das zweite ist das vielbesprochene Erkenntnis des 
IL Senats vom 17. Juni 1892, 2) auf welchen die Praxis des 
sogenannten ambulanten Gerichtsstands der Presse zurück- 
zufuhren ist. Die Entscheidungsgründe müssen später noch 
mit Ausführlichkeit begründet werden. Hier sei einstweilen 
betont, was gleichfalls an späterer Stelle^) noch auszuführen 
ist, dass das praktische Endergebnis jener Begründung das- 



1) E. XX, 146. 
«) E. XXllI, 155. 
») S. 290 ff. 
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jenige ist, wonach auch der Eintritt des Erfolges den Thafc- 
ort bestimmt, ihr Hauptargument hingegen der Gedanke, 
dass das Wirken der vom Thäter in Bewegung gesetzten 
Kräfte Bestandteil der eigenen Handlung des Thäters ist, 
den Ausgangspunkt der ganzen Argumentation aber die Be- 
hauptung bildet, dass unzweifelhaft als Begehungsort im 
Sinne des materiellen Strafrechts der Ort zu gelten habe, 
an welchem der Thäter die zum Thatsbestande erforderliche 
körperliche Thätigkeit, die Muskel- und Nervenbewegung 
entwickelt hat. 

Damit sind die •Urteile des Reichsgerichts über die 
Hauptfrage erschöpft. Die durch sie geschaffene Rechtslage 
aber kann nicht besser charakterisiert werden als durch die 
Thatsache, dass Vertreter fast sämtlicher der in der Litteratur- 
übersicht aufgezählten gegensätzlichen Anschauungen das 
Reichsgericht zu ihren Anhängern zählen. *) In Wirklichkeit 
ist seine Rechtsprechung nur das getreue Spiegelbild der 
auch in der Litteratur herrschenden Unentschiedenheit und 
Zwiespältigkeit. 



^) Für die Ansicht, welche die persönliche Thätigkeit entscheiden 
lässt, nimmt Daude S. 18 das Reichsgericht in Anspruch, für die Werk- 
zeugstheorie und die Theorie der Zwischenwirkung Löwe S. 219, Betz 
S. 30 u. a., für die Bestimmung des Thatortes nach Thätigkeit und Erfolg 
hezw. nach allen Deliktsteilen Frank S. 19, Binding, Handh. S. 41Ö 
Anm. 7. 
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Dogmatische Darstellung. 



Einleitung. 
Die Fragestellung. 

Wann und wo ist eine strafbare Handlung begangen? 
Diese Frage bildet den Gegenstand unserer Untersuchung, 
also eigentlich zwei Fragen, die nach dem Orte und die nach 
der Zeit der strafbaren Handlung. Jede dieser beiden Fragen 
ist nun für das geltende Recht von doppelter Bedeutung: 

§ 3 Reichsstrafgesetzbuch bestimmt: »Die Strafgesetze 
des Deutschen Reiches finden Anwendung auf alle im Gebiete 
desselben begangenen strafbaren Handlungen . . /, § 7 Reichs- 
strafprozessordnung: „Der Gerichtsstand ist bei demjenigen 
Gericht begründet, in dessen Bezirk die strafbare Handlung 
begangen ist/ Damit wird der Ort der Handlung bestim- 
mend für die räumliche Herrschaft der Strafgesetze und für 
die örtliche Zuständigkeit der Gerichte. Nach § 2 RStGB. 
kann eine Handlung nur dann mit Strafe belegt werden, 
wenn diese Strafe gesetzlich bestimmt war, bevor die Hand- 
lung begangen wurde, nach § 67 Abs. IV eod. beginnt die 
Verjährung der Strafverfolgung mit dem Tage, an welchem 
die Handlung begangen ist, ohne Rücksicht auf den Zeit- 
punkt des eingetretenen Erfolges. Die Zeit der Handlung 
entscheidet sohin die zeitliche Herrschaft der Strafgesetze 
und den Beginn der Verjährungsfrist. Es fragt sich nun 
zunächst: Ist überhaupt eine einheitliche Fragestel- 

Kitzioger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht 4 
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lung nach dem Orte der Handlung und nach deren 
Zeit möglich? Kann ferner jede dieser beiden Fra- 
gen für ihre beiden Anwendungsfälle, also die nach 
dem Orte der Handlung sowohl für die räumliche 
Herrschaft der Strafgesetze als auch für den Ge- 
richtsstand der begangenen That, die nach der Zeit 
für die zeitliche Herrschaft des Strafgesetzes und 
für die Verjährungsfrist einheitlich gestellt werden, 
oder löst sich die eingangs einheitlich gestellte 
Frage in zwei, beziehungsweise vier Unterfragen 
auf? Eines ist sofort klar: Die vierfache Fragestellung, die 
Trennung der zeitlichen und der örtlichen Frage je nach den 
beiden Anwendungsfallen, ist nicht die natürliche. Um zu 
erkennen, ob die Handlung im Inland begangen ist, müssen 
wir feststellen, an welchem Punkt im Räume sie überhaupt 
begangen ist; genau dies müssen wir, um zu erkennen, ob 
sie innerhalb oder ausserhalb eines Qerichtsbezirkes begangen 
wurde. Es widerstrebt nun aller natürlichen Anschauung, 
derselben Erscheinung, nämlich der strafbaren Handlung, 
einen verschiedenen Platz im Räume anzuweisen, bloss des- 
halb, weil wir aus zwei verschiedenen Gründen diesen Platz 
bestimmen müssen. Ebenso verhält es sich mit der zeit- 
lichen Frage: die Verjährung beginnt in dem Zeitpunkt, in 
welchem die Handlung begangen ist; das Gesetz ist anwend- 
bar, wenn die Handlung in dem Zeitpunkt mit Strafe bedroht 
war, da sie begangen wurde. Die Frage, ob die Verjährungs- 
frist zu laufen beginnt, ebenso die, ob das Gesetz anwendbar 
ist, hängt sohin von der Beantwortung der Frage ab, wann 
die Handlung begangen wurde. Also auch hier eine einheit- 
Hche Aufgabe, nämlich die, dem Vorgang, den wir strafbare 
Handlung nennen, seinen Platz im Zeitverlauf anzuweisen, 
der eben wieder, gleichviel, aus welchem Grunde wir die 
Frage auf werfen, nur ein Platz sein kann, wenigstens nach 
natürlicher Anschauung. Ob uns besondere Erwägungen 
rechtlicher Natur zwingen, von dieser natürlichen Anschau- 
ung abzuweichen, soll erst untersucht werden, nachdem ge- 
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prüft, wie sich diese natürliche Anschauung zur Zurück- 
fufarun^ der Frage nach dem Ort und der nach der Zeit der 
Handlung auf eine einheitliche Frage verhält. 

Unsere Aufgabe ist, wie bereits hervorgehoben, die: 
Es soll dem, was wir strafbare Handlung nennen, ein Platz 
im örtlichen Baum und im Zeitraum angewiesen werden. 
Nun ist es gar nicht anders möglich, als dass dieses „straf- 
bare Handlung* genannte Wesen, wenn es in Erscheinung 
tritt, zugleich im Raum und in der Zeit in Erscheinung tritt, 
dass es als Wesen im Räume nicht länger bestehen kann, 
als es als Wesen in der Zeit besteht. Dies leugnen, hiesse 
behaupten, dass etwas, was an einem bestimmten Orte ge- 
schehen, zu gar keiner Zeit geschehen ist oder doch damals 
nicht geschehen ist, als wir es an jenem Orte sahen, oder 
umgekehrt, dass etwas, was in einem bestimmten Zeitpunkt 
geschehen ist, damals, als es geschah, an gar keinem Orte 
geschehen ist. Um ein konkretes Beispiel zu gebrauchen, 
nehmen wir eine Verschiedenheit der beiden Fragen in der 
Weise an, dass für die nach dem Orte der Begehung der 
Eintritt des zum Delikt gehörigen Erfolges, also beim Mord 
der Ort des Todes, für die nach der Zeit die persönliche 
Thätigkeit des Handelnden, also der Zeitpunkt der Verwun- 
dung massgebend sei, und setzen den Fall, dass A. am 
1. Januar in X. den B. verwundet hat, B. am 10. Januar 
in Y. gestorben ist. Dann hätte A. den Mord am 1. Januar 
in Y. begangen. Am 1. Januar aber hat er nirgends eine 
strafbare Handlung begangen, denn damals ist nicht der das 
Erscheinen im Räume kennzeichnende Erfolg des Todes ein- 
getreten; in Y. aber hat er niemals die strafbare Handlung 
begangen, denn dort hat sich nie die das Erscheinen in der 
Zeit kennzeichnende Thätigkeit der Verwundung zugetragen. 
Also damals, als A. eine strafbare Handlung begangen hat, 
hat er sie nirgends, dort, wo er sie begangen, hat er sie 
niemals verübt. Wir kämen aber auch, wenn wir dies Re- 
sultat nach einer anderen Seite betrachten, zu dem Satze: 
Die strafbare Handlung des Tötens besteht, je nachdem wir 
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sie in der Zeit oder im Raum betrachten, in der Thätigkeit 
der Verwundung, oder aber in dem Erfolge des Todes, sie 
ist also nicht identisch mit sich selbst. Jede Verschieden- 
heit in der Beantwortung der Frage nach dem Ort und nach 
der Zeit der Handlung fiihrt sohin zurück oder ist ihrerseits 
zurückzuführen auf eine Verschiedenheit in der Auffassung 
vom Wesen der strafbaren Handlung. Und sie muss not- 
wendig auf eine solche zurückführen. Die Frage, wann und 
wo ist eine strafbare Handlung begangen? ist ein Problem, 
zu dessen Lösung mit drei Grössen gearbeitet werden muss, 
mit Zeit, Raum und strafbarer Handlung. Zeit und Raum 
aber sind die Grössen, die hiebei, solange auch dieses Pro- 
blem behandelt wurde, als gegebene betrachtet wurden, die 
auch die Wissenschaft unserer Tage, so eingehend sie sich 
auch mit jenem Problem abgab, als gegebene ansah, so dass 
sie in keinem der zahlreichen Lösungsversuche einer Unter- 
suchung unterzogen wurden. Mochten die Philosophen früherer 
Zeiten darüber streiten, ob es einen leeren Raum und einen 
leeren Zeitraum gäbe, mag heute die Philosophie darüber 
uneins sein, ob Raum und Zeit nur in unserer Vorstellung 
als Funktionen dieser Vorstellungen existieren, oder ob sie 
ein transcendentales Dasein führen: Die Rechtswissenschaft 
hat sich nicht um diesen Streit gekümmert, sie folgte — 
und handelte darin sicher im Sinne des Gesetzgebers, der die 
Worte nicht im philosophischen Sinn, sondern in dem des 
täglichen Lebens gebraucht — der vulgären Vorstellung, die, 
unbekümmert um den philosophischen Streit, Zeit und Raum 
für alle Zeiten als feststehende Begriffe ansah, vulgär aus- 
gedrückt etwa als das feste Mass, an dem wir die Dinge 
und Erscheinungen in ihrer Lage zu einander und in ihrer 
Folge aufeinander messen. Von den drei Grössen also, mit 
denen im Problem zu rechnen war, waren die beiden ersten, 
Zeit und Raum, nur der Massstab, an dem die dritte, die 
strafbare Handlung, gemessen werden musste, und auf diese 
dritte Grösse hat sich sohin die Schwierigkeit des Problems 
konzentriert. Die Frage nach dem Ort und der Zeit 



Digitized by 



Google 



Einleitung: Die Fragestellung. 53 

der strafbaren Handlung war und ist zugleich die 
verkappte Frage nach dem Wesen der strafbaren 
Handlung. Es würde nun sicher zu weit gehen, würden 
wir behaupten, sie sei nur die verkappte Frage nach dem 
Wesen der strafbaren Handlung; wir werden sehen, dass 
noch Erwägungen anderer Art zur Lösung des Problems 
herangezogen werden müssen. So viel aber lässt sich 
schlechterdings nicht leugnen: Um zu erkennen, wann und 
wo etwas geschehen ist, muss man sich vor allem darüber 
klar sein, was geschehen ist. Man kann der strafbaren 
Handlung ihre Stelle in Zeit und Raum nicht anweisen, wenn 
man nicht festgestellt hat, worin die strafbare Handlung 
besteht, was zu ihrem Wesen gehört und was von ihm aus- 
zuscheiden ist. Die beiden Fragen, wann ist eine strafbare 
Handlung begangen und wo ist sie begangen? verwandeln 
sich zwar nicht in die Frage, was ist eine strafbare Hand- 
lung? aber sie führen mit zwingender Notwendigkeit auf 
diese Frage zurück, und eben darin, dass sie uns beide auf 
diese Vorfrage zurückdrängen, liegt das Einheitliche der 
beiden Fragen. 

Diese Einheitlichkeit, die, wie früher erwähnt, 1) schon 
von den italienischen Juristen erkannt worden war, spielt 
heutzutage in der Behandlung der Frage nur eine ganz 
untergeordnete Rolle. Sie wird von Einzelnen stillschweigend 
angenommen und gelegentlich zur Argumentation verwertet,*) 
von Niemandem ausdrücklich bestritten, aber auch nur von 
Wenigen 3) bei der Lösung des Problems als Ausgangspunkt 
angenommen, und insbesondere die zeitgenössische Spezial- 
litteratur widmet sich nur der Frage nach dem Orte der 
Handlung, ohne die nach deren Zeit mitzuentscheiden oder 
auch nur die Einheitlichkeit der beiden Fragen hervorzuheben. 
Der Grund hiefür mag darin zu suchen sein, dass die zeit- 

1) S. 9 f. 

*) So von Beling, Zeitschr. 17 S. 318, Birkmeyer, Teilnahme 
S. 172, derselbe, Deutsche Juristenzeitung, IV. Jahrg. S. 301. 

8) V. Liszt, Lehrb, S. 115 ff., Beling, Grundriss S. 25 f., Meyer, 
Lehrb. S. 174 ff.; vergl. auch Glaser, Handb. I S. 178 u. Anm. 



Digitized by 



Google 



54 n. Dogmatische DareteUung. 

liehe Frage nie so brennend geworden ist, wie die örtliche. 
Gesetzeswechsel, der eine Fall, in welchem die Frage nach 
der Zeit praktisch wird, sind seltene Erscheinungen; für die 
Verjährung, dem anderen Anwendungsfall, hat der deutsche 
Gesetzgeber selbst eine bestimmte Entscheidung getroffen, 
indem er hier den Erfolg von der Handlung ausschloss und 
damit die Diskussion zwar nicht abgeschnitten, aber doch 
eingeschränkt hat. 

Von einer eigentlichen Streitfrage hinsichtlich der Ein- 
heitlichkeit der beiden Hauptfragen kann sohin nicht die 
Rede sein. Der Streit bewegt sich vielmehr auf einem 
engeren Gebiet. Bestritten ist, ob diese EinheiUichkeit inner- 
halb der Frage nach dem Orte der Handlung gegeben ist, 
oder ob dieser Ort verschieden bestimmt werden muss, je 
nachdem es sich um den Gerichtsstand der begangenen That 
oder um die Abgrenzung der staatlichen Straf gewalt handelt.^) 
Dass der natürlichen Anschauung die einheitliche Beantwor- 
tung entspricht, wurde schon hervorgehoben, zugleich aber 
auch, dass besondere Erwägungen rechtlicher Art diese An- 
schauung umstossen können. Vielleicht liefern uns die Gründe, 
mit welchen die Gegner dieser Einheitlichkeit diese bekämpfen, 
solche Erwägungen an die Hand. Zurückzuweisen ist wohl 
hiebei das Argument aus der verschiedenen Wichtigkeit der 
Beantwortung der Fragen in den beiden Anwendungsfällen.*) 
Selbst zugegeben, dass die Bestimmung des Thatorts für die 
materiellrechUiche Frage der Anwendung des inländischen 
Strafgesetzes ungleich wichtiger ist, als für die prozessuale 
des Gerichtsstands, so muss es doch als methodisch un- 
zulässig betrachtet werden, wenn dieselbe Frage in zwei 
verschiedenen Fällen verschieden beantwortet wird, bloss weil 

*) Für einheitliche Entscheidung: Schneidler S. 20 fF., v. Lilien- 
thal S. 256, Bulling S. 4, Meyer S. 142 Anm. 2, Betz S. 8 f., Birk- 
meyer, Strafprozessrecht S. 187, v. Kries S. 167 Anm. 1, v. Liszt, Lehrb. 
S. 116 Anm. 1, Frank S. 19, Löwe S. 218, so auch das RG. 25. Jan. 1887 
E. 15 S. 232 und 17. Juni 1892 E. 23 S. 155. — Gegen dieselbe: John 
S. 213, Wach S. 463 f., Binding, Handb. S. 415 Anm. 1, 417, Glaser 
S. 178, Bennecke S. 83 Anm. 4. 

2) Binding a. a. 0. S. 417. 
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ihre Beantwortung in dem einen Falle wichtiger ist, als in 
dem anderen Falle. 

Nicht ausschlaggebend ist ferner die Argumentation 
Benneckes:^) „Das Strafgesetzbuch fragt: Ist die That im 
Inland oder im Ausland begangen, nicht, wenn sie eine in- 
ländische ist, wo im Inland ist ihr Begehungsort? Das Straf- 
prozessrecht, ganz von der anderen Seite an die Frage 
herangehend, will gerade die vom Strafrecht nicht beant- 
wortete Frage lösen und fragt, besonders wenn die That im 
Inland begangen ist, wo ist ihr Begehungsort ?" Dieser Ein- 
wand wird widerlegt durch den einfachen Satz: Um fest- 
zustellen, ob die That im Inland oder Ausland begangen ist, 
und um festzustellen, wo im Inland ihr Begehungsort ist, 
muss zunächst festgestellt werden, an welchem Punkt die 
Handlung begangen wurde, und es lässt sich nicht einsehen, 
warum dieser Punkt in anderer Weise bestimmt werden muss, 
wenn es sich um die Frage handelt, in welchem Lande er 
gelegen ist, als dann, wenn es sich fragt, welchem Gerichts- 
bezirk er angehört. Aus dem positiven Bechte entnimmt 
ferner Binding^) den Einwand, dass auch die strafrechtlichen 
und die strafprozessualen Begriffe Inland nicht zusammen- 
fallen, indem § 10 Strafprozessordnung die deutschen Schiffe 
auf offener See nicht zum Inland rechne, während dies § 3 
Strafgesetzbuch thut. Es lässt sich dem vor allem entgegen- 
halten, dass eine Differenzierung des Begriffes „Inland" im 
Strafrecht und im Strafprozess durchaus keinen Schluss auf 
die Differenzierung des Begriffes „Begehungsort" in den beiden 
Bechtsgebieten gestattet. Selbst wenn das Strafrecht den 
Begehungsort in einem Falle zum Inland rechnet, in welchem 
das Strafprozessrecht denselben dem Auslande zurechnet, so 
lässt sich noch nicht sagen, dass in den beiden Bechtsgebieten 
der Ort selbst verschieden bestimmt werden muss; es werden 
ja nur die Grenzlinien verlegt, die diesen Ort umgeben, nicht 
dieser Ort selbst. Und dann, selbst wenn wir die Frage: 

1) a. a. 0. S. 83 Anm. 4. 

2) Handb. S. 417 Anm. 11. 
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„Was ist Inland?* kraft positivrechtlicher Bestimmung ira 
Strafrecht anders beantworten müssen als im Strafprozess- 
recht, so ist es eben nur das positive Recht, das uns zwingt, 
von dem, was die Logik verlangt, abzuweichen und auf die- 
selbe Frage zwei verschiedene Antworten zu geben; bei der 
Frage nach dem Begehungsorte ist aber mangels entspre- 
chender positivrechtlicher Bestimmungen dieser Zwang nicht 
vorhanden. Schliesslich aber kann der behauptete positiv- 
rechtliche Zwang zur Differenzierung des Inlandbegriffes über- 
haupt nicht wohl zugegeben werden. Zweifellos rechnet das 
Strafrecht wie auch das Staats- und Völkerrecht die deut- 
schen Staatsschiflfe, gleichviel, wo sie sich befinden, und die 
übrigen deutschen Schiffe, soweit sie sich auf offener See 
befinden, zum Inland. Allein wenn die Strafprozessordnung 
in § 10 einen besonderen Gerichtsstand für die auf einem 
deutschen Schiffe im Ausland oder auf offener See begangenen 
strafbaren Handlung schafft, so lässt sie zunächst die Frage, 
ob sie diese Handlungen als im Ausland oder im Inland be- 
gangen ansieht, dahingestellt. „Auf einem deutschen Schiffe 
im Ausland oder auf offener See begangen" ist nicht identisch 
mit „im Ausland begangen". Anders wäre die Fassung: 
„Im Ausland oder auf offener See auf einem deutschen Schiffe 
begangen"; diese Hesse weniger Zweifel zu; so aber haben 
wir immer noch die Wahl, ob wir diese Handlung dem In- 
land oder Ausland zurechnen wollen. Die Vermutung spricht 
dafür, dass der Gesetzgeber hier die Frage nach Inland oder 
Ausland gar nicht entscheiden wollte, da sie für ihn hier 
gleichgültig ist. Es wären dann diese Handlungen, soweit 
sie nach allgemeinen Bechtsbegriffen als inländische anzusehen 
sind, also die auf offener See und die auf einem Staatsschiff 
begangenen, auch hier als inländische anzusehen, die auf 
einem Privatschiflfe in fremden Häfen oder Küstengewässern 
als ausländische.^) Für die ersteren würde nun, da diese 
schwimmenden Stücke Inland aus natürlichen Gründen keinem 



*) So auch üllmann, Lehrb. S. 189, Bennecke S. 88 f. 
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inländischen Gerichtsbezirke angehören, ein solcher durch 
Fiktion geschaffen und damit ein Surrogat für das inländische 
forum delicti commissi. Für die letzteren aber würde, ohne 
ihre Natur als im Ausland begangene Handlungen zu ändern, 
aus Zweckmässigkeitsgründen, die bei ihnen ebenso zutreffen 
wie bei den ersteren, ein besonderes von dem im § 8 RStr.Pr.O. 
sonst für ausländische Delikte bestimmten Gerichtsstand ab- 
weichendes forum bestimmt, das man überhaupt nicht als 
ein Analogen des forum delicti commissi auffassen muss, 
und selbst wenn man dies thut/) so wird eben durch eine 
besondere Fiktion, die als solche keine weiteren Schlüsse 
zulässt, eine im Ausland begangene Handlung künstlich in 
einen inländischen Gerichtsbezirk hineingezogen. 

Bisher haben wir nur Gründe gegen die EinheitUchkeit 
der beiden Fragen kennen gelernt, die gewissermassen neben- 
her laufen. Das Hauptargument, das in verschiedenen 
Formen wiederkehrt, ist das der verschiedenen juristi- 
schen Bedeutung des Thatortes für das Strafprozess- 
recht und für das Strafrecht; hier bestimmt er die Aus- 
wahl zwischen mehreren Gerichten desselben Staates, dort 
die Anwendbarkeit der Gesetze eines bestimmten Staates, 
„die prinzipielle Abgrenzung der Strafzuständigkeit oder gar 
der Souveränität unabhängiger Staaten. " *) Diese Verschieden- 
heit kann nicht geleugnet werden. Mögen die Frage nach 
der Gesetzesgewalt und die nach der Gerichtsgewalt viel 
Verwandtes miteinander haben, mögen sie ihren Weg in 
der geschichtlichen Entwickelung eine gute Strecke weit 
gemeinsam zurückgelegt haben, der Versuch, sie heute noch 
als eine Einheit darzustellen, wurde nur vereinzelt^) gemacht, 
und darf ohne weiteres als gescheitert angesehen werden. 

') Dies ist die herrschende Ansicht; vergl. Uli mann, Lehrh. S. 189, 
Birkmeyer, Strafprozess S. 187, v. Kries S. 169, ßennecke S. 87, 
Löwe S. 224. Dagegen Stenglein § 10 n. 3. Geyer S. 372, auch RG. 
Entsch. d. I. Sen. v. 27. Dez. 1880, R. II S. 261. 

2) V. Bar, Lehrh. S. 239. 

>) Von Schneidler S. 21. Er begründet dies damit, dass der 
Richter durch Auslegung des Gesetzes ein Gesetz für den Einzelfall gebe. 
Dagegen v. Lilie nthal S. 256. 
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In noch höherem Masse trifft diese Verschiedenheit in der 
juristischen Bedeutung zu, wenn wir noch die Frage nach 
der Zeit in ihren beiden Anwendungsfallen, zeitige Gesetzes- 
herrschaft und Verjährung, mit hereinziehen. Diese haben 
unter sich und mit den beiden Anwendungsfällen der ört- 
lichen Frage augenscheinlich gar nichts Gemeinsames. 

Wenn nun die Frage in diesen vier Fällen von durch- 
aus verschiedener juristischer Bedeutung ist, folgt daraus, 
dass sie auch in verschiedener Weise beantwortet werden 
muss? Es ist dies nur in dem Sinne möglich — und so 
wird es auch von den Vertretern jener Ansicht verlangt^) 
— dass wir die Mittel zur Beantwortung dieser Fragen je 
aus den Grundsätzen dieser vier Anwendungsfalle, also aus 
den Grundsätzen über die räumliche und zeitliche Gesetzes- 
herrschaft, über den Gerichtsstand und über die Verjährung 
entnehmen müssen; die vier Fragen nach dem Ort der Hand- 
lung im Sinne der räumlichen Gesetzesherrschaft, im Sinne des 
Gerichtsstands der begangenen That, nach der Zeit der Be- 
gangenschaft im Sinne der zeitlichen Gesetzesherrschaft und 
der Verjährung wären, und ähnlich wird dieses auch gelegent- 
lich ausgedrückt, 2) die verkappten Fragen nach den Merk- 
malen, die gegeben sein müssen, um zu entscheiden, ob das 
inländische oder ausländische, das spätere oder frühere Gesetz 
angewendet werden muss, ob dieses oder jenes Gericht zuständig, 
ob die Handlung verjährt ist oder nicht. Sofort aber leuchtet 
ein, /dass wir dem Gesetze nicht gerecht werden, wenn wir 
in dieser Weise an unsere Aufgabe herantreten. Diese vier 
verkappten Fragen legt uns der Gesetzgeber gar nicht vor, 
er hat sie selbst beantwortet, und zwar dahin, dass dies 
entscheidende Merkmal Ort und Zeit der Handlung ist. Er 
und das Gesetz sagen also: Die räumliche und zeitliche Ge- 
setzesherrschaft, der Gerichtsstand und die Verjährung wird 
bestimmt durch Ort und Zeit der Handlung, und darum ist 
es methodisch unrichtig, wenn wir in Auslegung des Gesetzes 

Glaser S. 178 f. Wach S. 463. 
2) Schneidler S. 20. 
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von vornherein sagen, der Ort und die Zeit der Handlung 
bestimmen sich nach den Grundsätzen über die räumliche 
und zeitliche Gesetzesherrschaft, über Gerichtsstand und Ver- 
jährung. Gewiss kann man sagen, dass es an sich gleich- 
gültig sein könnte, auf welchem Fleck Erde ein Verbrechen 
begangen ist, und dass der Ort der Begangenschaft nur 
symptomatisch sei für das Getroffensein der inländischen 
Bechtswelt,^) man kann dies noch weiter ausdehnen und den 
Ort der Begangenschaft auch als Symptom für die örtliche 
Gerichtszuständigkeit, die Zeit der Begehung als Symptom für 
die Anwendbarkeit zeitlich aufeinanderfolgender Strafgesetze 
und für die Tilgung des Straf anspruchs durch Verjährung 
bezeichnen. Allein weil eben Zeit und Ort der Begehung 
als Symptom aufgestellt ist, an dem wir erkennen sollen, ob 
die inländische Rechtswelt getroffen, ein Gericht örtlich zu- 
ständig, ein Gesetz anwendbar und die Handlung verjährt 
ist, sind wir verpflichtet, dieses Sympton nach seinen eigenen 
Merkmalen zu bestimmen, und dürfen nicht von Anfang an 
sagen, ob das Symptom gegeben sei, entnehmen wir aus 
dem Wesen der inländischen Rechtsgüterwelt, der örtlichen 
Zuständigkeit etc. Auch die deutsche Reichsangehörigkeit 
ist in diesem Sinne ein Symptom für das Getroffensein der 
inländischen Rechtswelt, — § 4 RStGB. — auch der Auf- 
enthalt ein Symptom für den Gerichtsstand — § 8 RStPO. 
— und dennoch ist es noch niemandem eingefallen ^ das 
Wesen der Reichsangehörigkeit aus den Grundsätzen über 
räumliche Gesetzesherrschaft, den Begriff des Aufenthalts 
aus den Motiven des Gerichtsstands zu erklären. 

Wenn nun im Vorstehenden diese Art, die Frage zu 
behandeln und sie je nach ihrer Bedeutung auseinander zu 
reissen, zurückgewiesen wurde, so geschah dies, obwohl die 
Gründe weiter zu reichen schienen, absichtlich immer mit 
dem Zusatz, es sei falsch, von vornherein diese Methode 
zu wählen. Es sollte damit angedeutet werden, was noch 



1) Binding, Handb. S. 416. 
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ZU beweisen, dass in jener Anschauung ein ganz beträcht- 
licher Wahrheitskern enthalten ist. Es mag dies einstweilen 
mit den Worten Glasers^) „Ein gewisser Einfluss ist auch 
dem zu befriedigenden Bedürfnis einzuräumen*^ begründet 
und an folgendem Beispiel veranschaulicht werden. Wenn 
§ 51 BStGB. bestimmt, eine strafbare Handlung sei nicht 
vorhanden, wenn der Thäter zur Zeit der Begehung der 
Handlung sich in einem Zustande von Bewusstlosigkeit oder 
krankhafter Störung der Geisteskräfte befand, durch welche 
seine freie Willensbestimmung ausgeschlossen war, so wird 
auch hier die Frage, wie die Begehungszeit zu bestimmen 
ist, praktisch. Sofort aber leuchtet ein, dass in diesem Zu- 
sammenhang diese Frage nicht nach der Zeit des Erfolges 
und auch nicht nach der der Thätigkeit und des Erfolges 
zusammen, sondern nur nach der der Thätigkeit beantwortet 
werden kann, weil jede andere Antwort in diesem Zusammen- 
hange sinnlos wäre. Genau so verhält es sich in den Fällen 
der §§ 55 — 57 RStGB., in welchen Straflosigkeit bezw. mildere 
Bestrafung für denjenigen vorgesehen ist, welcher bei Be- 
gehung der Handlung noch nicht zwölf oder noch nicht acht- 
zehn Jahre alt war. Niemand wird daran denken, denjenigen 
zu strafen, der vor Erreichung des zwölften Lebensjahres 
eine Bombe gelegt hat, wenn diese Bombe erst nach diesem 
Zeitpunkt platzte. In allen diesen Fällen kann also die 
Frage nach der Zeit der begangenen Handlung nur in einem 
bestimmten Sinn beantwortet werden, weil der Zusammen- 
hang dies erfordert, und wir könnten schon daraus, wenn 
dies nicht schon als eine der ersten Regeln juristischer Aus- 
legungskunst bekannt wäre, den Schluss ziehen, dass eines 
der Mittel zur Erläuterung der Begriffe, die der Gesetzgeber 
verwendet, der Zusammenhang ist, in welchem er dieselben 
gebraucht. Da nun die Begriffe Ort und Zeit der Handlung 
in vierfachem ganz verschiedenen Zusammenhang angewandt 
werden, so würden wir uns — und dies ist den strikten 
Vertretern der Einheitlichkeit der Frage entgegenzuhalten 

ij a. a. 0. S. 178. 
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— eines der wichtigsten Auslegungsmittel berauben, wenn 
wenn wir die Frage nach Ort und Zeit der Handlung bloss 
aus sich heraus ohne Rücksicht auf den Zusammenhang be- 
antworten würden, und es muss von vornherein mit der 
Möglichkeit gerechnet werden, dass wir schliesslich wegen 
dieses ganz verschiedenartigen Zusammenhangs auf die ein- 
heitliche Frage eine verschiedene Antwort finden. Anderer- 
seits aber würden wir wieder die Grundregeln der Aus- 
legungskunst verleugnen, wenn wir den strikten Gegnern 
dieser Einheitlichkeit folgen und die Frage nur nach dem 
jeweiligen Zusammenhang, also bloss nach den Grundsätzen 
über räumliche und zeitliche Gesetzesherrschaft etc. lösen 
wollten, ohne zuvor die Frage zu stellen: Wo und wann ist 
an sich, ohne Rücksicht auf den rechtlichen Zusammenhang, 
die strafbare Handlung als begangen anzusehen? Beide 
Hilfsmittel der juristischen Technik sind uns unentbehrlich; 
es fragt sich bloss noch, in welcher Rangordnung wir sie 
anzuwenden haben, und hier ist nun wieder sicher das 
Natürlichste, dass die Worte des Gesetzes zunächst nach 
ihrer eigenen Bedeutung, dann erst mit Rücksicht auf den 
Zusammenhang des Gesetzes ausgelegt werden. Man mag 
uns entgegenhalten, dass wir in den eben erwähnten Fällen 
selbst von vornherein die zweite Methode angewandt haben; 
allein hier handelt es sich um den immerhin seltenen Aus- 
nahmefall, dass ein an sich mehrdeutiges Wort in einem 
bestimmten Zusammenhang nur einen ganz bestimmten Sinn 
haben kann. Dass dieser Ausnahmefall auch hinsichtlich 
der vier Hauptanwendungsfälle der Frage gegeben sei, dass 
z. B. die Frage nach dem Ort der Handlung hinsichtlich der 
räumlichen Gesetzesherrschaft und hinsichtlich des Gerichts- 
stands aus dem Wesen der räumlichen Gesetzesherrschaft 
und aus dem des Gerichtsstands heraus nur in einem ganz 
bestimmten Sinne beantwortet werden könne, so dass sich 
jede andere Beantwortung von vornherein als eine mit diesem 
Wesen unvereinbare, widersinnige darstellen würde, wird 
wohl niemand behaupten. Eine solche Behauptung wäre 
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sofort widerlegt mit dem Hinweis darauf, dass diese Frage 
sowohl hinsichtlieh des Gerichtsstandes der begangenen That 
als auch hinsichtlich der räumlichen Abgrenzung der Straf- 
gewalt nicht nur im Laufe der geschichtlichen Entwickelung 
verschiedenartige Lösungen gefunden hat, sondern auch noch 
in den deutschen Landesgesetzen vor Einführung des Reichs- 
strafgesetzbuchs verschieden gelöst wurde, nicht zum min- 
desten aber auch durch die Thatsache, dass diejenigen, welche 
von dieser Seite an das Problem herangehen und etwa die 
Frage nach dem Ort der Handlung hinsichtlich der räum- 
lichen Gesetzesherrschaft nach den Grundsätzen über die 
Gesetzesherrschaft beantworten wollen, unter sich wieder zu 
verschiedenen Resultaten kommen.^) 

Andererseits aber liefert der Umstand, dass auch den 
Gegnern jener Anschauung, also denjenigen, welche die Frage 
lediglich aus dem Begriffe der örtlichen und zeitlichen Be- 
gangenschaft beantworten wollen, eine übereinstimmende 
Lösung nicht geglückt ist,^) den Beweis dafür, dass der 
richtige Weg nur in einer Verbindung der beiden 
Methoden zu suchen ist, nicht im Sinne eines schwäch- 
lichen Kompromisses zwischen den beiden entgegenstehenden 
Ansichten, sondern indem jeder Methode der Platz an- 
gewiesen wird, der ihr gebührt, der einheitlichen 
Frage nach dem Ort und der Zeit der Handlung der 
erste, der doppelten Bestimmung des Thatortes und 
der Thatzeit aus dem Wesen der räumlichen und zeit- 
lichen Gesetzesherrschaft, der örtlichen Zuständig- 
keit und der Verjährung der zweite. Und zwar kann 
sie diese zweite Stelle in doppelter Weise ausfüllen. Führt 
uns schon die erste Methode zu einer bestimmten Lösung, 

*) So beantwortet Binding die Frage hinsichtlich des Gerichtsstands 
grundsätzlich nach dem Orte der persönlichen Thätigkeit, bezüglich des 
internationalen Rechtes nach dem Orte jedes einzelnen Deliktsteiles, wäh- 
rend John in beiden Fällen zu entgegengesetzten Resultaten gelangt. 
Vergl. die Litteraturübersicht. 

^) Auch hiefür bietet die Litteraturübersicht zahlreiche Belege. 
Vergl. z. B. die gegensätzlichen Anschauungen von Schneidler, Betz, 
V. Lilienthal, v. Liszt. 
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SO müssen wir immer noch die zweite zur Kontrolle heran- 
ziehen, um zu sehen, ob sich diese Antwort mit der juristi- 
schen Bedeutung der vier Fragen, für die sie praktisch ist, 
vereinen lässt, müssen sie eventuell für den einen oder an- 
deren Fall entsprechend korrigieren. Gelangen wir bei An« 
Wendung der ersten Methode nicht zu einem unzweideutigen 
Ergebnis, so muss uns die zweite ergänzend dazu verhelfen. 
Bei keinem Teile einer dogmatischen Arbeit ist grössere 
Gründlichkeit geboten, als bei der Fragestellung. Die Frage 
richtig stellen, heisst oft schon, sie richtig lösen, immer den 
richtigen Weg zur Lösung finden. Aus diesem Grunde musste 
die nun erledigte Streitfrage in breiterem Rahmen erörtert 
werden, als es sonst nötig oder zulässig erschien; aus dem 
gleichen Grunde kann auch die Erörterung einer weiteren 
Frage nicht erspart werden. Wir haben bisher die beiden 
Fragen nach dem Orte und nach der Zeit der strafbaren 
Handlung nur in ihrem Verhältnis zu einander und zu den 
vier Hauptanwendungsfällen untersucht, haben ferner inner- 
halb der Frage: „Wann und wo ist eine Handlung begangen?" 
die drei Elemente Raum, Zeit und strafbare Handlung wieder 
in ihrem Verhältnis zu einander geprüft mit dem Ergebnis, 
dass in der , strafbaren Handlung" der Kern des Problems 
liegt. Dieses Element müssen wir nun noch für sich be- 
trachten, und hier drängen sich sofort Bedenken auf, ob 
wir überhaupt nach der „strafbaren Handlung" und dem 
Orte und der Zeit ihrer Begehung fragen dürfen. Richtig 
ist es allerdings, dass da, wo uns die deutsche Gesetzgebung 
die Frage aufdrängt, sie uns dieselbe in dieser Form stellt. 
In den §§ 2, 3, 67 Abs. 4 RStGB., § 7 RStPO. ist von „der 
begangenen strafbaren Handlung" oder schlechthin von 
der begangenen Handlung die Rede. Dies könnte uns nun 
dazu verleiten, das Schwergewicht der Frage in die Definition 
des Ausdrucks „Handlung" zu legen, und in der That 
bildet der Handlungsbegriflf meist den Ausgangspunkt für die 
wissenschaftliche Untersuchung, i) Aber damit wäre die 

^) So in den Monographien von Stein S. 15 £f., Schneidler S. 1 ff., 
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grosse Gefahr gegeben, dass wir das Wesen des Problems 
überhaupt nicht berühren. Es liegt von vornherein die Ver- 
mutung nahe, dass der Gesetzgeber hier den Ausdruck „straf- 
bare Handlung" ohne jede Betonung des Handlungsbegriffes 
in einem ganz allgemeinen Sinn gebraucht, für welchen die 
Wissenschaft sonst den Ausdruck „Verbrechen im weiteren 
Sinn** oder auch „Delikt" verwendet. Was diese Vermutung 
nahelegt, ist die Thatsache, dass auch die deutsche Parti- 
kurlargesetzgebung vor Einführung des Reichsstrafgesetz- 
buchs an den entsprechenden Stellen vielfach solche all- 
gemeine Ausdrücke, die nur die Thatsache der Begehung 
eines Deliktes bedeuten, gebrauchte, ohne den Ausdruck 
Handlung zu verwenden, dass ferner die ausserdeutschen 
Gesetze unserer Zeit, welche dem Orte und der Zeit der 
Deliktsbegehung genau dieselbe Bedeutung beilegen, wie das 
Reichsstrafgesetzbuch, und genau in den nämlichen Fällen 
wie dieses, einen unserer „strafbaren Handlung" entsprechen- 
den Ausdruck überhaupt nicht kennen, sondern jene all- 
gemeinen verwenden. So bestimmt, um nur wenige Bei- 
spiele herauszugreifen, das Eriminalgesetzbuch für das König- 
reich Hannover von 1840 in Art. 3, dass dieses Gesetz gegen 
Ausländer wegen aller innerhalb des Königreichs von ihnen 
begangenen Verbrechen zur Anwendung kommt. Ähnlich 
Art. 3 des thüringischen Strafgesetzbuchs von 1850: „Aus- 
länder, welche ein Verbrechen im Inland begehen, werden 
gleichfalls nach den Vorschriften dieses Gesetzbuches be- 
straft." Das Strafgesetzbuch für das Königreich Württem- 
berg von 1839 spricht in Art. 4 von den innerhalb des König- 
reichs verschuldeten Verbrechen und Vergehen, das öster- 
reichische Strafgesetzbuch von 1852 in Art. 37 von den 
Fremden, welche im österreichischen Staatsgebiet ein Ver- 
brechen begehen. Das bayerische Strafgesetzbuch von 1861 



V. Lilienthal S. 254 £f., Betz S. 35 ff., auch ganz allgemein in den Lehr- 
büchern, Kommentaren etc. Vergl. beispielsweise v. LisztS. 130, Oppen- 
hoff § 3 n. 5, Binding S. 417. Abweichend nnr Frank S. 19 und Bul- 
lin g S. 3, der zunächst von der „Begehung" ausgeht. 
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verwendet zwar im entsprechenden Zusammenhang (Art. 19) 
den Ausdruck „strafbare Handlung", gibt aber in Art. 4 
eine Legaldifinition dieses Ausdrucks, wonach derselbe Ver- 
brechen, Vergehen und Übertretungen umfasst, lässt 
also keinen Zweifel, dass dieser Ausdruck nur im allgemeinen 
Sinn zu nehmen ist. Bezüglich des Gerichtsstands spricht 
Art. 48 der sächsischen Strafprozessordnung von 1855 von 
dem „Orte der begangenen That**, um daran eine Legal- 
difinition anzuschliessen.i) Die Verjährung lassen das säch- 
sische Strafgesetzbuch von 1855 in Art. 111, das erwähnte 
württembergische in Art. 132, das bayerische in Art. 95 und 
noch mehrere andere mit der beendigten oder begangenen 
„That"*, das hamburgische von 1869 in Art. 65 und das 
braunschweigische von 1840 in § 72 mit der Vollendung oder 
Vollbringung des „Verbrechens" beginnen. 

Von den neueren fremdländischen Gesetzbüchern ist 
das italienische von 1889 besonders instruktiv. Art. 2 drückt 
hier den nämlichen Gedanken aus, wie § 2 des Reichsstraf- 
gesetzbuchs mit den Worten: Nessuno pu5 essere punito 
per un fatto, che, secondo la legge del tempo in cui fu com- 
messo, non constituiva reato. Also: niemand kann „per un 
fatto", wegen eines factum, einer That bestraft werden, 
welche nach dem Gesetze der Zeit, in welcher sie begangen 
wurde, kein Reat darstellt. „Reat** aber ist nach Art. 1 der 
aligemeine. Vergehen und Übertretungen umfassende Aus- 
druck für den Deliktsbegriflf. Art. 3 entspricht wieder voll- 
ständig dem § 3 des Reichsstrafgesetzbuchs, indem er be- 
stimmt: Wer „ein Reat* im Gebiete des Königreichs begeht, 
wird nach dem italienischen Gesetze bestraft. Die Verjäh- 
rung endlich beginnt nach Art. 92 bei den reati consummati, 
bei den konsummierten „Verbrechen" mit dem Tage der Kon- 
sumption. Aus der französischen Gesetzgebung sei art. 4 
des Code penal erwähnt: „Nulle contravention, nui delit, nul 
crime, ne peuvent etre punis de peines, qui n'^taient pas 



») Siehe S. 35. 
KitziDger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. 
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prononc6e8 par la loi avant qu'ils fussent commis;^ also auch 
hier nur die allgemeinen Ausdrücke fUr die Arten des Delikts, 
ohne Hereinziehung des Handlungsbegriffes. 

Diese Beispiele sollen keineswegs beweisen, dass die 
oben aufgestellte Vermutung, auch die deutsche Strafgesetz- 
gebung verbinde mit dem Ausdruck „strafbare Handlung'' 
nur den allgemeinen Deliktsbegriff, richtig ist.^) Eines aber 
dürften sie vollkräftig beweisen. Das Problem der Be- 
stimmung der „strafbaren Handlung" nach Ort und Zeit hat 
an sich mit dem Handlungsbegriff gar nichts zu thun; es 
ist methodisch falsch, von diesem auszugehen. Man trifft 
dabei überhaupt nicht den Kern der Frage, und das Resultat, 
das wir von diesem Ausgangspunkt aus gewinnen würden, 
wäre schlechthin unverwertbar, wenn der deutsche Gesetz- 
geber; ohne anscheinend den Sinn des Gesetzes zu ändern, 
im Ausdruck wechseln und statt von der „strafbaren Hand- 
lung* vom Verbrechen sprechen würde; es ist schlechthin 
unverwertbar für alle diejenigen Gesetzgebungen, für welche 
die Frage nach Ort und Zeit der strafbaren Handlung von 
gleicher juristischer Bedeutung ist, und die sich zur Formu- 
lierung dieser Frage eines andern, allgemeinen Ausdrucks 
bedienen. Man mag uns entgegnen, dass, wenn der deutsche 
Gesetzgeber von der „strafbaren Handlung* ausgeht, die 
deutsche Rechtswissenschaft ihm folgen und gleichfalls von 
der strafbaren Handlung ausgehen muss. Dem wäre zu- 
nächst entgegenzuhalten, dass das Problem ein allgemeines 
rechtswissenschaftliches ist, und es auch daher die deutsche 
Rechtswissenschaft als ein allgemeines lösen muss und nicht 
an dem zufälligen deutschen Ausdruck kleben bleiben darf. 
Des weiteren würden wir aber auch auf diese Weise der 
Aufgabe, wie sie der deutsche Gesetzgeber stellt, nicht ge- 
recht werden. Er legt der Wissenschaft und Praxis das 
Problem vor: Wann und wo ist eine strafbare Handlung 
begangen? Bei der Untersuchung dieses Problems zeigt sich 



1) Hierüber S. 158 ff. 
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von vornherein, dass dasselbe mit dem Begriff „Handlung" 
an sich nichts zu thun hat. Nun besteht die Möglichkeit, 
dass der Gesetzgeber, indem er gerade den Ausdruck Hand- 
lung gebraucht, andeutet, dass er diese Frage in einem be- 
stimmten Sinn entschieden wissen will. Ob dies der Fall 
ist, muss natürlich untersucht werden. Aber wir können 
dies nicht thun, bevor wir geprüft, wie das Problem an sich 
zu lösen wäre, wie die „strafbare Handlung** ganz unab- 
hängig davon, wie man sie bezeichnet, ihrem Wesen nach 
in Raum und Zeit unterzubringen ist, und wie die so ge- 
wonnene örtliche und zeitliche Bestimmung für die räumliche 
und zeitliche Gesetzesherrschaft, für Gerichtsstand und Ver- 
jährung zu verwerten ist. All dies würden wir ignorieren, 
wenn wir vom Handlungsbegriff ausgehen würden. 

An der Fragestellung, wie sie sich aus der früheren 
Untersuchung ergeben hat, ist sohin nochmals eine Änderung 
vorzunehmen. Anstelle der Frage: Wann und wo ist eine 
straf bare Handlung begangen? und der ünterfrage, was gehört 
zur Begehung einer strafbaren Handlung? treten die Fragen, 
wann und wo ist ein Delikt, ein Verbrechen im 
weiteren Sinne des Wortes begangen? und was ge- 
hört zur Begehung eines Delikts? Diese Fragen können 
ge Wissermassen als der allgemeine Teil der Aufgabe be- 
zeichnet werden. In einem speziellen Teile, welcher die 
deutsche Strafgesetzgebung zum Gegenstande hat, ist dann 
zu prüfen, wie die so gewonnenen Resultate mit der deutschen 
Strafgesetzgebung zu vereinen sind, insbesondere auch mit 
dem von der deutschen Gesetzgebung gewählten Ausdruck 
„strafbare Handlung*, ferner aber auch mit den deutsch- 
rechtlichen Grundsätzen über die räumliche und zeitliche 
Gesetzesherrschaft, über Verjährung und Gerichtsstand. Ein 
dritter Teil ist besonderen Einzelfragen gewidmet. Es würde 
wohl methodisch richtiger sein, diese allgemeinen Grundsätze 
über Gesetzesherrschaft etc. schon in den allgemeinen Teil 
als dessen zweiten Abschnitt mit hereinzuziehen. Aber da 
diese Grundsätze — man denke insbesondere an die der 
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räumlichen Qesetzesherrschaft — von Land zu Land wechseln, 
da eine solch umfassende Behandlung des internationalen 
Strafrechtes und Strafprozesses ungebührlich weit führen 
würde, erscheint es wohl angängig, das Thema in dieser 
Weise einzuschränken. 



Erster Teil. 

Bestimmung des Begehungsortes und der Begehungszeit 

nach dem Wesen des Deliktes und nach natttrlicher 

Anschauung. 

Vorbemerkungen. 
Was ist die Begehung eines Deliktes? Die Lösung 
dieser Frage bildet nach dem Vorhergesagten den nächsten 
Gegenstand unserer Aufgabe. Es lässt sich auf diese Frage 
keine trivialere Antwort geben, aber auch keine, die eben 
wegen ihrer Trivialität unbestreitbarer wäre als die: Sie ist 
die Verwirklichung dessen, woran das Oesetz die Rechtsfolge 
der Strafe knüpft. Dasjenige, woran das Recht diese Folge 
knüpft, nennen wir den Thatbestand des Deliktes. Wir 
wissen nun, dass, wenigstens nach heutigem Rechte, nur 
Menschen diesen Thatbestand verwirklichen können, und 
kommen so zu der etwas genaueren Antwort: Die Begehung 
des Deliktes ist ein menschliches Verhalten, an welches das 
Recht die Folge der Strafe anknüpft. Als unbestritten 
dürfen wir einstweilen weiter annehmen, dass dieses mensch- 
liche Verhalten von doppelter Art sein kann, ein aktives 
oder passives, Thätigkeit oder Unthätigkeit. Bestritten ist 
hingegen, ob diese Thätigkeit für sich aUein zur Begründung 
eines deliktischen Thatbestandes ausreichen kann oder ob 
immer ein gewisser äusserer Erfolg hinzukommen muss. So 
gelangen wir, das Unbestrittene als solches aufnehmend und 
die Streitfrage mit in den Begriff hereinziehend, zu folgender 
Definition, bei der wir einstweilen stehen bleiben: Die Be- 
gehung des Deliktes ist eine menschliche Thätigkeit oder 
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auch Unterlassung, entweder mit oder ohne einen bestimmten 
Erfolg, an welche das Recht die Folge der Strafe anknüpft. 
Es fragt sich, ob wir, wie dies gewöhnlich geschieht, 
das Moment des menschlichen Willens in die Definition auf- 
nehmen, also nur von willkürlicher menschlicher Thätigkeit 
sprechen sollen. Aus mehrfachen Gründen soll dies unter- 
lassen werden. Einmal, weil nicht ganz unbedingt zugegeben 
werden kann, dass zu jeder Deliktsbegehung eine Willens- 
bethätigung gehört. Man denke an den Wechselwärter, der 
gegen seinen Willen, oder ohne es nur zu merken, unwillkür- 
lich, einschläft, hiedurch versäumt, die Weiche zu stellen und 
so ein Eisenbahnunglück herbeiführt, ferner an den Kutscher, 
oder an den Radfahrer, der infolge einer ungeschickten 
Bewgung, die er nicht gewollt hat, und der er sich gar 
nicht bewusst war, durch eine „unwillkürliche*' ungeschickte 
Bewegung einen Passanten überfährt. In dem einen Fall 
scheint ein Delikt in Form einer unwillkürlichen Unter- 
lassung, in dem andern ein solches in Form einer unwill- 
kürlichen Thätigkeit vorzuliegen. Vielleicht scheint es nur 
so, vielleicht müssen wir in dem ersten Falle eine voraus- 
gegangene willkürliche Thätigkeit, etwa die Übernahme des 
Wechselwärterpostens, mit in Betracht ziehen, im zweiten 
aber annehmen, dass jene Bewegung, wenn sie nicht anders 
eine — das Strafrecht nie erzeugende — Reflexbewegung 
war, immer auf einen Willen zurückzuführen ist, mag sich 
auch der Thäter dessen gar nicht bewusst gewesen sein. 
Aber um dies zu entscheiden, müssten erst mehrere andere 
Fragen erledigt sein, die nach dem Wesen des unechten Unterl- 
assungsdelikts, nach dem Wesen des Willens, seiner Unterscheid- 
ung von Bewusstsein und Vorsatz, und solange diese Fragen 
noch Streitsfragen sind, muss es auch noch als eine offene 
Frage betrachtet werden, ob nicht auch durch ein unwill- 
kürliches menschliches Verhalten ein Delikt begangen werden 
kann. Der zweite Grund aber, weshalb von dem Begriflfs- 
raerkmal der Willkürlichkeit ganz abgesehen werden kann, 
ist der, dass dasselbe für unsere Zwecke überhaupt nicht 



Digitized by 



Google 



70 ^* Dogmatische DarBtellnng. 

weiter in Betracht kommt. Für denjenigen, der nur deshalb 
das Wesen des Delikts erforschen will, um dies Wesen im 
Raum und Zeit zu erkennen, kommt das Delikt naturgemäss 
nur in seiner äusseren Erscheinungsform, nicht aber 
in seinen inneren Eigenschaften in Betracht. Die Willkür- 
lichkeit des menschlichen Verhaltens, das Erfordernis, dass 
dieses Verhalten von einem Willen beseelt sein muss, ist 
aber nichts anderes als eine innere Eigenschaft und inter- 
essiert uns darum ebensowenig, wie etwa den Naturforscher, 
der an einem Körper ein rein physikalisches Experiment 
vornimmt, die chemische Analyse dieses Körpers interessiert. 

Endlich brauchen wir uns aus einem formellen Grund 
mit diesem Begriffsmerkmal nicht weiter zu beschäftigen. 
Wir sagten: Das Delilkt ist diejenige menschliche Thätig- 
keit etc., an welche das Recht die Straf folge anknüpft: So- 
weit das Recht nun die innere Eigenschaft der Willkürlich- 
keit verlangt, fehlt, wenn jene fehlt, der menschlichen Thätig- 
keit auch die Eigenschaft, dass an sie die Straffolge an- 
geschlossen werden kann. Die unwillkürliche Thätigkeit 
scheidet dann von selbst aus dem Deliktsbegriff aus und 
fällt damit auch für die örtliche und zeitliche Bestimmung 
weg. Wenn z. B. jemand in einem Anfall akuter Geistes- 
krankheit eine Person misshandelt, dann zur Besinnung 
kommt und die Misshandlung fortsetzt, so kommt die im 
unzurechnungsfähigen Zustand begangene Thätigkeit für die 
örtliche und zeitliche Bestimmung der That nicht in Betracht. 
Allein Fälle dieser Art bilden durchaus keine juristische 
Schwierigkeit, die Entscheidung ist eine selbstverständliche, 
und es genügt daher, wenn wir im Hinblick auf solche Fälle 
den Satz aufstellen: Soweit das Recht die Willkürlich- 
keit der Thätigkeit verlangt, bleibt die unwillkür- 
lich begangene Thätigkeit bei der örtlichen und 
zeitlichen Bestimmung ausser Betracht. 

Wir halten den Gedanken, dass es für unsere Zwecke 
nur auf die äussere Erscheinung des Delikts, nicht auf seine 
inneren Eigenschaften ankommt, fest, und ziehen daraus den 
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weiteren Schluss, dass die Eigenschaft des Delikts, vermöge 
deren dasselbe mit der Rechtsfolge der Strafe bedroht ist, 
nicht weiter in Betracht zu ziehen ist. Auch sie ist ent- 
weder selbst eine innere Eigenschaft oder doch die Kon- 
sequenz einer solchen, mag man diese Bechtswidrigkeit, 
Rechts- oder Interessenverletzung oder -Gefährdung nennen. 
Jedenfalls ist sie für die äussere Erscheinungsform des De- 
likts, und darum auch für seine Bestimmung nach Raum 
und Zeit vollkommen gleichgültig; es ist — wenigstens nach 
natürlicher Anschauung, und zunächst gehen wir ja nur dieser 
nach — schlechterdings nicht denkbar, dass eine Thätigkeit, 
wie etwa Sprengarbeiten mit Dynamit, deshalb, weil sie eine 
strafbare ist, als an einem andern Ort und zu einer anderen 
Zeit erfolgt angesehen werden muss als dieselbe Thätigkeit, 
wenn sie nicht strafbar ist. Für unsere Zwecke genügt 
daher folgende Definition: 

Die Begehung des Deliktes ist eine menschliche 
Thätigkeit oder Unterlassung entweder mit oder 
ohne einen bestimmten Erfolg. 

Es soll nun zunächst als die einfachere Gattung das 
Delikt in der Form der Thätigkeit, das Kommissivdelikt be- 
trachtet werden. 

Erstes Kapitel. 
Das Kommissivdelikt. 

Das Delikt ist menschliche Thätigkeit entweder mit 
oder ohne einen bestimmten Erfolg. Dieses entweder — oder, 
die bisher offen gelassene Frage, ob zu dem Wesen des 
Delikts immer ein Erfolg gehört, steht nunmehr zur 
Entscheidung.!) 

*} Die Frage wird verneint von Feuerbach §82, JohnS. 220, 
Loening, Gnindriss z. Vorlesungen über das deutsche Strafrecht, 1885,' 
S. 12, Beling a. a. 0. S. 315, bejaht von Hälschner, Gerichtssaal Bd. 80 
(1878) S. 56, Bekker, Theorie des heutigen deutschen Strafrechts (1859) 
S. 86 ff., V. Lilienthal S. 256, v. Bar, Lehrb. S. 235, v. Liszt S. 102 f., 
Birkmeyer, Deutsche Juristenzeitung, lY. Jahrg. 1899, S. 802, ders., 
Teilnahme S. 95. Ueber die Beziehung der „Handlung** zum Erfolg siehe 
später S. 159 ff. 
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Würden wir vom Begriff der Handlung ausgehen, so 
könnte uns vielleicht der Vorwurf begegnen, dass wir uns 
in einen terminologischen Streit verlieren,^) nämlich den, ob 
das, was wir Handlung nennen, auch den Erfolg der Thätig- 
keit mit umfasst.^) Geht man hingegen vom Begriff des 
Delikts aus, so kann dieser Vorwurf nicht erhoben werden. 
Die Frage, ob zum Delikt eine blosse Thätigkeit genügt 
oder ob ein bestimmter Erfolg notwendiger Bestandteil ist, 
ist eine solche, die das Wesen des Delikts berührt. 

Jede menschliche Thätigkeit ist nun eine Muskelbewe- 
gung, Körperbewegung in des Wortes weiterem Sinn, wo- 
nach nicht nur Bewegungen der Extremitäten, sondern auch 
die anderer Körperteile hinzuzurechnen sind; auch die Be- 
wegung der Sprachwerkzeuge, auch das Nasenrümpfen kann 
Thätigkeit und strafbare Thätigkeit sein. Sie ist Muskel- 
bewegung, Körperbewegung, nicht aber bewirkt sie eine 
solche, und darum ist es falsch, die Behauptung, dass aUe 
Delikte einen äusseren Erfolg haben, damit zu begründen, 
dass auch die Muskelbewegung ein Erfolg ist.^) Allerdings 
ist sie ein Erfolg, nämlich des Willens, der Anreizung der 
motorischen Nerven. Aber dieser Wille ist nur die Ursache 
der Thätigkeit, vielleicht ein Element der Thätigkeit, keines- 
wegs die Thätigkeit selbst; wenn der Wille latent bleibt, 
sich nicht durch Bewegung bethätigt, so sprechen wir auch 
nicht von Thätigkeit. Es ist darum auch falsch, die Be- 
wegung der Füsse als einen Erfolg der Thätigkeit des Gehens 
zu bezeichnen.^) Das Gehen besteht vielmehr in einer Be- 
wegung der Füsse. 

Als Körperbewegung bedeutet nun jede Thätigkeit in- 
sofern eine Veränderung in der Sinneswelt,*) als durch diese 
Bewegung der Körper oder ein Glied desselben in eine neue 
*Lage gebracht wird. Man kann nun diese Veränderung 

^) So V. Liszt S. 103 Anm. 2, v. Lilienthal S. 258. 
») V.Bar a. a.O. S. 235. 

') Krug im Archiv des Oriminalrechts, Neue Folge, Jahrg. 1854,8.394. 
*) Hierauf legt Birkmeyer a. a. 0. S. 302 Gewicht. S. hierfiher 
auch später S. 278 Anm. 1. 
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einen Erfolg der Thätigkeit nennen, und ein Erfolg in diesem 
Sinne ist zweifellos bei jedem Delikte vorhanden. Allein 
bei der Frage, ob zum Begriffe des Deliktes ausser der per- 
sönlichen Thätigkeit des Handelnden noch ein Erfolg er- 
forderlich sei, dachte man von jeher an ein von der Thätig- 
keit losgelöstes äusseres Ereignis, das durch diese Thätig- 
keit verursacht wird, und ein Erfolg in diesem Sinne ist die 
bezeichnete Veränderung in der Sinneswelt nicht; sie ist 
viehnehr etwas in der Thätigkeit selbst Enthaltenes, tritt 
niemals — und nur hierauf kann es für das Strafrecht an- 
kommen — als ein neues Geschehnis zu dieser hiezu, und schon 
sprachlich geht es nicht wohl an, etwa als einen Erfolg des 
Kopfbeugens die gebeugte Lage des Kopfes zu bezeichnen. 
Jede Thätigkeit ist nun als Muskel- oder Körperbewe- 
gung zugleich Kraftbethätigung. Die Kraft aber, die sich 
in der Körperbewegung äussert, kann nach dem physikali- 
schen Gesetz von der Erhaltung der Kraft nicht mit dieser 
Bewegung in nichts verschwinden, sie muss in irgend einer 
Form weiterwirken, und darum ist es unbestreitbar richtig, 
dass jede Thätigkeit, also auch die Deliktsthätigkeit einen 
über die blosse Thätigkeit hinausreichenden Erfolg hat. Jede 
Körperbewegung bewirkt, um Bekkers^) Beispiel zu ge- 
brauchen, zum mindesten eine Veränderung der den Körper 
umgebenden Luftschicht. Allein die Frage ist nicht die, ob 
die Deliktsthätigkeit stets einen Erfolg hat, sondern ob dieser 
Erfolg auch stets zum Wesen des Delikts gehört, ob irgend 
ein Erfolg der Thätigkeit ein notwendiger Bestandteil des 
Delikts ist. 2) Der Unterschied ist ein einleuchtender: Ist 
ein über die Thätigkeit hinausreichender Erfolg stets not- 
wendiger Bestandteil des Delikts, so ist dieses Delikt noch 
nicht begangen, so lange dieser Erfolg fehlt; im umgekehrten 
Falle dagegen ist mit dem Abschluss der Thätigkeit auch 
das Delikt begangen, die weiteren Folgen, die jene Bewegung 



1) a. a. 0. S. 88. 

^) Diese richtige Fragestellung wird auch von Beling a. a. 0. S. 208 
angedeutet. 
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in der Welt der äusseren Erscheinungen nach sich zieht, 
interessieren uns nicht mehr, sie sind dann nur Folgen der 
Deliktsthätigkeit, nicht Bestandteil des Delikts. 

Die Grenzlinie nun zwischen denjenigen Folgen, welche 
notwendige Bestandteile des Delikts und denen, welche 
rechtlich gleichgültige Weiterwirkungen sind, kann nur das 
positive Recht ziehen, indem es die Deliktsthatbestände 
formuliert. Allerdings können dadurch, dass die Rechte ver- 
schiedener Staaten diese Thatbestände verschieden fassen, also 
auch die Grenzlinie an verschiedenen Stellen ziehen, Kollisionen 
im internationalen Rechte entstehen.^) Allein es ist nicht 
abzusehen, woraus wir die Abgrenzung entnehmen sollen, 
wenn nicht aus dem positiven Recht, und auf eine Abgren- 
zung sind wir unbedingt angewiesen; sonst wäre überhaupt 
noch kein Delikt vollständig begangen, da die in der Delikts- 
thätigkeit liegende Kraftentfaltung nach dem Gesetze der 
Erhaltung der Kraft bis ans Ende der Welt fortwirken muss. 

Es lässt sich nun zunächst begrifflich die Möglichkeit 
nicht abweisen, dass das Gesetz, wie es immer gewisse 
weitere Erfolge der Thätigkeit vom Deliktsthatbdstand aus- 
scheidet, die Grenzlinie überhaupt schon vor jedem Erfolge 
zieht, so dass mit der blossen Thätigkeit der Thatbestand 
des Deliktes erschöpft, das Delikt begangen ist. Es lässt 
sich wohl denken, dass das Gesetz eine blosse Thätigkeit 
ohne Rücksicht auf ihre Wirkung als eine Gefährdung oder 
Verletzung menschlicher Interessen ansieht und darum unter 
Strafe stellt. Wenn z. B. das kanonische Recht das Lesen 
der auf den Index gesetzten Bücher mit Strafe bedroht, so 
ist die blosse Augen- und Gehirnthätigkeit des Lesens der 
deliktische Thatbestand; ebenso lässt sich eine Gesetzgebung 
denken, die uns an Sonntagen gewisse körperliche Thätig- 
keiten, das Turnen, das Spazierengehen über eine gewisse 
Zeit hinaus, untersagt. 

Aber nicht nur begrifflich, sondern auch nach gelten- 
dem deutschen Strafrechte muss das Vorhandensein dieser 

^) V. Bar a. a. 0. S. 236. 
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reinen Thätigkeitsdelikte anerkannt werden. Die sogenannten 
Wortdelikte dürften wohl nicht hieher zu rechnen sein.i) 
Denn zu ihrem Thatbestand gehört nicht nur die den Laut 
bildende Thätigkeit der Sprachorgane, sondern auch der 
äussere Erfolg, dass das Wort im Luftraum hörbar klingt, 
sehr oft auch, dass es von anderen gehört wird. Wenn 
aber das Beichsstrafgesetzbuch im § 361 Ziff. 2 denjenigen 
mit Strafe bedroht, der, nachdem er des Bundesgebietes ver- 
wiesen ist, ohne Erlaubnis zurückkehrt, und in § 361 
Ziffer 3 denjenigen, der als Landstreicher umherzieht, so 
bildet hier das Zurückgehen in ein bestimmtes Gebiet, 
dort das Bewegen von Ort zu Ort, also in beiden Fällen 
eine reine Thätigkeit den Deliktsthatbestand. Ebenso ver- 
hält es sich mit § 368 Ziff. 5, woselbst es verboten ist, 
sich mit unverwahrtem Lichte einer Scheune zu nähern. 
Im allgemeinen werden wir jene blossen Thätigkeitsdelikte 
mehr unter den Gefährdungs- als unter den Verletzungs- 
delikten zu suchen haben. Diese aber sind zum geringeren 
Teile im Reichsstrafgesetzbuch enthalten; in ihrer Mehrheit 
gehören sie vermittels reichs- oder partikularrechtiicher 
Blankettgesetze dem Gebiete der Polizeiverordnungen und 
ortspolizeilichen Vorschriften an. Diese bilden sohin den 
Hauptfundort. Und in der That, wenn es z. B. verboten ist, 
während der Eisenbahnfahrt sich zum Fenster hinauszubeugen, 
von dem Trambahnwagen während der Fahrt abzuspringen, 
auf dieser Brücke links, auf jener rechts zu gehen etc., so 
sind das durchwegs Delikte, deren Thatbestand in einer 
blossen Thätigkeit besteht. Ferner können eine ganze Reihe 
von Delikten durch blosse Thätigkeit begangen werden 
wenn sie im Stadium des strafbaren Versuchs stehen bleiben, 
so vor allem die Körperverletzungen. 

Die Einwendungen, die sonst noch gegen die reinen 
Thätigkeitsdelikte erhoben werden, können diese Thatsacheu 
nicht entkräften. Wenn Bekker*) einen Erfolg immer in- 

^) John S. 220. 
«) a. a. 0. S. 89. 
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sofern fordert, als jedes Delikt Spuren hinterlassen muss, 
durch die später sein Beweis vor dem Richter ermöglicht 
wird, so ist dem entgegenzuhalten, dass die Beweisbarkeit 
eines Deliktes nichts mit der Form seiner Begehung zu thun 
hat, femer dass sich jene blossen Thätigkeitsdelikte auch 
durch ein glaubwürdiges Geständnis beweisen lassen. Wenn 
Bekker^) femer betont, dass zu jedem Handeln auch ein 
Leiden eines menschlichen oder tierischen Körpers kommen 
muss, so wird diese Behauptung widerlegt durch die oben 
erwähnten Delikte, überhaupt durch die Thatsache des Qe- 
fährdungsdeliktes. Wenn v. Liszt^) endlich darauf hinweist, 
dass bei jedem Delikte ein Erfolg sich insoferne von der 
Thätigkeit loslösen lässt, als dasselbe durch mittelbare Thäter-^ 
Schaft begangen werden kann, so ist diese Behauptung richtig, 
und sie beweist, dass sich auch die blossen Thätigkeitsdelikte 
ausnahmsweise in Erfolgsdelikte verwandeln können, wenn 
jene Thätigkeit, die den Deliktsbestand ausmacht, sich als 
blosser Erfolg einer anderen Thätigkeit darstellt, nicht aber 
beweist sie, dass der gesetzliche Thatbestand an sich mehr 
verlangt als eine blosse Thätigkeit, also auch nicht, dass 
ein von der Thätigkeit losgelöster Erfolg, irgend eine Weiter- 
wirkung der Thätigkeit, notwendiger Bestandteil jedes Delikts 
ist. Die Frage ist ja nicht, ob jedes Delikt aus Thätigkeit 
und Erfolg bestehen kann, sondern ob es notwendig diese 
beiden Bestandteile haben muss, und diese Frage ist be- 
grifflich und nach geltendem Rechte zu verneinen. 

Die Scheidung der Delikte in schlichte Thätig- 
keitsdelikte und Erfolgs- oder Yerursachungsdelikte, 
wie sie Loening») vornimmt, ist daher vollberechtigt, in 
dem Sinne, dass schlichte Thätigkeitsdelikte diejenigen sind, 
deren Thatbestand aus einer blossen Thätigkeit bestehen 
kann, während bei den Erfolgsdelikten ausser dieser Thätig- 

*) S. 89 daselbst. 

*) a. a. 0. S. 117 Anm. 5 (der 9. Aufl., in der 10. erkennt v. Uszt 
an, dass bei den echten ünterlassungsdelikten der Erfolg fehlt (S. 103 
Anm. 3). 

») a. a. 0. S. 12, ähnlich Beling, Grundr. S. 18. 
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keit eine bestimmte Wirkung derselben zum Thatbestand 
gehört. Wenn von anderer Seite *) der Ausdruck „ Erfolgs- 
delikt ^ für diejenigen Delikte in Anspruch genommen wird, 
bet denen die Möglichkeit gegeben ist, dass die die Straf- 
barkeit bedingende Wirkung später und anderswo eintritt, 
als die Thätigkeit, so ist dies schliesslich nur eine termino- 
logische Frage, die als solche belanglos ist, so lange es sich 
nicht um einen terminus technicus des Gesetzgebers handelt; 
aber es spricht gegen die Verwendung dieses terminus in 
jenem Sinne die von Liszt betonte Thatsache, dass eine 
solche Trennung von Thätigkeit und Wirkung bei jedem 
Delikte eintreten kann. Jedenfalls sollen hier die beiden 
Ausdrücke in dem Sinne, wie sie Loening unterscheidet, ge- 
braucht werden. 

Durch die blosse Thatsache nun, dass beide Kategorien, 
Thätigkeitsdelikte und Erfolgsdelikte, vorhanden sind, ist 
diejenige Theorie widerlegt, welche das Delikt nur da und 
nur dann als begangen ansieht, wo, bezw. wann der Erfolg 
eingetreten ist. 2) Sie muss verworfen werden, nicht nur 
nach der natürlichen Anschauung, sondern auch in jedem 
rechtlichen Zusammenhange. Denn unmöglich kann für' die 
örtliche und zeitUche Bestimmung der Delikte ein Bestand- 
teil des Delikts als ausschliesslich und ausnahmslos mass- 
gebend angesehen werden, der überhaupt nicht notwendiger 
Bestandteil des Deliktes ist, sondern eine Kategorie von De- 
likten fehlt; jene Delikte könnten dann überhaupt nicht nach 
Eaum und Zeit bestimmt werden. Höchstens Hesse sich 
jene Anschauung für die Erfolgsdelikte aufrecht erhalten, 
während für die Thätigkeitsdelikte eine andere Lösung ge- 
sucht werden müsste. 

Was aber von dem Erfolg gilt, muss auch von jeder 
anderen Wirkung der Thätigkeit gelten. Denn der Erfolg 
ist nur eine bestimmte Wirkung der Thätigkeit, und es ist 
überhaupt keine solche Wirkung zum Begriff des Delikts 

1) Hälschner a.a.O. S. 56, Bir kmey er, Teilnahme S. 95 Anm. 138. 
*) S. in der Litteraturübersicht Grappe III. 
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erforderlich, kann also auch nicht allgemeines und ausnahms- 
loses Merkmal für Ort und Zeit der Deliktsbegehung sein. 
Es richtet sich daher die Unterscheidung jener beiden Kate- 
gorien auch gegen die schon früher erwähnte Theorie der 
Zwischenwirkung, welche den Ort und den Zeitpunkt als 
entscheidend ansieht, in welchem vermittels der Thätigkeit 
ein bestimmtes Objekt getroffen wird, oder welche Ort und 
Zeit der Deliktsbegehung vom Beginne der Thätigkeit bis 
zu dem Momente, in welchem jenes Objekt berührt wird, 
ausdehnt; auch sie knüpft an ein Deliktsmerkmal an, das 
nicht alle Delikte aufweisen. Dieses Merkmal erscheint so- 
gar noch weniger charakteristisch als der Erfolg. Nicht 
immer lässt sich nämlich der Erfolg der Deliktsthätigkeit, 
selbst da, wo er notwendig zum Delikt gehört, als die Ein- 
wirkung auf ein Objekt bezeichnen, z. B. nicht bei den hoch- 
verräterischen Unternehmungen des § 81 RStGB., bei der 
Teilnahme an verbotenen Vereinen (§§ 128, 129 eod.) bei der 
unbefugten Amtsausübung (§ 132), bei Meineid, Kuppelei, 
gewerbsmässigem Glücksspiel, Rechtsbeugung etc. 

Die Kommissivdelikte spalten sich sohin für uns in die 
beiden Kategorien der Thätigkeits- und der Erfolgsdelikte, 
von denen freilich die zweite die ganz überwiegend grössere 
ist. In ihrer äusseren Erscheinung weisen beide einen ge- 
meinsamen Bestandteil, die Thätigkeit, auf, und es wird daher 
durch die Untersuchung der ersten Gruppe, die nur diesen 
Bestandteil enthält, der der zweiten vorgearbeitet. 

a) Das reine Thätigkeitsdelikt. 

Auch das reine Thätigkeitsdelikt und ebenso auch die 
Deliktsthätigkeit bei den Erfolgsdelikten bietet bei näherer 
Betrachtung kein einheitliches Bild, sondern löst sich in 
verschiedene Einzelgruppen auf. 

Die einfachste, freilich auch die seltenste, ist diejenige, 
bei denen die Thätigkeit in einer einzigen Körperbewegung 
besteht, z. B. das Nicken mit dem Kopfe, das unter Um- 
ständen, als Bejahung einer Frage, den Thatbestand der Be- 
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leidigung erfüllt. Wir wollen sie die einfache Delikts- 
thätigkeit nennen. In dieser Körperbewegung ist die 
ganze äussere Erscheinung des Delikts enthalten; das Ver- 
brechen ist an dem Ort und zu der Zeit begangen, an 
welchem diese Bewegung erfolgte. Freilich ist auch dieser 
Ort und dieser Moment kein mathematischer Punkt im 
Weltenraum und im Zeitraum. Die Bewegung erstreckt sich 
vielmehr über den minimalen Raum, den der Körper bei der 
Bewegung durchmisst, und über den Zeitraum, der zu jener 
Bewegung erforderlich ist. Allein es müsste absonderlich 
zugehen, wenn die rechtlich relevante räumliche oder zeit- 
liche Grenzlinie gerade durch diesen minimalen Raum hin- 
durchlaufen würde, jemand etwa gerade über die Grenze 
zweier Gerichtsbezirke oder Länder hinübernicken würde, 
oder gar während der Zeit, die das Nicken erfordert, ein 
diesbezügliches Gesetz erlöschen und ein anderes in Kraft 
treten würde. Eine eingehende Betrachtung solcher Kurio- 
sitäten wäre juristische Spielerei. Es genügt festzustellen: 
Auch die aus einer einfachen Körperbewegung be- 
stehenden Delikte sind nicht an einem räumlichen 
Punkt und nicht in einem Zeitpunkt begangen, son- 
dern in dem Räume, der bei der Körperbewegung 
durchmessen wird, und in dem Zeitraum, der zur 
Vornahme dieser Körperbewegung erforderlich ist. 
Die Thatsache eines solchen Gesamtraumes und eines Ge- 
samtzeitraumes, wie wir sie einstweilen bezeichnen wollen, 
wird uns gleich nachher wieder beschäftigen. 

. Derartige einfache Körperbewegungen bilden sowohl 
bei den blossen Thätigkeitsdelikten als auch bei der zu den 
Erfolgsdelikten erforderlichen Thätigkeit die Ausnahme. Ge- 
wöhnlich ist eine Mehrheit von Körperbewegungen oder, wie 
man auch sagt, von Akten erforderlich. Das Gehen, das 
Sprechen, das Schreiben sind in diesem Sinne Bewegungs- 
komplexe, nicht Einzelbewegungen. Hier aber müssen wir 
weiter unterscheiden. Nehmen wir zunächst eine Thätig- 
keit, wie das Übersteigen eines Zaunes, welches zum That- 
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bestand des Hausfriedensbruchs genügen kann. Es erfordert 
eine Mehrzahl von Bewegungen, von denen keine fiir sich 
allein das Wesen der Deliktsthätigkeit ausmacht, sondern 
nur alle in ihrer Zusanamensetzung. Das Gleiche ist der 
FaU, wenn das Gesetz selbst zum Thatbestand verschiedene 
Thätigkeiten erfordert, so, um ein bekanntes Beispiel zu ge- 
brauchen, § 267 RStGB., welcher die Fälschung der Urkunde 
und die Gebrauchmachung von derselben voraussetzt; auch 
hier bildet — vom Erfolge abgesehen -— weder die Fälsch- 
ungsthätigkeit noch die Gebrauchsthätigkeit den Deliktsthat- 
bestand, sondern beide in ihrer Gesamtheit. Es liegt nahe, 
diese Eomplexform als zusammengesetzte Deliktsthätig- 
keit zu bezeichnen, sei es, dass das Gesetz selbst die Zu- 
sammensetzung erfordert, oder dass die im Gesetze verlangte 
Thätigkeit nur durch eine Mehrheit von Bewegungen aus- 
geführt werden kann. 

Ganz anders gestaltet sich das Verhältnis bei einem 
Beispiel, wie etwa dem verbotenen Linksgehen auf einer 
Brücke. Geht jemand über die verbotene Brückenaeite, so 
begeht er mit jedem Schritt, also mit jeder einzelnen Körper- 
bewegung das Delikt, und dennoch begeht er dieses Delikt, 
wenn er ununterbrochen über die ganze Brücke geht, also 
die Bewegung Hunderte von Malen wiederholt, doch nur 
ein einziges Mal, und würde er nur wenige Schritte auf der 
verbotenen Seite machen, so würde er doch das vollkommene 
Delikt begehen. Würde er aber die Bewegung nur ein ein- 
ziges Mal vornehmen, nur einen Fuss auf die Brücke setzen, 
so würde er noch nicht auf dieser verbotenen Seite gehen, 
er würde sie höchstens betreten. Ähnlich verhält es sich 
mit der Thätigkeit des Sprechens, Schreibens. Wenn jemand 
stundenlang zusammenhängend spricht, hundert Seiten un- 
unterbrochen schreibt, so begeht er doch bloss einmal die 
Thätigkeit des Sprechens, Schreibens; würde er aber nur 
einen Laut ausstossen, einen Strich zu Papier bringen, so 
würde er noch nicht sprechen, noch nicht schreiben. Auch 
kompliziertere Bewegungsthätigkeiten, wie Reiten, Fahren 
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gehören hieher, wie auch das Umherziehen als Landstreicher, 
das begrifflich ein Umherziehen von Ort zu Ort erfordert. 
Das Wesen dieser Thätigkeitskomplexe besteht also darin, 
dass zwar eine Mehrheit von gleichartigen oder ähnlichen 
Bewegungen erforderlich ist, die zusammen die Deliktsthätig- 
keit ausmachen, dass aber, wenn diese Mehrheit vorliegt, 
auch jede Einzelthätigkeit den Deliktsthatbestand erfüllt. Der 
Begriff dieser Deliktsthätigkeit verlangt also einmal die 
Einzelbewegung, zweitens, dass diese Bewegung sich wieder- 
holt. Man kann diese Art von Thätigkeitskomplexen die 
repetierende Deliktsthätigkeit nennen im Gegensatz zur 
zusammengesetzten. Jene ist ein Aggregatsbgriff, aus Teilen 
zusammengesetzt, von denen keiner für das Ganze entbehr- 
lich ist; bleibt A., nachdem er die Höhe des Zaunes erstiegen 
hat, stehen, oder springt er wieder nach derselben Seite ab, 
so ist er überhaupt nicht über den Zaun gestiegen. Die 
repetierende Deliktsthätigkeit hingegen ist ein Massenbegriff, 
zusammengesetzt aus Einheiten, von denen jede einzeln 
zum Begriff des Ganzen entbehrt werden kann, wenn nur 
immer noch eine Masse zurückbleibt; bleibt A. mitten auf 
der Brücke stehen, so ist er doch auf der verbotenen Seite 
der Brücke gegangen. 

Die repetierende Deliktsthätigkeit hat augenscheinlich 
viel mit dem fortgesetzten und fortdauernden Delikt gemein- 
sam; ihre Abgrenzung von jenen soll später erfolgen. 

Die Wesensverschiedenheit beider Erscheinungsformen 
zeigt sich nun sogleich bei der räumlichen und zeitlichen 
Betrachtung. Wenn das zusammengesetzte Delikt aus mehreren 
wesentlichen Bestandteilen besteht, so bilden nur die Summe 
dieser das Wesen und auch die äussere Erscheinung des 
Delikts. Das Delikt ist dann aber auch nicht an jedem 
Orte und zu jeder Zeit begangen, in welchem einer dieser 
Thatbestandsteile in Erscheinung getreten ist — hier ist 
immer nur ein Stückchen des Delikts begangen — , es dehnt 
sich vielmehr räumlich und zeitlich über alle diejenigen 
Punkte aus, an welchen ein Einzelbestandteil sich ereignet 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. 6 
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hat. Wir kommen also zu einer Gesamtzeit und zu einem 
Gesamtraum e, bestehend aus der Summe der Einzelorte 
und -Zeiten. Anders die repetierende Deliktsthätigkeit. Aller- 
dings bildet auch hier die Mehrheit der Bewegungen nur ein 
Delikt und wir können darum auch hier sagen, das Delikt 
erstreckt sich über den Gesamtraum und über die Gesamt- 
zeit der Einzelbewegungen. Andererseits aber erfüllt, wenn 
einmal die Mehrheit vorliegt, jede Einzelbewegung den de- 
liktischen Thatbestand, in jeder Einzelbewegung tritt das 
Delikt vollständig in Erscheinung, und darum wird auch das 
Delikt an jedem einzelnen Orte und in jedem einzelnen Zeit- 
punkt begangen, in dem eine Einzelbewegung erfolgt. Die 
repetierende Deliktsthätigkeit wird sowohl innerhalb des 
Gesamtraumes und der Gesamtzeit der einzelnen Bewegungen 
als auch an jedem einzelnen Orte und in jedem einzelnen 
Zeitpunkt begangen, in den eine einzelne Bewegung fällt. 
Das Verhältnis beider Anschauungen zu einander lässt sich 
am besten im Anschluss an die Ausdrucksweise Hälsch- 
nerSji) wie folgt, bestimmen: Der gesetzliche Thatbestand, 
welcher zum Deliktsbegriffe genügt, wird an jedem Orte und 
in jedem Zeitpunkt erfüllt, an welchem eine Einzelbewegung 
erfolgt; der individuelle Thatbestand, also derjenige, in 
welchem das Delikt im konkreten Einzelfalle in Erscheinung 
tritt, erfolgt im Gesamtraum und in der Gesamtzeit aller 
Einzelbewegungen. 

Diese Unterscheidungen dürften auf den ersten Augen- 
schein absonderlich erscheinen; allein sie decken sich — und 
dies ist der Prüfstein für ihre Richtigkeit — durchaus mit 
der natürlichen Anschauung. Wenn jemand am 1. Januar 
eine Urkunde in München fälscht und sie am 1. Februar in 
Berlin zum Zwecke der Täuschung benützt, und wenn die 
Urkundenfälschung, wie nach deutschem Rechte, aus der 
Fälschung und dem Gebrauche der Urkunde besteht, so können 
wir nicht sagen, das Delikt sei am 1. Januar in München 

») Goltdammers Archiv Bd. 8 (1860) S. 447. Hftlschner trifft 
diese Unterscheidung beim fortgesetzten Delikt. 
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begangen, können aber ebensowenig sagen, es sei am 1. Fe- 
bruar in Berlin begangen, in beiden Städten und an beiden 
Tagen hat er nur Teile des Deliktes, dieses selbst aber in 
München und Berlin, am I.Januar und am I.Februar 
begangen. Noch deutlicher wird dieses, wenn wir eine kom- 
plizierte zusammengesetzte Deliktsthätigkeit betrachten, wie 
sie etwa zur Anfertigung einer Höllenmaschine nötig ist. 
A. fertigt am Montag in München aus einem Messingstück 
die Räder des Werkes, reist am Dienstag nach Nürnberg, 
um dort die Feder herzustellen, am Mittwoch nach Bamberg, 
um dort das Uhrwerk zu vollenden, am Donnerstag nach 
Leipzig, wo er das Schlagwerk fertigt und den Sprengstoff 
einfuUt. Niemand wird nun sagen, er habe die Höllen- 
maschine am Montag in München konstruiert, oder am 
Dienstag in Nürnberg etc., überall dort und an allen diesen 
Tagen hat er nur Teile gefertigt. Jedermann wird vielmehr 
erklären, er habe diese Höllenmaschine in der Zeit vom 
Montag bis Donnerstag in München — Nürnberg — Leipzig und 
Berlin konstruiert. 

Umgekehrt kann man — um ein Beispiel der repetie- 
renden Deliktsthätigkeit zu bringen — wohl sagen, A. sei 
in der Zeit zwischen 1 und 2 Uhr übermässig rasch durch 
die Stadt X. geritten, ebensogut aber auch, er sei um 1 Uhr 
durch diese, um Vk Uhr durch jene Strasse der Stadt X. 
übermässig rasch geritten. Ist B. drei Tage lang als Land- 
streicher von Ort zu Ort gegangen, so lässt sich von ihm 
ebensowohl behaupten, er sei in der Zeit vom Montag bis 
Mittwoch in den Gerichtsbezirken Y. und Z. als Landstreicher 
umhergezogen, als auch, er habe dies am Montag und Dienstag 
im Gerichtsbezirke Y., am Mittwoch im Gerichtsbezirke Z. 
gethan. 

Mit der natürlichen Anschauung decken sich also jene 
Ergebnisse wohl; dagegen nur zum geringsten Teil mit den 
herrschenden Meinungen. Es werden hierüber gegenwärtig 
überhaupt nur zwei Anschauungen vertreten. Die eine lässt 
das Thätigkeitsdelikt oder die Deliktsthätigkeit an jedem 
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Orte und zu jedem Zeitpunkt begangen sein, an welchem 
irgend ein Teil der Thätigkeit vorgenommen wird, die zweite 
bestimmt Ort und Zeit nach dem Abschluss der Thätigkeit.^) 
Die erste Ansicht verallgemeinert also in Widerspruch mit 
der natürlichen Anschauung das, was nur für die repetierende 
Deliktsthätigkeit und auch für sie nur bezüglich des gesetz- 
lichen Thatbestandes gilt, für jedwede Deliktsthätigkeit, die 
andere steht mit der natürlichen Anschauung, wie sie hier 
vertreten wurde, überhaupt in Widerspruch. Nur eine kleine 
Minderheit erkennt hiebe! an, dass eine derartige Auffassung 
der Dinge mit der natürlichen nicht übereinstimmt, so Ben- 
necke') und John, 3) wenn sie hervorheben, dass der Ort der 
Handlung sich eigentlich über den gesamten Baum erstreckt, 
und Seeger,*) welcher erklärt, daä Verbrechen werde die 
ganze Zeit hindurch begangen, in welche sein zeitlicher 
Verlauf fallt. Freilich gehen auch diese zu weit in der Ver- 
allgemeinerung; denn bei der repetierenden Deliktsthätigkeit 
in ihrem gesetzlichen Thatbestande befindet man sich, wie 
dargelegt, im Einklang mit der natürlichen Anschauung, 
wenn man dieselbe an jedem Einzelorte und in jedem Einzel- 
zeitpunkt als begangen ansieht. Immerhin bleibt es auffallend, 
dass dieser Gedanke eines Gesamtraumes und einer Gesamt- 



') Vergl. insb. in der Litteraturübersicht die in der ersten Gruppe 
Genannten. Die in den anderen Gruppen Aufgezählten — diejenigen, 
welche nur den Erfolg entscheiden lassen, kommen hier selbstverständlich 
nicht in Betracht — lassen meistens das Verbrechen an dem Orte jeder 
einzelnen Thätigkeit begangen sein, so Olshausen § 3 n. 3, Bennecke 
8. 84, Binding S. 419, v. Kries S. 187, Löwe S. 219, v. Calker S. 274 
und Frank S. 20. Für die letzte oder vollendende Thätigkeit entscheiden 
sich Schwarze, Comm. S. 126 und Oppenhoff § 3 n. 10. — John S.215 
lässt „die Ausführung den Anfang der AasfUhrung absorbieren*; soweit 
jedoch frohere Thatsachen zur Begründung der Strafklage erforderlich 
sind, müssten auch sie den Thatort bestimmen. Glaser S. 182 bestimmt 
den Begehungsort nach jeder einzelnen zum Begriff des Verbrechens er- 
forderlichen Thätigkeit, soweit nicht ein besonderer Grund vorliegt, ein- 
zelnen Thätigkeitsakten eine die anderen aufsaugende Bedeutung beizulegen. 
Nach Stenglein§7n. 3 entscheidet jede Handlung, die ein Thatbestands- 
requisit oder einen nach Art der Verübung von der That nicht zu trennen- 
den Bestandteil derselben enthält. 

«) a. a. 0. S. 184. 

») a. a. 0. S. 204, s. auch RG. v. 25. Jan. 1887 (IV. Senat) E 15 S. 232. 

*) a. a. 0. (Abb. aus dem Strafrecht 2, Bd. 1. Abt., 1862) S. 186. 
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zeit, der, wie früher erwähnt, i) schon um die Mitte des 
vorigen Jahrhunderts aufs schärfste ausgeprägt worden war, 
in unserer Zeit so wenig Beachtung fand, und dass die ent- 
gegengesetzte Ansicht, welche jeden Einzelort entscheiden 
lässt, meist ohne jede Begründung aufgestellt wird. Ob diese 
oder diejenige, welche den Abschluss der Thätigkeit für mass- 
gebend ansieht, nicht doch in einem gewissen Umfange 
rechtlich begründet ist, kann erst später erörtert werden. 
Wenn wir aber aus rechtlichen Erwägungen von den hier 
gewonnenen Ergebnissen abweichen müssen, so geschieht 
dies — es muss dies nochmals betont werden — in Wider- 
spruch zu dem, was sich aus der natürlichen Betrachtung 
der Dinge ergibt, also, wie immer dann, wenn das Recht 
uns zwingt, etwas anders darzustellen, als es wirklich ist, 
kraft einer rechtlichen Fiktion. 

Schliesslich muss aber noch vom Standpunkt der natür- 
lichen Anschauung an eine der herrschenden Lehren ein 
gewisses Zugeständnis gemacht werden. Wir greifen wieder 
zu den Beispielen von zusammengesetzten Deliktsthätigkeiten, 
dem Übersteigen des Zaunes und der Anfertigung der Höllen- 
maschine, zurück. Es muss nun zwar daran festgehalten 
werden — und eine genaue Betrachtung ' der Dinge wird 
immer darauf zurückkommen — , dass diese Thätigkeiten 
innerhalb des ganzen Raumes und der ganzen Zeit begangen 
werden, die die Einzelbewegungen ausfüllen. Allein es ist 
auch eine minder genaue Anschauung möglich, und sie be- 
gegnet uns auch im Leben. Jene Einzelbewegungen sind, 
wie erwähnt, Teile eines Ganzen. Es kann nun aber sein, 
dass uns nur das Ganze, das Resultat dieser Einzelbewegungen, 
interessiert, nicht diese selbst, und dieses Ganze liegt in dem 
Augenblick fertig vor, in dem der letzte Teil in Erscheinung 
getreten ist, die letzte Bewegung vorgenommen wurde. Und 
so lässt es sich erklären, dass jemand, der das Übersteigen 
des Zaunes oder die Anfertigung der Höllenmaschine be- 



») S. Seite 25. 
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obachtet, in dem Augenblicke, in welchem die letzte Teil- 
thätigkeit erfolgt ist, und nichts mehr zum Ganzen fehlt, 
erklärt: Erst jetzt hat A. den Zaun überstiegen; erst jetzt 
und hier, wo er das letzte Rad eingefügt, hat er die Höllen- 
maschine gefertigt. Freilich kann dies nur dann gesagt 
werden, wenn nicht die Thätigkeit als solche, sondern ihr 
Resultat betrachtet wird. Dieses Resultat, das Ganze, ist 
dann, wie auch sonst oft, mehr als die Summe der Teile; 
es ist ein neuer Begriff, der gegeben ist, sobald alle Teile 
gegeben sind. A. hat dann nicht nur jene einzelnen Be- 
wegungen von der einen Seite des Zaunes auf die andere 
ausgeführt, er ist über den Zaun gestiegen, hat nicht nur 
die Räder, die Feder etc. gefertigt und zusammengefugt, er 
hat eine Höllenmaschine gefertigt. Darum ist auch diese 
Betrachtungsweise nur möglich, wo ein Resultat als selbst- 
ständiger Begriff gegenüber den Einzelteilen vorliegt, nicht 
aber, wo das Ganze für uns kein anderer Begriff ist als die 
Einheiten, aus denen es sich zusammensetzt, also nicht bei 
der repetierenden Deliktsthätigkeit. Wenn, um auf das dies- 
bezügliche Beispiel zurückzukommen, A. ein Vierteljahr lang 
in Bayern und Österreich ein Landstreicherleben geführt hat, 
und dabei zuletzt am 31. März nach Salzburg gekommen ist, 
so fällt es niemanden ein, zu sagen, er sei nur am 31. März 
und nur in Salzburg als Landstreicher umhergezogen. 

Wir fassen die Ergebnisse bezüglich der Thätigkeits- 
delikte, welche, wie erwähnt, auch für die Deliktsthätigkeit 
bei den Erfolgsdelikten gelten, wie folgt zusammen. 

Die Thätigkeitsdelikte sind entweder einfache, 
welche aus einer Körperbewegung bestehen, oder 
zusammengesetzte, bestehend aus mehreren Be- 
wegungen, von denen keine für sich allein den That- 
bestand erfüllt, oder repetierende, bestehend aus 
mehreren Bewegungen, von denen, wenn die Mehr- 
heit vorliegt, jede den Thatbestand erfüllt. Die 
einfachen werden innerhalb des Raumes und inner- 
halb der Zeit begangen, in welcher die Bewegung 
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erfolgt; die zusammengesetzten werden innerhalb 
des Gesamtraumes und der Gesamtzeit begangen, 
welchen die einzelnen Bewegungen in ihrer Gesamt- 
heit ausfüllen; man kann jedoch, da, wo es weniger 
auf die Thätigkeit als auf ihr Resultat ankommt, 
sagen, sie werden am Orte und zur Zeit der letzten 
abschliessenden Thätigkeit begangen; die repetie- 
renden werden hinsichtlich ihres gesetzlichen That- 
bestandes am Ort und zur Zeit jeder Einzelbewegung, 
hinsichtlich ihres individuellen Thatbestandes im 
Gesamtraum und innerhalb der Gesamtzeit aller 
Einzelbewegungen begangen. Abweichende Ansich- 
ten können nur auf rechtliche Fiktionen gestützt 

werden. 

b) Das Erfolgsdelikt. 

Das Erfolgsdelikt unterscheidet sich, wie bereits früher 
festgestellt wurde, vom reinen Thätigkeitsdelikt nicht da- 
durch, dass die Thätigkeit hier im Gegensatz zu jenem eine 
weitere Wirkung hat, sondern nur dadurch, dass diese Weiter- 
wirkung mit zum Thatbestand des Deliktes gehört. Dass 
dies der Fall ist, können wir, wenn wir vom Deliktsbegriflf 
ausgehen, als unbestritten voraussetzen. Würden wir vom 
Handlungsbegriflf ausgehen, so würde uns die Frage, ob dieser 
den Erfolg mit umfasst, erhebliche Schwierigkeiten bereiten, 
die nicht im Wesen des Problems enthalten sind. 

Allen Erfolgsdelikten ist in ihrem Thatbestande das 
Schema gemein: Ein Mensch bewirkt durch seine Thä- 
tigkeit ein Ereignis. Es scheint nun, und so wird ge- 
wöhnlich die Frage auch behandelt, dass, wie das reine 
Thätigkeitsdelikt einen Thatbestandsteil — die Thätigkeit — 
aufweist, beim Erfolgsdelikt zwei, die Thätigkeit und das 
„Erfolgt genannte Ereignis, zu unterscheiden sind, so dass 
bei der örtlichen und zeitlichen Betrachtung nur mit diesen 
beiden Grössen zu rechnen wäre. Allein dabei würde ein 
wichtiges Moment im Wesen dieser Deliktsart übersehen 
werden. Das Erfolgsdelikt ist nicht ein Ganzes, das sich, 
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wie eine Summe, aus den beiden Teilen Thätigkeit und Er- 
folg zusammensetzt, es erfordert vielmehr eine bestimmte 
Beziehung zwischen diesen beiden Teilen. Die Handlung 
muss das Ereignis bewirkt haben; der Causalzusammen- 
hang muss wie ein Band diese beiden Teile verknüpfen. 
Wenn hier ein Mensch einen Schuss abgibt, dort ein anderer 
leblos zusammenstürzt, so können wir nicht sagen, es liegt 
ein Mord vor, bevor wir nicht wissen, dass jener Schuss den 
Tod dieses Mannes bewirkt hat. Somit hätten wir zunächst 
drei Momente im Erfolgsdelikt zu unterscheiden : Thätigkeit, 
Ereignis und Causalzusammenhang zwischen Beiden. 

Es ist nun hier nicht der Ort und ist auch für unsere 
Zwecke durchaus nicht erforderlich, hier die strafrechtliche 
Causalitätsfrage aufzurollen und das Wesen dieses Causal- 
Zusammenhangs zu erforschen. Für die räumliche und zeit- 
liche Betrachtung kommt es, wie wiederholt erwähnt, nur 
auf die äussere Erscheinung des Delikts an, und was diese 
anlangt, so dürften alle Causalitätstheorien doch in dem 
Punkte übereinstimmen, dass dieser Causalzusammenhang 
überhaupt keine Erscheinung in der Aussenwelt, nichts mit 
unseren Sinnen Wahrnehmbares, sondern etwas nur in unserer 
Vorstellung Bestehendes oder etwas Transcendentes, allge- 
meiner und vulgärer ausgedrückt, etwas Abstraktes ist.^) 
Dies festzustellen, genügt vollkommen für unsere Zwecke, 
Es zeigt uns zunächst die Schwierigkeit des Problems. Das 
Erfolgsdelikt würde sich demnach aus zwei konkreten Be- 
standteilen, Thätigkeit und Ereignis, und einem abstrakten, 
dem Causalzusammenhang, zusammensetzen. Ein derartiges 
Gebilde erscheint nun an sich als eine Unmöglichkeit. Wie 
können Konkretes und Abstraktes zusammen ein Ganzes 
bilden? Dieses Ganze könnte weder ein konkretes noch ein 
abstraktes Wesen sein, ein logisches Unding! 

Es scheint nun, dass durch die Hereinziehung des ab- 
strakten Elementes auch das Ganze in das Reich der Ab- 



^) So nennt v. Liszt S. 106 die Kausalität eine Form unseres Er- 
kennens. Vergl. auch Müller, Gerichtssaal Bd. 50 (1895) S. 260. 
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straktion, in die Sphäre der Idee erhoben wird. Das Er- 
folgsdelikt wäre demnach überhaupt keine Erschei- 
nung der Aussenwelt, es wäre etwas Abstraktes, 
nur in unseren Begriffen Bestehendes. 

So befremdend •diese Behauptung auf den ersten An- 
blick erscheinen mag, so scheint ihr doch zunächst die 
empirische Betrachtung recht zu geben. Wir halten uns 
dabei an das Schema „Ein Mensch bewirkt durch seine 
Thätigkeit ein Ereignis^, und es soll nur noch hinzugefügt 
werden, dass uns dieses Schema in zweierlei Formen ent- 
gegentritt: Entweder es wird dies direkt ausgesprochen, so 
§ 323 RStGB. „wer vorsätzlich die Strandung oder das 
Sinken eines Schiffes bewirkt* oder — und dies ist der 
weitaus häufigere Fall — es wird das Ereignis nicht aus- 
drücklich erwähnt, aber es wird ein, meist transitives, Verbum 
gebraucht, das nicht die Bedeutung einer blossen Thätigkeit 
hat, sondern ein von dieser bewirktes Ereignis in seinen 
Begriff einschliesst. „Töten** heisst den Tod eines Menschen 
bewirken, „Beschädigen" einen Schaden verursachen etc. etc. 
Dass unser Sprachgebrauch und überhaupt jeder Sprach- 
gebrauch, und zwar nicht nur der kriminalistische, sondern 
auch der des täglichen Lebens, solche Verba — man mag 
sie Erfolgsthätigkeit nennen — in Fülle verwendet, wurde 
schon mehrfach hervorgehoben ;i) dass die Verschiedenheit 
des Ausdrucks keine Wesensverschiedenheit bedeutet, bedarf 
keiner besonderen Erwähnung. 

Sehen wir uns nun einen Vorgang, wie er sich bei 
einer derartigen Erfolgsthätigkeit abspielt, vom Standpunkt 
des Beobachtenden aus an, etwa das Erschiessen eines Men- 
schen. Der Beobachtende sieht, wie der Thäter das Gewehr 
anlegt, zielt und abdrückt, er sieht vielleicht die Kugel fliegen 
bis zu dem Augenblick, in dem sie den Körper des andern 
erreicht, sieht dann, wie das Blut aus diesem Körper heraus- 



») Vergl. Bekker, Theorie des Strafrechts S. 246, Lammasch 
S. 217, Zitelmann, Irrtum und Rechtsgeschäft, 1879, S. 29 flf., Birk- 
meyer, ürsachenbegriff N. 39 und die dort Citierten. 
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stürzt und wie ihn augenblicklich oder allmählich das Leben 
verlässt. Würde er die Fähigkeit haben, durch die Körper 
hindurchzusehen, so könnte er noch den Vorgang vom Los- 
drücken des Gewehrs bis zum Herausfliegen der Kugel und 
ebenso den Vorgang vom Eindringen der Kugel in den Körper 
bis zum Stillstand aller Lebensfunktionen verfolgen können. 
Er sieht also all die einzelnen äusseren Erscheinungen. Sieht 
er aber auch, dass A. den B. erschiesst? Er wird sicher 
sagen, er habe dies gesehen. Aber wenn man ihm einwenden 
würde: Du hast wohl alle einzelnen Erscheinungen gesehen, 
aber du kannst unmöglich gesehen haben, wie eine immer 
die andere verursacht hat, so wird er schon stutzig werden; 
er wird vielleicht erwidern: Ich habe aber gesehen, wie eine 
Erscheinung immer auf die andere folgte, und diese Erschei- 
nungen, die ich alle mit meinen Augen gesehen habe, nenne 
ich das Erschiessen. Aber wir wenden ihm dann weiter ein : 
Du hast während derselben Zeit noch anderes gesehen, viel- 
leicht, dass der Wind durch die Bäume fuhr, ein Vogel 
vorüberflog, die Sonne am Himmel schien etc. etc. ; warum 
nennst du das nicht auch das Erschiessen? Er wird uns 
erwidern: dass dies nicht dazu gehört, das denke ich mir. 
Und wenn wir ihm dann entgegenhalten: So gut du dir erst 
denken musst, und nicht mit deinen Augen sehen kannst, 
dass dies und jenes nicht dazu gehört, so gut musst du dir 
auch denken und kannst es nicht sehen, dass dies und jenes 
dazu gehört, dann wird er uns eingestehen, dass er sich 
vorhin falsch ausgedrückt habe, er habe vielmehr, als er all 
dies sah, sich dabei gedacht, dies und jenes gehören zu- 
sammen, und weil er sich dies dachte, und weil dieser sein 
Gedanke zweifellos richtig sei, könne er behaupten, A. habe 
B. erschossen, m. a. W. er gebe dabei den Gedanken wieder, 
den er an seine Wahrnehmungen angereiht habe, nicht aber 
eine Wahrnehmung selbst. 

Noch klarer wird dies, wenn wir Vorgänge wählen, bei 
welchen dies ursächliche Verhältnis nicht so auf der Hand 
liegt, die Gedankenarbeit also eine intensivere und darum 
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bemerkbarere ist. Denken wir z. B. an jene, unter der 
Bezeichnung ,, Sympathie der Töne'' bekannte Erscheinung. 
Während auf einer Violine gespielt wird, fangen die Saiten 
des Klaviers, das im gleichen Zimmer steht, von selbst zu 
klingen an. Dieses Klingen des Klaviers wird den, der die 
Erscheinung nicht kennt, zunächst verblüffen ; dann wird ihm 
vielleicht der Oedanke aufsteigen, es hängt dies wohl zu- 
sammen mit dem Violinspielen, er wird das Experiment 
wiederholen, vielleicht mit anderen darüber sprechen, selbst 
nachdenken und schliesslich sagen: Es ist so, das Violin- 
spielen hat wirklich vermöge eigenartiger Gesetze der Akustik 
das Klingen des Klaviers verursacht. Dann wird er aber 
auch zugeben, dass das, was er jetzt sagt, keine Wahr- 
nehmung ist, sondern ein durch Nachdenken und Forsch- 
ung gewonnenes Urteil über die Beziehung zweier 
Wahrnehmungen oder zweier Erscheinungen zu ein- 
ander. Wenn dies aber hier der Fall ist, so muss es sich 
auch in allen anderen Fällen der Erfolgsthätigkeit so ver- 
halten. Denn das Schema ist immer dasselbe: Ein Mensch 
bewirkt durch eine Thätigkeit ein Ereignis. 

Wir nehmen noch zur weiteren Veranschaulichung als 
Beobachter ein Kind an, dessen Wahrnehmungsvermögen 
vollkommen ausgebildet ist, dem aber das Denkvermögen 
noch nahezu fehlt. Dieses Kind wird den Vorgang des Er- 
schiessens ebensogut in allen seinen Einzelheiten wahrnehmen 
wie ein Erwachsener, aber es wird dieselbe nicht zu einem 
Ganzen zusammenfassen, es wird nicht erkennen, dass A. 
den B. erschiesst, weil es nur die zeitliche Aufeinanderfolge, 
nicht die logische begreift, weil es eben nur wahrnehmen, 
nicht denken kann. 

Empirisch dürfte damit der Nachweis gelungen sein, 
dass die Erfolgsthätigkeit nicht eine Mischung von konkreten 
und abstrakten Bestandteilen, sondern eine Abstraktion auf 
einer konkreten Grundlage ist, dass wir das Schema: „Dies 
hat jenes verursacht** nicht mit unseren Sinnen wahrnehmen, 
sondern auf Grund unserer Wahrnehmung uns denken. Die 
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Erfolgsthätigkeit ist keine Erscheinung der Aussen weit, 
sondern ein Urteil über eine Erscheinung der Aussen weit. 

Der empirische Nachweis dürfte aber hier als aus- 
schlaggebend anerkannt werden. Es handelt sich darum, 
die Natur des Vorgangs genau zu erkennen, und das sicherste 
Mittel der Erkenntnis ist die exakte Beobachtung. Logisch 
lässt sich diese Behauptung wohl noch in folgender Weise 
stützen. Wir gehen davon aus, dass zur Erfolgsthätigkeit 
immer der Kausalzusammenhang gehört, dieser jedenfalls 
etwas Abstraktes ist. Wir schliessen nun weiter: Sobald 
wir die Abstraktion, kraft deren wir den Kausalzusammen- 
hang als gegeben erachten, vornehmen, erheben wir uns 
überhaupt durch einen Gedanken über die Wahrnehmung 
einer Erscheinung. Denn sobald wir sagen: „Das hat jenes 
verursacht* bezeichnen wir die eine Erscheinung, die wir 
gesehen, als Ursache, die andere als Wirkung. Dies können 
wir aber nur thun, indem wir uns Gedanken über die Wahr- 
nehmung machen. Man kann sich eben — dies lässt sich 
mit Vemunftgründen nicht abweisen, und ist schliesslich 
selbstverständlich — immer nur denken, dass ein Er- 
eignis ein anderes verursacht hat, niemals aber es 
sehen. 

Man könnte schliesslich vom philosophischen Standpunkt 
aus den Einwand erheben, dass wir auch, indem wir die 
äussere Erscheinung zur Wahrnehmung werden lassen, eine 
geistige Funktion ausüben, dass im Sinne der spiritualistischen 
Richtung überhaupt nicht die äusseren Erscheinungen, son- 
dern die Bewusstseinsvorgänge das Wirkliche sind. Aber 
es würde sicher zu weit gehen, wenn wir uns in derartige 
Tiefen philosophischer Spekulation verlieren würden. Und 
schliesslich wird es auch vom Standpunkt einer jeden Philo- 
sophie zugegeben werden, dass ein wesentlicher Unterschied 
besteht zwischen der Wahrnehmung von Erscheinungen, die 
wir als konkrete bezeichnen, und der Bildung von Begriffen, 
die nicht der Sinnenwelt angehören, ein Unterschied vor 
allem in dem Punkte, auf den allein es schliesslich für uns 
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ankommt, nämlich hinsichtlich der örtlichen und zeitlichen Be- 
trachtung. Jeder wird zugeben, dass wir nur die von uns wahr- 
genommenen Erscheinungen der Aussen weit in Raum und Zeit 
unterbringen können, niemals aber unsere Gedanken über diese 
Wahrnehmungen. Raum und Zeit sind für uns der Massstab 
für Vorgänge der Aussenwelt, für konkrete Erscheinungen, 
nicht aber für unsere Gedanken; Abstraktes können wir 
nicht messen, weil es überhaupt keine Ausdehnung hat, wir 
können nicht sagen: Jetzt ist es entstanden, jetzt ver- 
schwunden, weil es nur in dem Gedanken des Einzelnen ent- 
steht und verschwindet. 

Erfolgsdelikte können eigentlich überhaupt 
nicht nach Ort und Zeit bestimmt werden, weil sie 
überhaupt nicht in Raum und Zeit erscheinen. Dies 
wäre sohin das Endresultat, und zum mindesten ist es ge- 
eignet, die Uneinigkeit in der Beantwortung dieser Frage 
zu erklären. Wenn das Erfolgsdelikt an keinem Orte und 
zu keiner Zeit geschieht, dann ist es erklärlich, warum sich 
die Wissenschaft noch nie über einen bestimmten Ort und 
über eine bestimmte Zeit einigen konnte. 

Es wurde vorhin jene Ansicht gegen den Vorwurf ver- 
teidigt, dass sie philosophisch nicht tief genug gehe. Es 
kann nun vielleicht auch der Vorwurf erhoben werden, dass 
sie zu theoretisch sei und sich zu sehr von der gewöhnlichen 
Vorstellungsweise entferne. Und in der That, es wurde 
schon früher hervorgehoben, dass wir annehmen dürfen, der 
Gesetzgeber sehe die Dinge so an, wie sie im gewöhnlichen 
Leben angesehen werden, und dass daher auch die Wissen- 
schaft, wenn sie das Gesetz erläutern will, sich dieser Be- 
trachtungsweise anschliessen muss. Möglich also, dass wir, 
wie neuerdings die Berechtigung eines vulgären Ursachen- 
begriflfes neben oder im Vorrang vor dem philosophischen 
vertreten wird, neben oder an Stelle einer mehr philosophi- 
schen Betrachtung über Ort und Zeit des Erfolgsdelikts eine 
vulgäre setzen müssen. Jedenfalls müssen wir die natürliche 
Vorstellung heranziehen, um die Anwendbarkeit des ge- 
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fundenen Resultats zu erproben, eventuell dasselbe zu kor- 
rigieren. 

In einem Punkte wird eine solche Korrektur sofort 
eintreten müssen. Denken wir uns eine Erfolgsthätigkeit, 
die wenig kompliziert ist, deren äussere Erscheinung ins- 
besondere sich über einen ganz minimalen Raum und über 
minimale Zeit erstreckt, etwa eine Misshandlung durch einen 
Faustschlag. Hier wird jeder sagen: An dieser Stelle, in 
diesem Zeitpunkt — eben in dem der körperlichen Erschei- 
nung — hat A. den B. geschlagen. Wo also die äussere 
Erscheinung des Erfolgsdeliktes sich innerhalb eines mini- 
malen Raumes und innerhalb einer minimalen Zeit abspielt, 
erscheint nach natürlicher Anschauung dieser Ort und diese 
Zeit als die der Deliktsbegehung. 

Wie weit diese Vorstellung geht, soll später untersucht 
werden. Einstweilen soll ein weiteres Zugeständnis an die 
vulgäre Auffassung folgen: Wir sagten schon fiiiher, wenn 
wir jemanden, der den äusseren Hergang beobachtet, fragen, 
ob er gesehen habe, dass A. den B. erschossen hat, so wird 
er uns mit Ja antworten. Daraus folgt, dass die vulgäre 
Vorstellung im Gegensatz zur exakten die Erfolgsthätigkeit 
als einen konkreten Vorgang ansieht, indem sie die konkreten 
Erscheinungen, aus denen wir den Begriff der Erfolgsthätig- 
keit abstrahieren, selbst als diese Erfolgsthätigkeit betrachtet. 
Wenn nun jene natürliche Anschauung konsequent wäre, 
so müsste sie dem, was sie für einen konkreten Vorgang 
hält, wie allen konkreten Erscheinungen, eine Stelle in Raum 
und Zeit anweisen, und zwar am folgerichtigsten wohl in 
der Weise, dass sie den Raum und die Zeit, welche der 
konkrete Vorgang ausfüllt, als den der Erfolgsthätigkeit be- 
zeichnen würde; also, da immer mindestens zwei Erschei- 
nungen, Thätigkeit und Erfolg, vorliegen, wieder eine Summe 
von Orten und Zeitpunkten, einen Gesamtraum und eine 
Gesamtzeit, z. B. beim Erschiessen den Raum zwischen dem 
Standpunkt des Thäters und dem seines Opfers, die Zeit von 
dem Abdrücken des Gewehres bis zum Tode des Getroffenen. 
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Aber es ist nicht immer Sache der natürlichen Anschauung, 
konsequent zu sein, und es darf ruhig behauptet werden, 
dass gerade jene nächstliegende Konsequenz in der vulgären 
Anschauungsweise nicht gezogen wird. Wenn A. auf den 
in Entfernung von einigen hundert Metern stehenden B. 
schiesst, dieser, schwer verwundet, sich in ein einige Kilo- 
meter entferntes Dorf schleppt und dort nach einigen Tagen 
stirbt, so wird von hundert Laien, die wir fragen, wo und 
wann der Mord begangen ist, kaum ein einziger antworten : 
Auf der Strecke zwischen dem Standpunkt des A. und dem 
Hause, in dem B. starb, und in der Zeit vom Losdrücken 
des Gewehres bis zum Tode des B. Von den Juristen, die 
sich mit dieser Frage befassten, ist von der Zeit der Bömer 
bis auf unsere Tage nur ein einziger bei dieser Antwort 
stehen geblieben, der schon früher erwähnte Meister. Ein- 
zelne von den Neueren gehen wohl, jedoch ohne Berufung 
auf die vulgäre Anschauung, — welche Berufung, wie ge- 
sagt, auch nicht berechtigt wäre — davon aus, dass das 
Erfolgsdelikt eigentlich in jenem Gesamtraum und in jener 
Gesamtzeit begangen wird, verwerfen sie jedoch als juristisch 
unbrauchbar und ziehen meistens den Schluss, wenn das Ver- 
brechen eigentlich im Gesamtraum und in der Gesamtzeit 
seiner äusseren Erscheinung begangen wird, das Recht aber 
zwingt, die Deliktsbegehung auf einen bestimmten Punkt in 
Raum und Zeit zu konzentrieren, so sei es so anzusehen, 
als sei das Verbrechen an jedem einzelnen Ort und in jedem 
einzelnen Zeitpunkt begangen, in welchem ein Teil des Delikts- 
vorgangs in Erscheinung getreten ist.^) Dass nun diese 
Theorie sich mit der natürlichen Anschauung deckt, hat noch 
keiner ihrer Vertreter behauptet. 2) Wenn dem A. am 
1. Januar in Berlin vergiftete Speisen übergeben werden, 
dieser sie am 5. Januar in München geniesst und dann am 
10. Januar in Wien stirbt, so wird niemand sagen, der Mord 



^) So Bennecke und John an den auf S. 84 Anm. 2 und 3 an- 
gegebenen Orten. Vergl. auch v. Liszt S. 130 f. 

2) Dagegen ausdrücklich v. Liszt S. 116 Anm. 1. 
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sei sowohl am 1. Januar in Berlin, als auch am 5. Januar 
in München, als auch am 10. Januar in Wien begangen. 
Jene Theorie hat sohin weder die exakte Beobachtung, noch 
die natürliche Anschauung für sich, sie wäre eine rein juri- 
stische Fiktion, die wir nur annehmen dürfen, wenn uns 
juristische Erwägungen dazu zwingen. 

Es ist überhaupt auffallend, wie wenig zur Begründung 
all der Theorien, die über Ort und Zeit des Erfolgsdelikts 
aufgestellt worden sind, die natürliche Anschauung heran- 
gezogen wird, und nichts läge doch näher, als wenn der 
Jurist die Delikte als an dem Orte und zu der Zeit begangen 
ansehen würde, wo dies auch die anderen Menschen thun. 
Gewöhnlich wird die vulgäre Anschauungsweise überhaupt 
nicht herangezogen, 1) und wenn es doch geschieht, so ge- 
schieht es weniger zur Begründung der eigenen, als zur 
Widerlegung fremder Anschauungen. Es scheint eben that- 
sächlich, dass die vulgäre Vorstellung auf halbem Wege 
stehen geblieben ist, und nachdem sie die Erfolgsthätigkeit, 
die in Wahrheit etwas Abstraktes ist, als konkrete Erschei- 
nung aufgefasst hat, nicht den notwendigen weiteren Schritt 
gethan hat, diesem Konkretum, das sie geschaffen, eine feste 
Stelle im Raum und Zeitverlauf anzuweisen. Nur so lässt 
sich überhaupt die überaus grosse Meinungsverschiedenheit 
erklären, die auf diesem Gebiete besteht. Hätte sich eine 
bestimmte Anschauung hierüber im Leben herausgebildet, 
so könnte auch die wissenschaftliche Streitfrage nicht vor- 
handen sein. 

Dass die natürliche Anschauung die Erfolgsthätigkeit 
weder im Gesamtraum und in der Gesamtzeit der sie be- 
gleitenden äusseren Vorgänge noch an jedem Ort und zu 
jeder Zeit der einzelnen äusseren Vorgänge als begangen 
ansieht, wurde schon besprochen. Es bleibt sohin nur noch 
die Möglichkeit übrig, dass sie sich für einen einzelnen dieser 



^) Insbesondere auch nicht in den neueren Monographien über den 
Begehungsort, wohl aber von Beling, Zeitschrift Bd. 17 S. 317 f. 
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Vorgänge oder für einen Teil aus ihrer Gesamtheit ent- 
schieden hat. 

Unter diesen einzelnen Teilen steht die körperliche 
Thätigkeit obenan. Und in der That, es hat auch vom 
Standpunkt der natürlichen Anschauung sehr viel für sich, 
dieser den Vorzug zu geben. Schon der Umstand, dass der 
Sprachgebrauch, der ja ein Spiegel der vulgären Vorstellung 
ist, die ganze äussere Erscheinung, obwohl sie sich aus 
Thätigkeit und Wirkung zusammensetzt, grammatikalisch als 
eine Thätigkeit bezeichnet, z. B. das Töten eines Menschen, 
oder immer, das „Herbeiführen* eines Erfolges, deutet darauf 
hin, dass diese vulgäre Vorstellung auf die Thätigkeit das 
Hauptgewicht legt. Und wenn wir das alte Schulbeispiel: — 
A., auf deutschem Boden nahe der französischen Grenze 
stehend, erschiesst den jenseits der Grenze stehenden B. — 
Laien vorlegen und sie fragen, ob A. den Mord in Deutsch- 
land oder Frankreich begangen habe, so werden uns wohl 
die meisten antworten, er habe ihn in Deutschland begangen, 
da er dort den Schuss abgegeben hat. Ebenso, vielleicht 
mit noch grösserer Mehrheit, wird der Laie die Begehung 
der Herbeiführung einer Überschwemmung auf den Ort und 
auf den Zeitpunkt der Ausführungsthätigkeit, etwa des 
Damrodurchstiches, verlegen, nicht auf die Zeit und auf das 
Gebiet der Überschwemmung. Diese Mehrheit wird nun 
allerdings abnehmen, wenn Thätigkeit und Erfolg räumlich 
und zeitlich weit auseinanderfallen, etwa bei dem anderen 
Schulbeispiel der Höllenmaschine, die am 1. Januar in Bremen 
auf das Schiff gebracht, am 10. bei New- York explodiert, 
die Strandung des Schiffes und den Tod der Passagiere be- 
wirkt. Immerhin wird auch hier noch eine Mehrheit übrig 
bleiben, die sich dafür entscheidet, der Thäter habe das 
Delikt am 1. Januar in Bremen begangen. Kategorische 
Behauptungen lassen sich hier freilich nicht aufstellen, und 
da eine exakte Statistik nicht wohl möglich ist, so müssen 
persönliche Erfahrungen und vielleicht auch eigenes sub- 
jektives Empfinden den Ausschlag geben, und so ist es 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. 7 
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schliesslich nicht viel mehr als die persönliche, unmassgeb- 
liche Anschauung des Verfassers, wenn auch für das letzte 
Beispiel und ähnlich gelagerte Fälle grosser räumlicher und 
zeitlicher Ausdehnung angenommen wird, dass die vulgäre 
Anschauungsweise dazu neige, Ort und Zeit der Be- 
gehung nach der persönlichen Thätigkeit zu be- 
stimmen, ohne sich jedoch mit aller Entschieden- 
heit auf diesen Standpunkt zu stellen. 

Damit ist freilich jene Ansicht ganz unzulänglich be- 
gründet. Allein es wird sich zeigen, dass die übrigen noch 
möglichen Ansichten sich noch weniger auf die An- 
schauungsweise des Lebens berufen können, und da- 
mit erhält auch die einstweilen hier vertretene Ansicht eine 
weitere Stütze; sie erscheint dann wenigstens als die relativ 
bestbegründete. 

Dass die natürliche Anschauung der Theorie nicht recht 
gibt, welche den Ort und die Zeit der Deliktsbegehung nach 
dem Ort und Zeit des Erfolgseintritts bestimmt, hat 
insbesondere Beling^) so schlagend nachgewiesen, dass hier 
eine auszugsweise Wiedergabe seiner Ausführungen genügen 
kann. Beling weist darauf hin, dass diese Theorie unserer 
Anschauungsweise um so mehr widerspricht, je mehr wir 
den Erfolgsort präzisieren, beispielsweise wenn wir den Mord, 
der sich in der Weise abgespielt hat, dass der Thäter seinem 
Opfer auf der Landstrasse eine tötliche Schusswunde bei- 
brachte, dieser dann in seiner Behausung im Bette starb, 
im Bette des Getöteten begangen sein Hessen. Noch deut 
lieber zeige sich der Gegensatz dieser Theorie zur natür- 
lichen Anschauung und zum Sprachgefühl bei der zeitlichen 
Betrachtung. Hier würde sie zu der gewiss unnatürlich 
klingenden Annahme führen, jemand habe in einem Augen- 
blick, da er im Schlafe lag, oder gar nach seinem Tode, als 
Leiche, einen Mord begangen! 

Die vulgäre Vorstellung lehnt also — dies dürfen wir 



1) a. a. 0. S, 317 f. 
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aus jenen Ausführungen schliessen — die Erfolgstheorie 
im allgemeinen ab. Doch dürfte auch diese Ablehnung keine 
unbedingte sein. Allerdings wird dies noch nicht damit be- 
wiesen, dass bei einer anderen Formulierung der Frage, 
wenn wir nämlich anstatt zu fragen: „Wann und wo ist 
der Mord begangen?^ die Frage stellen: „Wann und wo ist 
jemand ermordet worden?" die überwiegende Mehrzahl der 
Laien sich für Zeit und Ort des Erfolges entscheiden wird. 
Hier liegt in der anderen Formulierung schon eine Ver- 
schiebung der Frage. Wir fassen nicht mehr den Hergang 
des Delikts, die äussere Erscheinung des Tötens ins Auge, 
sondern stellen uns von vornherein auf den Standpunkt des 
leidenden Subjektes. Aber wir können auch bei einer an- 
deren Betrachtungsweise, die bereits bei den zusammen- 
gesetzten Thätigkeitsdelikten angewandt wurde, zu dem näm- 
Mchen Ergebnisse gelangen, nämlich dann, wenn wir wieder 
nicht den ganzen Vorgang, aber auch nicht das leidende 
Subjekt berücksichtigen, sondern das Resultat dieses Vor- 
gangs^ und dieses selbst als etwas von dem Vorgange Ver- 
schiedenes auffassen. Wer sich auf diesen Standpunkt stellt 
und z. B. den Verlauf einer Briefbeleidigung betrachtet, wird 
nicht in dem Momente, in dem der Brief geschrieben^ zur 
Post gegeben, von dieser befördert und abgegeben wird, 
wohl aber in dem, in welchem der Empfänger den Brief ge- 
lesen hat, erklären: Jetzt hat A den B beleidigt, jetzt ist 
die Beleidigung begangen. Freilich liegt eben darin, dass 
nicht der ganze Hergang, sondern nur sein Endresultat be- 
trachtet wird, wieder eine Verschiebung; aber es kann sein, 
dass das Recht selbst diese Verschiebung will, wenn es näm- 
lich für die rechtliche Betrachtung vornehmlich auf das End- 
resultat ankommt, und in diesen Fällen scheint die Erfolgs- 
theorie in ihrem Rechte. 

Jedoch muss sie hiebei Konzessionen an eine andere 
Theorie machen. Wir halten daran fest, dass das Charak- 
teristische jener Anschauung in der ausschliesslichen Berück- 
sichtigung des Resultats besteht. Aber dieses Resultat ist 
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im Sinne der vulgären Vorstellung nicht immer erst mit dem 
Eintritt des endgültigen, d. h. des durch die jeweilige Er- 
folgsthätigkeit selbst bezeichneten Erfolges gegeben. Bei 
einem Giftmord z. B. ist der endgültige Erfolg der Tod des 
Vergifteten. Aber ein Zuschauer, der weiss, dass das in 
den übersandten Speisen enthaltene Gift tötlich ist, und der 
dem Momente beiwohnt, in welchem diese Speisen genossen 
werden, wird in diesem Momente ausrufen: Jetzt ist die That 
geschehen, jetzt hat A den B ermordet. Es stellt sich also 
hier anscheinend die natürliche Anschauung auf den wissen- 
schaftlichen Standpunkt, der unter dem Namen Theorie der 
Zwischenwirkung wiederholt erwähnt wurde, und welcher 
für die örtliche und zeitliche Bestimmung auf das Moment 
Gewicht legt, in welchem die durch die Thätigkeit in Be- 
wegung gesetzte Kräfte ihr Objekt erreichen. Es fragt sich 
aber noch, ob nun auch wirklich das Zusammentreffen von 
Kraft und Objekt das Moment ist, auf welches die vulgäre 
Anschauung Gewicht legt. Es wäre dies befremdend; denn 
dieser Gedanke scheint für die vulgäre Anschauung zu subtil. 
Und in der That werden uns andere Beispiele lehren, dass 
dem nicht so ist. Nehmen wir an, jener Zuschauer wisse 
nichts davon, dass die Speisen vergiftet sind, so wird er 
auch noch nicht in jenem Momente erklären, dass der Mord 
begangen sei. Oder denken wir an die Zerstörung eines 
Hauses oder einer Mauer durch Brechinstrumente. Auch hier 
wird der Beobachter nicht in dem Augenblick die Zerstörung 
für begangen erachten, in welchem jene Instrumente die 
Mauer berühren, wohl aber in dem, in welchem die zer- 
störenden Kräfte soweit auf dieselbe eingewirkt haben, dass 
sie vermöge ihrer Beschaffenheit, wenn sie nunmehr sich 
selbst überlassen bleibt, notwendig einstürzen muss. In 
diesem Momente wird der Thäter nach der Anschauung des 
Zuschauers die Mauer zerstört haben, selbst angenommen, 
dass sie sich noch einige Zeit zu halten vermag, wenn nur 
der Zuschauer überzeugt ist, dass sie binnen Kurzem ein- 
stürzen muss. Nicht also der Moment, wo Kraft und Ob- 
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jekt zusammentrefFen, scheint für die vulgäre Vorstellung 
der entscheidende zu sein, sondern der, in welchem die Kraft 
soweit auf das Objekt eingewirkt hat, dass das Eintreten 
des Erfolges in diesem Objekte sicher ist. Eine solche vul- 
gäre Vorstellung ist auch verständlicher. Es kommt ihr 
nur auf das Resultat an; aber sie betrachtet dasselbe als 
gegeben, wenn soweit auf das Objekt eingewirkt wurde, 
dass vermöge der Natur dieses Objektes die „Erfolg** ge- 
nannte weitere Veränderung an diesem Objekte notwendig 
eintreten muss. In diesem Sinne also wird die Theorie der 
Zwischenwirkung durch die vulgäre Anschauung bestätigt. 
Dass sie vor einer exakten Beobachtung nicht stand halten 
kann, wurde schon des öfteren bewiesen, i) Vom Standpunkt 
einer Theorie, nach welcher die sogenannte Erfolgsthätig- 
keit genau genommen nur eine Abstraktion aus äusseren 
Erscheinungen ist, bedarf dies überhaupt keines Nachweises. 
Aber wenn man auch in jenen Erscheinungen selbst, von 
denen immer die eine die Ursache der anderen ist, das 
Wesen der Erfolgsthätigkeit erblickt, ist eine begriffliche 
Unterscheidung derjenigen Glieder in der Kausalkette, die 
ausserhalb des Objektes liegen, von denen, die innerhalb ge- 
legen sind, durchaus unangängig; denn das logische Ver- 
halten, hier Ursache, hier Wirkung, ist immer das gleiche. 
Aber auch, was diese Berechtigung vor der natürlichen 
Vorstellung anlangt, soll nochmals betont werden, dass diese 
Berechtigung nur in dem Sinne gegeben ist, wie wir sie 
auch bei der Erfolgstheorie verstanden haben, nämlich, wenn 
wir die Frage verschieben und nicht mehr den ganzen Her- 
gang, sondern nur das Resultat betrachten. Da, wo es uns 
auf den Hergang ankommt, würden wir mit der Theorie der 
Zwischenwirkung genau zu denselben Widersprüchen mit der 
natürlichen Anschauungsweise gelangen, wie wir sie bei der 
Erfolgstheorie kennen gelernt haben. Die Abgrenzung nun 
dieser beiden Theorien innerhalb ihres Gebietes ergibt sich 

1) Vergl. beispielsweise Schneidler S. 36 flf., v. Lilienthal S.258f , 
Hälschner, Gerichtesaal, 1878, S. 68. 
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aus . der Natur der Sache. Nicht immer tritt, wie schon 
früher 1) erwähnt, der Erfolg mittels äusseren Einwirk ens 
auf ein Objekt ein; nicht immer ist, auch wo dies der Fall 
ist, mit der Beendigung der äusseren Einwirkung der Erfolg 
entschieden; dieses Gebiet muss also der Erfolgstheorie über- 
lassen werden, das übrige kann die Theorie der Zwischen- 
wirkungen für sich in Anspruch nehmen. 

Es sind nunmehr — und zwar wieder nur vom Stand- 
punkt der natürlichen Vorstellung — diejenigen Theorien zu 
würdigen, welche weder die Summe der Einzelerscheinungen, 
noch eine einzelne dieser Erscheinungen, sondern eine Mehr- 
heit der Erscheinungen, einen Teil dieser Summe für die 
örtliche und zeitliche Betrachtung als entscheidend ansehen. 
Sie stellen sich fast durchweg als Erweiterungen derjenigen 
Anschauung dar, welche Ort und Zeit der Begehung nach 
der persönlichen Thätigkeit bestimmt. 

Dies gilt zunächst von der Theorie Schneidlers. ») 
„Der Ort der begangenen Handlung ist einmal überall da, 
wo der Thäter persönlich thätig war. Sodann ist er aber, 
wenn sich die Thätigkeit dadurch weiter fortsetzt, dass der 
Thäter noch die willkürliche Herrschaft über die gesetzten 
Erfolgsbedingungen ausübt, auch da, wo dieser Unterlassungs- 
teil der Thätigkeit begangen ist, d. h. wo der Thäter noch 
zuletzt hätte den Erfolg verhindern können." Auch diese 
Theorie scheint schon auf den ersten Anblick zu subtil, als 
dass sie die Grundlage für die vulgäre Vorstellung abgeben 
könnte. Und man braucht auch nur die Beispiele, die 
Schneidler anwendet, 8) zu betrachten, um diesen Widerspruch 
mit der natürlichen Anschauung zu erkennen: Es übergibt 
jemand der Eisenbahn eine Höllenmaschine, deren Uhrwerk 
erst nach acht Tagen abläuft, zum Transport nach B., so 
dass er noch reichlich Gelegenheit hätte, den Empfänger in 
B. zu warnen. Die Begangenschaft würde hier nach Schneidler 



») Seite 78. 

') a. a. 0. S. 48. 

») S. 13 flf. 
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solange dauern, als der Thäter den Empfänger noch warnen 
kann, also vielleicht die sieben ersten Tage. Kein Mensch 
aber wird sagen, während dieser sieben Tage hat der Thäter 
das Verbrechen begangen, am achten, an welchem die l\fa- 
schine explodiert, nicht mehr. Oder A. hetzt seinen Hund 
auf einen weit entfernt stehenden Menschen; er begeht dann 
nach Schneidler die Körperverletzung in dem Raum und in 
der Zeit, innerhalb deren es ihm noch möglich ist, den Hund 
zurückzurufen, später und über diesen Raum hinaus nicht 
mehr, eine Ansicht, die wohl kein Laie zur seinen machen 
wird. Verständlicher wird sie, wenn man, wie dies auch 
Schneidler tbut, den Handlungsbegriff als Ausgangspunkt 
wählt. Allein es zeigt sich auch hier wieder an diesen Wider- 
sprüchen mit der natürlichen Anschauung, dass dieser Aus- 
gangspunkt ein verfehlter ist. 

Gleichfalls z. T. auf den Handlungsbegriflf zurückzu- 
führen i) und wieder eine Erweiterung derjenigen Ansicht, 
welche Ort und Zeit der Begehung nach der persönlichen 
Thätigkeit bestimmt, ist die Theorie, welche das Verbrechen 
dort begangen sein lässt, wo der Handelnde persönlich thätig 
war, aber auch, indem sie das Wirken der vom Thäter 
in Bewegung gesetzten menschlichen, tierischen und 
mechanischen Kräfte zur persönlichen Thätigkeit 
rechnet, überall dort, wo jen© Kräfte wirkten. Indem sich 
jene Theorie in Gegensatz zu derjenigen stellte, welche den 
Erfolg als entscheidend ansieht, durfte sie diesen Erfolg nicht 
mehr zu den Wirkungen der vom Thäter in Bewegung ge- 
setzten Kräfte rechnen, allein noch weiter gehend lässt man 
meistens das Wirken jener vom Thäter benutzten Kraft (und 
damit auch die durch dieses Wirken verlängerte Thätigkeit) 
dort enden, wo jene Kraft ihr Ziel erreicht, also das Objekt 
der Rechtsverletzung trifft 2), z. B. der beleidigende Brief oder 



*) Dies zeigt sich insbes. bei Nessel S. 7, Häberlein S. 432 ff., 
Schwarze S. 126, Oppenhoff § 3 n. 7, Stenglein § 7 n. 3. 

2) So Nessel S. 15, Häberlin S. 433 f., Oppenhoff § 3 n. 5, 
Betz S. 41. Das Gleiche gilt von Stenglein § 7 n. 3 (da er bei der 
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oder die vergifteten Speisen durch den vom Thäter benutzten 
Boten oder durch den Postbeamten übergeben werden. In 
der That wäre es auch eine allzu kühne Fiktion, wenn man 
auch das Lesen des beleidigenden Briefes oder den Genuss 
der vergifteten Speisen durch den Empfänger zur persönlichen 
Thätigkeit des Absenders rechnen würde. 

So eingeschränkt bildet nun jene Theorie im gewissen 
Sinne das Gegenstück zu der der Zwischenwirkung; sie 
lässt die den Ort der Begehung bestimmende Thätigkeit bis 
zum Punkte reichen, in welchem die Theorie der Zwischen- 
wirkung mit der örtlichen Bestimmung einsetzt. Da aber 
auf jene Theorie z. T. auf dem Gedanken beruht, dass der 
Thäter mittels jener Kräfte fortgesetzt wirkt, ist es nicht 
verwunderlich, dass beide Theorien gelegentlich miteinander 
vermengt werden, i) 

In dieser Einschränkung nun liegt aber auch die Schwäche 
jener Theorie. Die vom Thäter in Bewegung gesetzten 
Kräfte müssen bis zum Eintritt des schliesslichen Erfolges, 
und zwar diesen eingerechnet, fortwirken; sonst könnte nicht 
der Erfolg dem Thäter als von ihm verursacht zugerechnet 
werden. Es ist aber unangängig, die Kette dieses kausalen 
Verlaufes an irgend einem Punkte abzuschneiden, und wenn 
die Bewegungen des Boten, der vielleicht auch erst durch 
einen Brief des Thäters zu* seinem Botengang veranlasst 
wurde, nur ein Fortwirken des Thäters wären, so müsste es 
auch als ein solches Fortwirken desselben betrachtet werden, 
wenn der Adressat die Sendung in Empfang nimmt, den Brief 
liest oder die Speisen geniesst; denn immer herrscht das 
gleiche Verhältnis von Ursache und Wirkung. 

brieflich verübten Beleidigung den Ort der Briefabgabe, bei Mord den Ort, 
woselbst die Kugel traf, entscheiden lässt. Aehnlich Schwarze S. 126. 
^) Es erklärt sich dies daraus, dass dieses Wirken der Kräfte als 
ein Teil der Handlung angesehen wird, die Handlung aber im Gegensatz 
zum Erfolge den Thatort bestimmen soll. Die Ansicht, dass nur der Ort, 
an welchem Kraffc und Objekt zusammentrefiFen, entscheiden soll, wird von 
keinem der in der Litteraturübersicht unter Gruppe 2 (S. 40) Genannten 
vertreten, am ehesten noch von Glaser (S. 184), der aber doch auch in 
Einzelfällen die Thätigkeit entscheiden lässt (S. 182). Die übrigen sehen 
Thätigkeit und Kraftwirkung als gleichberechtigt an. 
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Behauptet also jene Theorie, dass das Wirken der vom 
Thäter in Bewegung gesetzten Kräfte ein Wirken des Thä- 
ters selbst sei und ihm ebenso wie seine persönliche Thätig- 
keit zugerechnet werden muss, so ist sie im gewissen Sinne 
in ihrem Bechte, muss aber dann das Gleiche von dem 
schliesslichen zum Verbrechen gehörigen Erfolge sagen. Be- 
hauptet sie aber, dass dieses Wirken der Kräfte als ein Teil 
der persönlichen Thätigkeit selbst angesehen werden muss, 
so kann sie dies nur — es bedarf dies als selbstverständ- 
lich keines Beweises — mittels einer Fiktion i), und zwar 
mittels einer Fiktion, die uns im gewöhnlichen Leben nicht 
geläufig ist. Wir sind nicht gewohnt, den Marsch des Boten 
oder das Fahren des Eisenbahnzuges ab einen Teil der 
Thätigkeit des Absenders anzusehen. 

In beiden Fällen aber entfernt sich jene Anschauung 
— und dies ist hier das Entscheidende — in ihren Konse- 
quenzen für die örtliche und zeitliche Bestimmung vollständig 
von der natürlichen Betrachtungsweise. 

Nach ihr würde sich das Delikt über den Kaum und 
über die Zeit erstrecken, innerhalb deren die vom Thäter 
in Bewegung gesetzten Kräfte wirken, also z. B. eine durch 
Übersendung eines Briefes begangene Beleidigung über den 
ganzen Baum und über die ganze Zeit, den die Behandlung 
des Briefes durch die Post in Anspruch nimmt, etwa über 
die Strecke vom Briefkasten, in welchem der Brief geworfen 
wurde, bis zum Postbureau, dann über die ganze Strecke, 
die der Zug vom Aufgabeort bis zum Bestimmungsort durch- 
fährt, endlich noch über den Weg von der Endstation bis 
zur Wohnung des Adressaten. Auf diesem ganzen Baum 
und während dieser ganzen Zeit wird die Beleidigung be- 
gangen, bloss nicht dort und nicht dann, wenn der Empfänger 
den Brief liest und wirklich beleidigt wird, wohl aber auf 
irgend einem entlegenen Dorfe, das der Thäter nie betreten 



1) So auch V. Lilienthal S. 269, Bulling S. 20, Hälschner, 
Lehrb. S. 153. Vergl. auch Janka, Zeitschrift 9 S. 511 if., Schneidler 
S. 10 ff.. Wach S. 466. 



Digitized by 



Google 



106 II. Dogmatische DarstelluDg. 

hat und vielleicht nicht dem Namen nach kennt, zu einer 
Zeit, während er vielleicht schläft — , und zwar deshalb, weil 
der Zug zu jener Zeit durch jenes Dorf föhrt und weil das 
Fahren des Zuges ein Teil der Thätigkeit des Absenders 
sein soll. Die Kehrseite hievon wäre, dass während jene 
Kräfte ruhen, der Thäter auch mit der Deliktsbegehung aus- 
setzt. Wenn er also den Brief in den Kasten wirft, und 
dieser erst nach einer Stunde geleert wird, so „ beleidigt '^ 
er während jener Stunde nicht, dagegen wieder während 
der Zeit, während welcher der Kasten geleert und die Briefe 
zur Post getragen werden; hierauf setzt er wieder mit der 
Beleidigung aus, bis die Briefe sortiert werden, um dann 
im Sortierlokal wieder ein Stückchen der Beleidigung zu be- 
gehen! All diese Fiktionen reichen aber noch nicht aus. 
Sie würden, wie dargelegt, zur Annahme eines Gesamtraumes 
und einer Gesamtzeit führen, innerhalb deren sich die so 
erweiterte Thätigkeit abspielt. Nun will aber jene Theorie, 
dass das Delikt an jedem einzelnen Orte und zu jedem ein- 
zelnen Zeitpunkt begangen wird, an welchem jene Kräfte 
wirken, sie muss also zu der weiteren Fiktion greifen, dass 
sie jeden Teil der fingierten Thätigkeit als Deliktsthätigkeit 
schlechthin gelten lässt. In dem Sortierlokal, auf jenem 
Dorfe hat der Thäter nicht nur etwas zur Beleidigung ge- 
than, er hat dort „die Beleidigung* begangen! Dass diese 
Anschauungsweise mit der des Lebens irgend etwas Gemein- 
sames hat, hat noch keiner ihrer Vertreter behauptet. Sie 
ist eine rein juristische doppelte Fiktion und wird auch dann 
nicht der natürlichen Anschauung näher gebracht, wenn man 
nur diejenigen Orte und Zeitpunkte entscheiden lässt, an 
denen die Kräfte nach dem Willen des Thäters wirken. ^ 
Wir können wohl annehmen, der Thäter wusste und wollte, 
dass der Brief in das Sortierlokal käme und jenes Dorf 
passiere, und das Resultat wird uns darum um nichts natür- 
licher vorkommen. Was jene Theorie mit veranlasst hat, 



») Berner S. 255. 
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war die Idee des Wirkens durch die sogenannte „lange 
Hand". Wir werden gleich nachher auf dieselbe zurück- 
kommen müssen. 

Es wurde früher betont, dass die vulgäre Vorstellung 
dann, wenn sich die Deliktsbegehung auf einem minimalen 
Kaum und innerhalb einer minimalen Zeitfrist abspielt, diesen 
Raum und diese Zeit als die der Deliktsbegehung ansieht. 
Da nun die vulgäre Anschauung darüber hinaus überhaupt 
nicht zu unzweideutig feststehenden Resultaten gelangt ist, 
ist es von Wichtigkeit, festzustellen, wie weit jene erste Vor- 
stellung reicht. Konkrete Beispiele müssen dies zeigen: 
Denken wir an eine Körperverletzung, begangen durch einen 
Faustschlag, so wird uns jeder sagen, da, wo dieser Faust- 
schlag gegeben wurde, also auf den Standpunkt des Thäters 
und des Misshandelten und in dem Zeitpunkt, in dem dieser 
Faustschlag gegeben wurde, ist die Körperverletzung be- 
gangen worden. Nehmen wir aber an — wir müssen hier 
Haarspalterei treiben — dass zwischen diesem Standpunkt 
des Thäters und dem des Misshandelten die Landesgrenze 
hindurchläuft, und richten nun an ein grösseres Publikum die 
Frage, in welchem Lande das Delikt begangen worden, so 
dürften wir nur Majoritätsbeschlüsse zu Gunsten des einen 
oder anderen Landes erhalten, nicht aber Einstimmigkeit. 
Genau die nämliche Unsicherheit wird uns begegnen, wenn 
durch den minimalen Zeitraum, den die Schlagbewegung und 
das Niederschlagen der Faust in Anspruch nimmt, eine recht- 
lich relevante zeitliche Grenze hindurchläuft. In allen diesen 
Fällen wird eben auch die natürliche Vorstellung auf die 
Erkenntnis gedrängt, dass, wenn auch in geringster räum- 
licher und zeitlicher Trennung, Handlung und Erfolg einander 
gegenüber stehen, und sie wird nun genau so entscheiden 
müssen, als wenn zwischen Beiden der grösste räumliche 
und zeitliche Abstand bestünde. M. a. W. jene natürliche 
Vorstellung, welche das Delikt an einem bestimmten 
Punkt im Räume und in der Zeit begangen sein lässt, 
setzt uns nur in den Stand, das Delikt in ganz ein- 
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fachen, unstreitigen Fällen im Baum und in der Zeit 
zu fixieren, reicht aber nicht aus, irgend eine strit- 
tige Frage hinsichtlich Ort und Zeit der Begangen- 
schaft zu lösen. 

Stellen wir uns nun auf den Standpunkt, dass die vul- 
gäre Anschauung im allgemeinen dazu neigt. Ort und Zeit 
der Begehung nach Ort und Zeit der persönlichen Thätig- 
keit zu bestimmen, und nehmen wir weiter an, dass die 
Körperverletzung statt mittels Faustschlags durch Stockschläge 
begangen wurde und zwar so, dass der Stock über die Grenze 
hinüberragt, müssen wir dann die Bewegung des Stockes 
schon zu den Wirkungen oder dürfen wir sie noch zur Thätig- 
keit rechnen? Dass die Bewegung des Stockes eigentlich 
eine Wirkung der Armbewegung ist, bedarf keines Be- 
weises. Aber die vulgäre Vorstellung unterscheidet wohl 
nicht so streng. Das Schwingen eines Stockes oder eines 
anderen Werkzeuges stellt sich dem Auge als etwas Ein- 
heitliches mit der Bewegung dar, und so dürfen wir der- 
artige Hantierungen nach vulgärer Vorstellung wohl als einen 
Bestandteil der Bewegung und somit als Teil der Thätigkeit 
ansehen. Hier, aber auch nur hier, scheint thatsächlich ein 
Wirken mit langer Hand gegeben. Würden wir noch weiter 
gehen, so würden wir uns wieder von der natürlichen An- 
schauungsweise entfernen. Den Lauf der abgeschossenen 
Kugel, die Thätigkeit einer als Werkzeug benützten Person 
oder gar das Fahren eines Eisenbahnzuges können wir nicht 
mehr zur Körperbewegung, zur Thätigkeit rechnen, weil es 
auch der Laie nie thun wird. Logisch ist freilich das Ver- 
hältnis immer dasselbe; wir haben es hier wie dort mit Wir- 
kung der Thätigkeit, nicht mehr mit der Thätigkeit zu thun. 
Aber das einheitliche Bild für das Auge, die unmittelbare 
räumliche Verbindung fehlt, und damit auch die Grundlage 
für jene vulgäre Vorstellung. Hier trifft auch das Bild von 
der „langen Hand*" nicht mehr zu. Darum gelangen wir 
auch, wenn wir es hier noch anwenden, zu jenen eigentüm- 
lichen Resultaten, die wir bei der Briefbeleidigung kennen 
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gelernt haben, und die mit der natürlichen Anschauung durch- 
aus unvereinbar sind. Sie sind wissenschaftliche Weiter- 
bildungen einer ungenauen vulgären Anschauung, und zwar 
weit über die Grenzen dieser Anschauungen hinaus. 

Unsere Betrachtungen über das Erfolgsdelikt sind da- 
mit zu Ende. In den Ergebnissen lassen sie sich wie folgt 
zusammenfassen: Eigentlich ist das Erfolgsdelikt nur 
ein Begriff, keine äussere Erscheinung und darum 
überhaupt nicht nach Baum und Zeit bestimmbar. 
Die vulgäre Anschauung aber fasst das Erfolgs- 
delikt als Erscheinung der Aussenwelt auf, indem 
sie die äusseren Vorgänge, aus welcher der Begriff 
abgeleitet wird, für das Erfolgsdelikt selbst an- 
sieht. Spielen sich diese Vorgänge auf engem Raum 
und innerhalb kurzer Zeitfrist ab, durch welche 
keine bedeutungsvolle Grenzlinie hindurchläuft, so 
gilt nach vulgärer Vorstellung dieser Baum und 
diese Zeit als die der Deliktsbegehung. Darüber 
hinaus ist die vulgäre Anschauung überhaupt nicht 
zu absolut feststehenden Besultaten gelangt. Sie 
neigt im allgemeinen dazu. Ort und Zeit der Delikts- 
begehung nach dem Ort und der Zeit der Thätig- 
keit zu bestimmen; hiebei sind der Thätigkeit auch 
die Bewegungen eines mit dem Körper unmittelbar 
verbundenen Werkzeuges hinzuzurechnen. Kommt 
es weniger auf den Vorgang als auf das Besultat 
der Deliktsbegehung an, so ist dann, wenn dieses 
Besultat an einem körperlichen Objekt eintritt, und 
auf dieses Objekt durch die in Bewegung gesetzten 
Kräfte soweit gewirkt ist, dass nach natürlicher 
Anschauung der Erfolg ohne weiteres Zuthun ein- 
treten muss, der Ort und der Zeitpunkt, wo dies ge- 
schieht, in den übrigen Fällen der, an welchem der 
Erfolg eintritt, als Ort und Zeit der Begehung an- 
zusehen. 

Befriedigend sind diese Besultate keineswegs. Die 
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exakte Betrachtung liefert uns überhaupt nur Negatives, 
praktisch Unbrauchhares, die vulgäre nichts fest Bestimmtes. 
Doch dürften wenigstens die Ursachen, warum kein befrie- 
digenderes Ergebnis gefunden werden kann, klar gelegt sein. 
Bei der exakten Betrachtung liegen sie in der Natur der 
Sache, bei der vulgären in deren eigenen Inkonsequenz. 



Zweites Kapitel. 
Das Unterlassungsdelikt. 

Auch innerhalb der Gruppe der Unterlassungsdelikte 
ist längst schon durch Wissenschaft und Praxis eine Zwei- 
teilung durchgeführt, die in das sogenannte echte und das 
unechte Unterlassungsdelikt. Wir behalten diese herkömm- 
liche Ansdrucksweise bei und bezeichnen einstweilen ent- 
sprechend der herkömmlichen Anschauung das echte Unter- 
lassungsdelikt als die Unterlassung einer gebotenen Thätig- 
keit oder Verletzung eines Gebotes durch Unterlassung, das 
unechte als die Herbeiführung eines verbotenen Erfolges 
oder Übertretung eines Verbotes durch Unterlassung. Die 
i Zweiteilung der Unterlassungsdelikte entspricht also voll- 
I kommen der der Begehungsdelikte. Wie dort Thätigkeit 
1 ohne Erfolg und Thätigkeit mit Erfolg unterschieden wurde, 
V so hier Unterlassung ohne Erfolg und Unterlassung mit sol- 
chem. Der ersten Form als der einfacheren wenden wir uns 
zunächst zu. 

a) Das echte ünterlassungsdelikt. 
Nichts scheint einfacher und näherliegend, als dass wir, 
entsprechend der vorausgeschickten Definition, das Wesen 
dieser Deliktsform in der Unterlassung einer gebotenen 
Thätigkeit, also in einem blossen Unthätigsein erblicken. 
Aber an dieser Einfachheit wurde bereits mehrfach Anstoss 
genommen und der Versuch gemacht, auch bei dieser 
Deliktsform ein aktives menschliches Verhalten, 
eine Thätigkeit als das eigentliche Deliktsmoment 
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nachzuweisen. Warum man sieh damit abgemüht, er- 
scheint zunächst schwer verständlich. Jedenfalls muss be- 
tont werden, dass an sich nichts auf diese Aufgabe hindrängt. 
Es ist ganz allgemein anerkannt, dass die jedem Stra&echts- 
satz zu Grunde liegende Norm, welche der Verbrecher ver- 
letzt, — mag man diese Norm einen Rechtssatz oder einen 
Rechtsgedanken nennen — sowohl ein Verbot als auch ein 
Gebot sein kann. Dass man aber das Gebot, etwas zu thun, 
durch das Nichtthun dieses Gebotenen, also durch Unthätig- 
keit verletzt, dies erscheint so selbstverständlich, aber auch 
so befriedigend, dass man durchaus kein Bedürfriis fühlt, 
daran zu rütteln. Diese Anschauung lässt sich auch sehr 
wohl mit den Zwecken des Strafrechts vereinen. Wenn dieser 
Zweck, wie dies doch allgemein anerkannt wird, in dem 
Schutze gesellschaftlicher Interessen besteht, so kann die 
Rechtsordnung nicht nur verlangen, dass wir Handlungen 
unterlassen, durch welche diese Interessen geschädigt wür- 
den, sondern auch, dass wir solche Handlungen vornehmen, 
durch welche diese Interessen gefördert werden. Thut sie 
dies doch auch auf anderen Gebieten des öffentlichen Rechts, 
indem sie Steuern- und Abgabenpflichten, Pflicht zur Ab- 
leistung des Militärdienstes, zur Annahme des Schöffen- und 
Geschworenen- Amtes auferlegt. Und selbst wenn das Straf- 
recht, sich in engeren Grenzen haltend, nur den Schutz 
dieser Interessen vor Gefahrdung, nicht ihre Förderung an- 
befiehlt, i) so kann es uns doch neben dem Veto „Du sollst 
diese Güter nicht angreifen" noch den Befehl zurufen: Du 
sollst mithelfen zu ihrer Verteidigung, wenn sie von fremder 
Seite, sei es feindliche Menschengewalt oder zerstörende 
Naturkraft, angegriffen werden. Auf ein derartiges Ver- 
teidigungsgebot lassen sich insbesondere auch sämtliche 
echte ünterlassungsdelikte des Reichsstrafgesetzbuchs zurück- 
zuführen, so § 139 — Pflicht der Anzeige von geplanten Ver- 



^) Hierauf sind insbesondere die Bedenken A. Merkels (Kriminali- 
stische Abhandlungen, 1867, S. 77 ff.) gegen die üntiiätigkeit im echten 
Ünterlassungsdelikte zurückzuführen. 
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brechen, solange die Verhütung noch möglich ist — , § 360 
Ziff. 10 — Pflicht der Hilfeleistung bei Unglücksfällen und 
gemeiner Gefahr — , § 367 Ziff. 12 — Pflicht der Verwah- 
rung von Brunnen etc. an besuchten Stellen — , § 367 Ziff. 14 — 
Pflicht der Ausbesserungen oder Niederlegung von Gebäuden, 
welche Einsturz drohen — , § 368 Ziff. 2 — Pflicht der Ab- 
raupung, von Bäumen etc., so auch § 365 Abs. 2, wenn man 
den Thatbestand, dass der Wirt seine Gäste über die Polizei- 
stunde hinaus duldet, als eine blosse Unterlassung ansieht; 
auch hier besteht die dem Wirt auferlegte Pflicht nicht so- 
wohl in der positiven Förderung gesellschaftlicher Interessen, 
sondern in deren Verteidigung gegenüber einem Angriff, 
welchen die Gäste dadurch ausführen, dass sie über die ge- 
setzliche Stunde hinaus in der Wirtschaft bleiben. 

Es haben daher jene Delikte keineswegs einen rein 
formellen Inhalt, den Ungehorsam gegen eine Norm,^) son- 
dern daneben den materiellen der unterlassenen Vertei- 
digung gesellschaftlicher Interessen. Dass aber jene 
Interessen durch die Unterlassung der gebotenen Thätigkeit, 
also durch reine Unthätigkeit verletzt oder vielmehr, nicht 
so, wie es das Recht will, verteidigt werden, ist einleuch- 
tend, und es reicht dieses blosse Unthätigsein zum delikti- 
schen Thatbestand vollständig aus, ohne dass damit der 
Deliktscharakter geleugnet oder in den widerrechtlichen Ent- 
schluss verlegt werden müsste.*) 

Das Wesen der Sache nötigt uns also durchaus nicht, 
hinter den echten Unterlassungsdelikten mehr zu suchen als 
ein blosses Unthätigsein, und es bedurfte auch eines beson- 
deren Anstosses, der mit dem Wesen der Sache nichts zu 
thun hat, um die Theoretiker von diesem Standpunkt weg- 
zudrängen und sie auf die Suche nach einem Thätigkeits- 
moment auch bei diesen Delikten zu schicken. Dieser An- 
stoss lag wieder in dem verhängnisvollen Handlungs- 

*) So Bin ding, Die Normen und ihre üebertretung 1. Bd., 1872, 
S. 206 f., Merkel a. a. 0. S. 78. 

2) So Binding, Normen 2. Bd., 1877, S. 447 mit Anm. 650. Siehe 
auch Handb. S. 167. 
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begriffe. Geht man allerdings von diesem aus, so kann 
man sich bei jener Anschauung nicht beruhigen; die Un- 
thätigkeit ist genau genommen keine Handlung. Und in 
der That sind auch fast aUe diejenigen, welche zu abweichen- 
den Resultaten gelangt sind, von diesem Begriffe ausge- 
gangen, i) Was dies bedeutet, wurde schon früher erwähnt: 
Es ist das Klebenbleiben an einem zufälligen deutschen Aus- 
druck, von dem das Wesen des Delikts ganz unabhängig 
ist. Der allgemeine, wenn man will, internationale Begriff 
des Delikts muss den Ausgangspunkt bilden. Dieser verweist 
uns auf den Begriff menschliches Verhalten,*) dieser wieder 
auf die Unterscheidung von Thätigkeit und Unthätigkeit, und 
bei dieser Unthätigkeit dürfen wir uns beruhigen, da auch 
sie den Gesetzen und den Bechtsinteressen zuwiderlaufen 
kann. Der Handlungsbegriff nur könnte uns verleiten, weiter 
zu gehen, und drängt dann auf Abwege. 

Als solche dürfen jene Versuche bezeichnet werden; 
denn keiner hat das Ziel erreicht, das Thätigkeitsmoment 
in dem Unterlassungsdelikt nachzuweisen. 

Dies gilt zunächst von der Theooie Zitelmanns,*) wel- 
cher die Unterlassung eine positive körperhche Bewegung 
nennt, bei welcher sowohl eine Erregung der motorischen 
Nerven als auch eine Muskelbewegung vorliege. Diese Be- 
wegung, die Arbeit der Muskeln, bestehe darin, dass eine 
andere, auf die Muskel wirkende Kraft, welche die Muskel 
zur Bewegung anreizt, durch entgegenwirkende Muskelkraft 
gehemmt werde. Dass wir eine derartige Unterlassung eine 
Thätigkeit nennen können, soll nicht bestritten werden. Aber 
es bedarf keines ausführlichen Nachweises, dass ein derartiges 
Verhalten nur ganz ausnahmsweise bei Unterlassungsdelikten 
vorliegt, bei keinem aber vorliegen muss, also auch nicht 
zum Begriffe der Unterlassung gehört. Derjenige, welcher 

1) So Hälschner, Lehrh. 1. Bd. S. 234, Zitelmann a. a. 0. S. 61ff , 
anch Binding, Normen 2. Bd. S. 190, 448 mit Aimi. 652. 

') Von diesem Begriffe geht anch Landsberg, Die Eommissiv- 
delikte durch Unterlassung, 1890, aus. Yergl. S. 29 daselbst. 

») a. a. 0. S. 61 ff. 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. 8 
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von einem Mordanschlag hört, aber vollständig gleichgültig 
dabeibleibt, sich vielleicht sogar über den voraussichtlichen 
Tod eines persönlichen Feindes freut, derjenige, welcher viel- 
leicht gar nicht weiss, dass sich auf den Bäumen in seinem 
Oarten Raupen befinden, vielleicht auch nicht weiss, dass 
das Abraupen durch Gesetz oder durch polizeiliche Anord- 
nungen vorgeschrieben ist, der Wirt, der sich freut, dass 
die Oäste noch über die Polizeistunde hinaus bei ihm bleiben 
etc. etc.; sie alle brauchen wahrlich keiner zur Thätigkeit 
antreibenden Kraft entgegenzuarbeiten und erfüllen dennoch 
vollständig den Thatbestand des Unterlassungsdelikts. Auch 
jener Gartenbesitzer thut dies unter den vorausgesetzten Um- 
ständen. Denn die Unkenntnis der Thatsache, dass sich 
Baupen auf Bäumen befinden, kann eine fahrlässige sein — 
er hat sich gar nicht umgesehen — , die Unkenntnis des 
Gesetzes oder Polizeiverbotes entschuldigt ihn nicht, wenig- 
stens nicht nach herrschender Anschauung, sicher nicht nach 
einem Teile der ausserdeutschen Gesetzgebung,^) auf die der 
allgemeine Begriff des Unterlassungsdelikts ebenso zutreffen 
muss, wie auf die deutsche. 

Jene Beispiele wurden absichtlich gewählt, weil sie 
noch ein Mehreres darthun. Sie beweisen nicht nur, dass 
jede Muskelarbeit, also körperliche Thätigkeit, zur Konstruk- 
tion des Unterlassungsdelikts entbehrlich ist, sondern, dass 
auch jede psychische oder geistige Thätigkeit fehlen kann. 
Dies zur Widerlegung der Ansicht Hälschners^) und ver- 
wandter Anschauungen, die wir später bei dem unechten 
Unterlassungsdelikt kennen lernen werden. Nach diesen 
Anschauungen üben die äusseren Umstände auf den Thäter 
einen Beiz aus, dem dieser entgegenarbeitet. Wir können 
uns denken — und davon geht namentlich Hälschner aus — 
dass dieser Beiz unmittelbar auf die motorischen Nerven 
wirkt, dann wäre diese Theorie beinahe vollständig identisch 



^) z. B. nicht nach österreichischem Strafrecht. Yergl. Finger 
a. a. 0. S. 167. 

«) Lehrh. 1 S. 234 ff. 
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mit der Zitelmanns, oder aber, dass dieser Reiz nur auf 
unser Seelenleben, genauer auf unsern Willen wirkt, diesen 
zur Thätigkeit anspornt, aber durch einen andern entgegen- 
arbeitenden Willensakt unterdrückt wird, und dann haben 
wir eine Übertragung der Theorie Zitelmanns vom körper- 
lichen auf das geistige Gebiet. In beiden Fällen würde — und 
darauf wurde schon wiederholt hingewiesen *) — der ganze 
Thatbestand in das Innere des Verbrechers, in dessen rechts- 
widrigen Willen verlegt, und dies würde in unabweisbarer 
Konsequenz dazu führen, auch bei den Thätigkeitsdelikten 
als Thatbestand und Handlung den blossen Entschluss an- 
zusehen; denn wie hier die Unthätigkeit, so ist dort die 
Thätigkeit nur eine Folge dieses Entschlusses, und wenn hier 
jener blosse Entschluss als Thatbestand betrachtet werden 
darf, so muss er wohl auch dort hiefiir genügen. 2) Fälsch- 
licher Weise vom HandlungsbegriflF ausgehend, würde also 
jene Anschauung zu einer vollständigen Umbildung dieses 
Begriffes fuhren. Denn bisher hat man den Entschluss wohl 
als die Ursache oder als die Innenseite der Handlung an- 
gesehen, keineswegs aber unter vollständiger Ignorierung 
der Thätigkeit und Körperbewegung als die Handlung selbst. 
In der That hat auch noch niemand diese Konsequenz ge- 
zogen. Jene Anschauung tritt aber auch — dies beweisen 
eben die früher gewählten Beispiele — in Widerspruch mit 
den wirklichen Verhältnissen. Derjenige, welchen die Fol- 
gen, die aus seiner Unthätigkeit entspringen, völlig kalt 
lassen oder der sich ihrer sogar freut, braucht nicht nur 
keine Muskelarbeit zu verrichten, um unthätig zu bleiben, 
sondern auch keinen auf seinen Willen wirkenden, ihn zur 
Thätigkeit anspornenden Beiz durch psychische Kraftentfal- 
tung zu besiegen; denn es fehlt eben an diesen Anreizungen. 
Die äusseren Umstände sind überhaupt nicht dazu angethan, 
ihn aus seiner Buhe aufzuscheuchen. ») Jene äusseren Um- 

*) Vergl. insbesondere v. Rohland, Die strafbare Unterlassung, 
1. Abt., 1887, S. 104 ff., v. Liszt S. 129. 

«) Auch hierüber v. Rohland a. a. 0. S. 105. 
») S. Landsberg a. a. 0. S. 48 ff. 

8* 
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stände brauchen überhaupt nicht einmal in sein Vorstellungs- 
leben einzudringen. A. weiss nichts davon, dass auf seinen 
Bäumen sich Raupennester befinden; er kümmert sich über- 
haupt nicht um seinen Oarten, auch das gesetzliche Abraupe- 
gebot ist ihm unbekannt oder er hat es wohl einmal ge- 
kannt, aber im Laufe der Jahre wieder vergessen.^) 

Auf anderem Wege versucht Binding») die Thätigkeit 
in der Unterlassung nachzuweisen. Sein Ausgangspunkt ist 
allerdings mit den schon besprochenen Anschauungen inso- 
fern verwandt, als ein Wille zur Unterlassung gefordert, 
die ungewollte Unterlassung „die reine Unthätigkeit" ganz 
ausser Betrachtung gelassen wird -- ein Ausgangspunkt, der 
sich, wie das Beispiel der unterlassenen Abraupung zeigt, 
mit den wirklichen Verhältnissen nicht verträgt. In diesem 
blossen Entschlüsse aber erblickt Binding — und hierin ist 
ihm sicher beizustimmen — noch keine Thätigkeit, wohl 
aber in der Art, wie sich dieser Wille realisiert; dies ge- 
schähe nämlich nie durch reine Unthätigkeit, sondern immer 
sei hiezu erforderlich, dass Bedingungen von genügender 
Kraft gesetzt werden, welche vom „Erfolge** abhalten; in 
dem Setzen dieser Bedingungen liege positive Thätigkeit. 
An einer Reihe von praktischen Beispielen sucht Binding 
die Richtigkeit dieser theoretischen Konstruktion nachzu- 
weisen. Allein es lässt sich leicht darthun, dass nur be- 
sonders geartete Fälle in dies Schema hineinpassen, die Regel- 
falle aber sich ihm nicht fügen. Der Erfolg, den Binding 
verlangt, kann doch immer nur, und dies beweisen auch die 
von Binding gewählten Beispiele, die eigene Unthätigkeit 
des Delinquenten oder das Nichteintreten des Erfolges sein, 
den der Unterlassende durch seine Thätigkeit hätte herbei- 



^) Die letztere Unterstellung für diejenigen, welche an dem Satze 
«Unkenntnis des Gesetzes schützt nicht vor Striae" Anstoss nehmen. Dass 
das Vergessen eines Gesetzes nicht entschuldigt, werden auch jene zu- 
geben, und ebensowenig wird bestritten werden können, dass ein blosses 
Vergessen keine geistige Arbeit ist. 

*) Normen 2. Bd. S. 419 ff. Gegen jene Ausftlhrungen insbesondere 
y. Rohland a. a. 0. S. 60 ff, Landsberg a. a. 0. S. 13 ff. 
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führen müssen, z. B., dass die Raupennester in dem Garten 
verschwinden. Denn in diesem Erfolge erschöpft sich der 
ganze deUktische Thatbestand. Der Thäter müsste also, um 
ein Unterlassungsdelikt zu begehen, nicht nur die vom Ge- 
setze gebotene Handlung unterlassen, er müsste auch durch 
eigene Thätigkeit es sich selbst unmöglich machen, diese 
Handlung vorzunehmen. Nun verhindert allerdings derjenige, 
welcher gleich in dem Augenblick, in dem er von einem ge- 
planten Mord hört, sich schlafen legt oder auf die Treibjagd 
geht, sich selbst daran, das Verbrechen anzuzeigen. Wenn 
er nun aber nichts von dem thut, sondern den ganzen Tag 
über in der Stadt bleibt, so dass er, wenn er nur wollte, 
jeden Augenblick auf die Polizeistation gehen könnte, dann 
muss es doch klar sein, dass er sich durchaus nicht daran 
hindert, die Anzeige zu erstatten, sondern sie deshalb nicht 
erstattet, weil er eben nicht will. Und dies ist der Normal- 
fall: Gewöhnlich wird der Thäter seinen üblichen Tages- 
geschäften nachgehen, sie aber jeden Augenblick abbrechen 
können, um die Anzeige zu erstatten. Aber wir können auch 
annehmen, dass er gar keine Thätigkeit vornimmt, sondern 
unthätig zu Hause sitzt, und dennoch begeht er das Unter- 
lassungsdelikt. Wir können uns sogar vorstellen, dass er 
auf die Polizeistation geht, um das geplante Verbrechen an- 
zuzeigen, dort angekommen aber andern Sinnes wird und 
schweigend sitzend bleibt, bis es für die Anzeige zu spät ist. 
Der Normalfall ist dies freilich auch nicht. Aber es wird 
durch ihn noch anschaulicher als durch den Normalfall be- 
wiesen, dass das Unterlassungsdelikt nur einen notwendigen 
Thatbestand aufweist, die reine Unthätigkeit. Binding be- 
weist, was auch Merkel bewiesen, i) dass bei dem Unter- 
lassungsdeUkt eine Thätigkeit mitwirken kann, nicht aber, 
dass sie mitwirken muss. Die Fälle jener mögUchen Mit- 
wirkung sollen später betrachtet werden. 

Wir dürfen somit bei der ursprünglichen Anschauung 



») a. a. 0. S. 91 ff. 
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bleiben: Der Thatbestand des echten Unterlassungs- 
delikts besteht in der blossen Unthätigkeit, und 
zwar ist nicht das zum Thatbestand wesentlich, dass 
der Thäter, wenn wir ihn so nennen dürfen, über- 
haupt unthätig ist — er kann, wie die Beispiele zeigen, 
irgend eine beliebige andere Thätigkeit vornehmen — son- 
dern dass er nicht die Thätigkeit vornimmt, welche 
das Gesetz befiehlt. i) 

Damit ist für die örtliche und zeitliche Betrachtung, 
zu der wir nun endlich gelangen, sofort das Eine gegeben: 
Das echte Unterlassungsdelikt ist eigentlich an 
keinem Orte und zu keiner Zeit begangen. Denn sein 
Wesen besteht darin, dass etwas nicht geschieht. Nur 
äussere Erscheinungen lassen sich in Baum und Zeit be- 
stimmen, etwas, was überhaupt nicht erscheint, spottet dieser 
Bestimmung. Von jemandem, der ein Verbrechen nicht an- 
gezeigt hat, kann man ebensowohl sagen, er habe es in 
Berlin nicht angezeigt, als er habe es in London nicht 
angezeigt; ebensowohl, er habe es am 1. Januar, als am 
31. Dezember nicht angezeigt, er hat dies eben nirgends 
und niemals gethan. 

So wenigstens nach exakter Vorstellung, deren Richtig- 
keit auch bisher zwar durchaus nicht allgemein, aber doch 
von Einzelnen anerkannt wurde. ^) Mit diesem Resultate aber 
können wir uns hier so wenig beruhigen, als wir es bei dem 
Erfolgsdelikte, das zu dem gleichen negativen Ergebnisse 
führte, thaten. Unsere Zuflucht nehmen wir, wie es auch 
dort geschehen, zunächst zur vulgären Vorstellung. Um 
diese zu erkennen, gehen wir davon aus, dass, wie hervor- 
gehoben, der Thatbestand des Unterlassungsdelikts nicht 
darin besteht, dass jemand unthätig ist, sondern darin, dass 
er eine bestimmte Thätigkeit nicht vornimmt. „Unterlassung* 

^) Yergl. hierüber Paul Merkel, Begehung durch Unterlassung, 
Göttinger Dissert., 1895, S. 3, Landsberg a. a. 0. S. 24, Finger S. 163. 

^) Glaser, Abhandlungen aus dem österreichischen Strafrecht, 1858, 
S. 292, Stein S. 24, Schwalbach, Gerichtssaal Bd. 31 (1879) S. 615. 
lieber die Italiener siehe S. 13. 
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ist, um das beinahe geflügelte Wort v. Liszts^) zu ge- 
brauchen, ein transitives Zeitwort; es bedeutet nicht Nichts- 
thun, sondern: Etwas nicht thun. Daran knüpft nun in 
durchaus verstandlicher Weise die vulgäre Vorstellung an. 
Sie denkt an die Thätigkeit, die nicht vorgenommen wurde, 
aber vorgenommen werden sollte; diese gedachte, erwartete 
Thätigkeit ist eine äussere Erscheinung, kann als solche, wie 
jede andere Erscheinung, in Baum und Zeit untergebracht 
werden, und da wir erwarteten, dass der Unterlassende an 
diesem Orte und zu dieser Zeit handeln werde, so sagen 
wir auch, an diesem Orte und zu dieser Zeit hat er nicht 
gehandelt. Allerdings hat X., dem die Polizeibehörde an- 
befahl, am 15. Mai die Bäume in seinem Garten abzuraupen, 
das Abraupen der Bäume nirgend und niemals vorgenommen, 
aber weil er es am 15. Mai in seinem Garten hätte thun 
sollen, so sagt jeder, er hat am 15. Mai die Bäume in seinem 
Garten nicht abgeraupt. Dies Beispiel sei nur provisorisch 
gewählt, um den Grundsatz zu veranschaulichen, den wir 
nachher noch näher präzisieren müssen: Nach vulgärer 
Vorstellung ist das Unterlassungsdelikt an dem Orte 
und zu dem Zeitpunkt begangen, an welchem die 
gebotene Handlung hätte geschehen müssen. 

Diese Anschauung kann auch in der Wissenschaft als 
die herrschende bezeichnet werden.*) Es scheint wohl ver- 
einzelt die Besorgnis zu bestehen, dass sie nicht ausreiche, 
um alle Unterlassungsdelikte örtlich und zeitlich zu be- 
stimmen.') Doch dürfte diese Besorgnis unbegründet sein. 
Immer muss der Unterlassung eine erwartete, vorgestellte 



») Lehrb., 5. Aufl., 1892, S. 138. 

«) Glaser, Abhandl. S. 292, Hälschner, Lehrb. S. 52, v. Bar, 
Lehrb. S. 242 f., John S. 228, Stein S. 24, Schwalbach a. a 0. S. 615, 
Stenglein § 3 n. 7, y. Lilienthal S. 284, Oppenhoff § 8 n. 6, Frank 
S. 20, Olshausen § 3 n.4c, v. Liszt S. 116 f., Löwe S. 219, Ullmann, 
Lehrb. 8. 188, Beling, Grundr. S. 26, Meyer S. 96, Janka S. 76, Finger 
S. 169. 

') So Stein und Olshausen a. a. 0., die deshalb im Zweifel den 
Wohnort bezw. Aufenthaltsort entscheiden lassen wollen. Dagegen 
Schneidler S. 61 f. 
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Thätigkeit entsprechen, und immer muss diese Thätigkeit, 
wie jede andere äussere Erscheinung, mit irgend einer zeit- 
lichen und räumlichen Vorstellung verknüpft sein, weil eben 
nichts, was geschieht, ausserhalb Baum und Zeit geschieht. 
Wenn jemand ein Verbrechen bei der Behörde nicht an- 
gezeigt hat, so denken wir an die Behörde, bei welcher ihm 
nach den konkreten Umständen die Anzeige möglich ge- 
wesen wäre, und dies wird in den meisten Fällen nur die 
Behörde eines bestimmten Ortes sein. Aber selbst wenn es 
die Behörden verschiedener Ortschaften wären, so käme man 
eben auch hier wieder auf einen Gesamtraum, eine Mehrheit 
von Ortschaften, also auf eine Erscheinung, mit der sich die 
Praxis auch anderweit zurecht gefunden hat; selten wird 
dabei der Spielraum ein so ausgedehnter sein, wie diesen 
z. B. die Praxis beim sogen, ambulanten Gerichtsstand der 
Presse geschaffen hat. Übrigens schränkt sich jener Spiel- 
raum, wie sich gleich zeigen wird, bei näherer Betrachtung 
beträchtlich ein. 

Im scheinbaren Gegensatz zu der herrschenden und 
auch hier vertretenen Anschauung wird von Einzelnen ge- 
lehrt, das Unterlassungsdelikt werde da begangen, wo sich 
der Unterlassende zu. der Zeit, da er hätte thätig sein sollen, 
aufgehalten hat.^) Diese Ansicht scheint nun in sich selbst 
inkonsequent zu sein. Sie bestimmt den Ort nach dem Auf- 
enthalt des Unterlassenden, aber nach dessen Aufenthalt zu 
der Zeit, wo er hätte thätig sein sollen, ohne Zweifel des- 
halb, weil er auch nach jener Anschauung das Delikt zu 
dieser Zeit begeht. Dasselbe Delikt wird also anscheinend 
in Raum und Zeit nach verschiedenartigen Merkmalen, hier 
nach dem Aufenthalt, dort nach der entsprechenden positiven 
Thätigkeit bestimmt. Dies aber widerspricht der in der Ein- 

1) So Beling, Zeitschrift S. 318. v. Lilienthal lässt den Aufent- 
haltsort neben dem Ort der Verpflichtung entscheiden. Aehnlich Bin ding, 
Handbuch S. 423; v. Rohland, Internationales Strafrecht S. 69 ff. unter- 
scheidet zwischen solchen Geboten, die eine Beziehung zu einem bestimm- 
ten Ort zur Voraussetzung haben, und solchen, bei denen dies nicht der 
Fall ist. 
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leituDg hervorgehobenen Thatsache, dass die natürliche An- 
schauung die Erscheinungen im Baum und Zeit nach ein- 
heitlichen Merkmalen bestimmt. Dennoch scheint die vulgäre 
Vorstellung auch jener Anschauung recht zu geben. Nehmen 
wir z. B. an, A., in Berlin wohnend, hört von einem Mord- 
plan, der am gleichen Tage noch in München ausgeführt 
werden soll, und zu dessen Verhütung er sofort an die Polizei- 
behörde nach München telegraphieren müsste, was er aber 
unterlässt. Jeder Unbefangene wird erklären, A. habe sich 
in Berlin der Unterlassung schuldig gemacht; also doch am 
Aufenthaltsorte? aber auch an dem Orte, an dem er hätte 
thätig sein sollen. Denn schliesslich kann man nur an dem 
Ort thätig sein, an dem man sich gerade befindet. Das ist 
eine Trivialität, aber es besteht ein ganz besonderer Grund, 
sie hier hervorzuheben. Es wird nämlich häufig i) der Grund- 
satz, dass für Ort und Zeit der Unterlassung Ort und Zeit 
der gebotenen Thätigkeit entscheidet, so ausgelegt, dass man 
eigentlich in Widerspruch mit dieser Alltagswahrheit gelangt. 
Man geht nämUch davon aus, dass das Gesetz die Pflicht 
an einen bestimmten Ort bindet, und schliesst daraus ohne 
weiteres, dass dieser Ort der gebotenen Thätigkeit auch der 
der Unterlassung sei; bei der Behörde hätte X. das Ver- 
brechen anzeigen, in seinem Garten hätte er die Bäume ab- 
raupen, in seinem Hause die Eelleröffnung verwahren müssen, 
folglich habe er am Sitz der Behörde, in seinem Garten, in 
seinem Hause das Unterlassungsdelikt begangen. Dies ist 
nun freilich richtig, solange sich der Unterlassende an jenem 
Orte befindet. Aber sobald sein Aufenthaltsort und der der 
sogen, gesetzlichen Verpflichtung auseinanderfallen, müssen 
Bedenken aufsteigen. Und diese führen uns darauf, dass 

*) So von allen denen, welche sich für den Ort der Verpflichtung 
in der im Texte hekftmpften Bedeutung entscheiden, inshesondere Glaser, 
Abhandl. S. 292, v. Bar, Lehrb. S. 242 ff., Betz S. 44. Der Ort der Ver- 
pflichtung in diesem Sinne ist eigentlich der des gebotenen, aber infolge 
der Unterlassung nicht eingetretenen Erfolges. Klar wird dies ausgespro- 
chen von Binding, Handb. S. 423, Bennecke S. 86. Auch v. Lilien- 
thal scheint den Ort der Verpflichtung in diesem Sinne aufzufassen, da 
er ihn neben dem Aufenthaltsort entscheiden lässt. Aehnlich v. Eries S. 86. 



Digitized by 



Google 



122 n* Dogmatische Darstellung. 

die vom Gesetze verlangte Thätigkeit in den genannten 
Fällen eine solche ist, welche wir früher als Erfolgsthätig- 
keit bezeichneten. Nicht eine blosse Thätigkeit verlangt das 
Gesetz, sondern eine solche, durch welche die Behörde 
Kenntnis von dem Mordplan erhält, die Raupen entfernt, 
die Kelleröfl&iung verwahrt wird. Wenn wir nun der natür- 
lichen Anschauung folgend Ort und Zeit der Unterlassung 
nach der der gebotenen Handlung bestimmen, so müssen 
wir konsequenterweise Ort und Zeit jener Handlung gleich- 
falls so bestimmen, wie es die natürliche Anschauung thut, 
und sie bestimmt, wie wir früher erkannten. Ort und Zeit 
der Erfolgsthätigkeit überwiegend nach der Thätigkeit, nicht 
nach dem Erfolge. 

Gegenüber der herkömmlichen Auslegung des früher 
aufgestellten Grundsatzes muss also betont werden^ dass nicht 
der Ort des durch das Gesetz ein für allemal verlangten, 
durch die gebotene Thätigkeit herbeizuführenden Erfolges 
entscheidet, sondern der Ort derjenigen Thätigkeit, die 
im konkreten Falle zur Herbeiführung jenes Er- 
folges erforderlich ist,^) wenigstens nach natürlicher An- 
schauung. 

Diese Anschauung scheint hier sogar noch bestimmter 
zu sein, als bei der Erfolgsthätigkeit selbst; wenn A. in dem 
besprochenen Falle das Anzeigetelegramm nicht von Berlin 
nach München schickt, so werden wohl alle Unbefangenen 
in der Antwort übereinstimmen, er habe die Unterlassung 
oder das Delikt in Berlin begangen. Sie scheint aber auch 
hier die Thätigkeit selbst noch enger abzugrenzen. Nehmen 
wir an, die Anzeige könne nach Lage der Umstände nicht 
schriftlich erstattet werden, sondern X. müsste hiezu von der 
Einöde A. nach einer zwei Meilen entfernten Stadt B. gehen. 
Seine Thätigkeit müsste sich dann nach dem früher Ge- 
sagten über einen Gesamtraum, nämlich über jenen ganzen 
Weg erstrecken; konsequenterweise wäre also auch dies der 



Im Sinne des Textes auch Finger S. 169. 
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Ort der Unterlassung. Dennoch wird wohl jeder sagen: Die 
Unterlassung sei auch in diesem Fall in A., nicht auf der 
Strecke von A. nach B. begangen worden. Die natürliche 
Anschauung scheint eben das Schwergewicht darauf zu legen, 
dass die Thätigkeit überhaupt nicht begonnen wird; damit 
ist für sie — und dies hat auch viel für sich — die Be- 
gehung der Unterlassung entschieden, und an diesen Ort 
wird auch die Unterlassung fixiert. Es leuchtet ein, dass 
dieser Ort praktisch mit dem Aufenthaltsort zur Zeit der 
Verpflichtung zusammenfallt, wie man ja auch den Ort der 
Thätigkeit beim Commissivdelikt als den des Aufenthalts des 
Thäters zur Zeit der Thätigkeit bezeichnen könnte. Doch 
ist das Charakteristische immer die Thätigkeit, beziehungs- 
weise die Pflicht zum Beginn der Thätigkeit, und die Bezug- 
nahme auf den Aufenthalt erscheint als unnötige Um- 
schreibung. 

Damit ist nun die Gefahr einer allzugrossen räum- 
lichen Ausdehnung und Unbestimmtheit ganz erheblich ein- 
geschränkt. Eine Vielheit von Orten ist nur in den seltenen 
Fällen möglich, in denen der Unterlassende, während der 
Zeit, innerhalb deren er die Thätigkeit beginnen sollte, seinen 
Aufenthalt wechselt, also nur dann, wenn ihm ein gewisser 
zeitlicher Spielraum zur Vornahme der Handlung bleibt. Dies 
führt uns zunächst noch auf die zeitliche Betrachtung. Für 
diese werden dieselben Gesichtspunkte massgebend sein, wie 
für die örtliche, und es wäre daher der Grundsatz, dass es 
auf die Zeit der gebotenen Thätigkeit ankommt, dahin zu 
präzisieren, dass der Zeitpunkt entscheidet, in welchem 
die Thätigkeit im konkreten Fall hätte begonnen 
werden müssen, nicht der ganze Zeitraum der Ausführungs- 
thätigkeit, noch weniger der Zeitpunkt, in welchem der vom 
Gesetz verlangte Erfolg eintreten muss. Wenn in unserem 
Fall X., um die Anzeige rechtzeitig zu erstatten, gleich, nach- 
dem er von dem Mordplan gehört, aufbrechen und die zwei 
Wegstunden nach der Stadt gehen müsste, so hat er nach 
natürlicher Anschauung die Unterlassung nicht während jener 
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zwei stunden, sondern gleich in dem Augenblick begangen, 
in dem er hätte aufbrechen müssen, statt dessen aber in A. 
bleibt. Dies zeigt sich am besten, wenn wir annehmen, er 
trete eine Stunde nachher, trotz der offenbaren Unmöglich- 
keit, noch rechtzeitig nach der Stadt zu kommen, den Weg 
dorthin an. Dies ändert nichts mehr an dem Thatbestand 
des Unterlassungsdelikts; er hat dasselbe schon früher, eben 
in dem kritischen AugenbUck begangen. 

Wie ist es aber, wenn er schon vor drei Tagen von 
dem Plane gehört hat und während dieser drei Tage jeden 
Augenblick den Weg nach der Stadt hätte antreten können? 
Hat er dann die Unterlassung in der Gesamtzeit dieser drei 
Tage, oder in jedem einzelnen Augenblick dieser drei Tage, 
oder endlich nur im letzten Augenblick begangen, in dem 
er hätte aufbrechen müssen, um noch rechtzeitig nach der 
Stadt zu gelangen? Hier dürfte wohl folgende Argumen- 
tation am Platze sein und auch der natürlichen Anschauung 
entsprechen: Wenn jemandem die Möglichkeit gegeben ist, 
die vom Gesetze geforderte Pflicht durch Vornahme einer 
Thätigkeit an einem beliebigen Zeitpunkt innerhalb eines 
Zeitraumes zu erfüllen, so ist ihm eine Frist gesetzt, inner- 
halb der er thätig sein muss. Wenn er nun diese Frist bis 
zum letzten Augenblick — diesen aber ausgeschlossen — 
verstreichen lässt, so begeht er noch keine strafbare Unter- 
lassung; denn es wird von ihm nicht verlangt, dass er jetzt 
schon thätig ist, es ist ihm auch nachher noch möglich, dem 
Gesetze zu genügen. Erst wenn er den letzten AugenbUck 
unbenutzt vorübergehen lässt, dann und an dem Orte, wo 
dies geschieht, hat er die Unterlassung begangen. Es hat 
allerdings etwas Bestechendes für sich, zu sagen, wenn je- 
mand von Anfang an entschlossen ist, die gebotene Thätig- 
keit zu unterlassen, und sich dementsprechend unthätig ver- 
hält, so hat er die Unterlassung auch schon früher begangen, i) 

^) So Glaser, Abhandl. S. 291 f., auch Janka, Oesterr. Strafrecht 
S. 76, indem er die Unterlassung mit der Möglichkeit der Pflichterföllung 
beginnen lässt. Dagegen Schwalb ach a. a. 0. S. 609 f. Yergl. auch 
Binding, Handb. S. 840 f. 
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Aber es ist eben nur die innere Thatseite, die Schuld, die 
gegeben ist, die äussere Thatseite, die pflichtwidrige Unter- 
lassung liegt nur scheinbar vor, denn objektiv ist dem Ge- 
setze nicht zuwidergehandelt, so lange die Frist, die das 
Gesetz uns lässt, noch nicht verstrichen ist. Dies zeigt sich 
auch darin, dass man, anstatt zu sagen: „Wer nicht inner- 
halb dreier Tage dies oder jenes thut^, auch sagen kann: 
„Wer es nicht spätestens am dritten Tage thut/ Man käme 
auch zu unannehmbaren praktischen Konsequenzen, wenn 
man einen früheren Zeitpunkt als den der Deliktsbegehung 
erachten würde. Der Unterlassende wäre dann auch in diesem 
Zeitpunkt schon der Strafe verfallen; er müsste also auch 
dann gestraft werden, wenn er später seinen Entschluss 
ändern und noch innerhalb der Frist die gebotene Thätig- 
keit vornehmen, also dem Gesetze vollkommen genügen würde; 
es wäre dies nicht mehr strafbefreiender Rücktritt vom Ver- 
suche, sondern thätige Reue nach Deliktsbegehung und als 
solche nicht strafbefreiend. ^) 

Nehmen wir also an, X. höre in dem Augenblicke, in 
dem er von Berlin nach München abfahrt, von einem ge- 
planten Dynamitverbrechen, das in Hamburg zur Ausführung 
kommen soU, und das er verhüten kann, wenn er auf irgend 
einer Haltestation nach Hamburg depeschiert, so begeht er 
das Delikt gegen § 189 RStrGB. erst da und dann, wenn 
der Zug zum letztenmale hält. Eine solche Frist ist zum 
Teil durch die konkreten Umstände gesetzt, zum Teil aber 
sieht auch das Gesetz eine solche vor, z. B. §§ 49 und 81 
des Reichskrankenversicherungsgesetzes. Hiebei ist jedoch 
hervorzuheben, dass nach dem Sinne des Gesetzes mit Ab- 
lauf der Frist die Erfolgsthätigkeit abgeschlossen, also auch 
der Erfolg herbeigeführt sein muss; wenn also der Ver- 
pflichtete zur Herbeiführung dieses Erfolges schon vor Ab- 
lauf der Frist thätig sein müsste und dies versäumt, so hat 
er auch schon in diesem Augenblick und nicht erst mit dem 

*) Schwalbach a. a. 0. S. 609. Für die richtige Ansicht auch 
Meyer, Lehrb. S. 196 und, sich ihm anschliessend, Schneidler S. 62 f. 
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Fristablauf das Unterlassungsdelikt begangen; wenn z. B. 
jemand wegen örtlicher Entfernung vom Sitze der Melde- 
stelle schon am zweiten Tage an diese schriftlich Anzeige 
erstatten musste, damit die Anzeige am dritten Tage dort 
in Einlauf kommt, und er dies unterlässt, so begeht er dieses 
' Delikt schon am zweiten Tage und nicht erst am dritten. 
Auch hier scheint die Übereinstimmung mit der natürlichen 
Anschauung durchaus gegeben. 

Ist aber diese Frist unbenutzt verstrichen, so ist der 
Thatbestand des Deliktes vollkommen erschöpft, und ist es 
nun völlig gleichgültig, ob die Thätigkeit später vorgenommen 
oder weiter unterlassen wird. Denn die äussere Thatseite 
besteht nur in der Unterlassung während der Frist. Eine 
abweichende Ansicht mag rechtlich begründet werden können, 
nicht aber vom Standpunkt der natürlichen Anschauung. i) 

Fehlt es aber an einer solchen gesetzlichen Frist, so 
bestimmen die konkreten Umstände nicht nur den Zeit- 
punkt, in welchem die Verpflichtung eintritt, sondern auch 
den, in welchem sie wieder erlischt, und da während dieser 
ganzen Zeit die Verpflichtung besteht, der Unterlassende 
also hätte thätig sein sollen, so begeht er auch während 
der ganzen Zeit das Unterlassungsdelikt. Diese beiden Zeit- 
punkte können zusammenfallen, so bei unserem früheren Bei- 
spiele, wenn der von Berlin nach München Reisende zur 
Abwendung des Verbrechens das Telegramm spätestens in 
Regensburg hätte aufgeben müssen. Vorher hat er, wie wir 
sahen, nicht thätig sein müssen, nachher muss er es nicht 
mehr, weil es schon zu spät ist, und es konzentriert sich 
sohin die Begehung des Deliktes auf die Station Regensburg 
und auf die Zeit des Aufenthalts auf dieser Station. 

Die beiden Zeitpunkte können aber auch sehr weit 
auseinander liegen. Nehmen wir des Gegensatzes halber an, 
A. ist sein Leben lang Eigentümer und Inhaber eines Grund- 
stückes, in welchem sich eine nach § 367 Ziffer 12 Reichs- 

^) S. jedoch später bei Betrachtang des fortdanemden Deliktes 
(3. Teü Kap. III Ziff. 2). 
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Strafgesetzbuch zu verwahrende Grube befindet, und er unter- 
lässt diese Verwahrung sein ganzes Leben lang. Dknn er- 
streckt sich die Deliktsbegehung von der Straftnündigkeit 
des A. bis zu dessen Tode, und über alle Orte, die er wäh- 
rend dieser Zeit besucht; denn zu jeder Zeit und überall 
hätte er zur Abwendung dieses Zustandes thätig sein sollen. 
Wir haben dann ein sogen, fortdauerndes Delikt (hierüber 
später das Nähere). Müssen wir aber thatsächlich sagen, 
das Delikt werde in dieser Gesamtzeit und in diesem Gesamt- 
raum begangen oder aber dürfen wir annehmen, es werde 
in jedem einzelnen Augenblicke innerhalb dieser Zeit und 
an jedem einzelnen Orte innerhalb dieses Raumes begangen? 
Ich glaube, keine dieser Auffassungen widerstreitet unserem 
Qefühle und der natürlichen Anschauung, und es kommt, 
ähnlich wie bei der früher betrachteten repetierenden Delikts- 
thätigkeit, an welche jene Begehungsform überhaupt erinnert 
— es darf daher auch auf die diesbezüglichen Ausführungen 
Bezug genommen werden — mehr auf den Standpunkt an, 
auf den wir uns stellen, auf die Unterscheidung des That- 
bestandes. Der gesetzliche Thatbestand ist in jedem Einzel- 
zeitpunkt und an jedem Einzelort, der individuelle innerhalb 
des Gesamtraumes und der Gesamtzeit gegeben. ^ 

Die Ergebnisse unserer Betrachtung sind also folgende: 
Der Thatbestand des echten Unterlassungsdelikts 
besteht lediglich darin, dass eine vom Gesetz ge- 
botene Thätigkeit, gewöhnlich Erfolgsthätigkeit, 
unterlassen wird. Es wird an dem Orte und zu der 
Zeit begangen, in welcher der gesetzlich Verpflich- 
tete nach den konkreten Umständen seine Thätig- 
keit spätestens hätte beginnen müssen, um dem Ge- 
setze zu genügen. Dauert nach den konkreten Um- 
ständen die Verpflichtung über diesen Zeitpunkt 
binaus noch fort, so wird das Unterlassungsdelikt 
seinem individuellen Thatbestande nach innerhalb 

*) Auch dies muss später (bei Betrachtang des fortdauernden De- 
üktes) noch näher präzisiert werden. 
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der Gesamtzeit und des Gesamtraumes, in welchem 
der Unterlassende die Thätigkeit beginnen soll, 
seinem gesetzlichen Thatbestande nach in jedem 
einzelnen Zeitpunkt und an jedem einzelnen Orte 
dieser Zeit und dieses Raumes begangen. Ist im 
Gesetze eine Frist bestimmt, so ist mit deren Ab- 
lauf die Begehung beendet. 

Es wurde bisher absichtlich jene Begehungsform ausser 
Acht gelassen, auf die insbesondere Merkel und Binding hin- 
gewiesen haben, und bei welcher, wie erwähnt, der zur Hand- 
lung Verpflichtete sich durch positive Thätigkeit hindert, die 
vom Gesetz verlangte Thätigkeit auszufuhren. Weit entfernt 
nämlich, den Typus des echten ünterlassungsdelikts darzu- 
stellen, müssen sie als eine Abart desselben bezeichnet wer- 
den, die mit der Hauptform nur das gemein hat, dass ein 
Gebot übertreten wird, hier aber durch Thätigkeit, nicht, 
wie im Normalfall, durch Unterlassung. Sie bilden also das 
Gegenstück zum sogenannten unechten ünterlassungsdeUkt. 
Wie dort Commissivdehkt durch Unterlassung, so haben wir 
hier Omissivdelikt durch Thätigkeit. Auch mit den 
actiones hberae in causa hat diese Begehungsform das Cha- 
rakteristische gemein, dass der Delinquierende sich durch 
vorausgehende Thätigkeit in einen Zustand versetzt, vermöge 
dessen er im kritischen Augenblick ganz unabhängig von 
seinem Willen den deliktischen Thatbestand erfüllen muss.^) 
Denn nur auf eine vorausgehende Thätigkeit kann es hier 
ankommen. Wenn der zur Anzeige eines Verbrechens Ver- 
pflichtete im letzten Augenblick, in dem eine rechtzeitige 
Anzeige noch möglich ist, auf die Treibjagd geht, so ist, 
wie wir früher sahen, diese Thätigkeit keine hindernde und 
darum auch nicht die Unterlassung verursachend; denn eben- 
sogut hätte der Betreffende ganz unthätig sein können. An- 
ders, wenn er schon einen Tag vorher auf die Treibjagd geht 
und sich so thatsächlich die Anzeige unmöglich macht. 



1) Siehe Schwalbach a. a. 0. S. 612, Meyer S. 244. 
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Soviel zur Charakterisierung dieser Begehungsform. Was 
ihre Bestimmung in Raum und Zeit anlangt, so hat schon 
Schwalbach i) darauf hingewiesen, dass folgerichtig diese Be- 
stimmung nach Ort und Zeit der hemmenden Thätigkeit zu 
geschehen hat. Und ich glaube, man befindet sich bei dieser 
Annahme in Übereinstimmung mit der natürlichen Anschauung. 
In dem Augenblick und an dem Ort, wo A. auf die Treib- 
jagd geht, die es ihm im konkreten Fall unmöglich macht, 
das Verbrechen anzuzeigen, begeht er auch nach natürlicher 
Anschauung das ünterlassungsdelikt. Denn die nachfolgende 
Nichtanzeige ist nur ein Erfolg dieser seiner Thätigkeit, und 
dieser Erfolg ist für die natürliche Anschauung nicht das 
Entscheidende. 

b) Das Eommissivdelikt durch ünterlasaimg. 

»Herbeiführung eines Erfolges durch Unterlassung*, so 
haben wir früher das Eommissivdelikt durch Unterlassung 
oder unechte Unterlassungsdelikt bezeichnet. Inzwischen 
sahen wir, dass Unterlassen nicht schlechthin „unthätig sein* 
bedeutet, sondern genauer besagt, dass etwas Bestimmtes 
nicht gethan wird, und wir gelangen daher zu folgendem 
Schema: Ein Mensch verursacht dadurch, dass er eine 
bestimmte Thätigkeit nicht vornimmt, ein bestimmtes 
Ereignis. Wie dieses möglich sei, wie der Stein des An- 
stosses „Aus Nichts wird Nichts* beseitigt werden kann, 
dies bildet bekanntlich den Gegenstand einer der am leb- 
haftesten erörterten Streitfragen in der deutschen Strafrechts- 
wissenschaft, einer Streitfrage allerdings, die manche zu- 
gleich auch zu den unfruchtbarsten zählen. 

Dennoch muss diese Frage in einem gewissen Umfang 
erörtert werden, wenigstens so weit, bis festgestellt ist, ob 
wir an dem aufgestellten Schema festhalten dürfen. Denn 
in diesem soll ja jene Begehungsform bestehen, und die Er- 

^) a. a. 0. S. 615. So auch grundsätzlich Binding, Handb. S. 840 
mit Anm. 29. 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. 9 
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kenntnis der Begehungsform ist notwendig, um Ort und Zeit 
der Begehung festzustellen. 

Die Grundform nun, „ein Mensch bewirkt durch die 
Unterlassung im angegebenen Sinne ein Ereignis^, kann nur 
von zwei Seiten aus angegriffen werden, entweder von der 
der Unterlassung oder von der der Verursachung. Entweder 
leugnet man, dass es jene Unterlassung ist, durch welche 
der Mensch das Ereignis verursacht, oder man gibt zu, dass 
zwar jene Unterlassung vorliege, leugnet aber, dass durch 
sie ein Ereignis verursacht werde. 

Wählt man die Unterlassung zum Angriffsobjekt, 
so ist wieder ein doppelter Standpunkt möglich. Entweder 
sagt man: Nicht durch Unterlassung, sondern durch gleich- 
zeitige oder vorausgehende Thätigkeit wird das Ereignis 
bewirkt. Oder aber man sagt: Die Unterlassung verursacht 
allerdings das Ereignis, aber sie ist nicht das, wofür wir 
sie halten; die scheinbare Unthätigkeit oder Nichtvornahme 
einer bestimmten Thätigkeit ist selbst wieder Thätigkeit oder 
Produkt einer solchen. In letzterem Falle kommt man im 
wesentlichen auf die schon früher besprochenen Theorien der 
Unterlassung als psychische Thätigkeit zurück. 

Was den ersten Fall anlangt, so sind allerdings die 
Theorien des Andershandelns und ebenso die des voraus- 
gehenden Handelns dem Strafrecht nicht fremd geblieben ;0 
heute aber dürfen sie als völlig überwunden bezeichnet wer- 
den. Der drastische Ausspruch Krugs, ^) das Kind, das die 
Mutter nicht ernähre, sterbe, wenn die Mutter statt zu säugen, 
Strümpfe stricke, doch nicht am Strümpfestricken der Mutter, 
genügt zur Widerlegung der ersteren; das bekannte Beispiel 
der Mutter, die gewaltsam oder im bewusstlosen Zustand ge- 
schwängert wurde und das Kind, das sie geboren, verhun- 
gern lässt, beweist gegen die zweite, dass eine vorausgehende 
Thätigkeit gänzlich fehlen kann. Es haben daher auch die- 
jenigen, welche das Thema des Unterlassungsdelikts ex pro- 

^) Vergl. über jene Theorien v. Rohland a. a. 0. S. ö — 41. 
*) Abhandlungen aus dem Strafrecht (1858) S. 30 f. 
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fesso gründlich behandelt haben — namentlich Landsberg, 
der das Problem tiefer und gründlicher untersuchte, als irgend 
ein anderer — jene Theorien als bereits widerlegt nicht mehr 
gewürdigt; 1)*) Es bleiben also nur noch die Theorien übrig, 
welche früher als die der psychischen Thätigkeit bezeichnet 
wurden und welche bei dem unechten Unterlassungsdelikt 
unter der Bezeichnung Interferenztheorien eine grosse 
Rolle spielen: 8) Die äusseren Umstände oder das Pflicht- 
bewusstsein üben auf den Menschen einen Anreiz zur Thätig- 
keit aus, diesen Anreiz bekämpft der Unterlassende durch 
psychische Kraftentfaltung, und in dieser psychischen Thätig- 
keit liegt das den Erfolg verursachende Moment; denn sie 
vernichtet eine Kraft, die, wenn sie nicht vernichtet worden 
wäre, den Erfolg hätte verhindern können. Es wurde nun 
schon früher dargelegt, dass für die Unterlassung, welche 
den Thatbestand des echten Unterlassungsdelikts ausmacht, 
jene psychische Thätigkeit nicht wesentlich ist, insbesondere, 
dass der Anreiz zur Thätigkeit völlig fehlen kann, und es 
ist nunmehr nachzuweisen, dass auch die gleiche Unterlassung 
zum Begehungsdelikt durch Unterlassung ausreichen kann. 
Hier dient uns am besten das Beispiel jenes Anwesens- 
besitzers, auf dessen Grund sich eine gefahrliche Grube be- 
findet, die zu verwahren er aus Gleichgültigkeit unterlässt 
oder vielleicht gerade in der Hoffnung, dass sein Nachbar, 
mit dem er verfeindet ist, gelegentlich einmal hineinfällt, 
was nun auch wirklich geschieht. Hier fehlt es sicher an 
dem zur Thätigkeit anspornenden Anreiz, und dennoch macht 



^) Landsberg a. a. 0. S. 7. 

?) Damit scheint aber auch die Theorie Bindings (Normen 2. Bd. 
S. 224 ff.) widerlegt, wonach der Unterlassende erst durch vorausgehendes 
Thnn zugleich abhaltende und fördernde Bedingungen zum Yerbrechens- 
erfolg setzt, dann durch die Unterlassung die abhaltenden Bedingungen 
wieder vernichtet. Auch zu dieser Konstruktion, wenn sie auch bedeutend 
tiefer geht als die im Text angeführte, bildet die vorausgehende Thätigkeit 
einen unentbehrlichen Faktor; diese aber kann, wie erwähnt, in Wirklich- 
keit fehlen. Im übrigen vergl. gegen Bin ding die ausführliche Polemik 
von Landsberg S. 13 ff., v. Rohland S. 60 ff. 

') Vergl. über diese Theorien und ihre Vertreter insbesondere Lands- 
berg S. 54 ff. 

9* 
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sich der Unterlassende einer fahrlässigen oder vorsätzlichen 
Tötung schuldig. Diese Beispiele lassen sich vermehren. 
Bei der Kindsmutter, die sich schon vor der Niederkunft 
entschlossen hat, ihr Eind verhungern zu lassen, wird dieser 
Anreiz meistens fehlen, ebenso in einem andern praktisch 
nicht seltenem Falle des ünterlassungsdelikts, der fahrlässigen 
Tötung oder Körperverletzung, der sich der Hausbesitzer 
dann schuldig macht, wenn er bei Glatteis vor seinem Hause 
nicht Sand streuen lässt. Wir können uns sogar denken, 
dass der Hausbesitzer gar nicht weiss, dass Glatteis ist, und 
dass in diesem Nichtwissen die Fahrlässigkeit liegt; der 
äussere Anreiz hat vollständig gefehlt. 

Die Annahme, dass immer ein solcher Anreiz, eine 
Strömung, die zur Thätigkeit antreibt, vorhanden ist, trifft 
also durchaus nicht für alle Fälle zu. Von der entgegen- 
gesetzten Seite aus hat Landsberg jene Theorie angegriffen 
und wohl schlagend widerlegt, indem er nachwies, dass auch 
die „Gegenströmung", die jene Strömung bekämpfen und den 
Anreiz zur Thätigkeit vernichten soll, ebenso fehlen kann 
und insbesondere dann immer fehlt, wenn der Anreiz zur 
Thätigkeit noch nicht zum Willen, thätig zu sein, gediehen 
ist; in diesen Fällen wird der Anreiz nicht bekämpft, sondern 
er stirbt von selbst, weil er nicht weiter genährt und gefordert 
wird „weil nichts mehr von Willenskraft hinzukommt."^) 

Die Unterlassung beim unechten Unterlassungsdelikt 
ist also genau dieselbe, wie beim echten, die blosse Unthätig- 
keit, genauer die Nichtvornahme der Thätigkeit, die vorge- 
nommen werden sollte, und es kann sohin das aufgestellte 
Schema nur mehr von der Seite aus angegriffen werden, 
dass man die verursachende Kraft jener Unterlassung 
leugnet. Was dies bedeutet, kann am besten an dem früher 
gewählten Beispiel veranschaulicht werden: Die Mutter hat 
ihr neugeborenes Kind nicht genährt, und dieses ist nun 
Hungers gestorben. Hier müsste man entweder leugnen. 



1) a. a. 0. S. 79 ff. 
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dass die Mutter das Kind getötet hat — dann bleibt sie 
straflos — oder behaupten, dass einen Menschen töten etwas 
anderes heisst, als den Tod eines Menschen verursachen. 
Das eine erscheint so unmöglich wie das andere, und man 
wird sich daher mit jenen Theorien, wenn sie auch neuer- 
dings mehr und mehr in den Vordergrund treten, von vorn- 
herein kaum befreunden können. Eine eingehende Begrün- 
dung derselben fehlt bis jetzt; sie tritt mehr gelegentlich 
auf, und gerade da, wo sie ex professo vertreten wird, wird 
sie am dürftigsten begründet. Es ist dies in der Monographie 
Boyes.^) Boye leugnet die Kausalität der Unterlassung und 
untersucht sodann unter Zugrundelegung der Ausführungen 
Loenings*) das Verhältnis der Kausalität zur Schuld mit dem 
Ergebnis, dass es „weniger" auf die Schuld als auf die Kau- 
salität ankommt. „Demgemäss" richtet sich bei den ünter- 
lassungsdelikten unser Augenmerk nicht auf die Kausalität, 
wir wissen, dass sie kausalitätslos sind, sondern (kurz ausge- 
drückt) auf die Fehlsamkeit des Willens und auf die Pflicht- 
widrigkeit. 3) Das Unzureichende einer solchen Beweisführung 
liegt auf der Hand. Wer erst nachweist, dass von zwei 
Elementen des Deliktsbegriflfes das eine, die Verursachung, 
weniger bedeutungsvoll ist, als das andere, die Schuld, und 
dann sich für berechtigt hält, das erste Element ganz zu 
ignorieren, der beweist nichts! Loening selbst führt gegen 
die Kausalität der Unterlassung Gründe an, deren Wider- 
legung ausserordentlich schwer fallen dürfte; es sind die- 
selben, die überhaupt mit dem Auftauchen des Problems der 
Unterlassungsdelikte aufgetaucht sind und die sich kurz und 
trivial dahin zusammenfassen lassen: Wer nichts thut, ver- 
ursacht auch nichts, der Unthätige bewirkt kein Ereignis 
der Aussenwelt, und das Ereignis, das wir auf die Unter- 
lassung als Ursache zurückführen, hat immer andere positive 

*) , lieber das Kommissivdelikt durch Unterlassung'* (Erlanger Dis- 
sertation), 1893. 

") „Die strafrechtliche Haftung des verantwortlichen Redakteurs ** 
(in den Festgaben der Universität Jena für Gneist), 1888, S. 259 ff. 

») a. a. 0. S. 25. 
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Ursachen; wir können uns die Person des Unterlassenden 
ganz wegdenken und es tritt dennoch ein. All dies legt 
Loening überzeugend dar.^) Wer aber nur dies darthut, ohne 
uns zu zeigen, wie man um die gekennzeichnete Alternative 
— entweder Straflosigkeit für die Mutter, die absichtlich ihr 
Eind verhungern lässt, oder Leugnen, dass Töten den Tod 
bewirken heisst — hinwegkommen kann, der verlässt uns 
eigentlich an der entscheidenden Stelle, da, wo sich zwei 
Wege kreuzen, von denen wir den einen ebensowenig ein- 
schlagen können, als den anderen. Und über diese Schwierig- 
keit hilft uns Loening nicht hinweg. Er teilt die Ansicht 
von Liszt,^) dass in konsequenter Durchführung dieser Ansicht 
der einheitliche Handlungsbegriflf aufzulösen und die Zwei- 
teilung in Bewirkung eines verbrecherischen Erfolges durch 
Thätigkeit und Nichtverhinderung dieses Erfolges durch 
Unterlassung durch das ganze System des Strafrechts durch- 
zuführen sei. Ln Gegensatz zu Liszt schreckt Loening aber 
hievor nicht zurück, hält dies sogar für den einzig richtigen 
Weg.^) Hierin kann aber einstweilen nur ein Vorschlag zu 
einer Gesetzesumwälzung erblickt werden — und zwar zu 
einer, die jedenfalls mit einer ganz erheblichen Komplizierung 
des Rechtes gleichbedeutend wäre — - nicht aber ein Rat- 
schlag, wie wir uns dem geltenden Rechte gegenüber ver- 
halten sollen. Dieses kennt jene Zweiteilung nicht, spricht 
schlechthin von Töten, Verwunden, Herbeiführung einer Über- 
schwemmung etc., niemals von Nichtverhinderung dieser Er- 
folge und will trotzdem ganz zweifellos, dass wir jene Unter- 
lassungsdelikte als Tötung etc. bestrafen. Mag man also mit 
mathematischer Gewissheit nachweisen, dass die Unterlassung 
nicht verursacht, wir müssen dem entgegenhalten, das Recht 
nimmt an, dass sie verursacht, müssen also im Notfall jene 
mathematisch bewiesene Wahrheit ignorieren und kraft recht- 
licher Fiktion das Gegenteil von dem annehmen, was wahr ist. 



1) a. a. 0. S. 260 f. 
«) Lehrb. S. 114 f. 
») a. a. 0. S. 261. 
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So setzt denn auch Rud. Merkel i) dem auch von ihm 
anerkannten Satze, dass die Unterlassung nicht kausal sei, 
den andern entgegen, dass für die Verantwortlichkeit die 
Verursachung im Rechtssinn entscheide und dass diese auch 
das passive Verhalten berücksichtigt; auf dasselbe laufen die 
Ausführungen bei Frank^) hinaus, und wenn Liszt^) erklärt, 
dass die Rechtsordnung, wie das Leben selbst, unter gewissen 
Voraussetzungen der Verursachung des Erfolges die Nicht- 
hinderung gleichstellt, und dann allerdings hinzusetzt, diese 
Gleichstellung bedeute nicht, dass auch in der Nichthinderung 
eine Verursachung zu erblicken sei, so kann dieser Ein- 
schränkung keine erhebliche Bedeutung zugemessen werden; 
denn das Gesetz kennt jene Gleichung nicht, sondern rechnet 
nur mit der einen Grösse der Verursachung, und wenn wir 
die beiden Grössen als gleiche behandeln, so bedeutet dies 
nichts anderes, als dass für das Recht auch die Nichthin- 
derung des Erfolges als Verursachung anzusehen ist. Die 
Übrigen begnügen sich damit, die Kausalität der Unterlassung 
einfach zu leugnen.*) 

Schliesst man sich jenen Anschauungen nicht an, so 
bleibt ausser dem Notbehelf einer künstlichen Kausalität^) 
nur mehr die Theorie Landsbergs übrig. Landsberg^) 
setzt zunächst an Stelle des alten Satzes: „Aus nichts wird 
nichts** den Satz: „Durch nichts wird nichts", einen Satz, 
dessen Richtigkeit er bestreitet. Der Gegensatz ist folgender: 



^) Die Kollision rechtmässiger Interessen und die Schadensersatz- 
pflicht, 1895, S. 186 f. 

2) Strafgesetzb. S. 14. 

») Lehrb. S. 112 ff. 

*) Finger S. 163, Ortmann, Gerichtssaal Bd. 32 (1880) S. 173, 
Oetker, Juristisches Litteraturblatt, 3. Jahrg, 1891, S. 96 (es werde nur 
die Nichtverhinderung des Erfolges gestraft), Meyer S. 244 (Begehungs- 
delikte setzen nicht immer eine Begehung voraus). Kühles, Fragen der 
Causalität (Münchener Dissert., 1895) S. 74, Endemann, Lehrb. d. bürger- 
lichen Rechts, 6. Aufl., 1899, S. 568, 590 und R. Hörn, Der Causalitäts- 
begriff in der Philosophie und im Strafrecht, 1893, S. 88 ff., welche, wie 
Boy6, die Strafbarkeit mit der blossen Schuld begründen. Ueber Hertz 
und Hrehorowicz vergl. Rohland a. a. 0. S. 113 ff. 

*) Siehe S. 145. 

8) a. a. 0. S. 92 ff. 
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„Aus nichts wird nichts'' bedeutet, dass aus dem Nichts 
weder Materie noch' Kraft entstehen kann. „Durch nichts 
wird nichts'' sagt: Das Nichts kann gar keine Kausalität 
begründen. Beide Sätze sind nach Landsberg nur dann 
identisch, wenn bei der Entstehung neuer Formen von Kraft 
und Materie nur die Stoff- oder Kraftbezugsquellen, nicht 
auch die umgebenden Umstände mitwirken. Schon an diesem 
Ausgangspunkt erkennt man das Charakteristische dieser 
Theorie; es ist dies eine von der herkömmlichen An- 
schauung abweichende Behandlung des Begriffes 
„Verursachen*'. Landsberg definiert die Unterlassung eben- 
so, wie es die herrschende Ansicht thut;ij er erkennt an, 
dass die Unterlassung nicht in dem Sinne verursache, wie 
der Begriff der Verursachung bisher aufgefasst wurde; der 
Zusammenhang zwischen Unterlassung und Erfolg sei viel- 
mehr der, dass das als Erfolg bezeichnete Ereignis ohne die 
Unterlassung nicht eingetreten wäre, 2) also genau der Zu- 
sammenhang, welchen auch alle diejenigen zugeben, welche 
die Kausalität der Unterlassung leugnen; aber im Gegensatz 
zu jenen und überhaupt zu allen anderen, die das Problem 
behandelten, nennt Landsberg diesem Zusammenhang nach 
Kausalzusammenhang.«) Der Streit zwischen ihm und den 
Vertretern jener neueren Richtung ist also, im Grunde ge- 
nommen, ein rein terminologischer, allerdings ein termino- 
logischer Streit von entscheidender Wichtigkeit. 

In diesem Streite scheint es aber fast, als ob Landsberg 
— dessen Verdienste um die Lösung des Problems keiner 
Anerkennung von irgend einer Seite mehr bedürfen — un- 
willkürlich einem doppelten Missgeschicke verfalle: Er unter- 
schiebt seinen Gegnern einen zu engen Kausalbegriflf, den 
diese in Wirklichkeit nicht anerkennen, stellt diesem ange- 
nommenen falschen Begriff den richtigen gegenüber, geht 
aber dann selbst noch über diesen hinaus, indem er den 



1) S. 20. 

2) S. 102. 

*J Vergl. insbesondere S. 102. 
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Begriff ins Unzulässige erweitert. Die Gegenüberstellung 
von „Aus nichts** und „Durch nichts** kann man sich ruhig 
gefallen lassen und ebenso auch zugeben, dass bei der Ent- 
stehung neuer Formen ausser den Stoff- und Eraftbezugs- 
quellen die umgebenden Umstände mitwirken. Wenn aber 
Landsberg denen, welche von dem „Aus nichts** ausgehen, 
vorwirft, dass sie dies ignorieren, dass sie sich die Ursache 
als eine Art Muttersache denken, welche an die verursachte 
Sache einen Teil ihres eigenen Wesens, ihrer Substanz oder 
Kraft abgibt, dass sie. aus dem kausalen Begriff in den 
engeren des Hervorgehens einer Sache aus einer anderen 
oder der Hervorbringung einer Sache durch eine andere 
verfallen, 1) so thut er ihnen sicher unrecht. Einen solch 
engen Eausalbegriff hat noch niemand aufgestellt; die Rede- 
wendung „Aus nichts** statt des zweifellos korrekteren „Durch 
nichts** wurde, wie auch Landsberg andeutet, nur deshalb 
gebraucht, weil sie der Volksmund vorgebildet hat, und dass 
im übrigen jene falsche Vorstellung des Hervorbringens etc. 
in der Behandlung der Streitfrage irgend eine Rolle gespielt 
hat, dafür bleibt Landsberg den Nachweis schuldig. Wenn 
z. B. jemand dadurch einen Mord verübt, dass er eine Grube 
ausgräbt, in die ein anderer hineinfällt etc., so fehlt die 
Vorstellung der Muttersache, des Hervorbringens einer Sache 
aus einer andern vollständig, und dennoch wurde von jeher 
der Kausalzusammenhang anerkannt. 

Der Kausalbegriff, von dem Landsberg zunächst aus- 
geht, ist daher richtig, aber nicht gegensätzlich zu den bis- 
her vertretenen. Wir fragen nun, ob sich wirklich mittels 
dieses Kausalbegriffes der Satz: „Durch nichts wird nichts** 
widerlegen lässt. Landsberg sucht dies zunächst mit einem 
physikalischen Beispiele darzuthun.^) Dazu, dass das Baro- 
meter steige, sei erforderlich, dass in dessen einem Schenkel 
ein luftleerer Raum, „ein Nichts** vorhanden sei; dieses 
Nichts ermögliche es mit, dass die Quecksilbersäule steigt. 

') S. 94. 
2) S. 93. 
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Der Fehler scheint hier darin zu liegen, dass der luftleere 
Raum als ein Nichts angesehen wird. Wir haben zunächst 
nicht einen abstrakten Raum, sondern ein Konkretum, eine 
Glasröhre, die allerdings gar nichts, nicht einmal Luft in 
sich schliesst. Damit aber keine Luft in ihr sei, dazu musste 
einmal durch irgend eine Kraft die Luft aus der Röhre ent- 
fernt werden, dann aber muss noch eine weitere Kraft fort- 
während wirken, um das Wiedereindringen der Luft in die 
Röhre zu verhüten. Die Luft übt durch ihre Schwere, also 
durch Kraft, einen beständigen Druck auf die Röhre aus; 
um sie abzuhalten, muss die Röhre fortwährend diesem Drucke 
Widerstand leisten und zwar durch Entfaltung einer Kraft, 
die physikalisch messbar ist, — nämlich nach Atmosphären. 
Das, was als ein Nichts erscheint, ist sohin ein Konkretum, 
das durch Kraftentfaltung bewirkt und durch Kraftentfaltung 
im Gegenspiel gegen Kraftentfaltung aufrecht gehalten wird, 
also ein ganz kompliziertes Ereignis. 

Wenn wir dann Landsberg weiter folgend^) die verur- 
sachte Sache als das Resultat einer Berechnung ansehen 
und zugeben, dass die Richtigkeit des Ergebnisses nicht nur 
von der Ausrechnung, sondern vor allem von dem Rechnungs- 
ansatz abhängt, dass es für diesen und somit auch für das 
Ergebnis entscheidend ist, ob gewisse Faktoren nicht in 
Ansatz kommen, so beweist auch dies nichts für die Kau- 
salität des Nichts. Wenn a -f h + c ^ d ist, während a + 
b + c + X etwas ganz anderes wäre, so können wir doch 
noch nicht sagen, dass das Nichtvorhandensein von x Ur- 
sache oder mitverursachender Umstand von d ist. Die prak- 
tischen Beispiele,*) an denen Landsberg die verursachende 
Kraft dieser nicht in den Ansatz aufgenommenen, weil nicht 
vorhandenen Faktoren darlegen will, sind nicht beweisend. 
Wer denjenigen, gegen welchen ein Mord geplant ist, bevor 
sich dieser an die Stelle der That begibt, eine Schutzwaflfe 
entreisst, wer den Wächter einschläfert, damit später Diebe 

1) S. 94. 
«) S. 96 f. 
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stehlen können etc. etc., der setzt einen Paktor, der in den 
Ansatz aufgenommen werden muss; wir müssen, um den 
Ausatz zu finden, alle Nebenumstände als Faktoren berück- 
sichtigen, also auch den, dass der zu Ermordende eine Schutz- 
wafife hatte, dass ein Wächter am Ort der That aufgestellt 
war etc. Diese Faktoren sind so beschaffen, dass sie gegen 
das Resultat des Mordes etc. wirken würden, wären also als 
ein Minus in den Ansatz zu bringen; damit das Resultat 
„Mord" dennoch eintrete, muss ein gleich grosser, für das 
Resultat forderlicher Faktor eingesetzt werden, und diesen 
bildet das Entreissen der Waffe, das Einschläfern des Wäch- 
ters etc. als ein Plus gegenüber dem Minus. Der richtige 
Ansatz wäre also: a + b + c + x — x = d. 

Daran anschliessend sucht Landsberg die Kausalität 
„negativer Vorgänge* darzuthun. Allein die Beispiele lassen 
sich durchwegs wieder auf das Schema zurückführen: Ein 
dem Resultat entgegenstehendes Hindernis wird beseitigt. 
Dies erkennt Landsberg auch an, legt aber darauf Gewicht, 
dass diese Beseitigung nicht unmittelbar, sondern mittelbar, 
durch eine negative causa, z. B. das Schwertlossein, den Er- 
folg bewirke. 1) Nun ist die Bezeichnung „negativ", wie 
Landsberg selbst treffend darlegt, *) überhaupt eine unglück- 
liche, weil es vom Zufall abhängt, ob uns ein Vorfall positiv 
oder negativ erscheint. Es steht jemand ohne Schwert einem 
Angreifer gegenüber; dies ist ein Zustand, eine Erscheinung 
in der Aussenwelt, die an sich der Bezeichnung positiv oder 
negativ überhaupt nicht zugänglich ist. Weiss ich, dass der 
Angegriffene von Anfang an kein Schwert hatte, so kann 
ich das Fehlen der Schutzwaffe vielleicht einen negativen 
Umstand nennen. Weiss ich aber, dass das Schwert, das 
er hatte, ihm ein anderer vorher entrissen hat, so werde 
ich den Umstand, dass der Angegriffene nun wehrlos dem 
Angreifer gegenübersteht, als einen positiven ansehen; denn 
er bedeutet eine Änderung in der Aussenwelt, eine neue 

») S. 99. 
») S. 100. 
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Erscheinung an Stelle der früheren. Das Charakteristische 
der Unterlassung ist aber gerade, dass keine Veränderung 
in der Aussenwelt stattfindet; sie ist kein Vorgang, den man 
je nach den Umständen als positiv oder negativ bezeichnen 
kann, sondern gar kein Vorgang, ein Nichts in der Aussen- 
welt, und mit der Kausalität der sogen, ^negativen Vor- 
gänge* wie das Schwertentreissen und Schwertlossein wird 
für die Kausalität dieses Nichts gar nichts bewiesen. 

So kommt denn auch Landsberg zu dem Satz zurück: 
Kein Ereignis ohne vorhergehendes Ereignis, und die blosse 
Unterlassung ist kein Ereignis in unserem Sinne. ^) Ihre 
Kausalität wird nun dadurch gerettet, dass sie zwar nicht 
für sich allein ein Ereignis verursachen, wohl aber zur Ver- 
ursachung dieses Ereignisses „mitwirksam** sein könne. 
Würde diese Behauptung bewiesen, so wäre auch, wenigstens 
für die gegenwärtig herrschende Anschauung, wonach jede 
auf den Erfolg wirkende Bedingung als dessen Ursache an- 
zusehen ist, die verursachende Kraft der Unterlassung be- 
wiesen. Dieser Nachweis erscheint aber auf den ersten 
Anblick schlechterdings unmöglich. Das Nichts, das nicht 
wirken kann, — so wenden wir sofort ein — kann auch 
nicht mitwirken, denn das Mitwirken ist auch nur ein 
Wirken, und zwar ein Wirken, gemeinsam mit dem Wirken 
anderer Kräfte. 

Bei dem Versuche jenes Nachweises scheint die erste 
Stelle gegeben zu sein, an der Landsberg den von ihm selbst 
aufgestellten Begriff der Verursachung gegen einen anderen, 
unzulässig weiten vertauscht. Zunächst tritt anmerkungs- 
weise eine Unterscheidung auf, die Landsberg als für ihn 
wesentlich anerkennt, die zwischen Verursachen und 
Wirken; die Unterlassung verursache, ohne zu wirken.*) 
Im Texte finden wir sodann den Kernsatz der ganzen 
Theorie: Der Unterlassung kommt deshalb Kausalität fiir 
das Ereignis zu, weil oder wenn dasselbe ohne die Unter- 

') S. 100. 

«) S. 101 Anm. 1. 
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lassung nicht eingetreten wäre, und ein paar Seiten weiter 
sehen wir uns bei dem Satze angelangt, dass auch die Nicht- 
Wirksamkeit von Kräften den Erfolg verursacht. *) Also erst 
der unanfechtbare Satz, dass bei der Verursachung neben 
den Stoff- und Eraftbezugsquelien die umgebenden Umstände 
mitwirken, dann die Behauptung, dass auch ein Nichts und 
speziell das Nichts, das wir Unterlassung nennen, in diesem 
Sinne mitwirken kann. Dann aber wird, um dieses Mit- 
wirken der Unterlassung nachzuweisen, der Begriff des Wir- 
kens überhaupt aufgegeben, und vermöge eines erweiterten 
Kausalbegriffs, wonach die Ursache die Summe aller Beding- 
ungen ist, unter welchen ein gewisser Erfolg notwendig ein- 
tritt, der Unterlassung deshalb Ursacheneigenschaft beige- 
messen, weil ohne sie das Ereignis nicht eingetreten wäre.^) 
Es soll hier nun nicht gegen die Unterscheidung von Verur- 
sachen und Wirken angekämpft werden. Es fällt zwar schwer, 
sich eine Ursache vorzustellen, die nicht wirkt. Beides sind 
für uns Korrelatbegriflfe, und der philosophische Gewährs- 
mann Landsbergs, Könige) erwähnte zwar, dass andere, ins- 
besondere Stuart Mill, auch Hume und Kant den Begriff des 
Kausalen von dem des Wirkens loslösten, hebt aber hervor, 
dass Mill die Ungerechtfertigkeit der Verbindung dieser Be- 
griffe nicht nachgewiesen hat, und dass nach seiner Über- 
zeugung das Unternehmen einer solchen Trennung ebenso- 
wenig Erfolg verspräche, als die Bestreitung der Giltigkeit 
der Kausalauffassung selbst. Aber es ist wohl zuzugeben, 
dass dann, wenn die Ursache wirklich die Summe aller not- 
wendigen Bedingungen ist, die Vorstellung der Ursache als 
Kraftwirkung nicht immer zutrifft. Wenn A. den B. einen 
Abgrund hinunterstösst, so ist in diesem Sinne Ursache des 
Sturzes und Todes von B. nicht nur die von A. ausgeübte, 
als Kraft wirkende Stossbewegung, nicht nur die gleichfalls 
als Schwerkraft wirkende Anziehungskraft der Erde, sondern 

S. 105. 
, S. 102. 

') Die Entwickelung des Causalproblems von Cartesius bis Kant, 
zweiter Teil, 1890, S. 235 ff. 
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auch der Umstand, dass gerade ein Abgrund an dieser Stelle 
sich befindet, also eine bestimmte Formation der Erdober- 
fläche; diese Ursache wirkt mehr im bildlichen Sinne mit 
durch ihr blosses Vorhandensein, nicht aber in dem körper- 
lichen Sinne, wie eine Kraft wirkt. Wir beruhigen uns femer 
auch bei der Definition: „Ursache ist die Summe aller not- 
wendigen Bedingungen.* Aber daran müssen wir festhalten, 
dass bloss wirklich vorhandene Bedingungen, Erscheinungen 
der Aussenwelt, sogar wenn man will, noch des Seelenlebens 
zur Ursache gezählt werden, nicht aber bloss gedachte Dinge, 
solche, die nie geschehen sind, von denen wir uns nur denken, 
sie hätten vielleicht geschehen und dann das Ereignis ver- 
hindern können. Diesen Eausalitätsbegriff hat wohl noch 
keine Philosophie aufgestellt. Es handelt sich dabei nicht 
um die vage Unterscheidung von positiven und negativen 
Bedingungen, sondern um die Unterscheidung des realen 
Etwas, das wirken oder verursachen kann, und des nur als 
möglich gedachten Etwas, des wirklichen Nichts, dem wir 
die Kraft, zu verursachen, ebenso absprechen müssen, wie 
die, zu wirken. In dieser Hereinziehung von Dingen, 
die nicht in Erscheinung getreten und nur vorge- 
stellt sind, liegt eine abermalige Erweiterung des Kausa- 
litätsbegriffs, die Landsberg vornimmt, und auch wohl der 
wunde Punkt seiner Theorie. Wir können uns nicht mit 
Merkel, 1) dem Anhänger der Landsberg'schen Theorie, ent- 
schliessen, einen Mann, der zusieht, wie zwei Jungen, die er 
auseinanderbringen könnte, sich prügeln, als Urheber der 
fortgesetzten Prügelei anzusehen. Und Landsberg bleibt den 
Beweis, dass diese Erweiterung berechtigt ist, dass das, was 
hätte geschehen können, aber nicht geschehen ist, mitverur- 
sacht, schuldig. Da, wo er den abstrakten Beweis antritt,*) 
verwandelt sich dieses Nichts in ein reelles Etwas: „Die 
Unterlassung dieses Menschen erscheint hier als das greif- 
bare Resultat zahlloser früherer Ereignisse, welche den em- 

^) Paul Merkel a. a. 0. S. 25. 
«) S. 116. 
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pirischen Charakter des Menschen so geformt haben, dass 
er jetzt unterlässt; unter der Gausalität der Unterlassung 
fassen wir alle diese zahllosen früheren Ereignisse zusammen, 
welche sich uns als einzelne entziehen.** Dies sei der letzte 
Grund der Gausalität der Unterlassung. Mit diesem letzten 
Orunde aber gesellt sich Landsberg zu allerletzt denen zu, 
welche die Grundform — ,,die Unterlassung bewirkt ein 
Ereignis** — von der Seite der Unterlassung aus angreifen. 
Hinter dem Unterlassen, dem blossen Nichtsthun, erscheinen 
alle die Ereignisse, welche den Charakter des Menschen so 
bestimmt haben, dass er nun nichts thut. Diese Ereignisse 
sind als Ursachen der Unterlassung auch Ursachen 
des Erfolges, also die Vorfahren des Unterlassenden bis 
zu Adam und Eva hinauf, die Speisen, die er gegessen, die 
Luft, die er geatmet, mit einem Worte, wie es sich auch 
aus den von Landsberg übernommenen Worten van Bergersi) 
ergibt, das Weltganze, so wie es bis jetzt gewesen und wie 
es augenblicklich ist. Nun ist es sicher ein grandioser Ge- 
danke, dass alles, auch das kleinste, was je gewesen ist, 
alles,, auch das kleinste, was jetzt ist, verursacht hat. Viel- 
leicht ist dies auch philosophisch richtig, aber brauchbar für 
menschliche Zwecke und insbesondere für das Strafrecht ist 
es sicher nicht. Es droht hier eine neue „Überschwemmung** 
von Ursachen, ebensogross als diejenige, welche dann ent- 
steht, wenn wir alles das, was, wenn es eingetreten wäre, 
den Erfolg verhindert hätte, als negative Bedingung zur 
Ursache zählen. Gegen diese Überschwemmungsgefahr hatte 
Landsberg einen festen Damm zu errichten versucht, mittels 
der Annahme, dass die menschliche Thätigkeit die einzige 
Kraft sei, die auch dann nicht wirken muss, wenn sie wirken 
kann, darum sei ihr Nichtwirken Mitursache; die übrigen 
Kräfte müssten entweder wirken, dann seien sie Ursache, 
oder sie könnten nicht wirken, dann müssen wir sie auch 
nicht als Ursachen in Betracht ziehen; dies wäre phantastische 

^) Granhuts Zeitschrift f. d. private und öffentliche Recht der Gegen- 
wart Bd. 9 S. 734 f. 
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Spielerei.^) Indem aber Landsberg die Unterlassung als das 
Resultat alles dessen auffasst, was den Charakter des unter- 
lassenden bestimmt, schafft er nicht nur die Gefahr einer 
neuen Überschwemmung von Ursachen, sondern er zerstört 
selbst auch den Damm, den er gegen die Gefahr, die früher 
von anderer Seite her drohte, errichtet hatte. Wenn die 
Unterlassung durch den Charakter des Unterlassenden, und 
dieser wieder in der angegebenen Weise durch die äusseren 
Umstände, durch das Weltganze, bestimmt wird, so konnte 
er eben nichts anderes thun als unterlassen. Seine Kraft, 
den Erfolg durch Thätigkeit zu hemmen, steht dann durch- 
aus den Naturkräften gleich, die entweder wirken müssen 
oder nicht wirken können, und der Umstand, dass er, wenn 
er gewirkt, „den Erfolg verhindert", steht dann wieder auf 
einer Linie mit den übrigen denkbaren negativen Beding- 
ungen, „dass diese Erde keine Seifenblase ist, dass wir nicht 
im Monde leben ''.^) Es geht nicht an, um ein Bedenken 
gegen die behauptete verursachende Kraft der Unterlassung 
zu zerstreuen, sich erst vom praktischen Standpunkt aus zur 
Willensfreiheit zu bekennen, um dann schliesslich vom philo- 
sophischen Standpunkt aus den letzten Grund für jene Be- 
hauptung selbst in der Willensunfreiheit zu finden.') 

Der Causalitätsbegrifif, unter den Landsberg die Unter- 
lassung unterbringt, ist also eigentlich, nachdem jene doppelte 
Überschwemmungsgefahr thatsächlich gegeben ist, derjenige, 
wonach Ursache eines Ereignisses nicht nur die Summe alles 
dessen ist, was je in der Welt vorgegangen und augenbUck- 
lich in ihr vorgeht, sondern auch die Summe alles dessen, 
was nicht vorgegangen ist, was aber, wenn es sich ereignet 
hätte, den Eintritt des Ereignisses verhindert hätte. Wer 
diesen Ursachenbegriflf nicht zu dem seinen macht, der wird 
auch die Th eorie Landsberg nicht anerkennen dürfen. 

1) S. 102 ff. 

«) S. 103. 

') S. 113. Die Gegenüberstellung des praktischen und philosophi- 
schen Standpunkts ist eine ausdrückliche, wie auch die Annahme vöUiger 
Willensunfreiheit aus den dort beigezogenen Ausführungen Kants unzwei- 
deutig hervorgeht. 



Digitized by 



Google 



1 . Teil. Begehungsort u. -Zeit n. d. Wesen d. Delikte u. n. natürl. Anschauung. 145 

Ob damit diese Theorie widerlegt ist, mögen andere 
entscheiden. Aber soweit dürfte sie wohl erschüttert sein, 
dass auf sie angewendet werden kann, was Landsberg von 
den Interferenztheorien sagt: „Wohl niemanden wird es bei 
ihr so recht wohl werden; gar zu viele Bedenken erregt sie, 
und gar zu viele Unannehmlichkeiten muss man bei ihr mit 
in den Kauf nehmen. **i) Wenn aber das Vertrauen zu ihr 
erschüttert ist, dann scheint auch der letzte Weg ver- 
schlossen, auf den die verursachende Kraft der Unterlassung 
gerettet werden kann, und wir sehen uns dann vor die mehr- 
fach gekennzeichnete Alternative gestellt, entweder Straf- 
losigkeit für den Unterlassenden oder Leugnen, dass das 
Gesetz die Verursachung verlangt. Es wurde nun schon 
früher gesagt, dass wir im äussersten Notfall das, was wir 
als richtig erkannt, einfach ignorieren und gegenüber der 
bewiesenen mangelnden Causalität der Unterlassung kraft 
rechtlicher Fiktion deren Causalität annehmen müssen. Aber 
dieser Übergang von der Wahrheit zum Recht durch Ver- 
kehrung der Wahrheit in ihr Gegenteil wäre ein gar zu ge- 
waltsamer. Es gäbe nun noch den Notbehelf einer künst- 
lichen Causalität, der der sozialen Ordnung und der der 
Rechtsordnung;*) aber soweit jene mehr sagen, als jene 
Rechtsfiktion, kann man sich auch nicht leicht mit ihnen 
befreunden, sie haben auch ausser ihren Schöpfern keine 
Anhänger gefunden, und bevor wir jene Notstege prüfen, 
sehen wir uns nach einem anderen um, der uns schon öfter 
über den Widerspruch zwischen dem, was als wahr befunden 
wurde, und dem, was das Recht annimmt, hinweggeholfen 
hat: Die natürliche, vulgäre Vorstellung. Dass wir dieser 
folgen dürfen, ja folgen sollen, weil das Recht die Begriffe 
verwendet, wie es das Leben thut, wurde schon an anderer 
Stelle ausgeführt. Und die natürliche Vorstellung sieht die 
Unterlassung als verursachende Kraft, den Unterlassenden 
als verursachenden Thäter an. Die Mutter, die dem Säug- 

') S. 77. 

«) Vergl. über diese Theorien P. Merkel a. a. 0. S. 6 ff. 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. 10 
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ling nicht die Nahrung reicht, tötet nach den Anschauungen 
des Lebens ihr Kind; nicht, dass sie den Tod des Kindes 
nicht verhindert, werfen wir ihr vor, sondern, dass sie den 
Tod des Kindes verursacht; ebenso sagen wir von dem 
Wechselwärter, der es versäumte, den Wechsel zu stellen, 
nicht, dass er die Entgleisung des Zuges nicht verhinderte, 
sondern, dass er diese Entgleisung bewirkte, verursachte. 
So sagt im Gegensatz zur exakten Forschung die natürliche 
Anschauung, und ihr folgt das Recht und kommt damit nicht 
nur den Bedürfnissen des Lebens entgegen — die Mutter 
und der Wechselwärter müssen in diesen Fällen bestraft 
werden! — sondern auch den Anforderungen innerer Ge- 
rechtigkeit; denn die auch nach exakter Beobachtung vor- 
liegende, aus freiem Entschluss entspringende Nichtverhinde- 
rung des Erfolges ist ein der Verursachung ähnelndes Ver- 
hältnis, und die Schuld ist die gleiche, wie bei der Ver- 
ursachung. 

Also in Wirklichkeit blosse Nichtverhinderung 
des Erfolges, nach rechtlicher Annahme Verur- 
sachung des Erfolges, weil dies auch die Anschauung 
des Lebens ist und weil es den praktischen Bedürf- 
nissen und den Anforderungen der Gerechtigkeit 
entspricht; bei dieser Auffassung bleiben wir stehen. 

So nagelneu ist diese Anschauung der vulgären Cau- 
salität der Unterlassung schliesslich nicht. Beling^) 
drückt mit den Worten „Nach natürlicher und juristischer 
Auffassung stehen einander gleich das Verursachen und das 
Nichtab wenden eines Erfolges* ungefähr das Nämliche aus, 
und wenn Liszt*) sagt: „Unter Umständen stellt das Recht, 
wie das Leben die Nichthinderung des Erfolges der Ver- 
ursachung gleich", so ist auch darin jene Theorie schon im 
Kern enthalten, nur wird sie durch den Nachsatz: „Diese 
Gleichstellung bedeutet nicht, dass auch in der Nichthinde- 
rung eine Verursachung des Erfolges zu erblicken sei**, wieder 

*) Grundriss S. 23. 
») Lehrb. S. 112. 
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Völlig in Frage gestellt; wir behaupten, dass das Leben 
beide Begriffe nicht unter Anerkennung ihrer Verschieden- 
heit einander gleichstellt, sondern die Unterlassung wirklich 
als Verursachung ansieht, und insbesondere soll darauf Ge- 
wicht gelegt werden, dass das Recht dies thut und thun 
darf, weil es das Leben thut. Ebenso tritt auch bei Lands- 
berg gelegentlich die Berufung auf die natürliche Anschauung 
hervor ;i) nur dass Landsberg diese natürliche Anschauung 
mit der exakten und philosophischen Forschung in Einklang 
bringen will, ein Versuch, der wohl nie gelingen kann, denn 
beide stehen hier im Gegensatz. Dies dürfte auch daraus 
hervorgehen, dass nach Landsberg nur Kräfte, die nach 
eigener Willkür thätig oder unthätig sein können, durch 
ihre Unthätigkeit verursachen können, also nur Menschen- 
nicht Naturkräfte, während das Leben auch nicht wirkenden 
Naturkräften die Macht der Verursachung zuschreibt. Man 
sagt im Leben: Ursache der Dürre ist es, dass es Wochen 
lang nicht geregnet hat, Ursache, dass es nicht geregnet 
hat, ist, dass der Westwind, der sonst die Regenwolken her- 
treibt, Wochen lang ausgeblieben ist. 

Noch viel weniger ist diese Theorie mit den dürftigen 
Worten, die auf sie verwendet wurden, festbegründet. Ins- 
besondere wäre noch zu erforschen, wie weit diese natür- 
liche Vorstellung geht, und dies dürfte vielleicht darauf 
führen, dass auch nach jener nur der durch Unterlassung 
verursacht, der thätig sein kann und soll. Hier genügt es, 
das Prinzip aufzustellen, zu zeigen, warum an der Grund- 
form „Ein Mensch bewirkt durch eine Unterlassung ein 
Ereignis** festgehalten werden darf. Es ist nun nicht mehr 
ein unbewiesenes und unbeweisbares Axiom, sondern zum 
mindesten eine Annahme der natürlichen Anschauung, und 
auf diese kommt es, insbesondere hier, wie wiederholt er- 
wähnt, zunächst an. 

Bleiben wir bei diesem Schema, so gestaltet sich die 



1) S. 101, auch bei P. Merkel a. a. 0. S. 29 f. 

10 * 
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zeitliche und räumliche Betrachtung ausserordentlich 
einfach. Sie ist eine Rechnung mit bekannten Grössen, der 
Unterlassung und der Verursachung eines Ereignisses. Wir 
wissen vor allem, dass das »Töten* etc., überhaupt das Ver- 
ursachen eines Ereignisses nicht in Wirklichkeit, sondern 
nur nach der auch hier wieder ungenauen natürlichen An- 
schauung eine äussere Erscheinung ist. Wir wissen ferner, 
dass die natürliche Anschauung dazu neigt, Zeit und Ort 
des Ganzen nach Zeit und Ort des verursachenden Momentes, 
nicht nach der ganzen Erscheinung und auch regelmässig 
nicht nach Zeit und Ort des verursachten Ereignisses zu 
bestimmen. Das Letztere thut sie bloss dann, wenn es ihr 
weniger auf den ganzen Vorgang als auf das Resultat an- 
kommt. Bei dem Begehungsdelikte musste hier noch zwi- 
schen Erfolg und Zwischenwirkung unterschieden werden; 
obwohl nun bei dem unechten Unterlassungsdelikt keine vom 
Thäter ausgehende Kraft das Objekt treffen kann, trifft diese 
Unterscheidung auch hier zu: An Stelle der vom Thäter in 
Bewegung gesetzten tritt die von dem Unterlassenden nicht 
verhinderte Kraft: Wenn der Wärter einer im Fieberwahn- 
sinn liegenden Person es ruhig geschehen lässt, dass diese 
nach der Morphiumflasche greift, um sie zu leeren, so hat 
er von diesem Standpunkt aus den Mord oder die fahrlässige 
Tötung schon begangen, wenn er jene Person das Gift trinken 
lässt, nicht erst, wenn sie stirbt. 

Auch im übrigen scheint man — einen exakten Nach- 
weis gibt es hier nicht -— bei jenen Annahmen im Einklang 
mit der Anschauung des Lebens zu sein: Der Wechsel wärter 
bewirkt das Entgleisen des Zuges in dem Moment und an 
dem Ort, an welchem er die Wechselstellung verabsäumt, 
die Mutter den Tod des Kindes dann und dort, wo sie die 
pflichtmässige Ernährung unterliess. Zeit und Ort der Unter- 
lassung muss aber auch hier so bestimmt werden, wie es 
bei dem echten Unterlassungsdelikt geschah, also im all- 
gemeinen nach der durch die konkreten Umstände 
vorgeschriebenen Pflicht zum Beginn der Thätig- 
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keit. Diejenigen, welche Ort und Zeit der Erfolgsdelikte 
prinzipiell nach Erfolg oder Zwischenwirkung bestimmen, 
müssen auch hier zu abweichenden Resultaten kommen.^) 



Zweiter Teil. 

Ort und Zeit der Begehung nach rechtlichen 

Gesichtspunkten. 

I. Kapitel. 
Allgemeine Gesichtspunkte. 

Rechtliche Erwägungen sollen nach dem in der Ein- 
leitung aufgestellten Arbeitsplane zur Kontrolle, eventuell 
auch zur Korrektur und Ergänzung der Ergebnisse dienen, 
welche die Untersuchung der Frage aus ihrem Wesen heraus 
lieferte. In mehrfacher Beziehung wird sich eine solche Ab- 
änderung und Ergänzung als notwendig erweisen. Zunächst 
sind jene Ergebnisse zum Teil keine unbedingt feststehenden, 
sie sind es insbesondere da nicht, wo sie auf eine zwar 
überwiegende, aber doch nicht durchaus herrschende natür- 
liche Anschauung gestützt sind. An anderen Stellen wieder 
zeigte es sich, dass diese Ergebnisse sich verschieden ge- 
stalten, je nach dem Standpunkt, auf den man sich stellt; 
hier können vielleicht rechtliche Erwägungen die Wahl des 
einzunehmenden Standpunktes bestimmen. Endlich sind die 
bisherigen Ergebnisse, soweit sie auf die Annahme eines 
Oesamtraumes und einer Gesamtzeit führten, in dem vier- 
fachen rechtlichen Zusammenhang, für welchen die Frage 
nach Ort und Zeit der Begehung überhaupt aufgeworfen 
wurde, nicht zu verwerten. § 3 RStGB. legt uns die Frage 
vor: Ist ein Delikt im Gebiete des Deutschen Reichs be- 
gangen? § 7 RStPO.: Ist es innerhalb eines bestimmten Ge- 

*) Es ist daher nur konsequent, wenn v. Liszt (S. 132) auch hier 
den Ort des Erfolgseintritts, Glaser (Handb. S. 186) denjenigen, an wel- 
chem der Gegensi»nd des Verbrechens von der Verletzung ergriffen wird, 
Bennecke den Ort des Erfolges neben dem der Verpflichtung entschei- 
den lässt. 
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richtsbezirkes begangen? § 2 RStGB. fragt: Ist das Delikt 
unter der Herrschaftszeit eines bestimmten Gesetzes be- 
gangen? § 67 Abs. IV lässt die Verjährungszeit mit dem Tage 
der Deliktsbegehung beginnen. In allen diesen Fällen zieht 
also das Gesetz feste Grenzlinien, und wir müssen bestimmen, 
ob die Deliktsbegehung zeitlich und räumlich diesseits oder 
jenseits jener Grenzlinien stattgefunden hat. Der Gesamt- 
raum aber und die Gesamtzeit können sehr wohl zum Teile 
diesseits, zum anderen Teile jenseits der rechtlich bedeut- 
samen Grenzlinien liegen. Das Delikt wäre dann nicht so- 
wohl im Inland als auch im Ausland, sowohl in diesem als 
auch in jenem Gerichtsbezirke, nicht sowohl unter der Herr- 
schaft des alten als auch des neuen Gesetzes, sowohl vor 
als auch nach der Verjährungsfrist begangen, sondern ein 
Teil des Deliktes wäre im Inland, ein anderer im Ausland 
begangen, ein Teil unter der Herrschaft des alten, ein an- 
derer unter der des neuen Gesetzes etc. Das Gesetz fragt 
aber nur, ob das Delikt diesseits oder jenseits jener räum- 
lichen und zeitlichen Grenzlinie liegt, sieht den Fall, dass 
ein Teil diesseits, ein Teil jenseits gelegen sei, gar nicht 
vor, und kann sich darum auch nicht mit dieser Antwort 
zufrieden geben. Vielleicht müssen wir dann sagen, wie 
dies Einige thun:*) Es genügt für die Anwendung des in- 
ländischen Gesetzes, wenn auch nur ein Teil des Deliktes 
ins Inland fallt etc. Dann geschieht dies aber mittels der 
Fiktion, dass ein zum Teil im Inland begangenes Delikt 
einem vollständig im Inland begangenen gleichzusetzen ist; 
denn zunächst ist ein im Inland begangenes Delikt ein Etwas, 
das als „Delikt**, nicht als Teil eines Deliktes im Inland be- 
gangen wurde. 

Vielleicht aber auch können wir einem jener Teile, 
nämlich demjenigen, welcher nach rechtlichen Ge- 
sichtspunkten als der bedeutungsvollere erscheint^ 
den Vorzug vor den übrigen geben und nach ihm 

^) Binding, Handh. S. 416. Ueber ßennecke und John vergl. 
S. 84 Anm. 2 u. 3, S. 95. 
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allein Zeit und Ort der Begehung bestimmen. Mit 
dem Hinweis darauf, dass das Gesetz nicht zwischen wesent- 
lichen und unwesentlichen Bestandteilen unterscheide,^) wird 
die Berechtigung dieser Unterscheidung nicht widerlegt. Das 
Gesetz sagt auch nicht, dass alle Teile gleich wesentlich sind, 
es sagt überhaupt nicht, dass wir einen beliebigen oder be- 
sonders wesentlichen Teil des Delikts für das ganze Delikt 
nehmen dürfen. Dennoch müssen wir dies thun, wenn wir 
nicht schliesslich zu dem Resultate gelangen wollen, dass 
das Delikt, weil es eigentlich als Delikt weder im Inland 
noch im Ausland, weder in diesem noch in jenem Gerichts- 
bezirke begangen ist, straflos bleibt oder nirgends abgeurteilt 
werden kann, Resultate, die das Gesetz unmöglich gewollt 
haben kann. Wir müssen also, einerlei, ob wir jeden ein- 
zelnen oder nur einen bestimmten Deliktsteil für das ganze 
Delikt nehmen, nach rechtlichen Gesichtspunkten eine Fik- 
tion vornehmen, alle Mittel, welche uns rechtliche Erwägungen 
an die Hand geben, hiezu benützen, und zu diesen recht- 
lichen Erwägungen gehört zweifellos die Möglichkeit einer 
Unterscheidung zwischen dem Wesentlichen und dem Un- 
wesentlichen. Man kann auch nicht wohl daraus, dass das 
Gesetz nicht ausdrücklich die Forderung aufstellte, die Hand- 
lung müsse ganz im Inland begangen sein, den Schluss ziehen, 
es genüge dem Gesetze, wenn nur irgend ein Teil der Hand- 
lung ins Inland fallt. ^) Streng logisch wäre sogar die gegen- 
teilige Argumentation, dass das Gesetz, welches verlangt, 
dass die Handlung im Inland begangen ist, dann nicht An- 
wendung finde, wenn nur ein Teil der Handlung dem Inland 
angehört. Da aber diese logische Annahme praktisch un- 
angängig ist, sind wir, wie erwähnt, auf alle jene rechtliche 
Erwägungen hingewiesen. 

Es ist interessant, dass diejenigen, welche aus den an- 
gegebenen Gründen zunächst für die Gleichberechtigung aller 
Deliktsteile sind, schliesslich doch wieder einige dieser Teile 



? 



John S. 106. 
Binding, Handb. S. 416. 
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ausscheiden, so insbesondere v. Lilienthal, ^) welcher die für 
den Thatbestand des Verbrechens als solchen unerheblichen 
Zwischenwirkungen, und Binding,') welcher — so sind wohl 
seine Ausfuhrungen zu verstehen,') — diejenigen Zwischen- 
wirkungen, in denen keine Verletzung oder Gefährdung recht- 
licher Interessen zu Tage tritt, ausgeschieden wissen will; 
Beide verlangen daher, dass z. B. bei der Briefbeleidigung 
nur der Ort der Versendung und der der Abgabe an den 
Adressaten, nicht aber alle Stationen, welche der den Brief 
befördernde Eisenbahnzug durchläuft, den Ort der That be- 
stimmen; denn nur jene sollen für den Begriff des Verbrechens 
wesentlich sein. Allein für das Dasein des konkreten Ver- 
brechens war zweifellos die Beförderung des Briefes über 
alle jene Stationen, oder doch über irgend eine Linie zwi- 
schen Aufgabe- und Bestimmungsort erforderlich, hier hat 
sich ein Teil des konkreten Deliktsvorganges zugetragen; 
gibt man jene Teile preis, so wird damit auch der Grund- 
satz, dass das Delikt an jedem Einzelorte begangen ist; preis- 
gegeben, und grundsätzlich die Berechtigung der Unter- 
scheidung zwischen wesentlichen und unwesentlichen Bestand- 
teilen anerkannt. 

Zum mindesten geschieht dies insoweit, als nur die- 
jenigen Teile des Deliktsvorganges, welche für den abstrakten 
Verbrechensbegriff notwendig sind, als entscheidend für Ort 
und Zeit der Begehung angesehen werden, diejenigen hin- 
gegen, welche nur einen Teil des einzelnen konkreten Delikts- 



1) S. 280. 

*) Handb. S. 422, 423. Von den weiteren in der Litteraturübersicht 
unter Gruppe IV Genannten bestimmt Wach (S. 465) den Thatort nach 
den wesentlichen Stücken des rechtserheblichen Thatbestands, John 
nach den Thatsachen, welche den gesetzlichen Merkmalen der That 
entsprechen (S. 212), Bennecke nach den Teilen des gesetzlich er- 
forderlichen Thatbestands (S. 84). v. Kries S. 167 und Frank S. 19 
lassen, wie y. Lilienthal, Handlung und Erfolg entscheiden; ebenso 
V. Calcker S. 274, Meves S. 467. 

^) Damach ist die inländische Strafgewalt nicht begründet, wenn 
die inländische Rechtsordnung unberührt bleibt, z. 6. wenn ein verschlos- 
sener Brief durch Deutschland befördert wird, wohl aber, wenn eine Höllen- 
maschine mit aufgezogenem Uhrwerk durch Deutschland fährt (S. 423). 



Digitized by 



Google 



2. Teil. Ort und Zeit der Begehung nach rechtlichen Gesichtspunkten. 153 

Vorgangs enthalten, für den Begriff des Verbrechens hin- 
gegen entbehrlich sind, bei der örtlichen und zeitlichen 
Bestimmung in Wegfall kommen, i) Und wenn man sich über- 
haupt dazu entschliesst, zwischen wesentlichen und unwesent- 
lichen Bestandteilen zu unterscheiden, dann kann die Be- 
rechtigung gerade dieser Unterscheidung nicht wohl ange- 
fochten werden. Wesentlich ist nur das, was zum Begriffe 
einer Sache gehört, nicht das, was nur einzelnen Erscheinungs- 
formen dieser Sachgattung eigentümlich ist. Jene sind — 
die civilrechtliche Analogie liegt hier besonders nahe — die 
accidentaUa, diese die necessaria des Deliktes. Zur Be- 
leidigung gehört nur, dass jemand eine einen anderen be- 
schimpfende Äusserung thut, ein anderer diese Äusserung 
vernimmt. Diese aber kann unmittelbar vom Mund des einen 
zum Ohr des andern gehen, so dass der Äusserungs- und 
der Wahrnehmungsvorgang zeitlich und räumlich hart an- 
einanderstossen; zwischen beide kann sich allerdings auch 
der Zwischenvorgang der Übermittelung einschieben, muss 
es aber nicht, und darum darf dieser Vorgang als unwesent- 
lich bezeichnet werden. 

Damit fallen nun bei den Erfolgsdelikten und ent- 
sprechend auch bei den Commissivdelikten durch Unterlassung 
alle Zwischenglieder zwischen persönlicher Thätigkeit bezw. 
Unthätigkeit und Erfolg weg, insbesondere auch die sogen. 
Zwischenwirkung im eigentlichen Sinne, das Zusammentreffen 
der vom Thäter in Bewegung gesetzten Kraft mit dem Ob- 
jekt der Rechtsverletzung. Schon früher*) wurde erwähnt, 
dass bei einer grösseren Anzahl von Erfolgsdelikten diese 
Zwischenwirkung gänzlich fehlt. Allein auch diejenigen De- 
likte, welche gewöhnlich das Moment der Zwischenwirkung 
als ein von Thätigkeit und Erfolg verschiedenes Ereignis 
aufweisen, lassen sich auch ohne dasselbe denken. Eine 



*) Diese Einschränkung liegt wohl auch in den eben (S. 1 52 Anm. 2) 
wiedergegebenen Ansichten Wachs etc., wonach die wesentlichen oder 
die zum gesetzlichen Thatbestand notwendigen Teile entscheiden. 

«) S. 78. 
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Sachbeschädigung kann in der Weise verübt werden, dass 
gegen eine Fensterscheibe geschossen wird, und dann ist in 
dem Moment, in welchem die Kugel die Scheibe trifft, also 
Kraft und Objekt zusammentreffen, auch der Erfolg ein- 
getreten; bei der Körperverletzung bedeutet sogar regel- 
mässig das Treffen des Objektes zugleich den Eintritt des 
Deliktserfolgs. Die Tötungsdelikte verlangen regelmässig ein 
solches Zusammentreffen von Kraft und Körper, bevor durch 
die weiteren Vorgänge in dem Körper der Erfolg des Todes 
bewirkt wird; allein wenn jemand einen Mord in der Form 
begeht, dass er die Thüre des Zimmers, in dem sich ein 
anderer befindet, absperrt und diesen verhungern lässt, dann 
fehlt es überhaupt an einem Zusammentreffen von Kraft und 
Objekt. Zum Wesen des Erfolgsdeliktes gehört eben nur, 
dass eine menschliche Thätigkeit ein Ereignis bewirkt; wie 
dies geschieht, ob mit oder ohne Zwischenwirkung, ist für 
das Recht durchaus gleichgültig. 

Als wesentliche Momente bleiben alöo nur 
mehr persönliche Thätigkeit, beziehungsweiseünter- 
lassung, und Erfolg, als gleichberechtigt oder zur 
engeren Auswahl, übrig. Mit Unrecht wird — insbe- 
sondere von Betzi) — gegen diese Vereinfachung geltend 
gemacht, der Gesetzgeber könne sie nicht gewollt haben, 
sonst hätte er dies einfach aussprechen können. Der Gesetz- 
geber, welcher die Frage nach dem Begehungsort und der 
Begehungszeit unbeantwortet lässt, überlässt die Lösung dieser 
Frage der juristischen Auslegungskunst, zwingt dadurch diese, 
wie auch Betz^) hervorhebt, zu einer eingehenden Unter- 
suchung der Frage, muss sich aber dann auch, wenn die 
eingehende Untersuchung zu einer sehr einfachen Antwort 
führt, mit dieser zufrieden geben. Es wäre sonderbar, wenn 
das Resultat, zu dem die wissenschaftliche Untersuchung 
führt, deshalb im Rechte nicht anerkannt werden dürfte, weil 
es ein einfaches ist. 



') 8. 35. AehnHch John S. 211. 
») S. 35. 
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Neben Thätigkeit und Erfolg bleibt aber auch für das 
Recht, ebenso wie für die natürliche Betrachtung, das Er- 
fordernis des Causalzusammenhangs zwischen beiden bestehen, 
und auch das Recht muss anerkenen, dass durch dieses gei- 
stige Band Thätigkeit und Erfolg in die Sphäre der Ab- 
straktion erhoben werden, sodass als Ganzes nur mehr ein 
Begriff übrig bleibt. Wenn nun die natürliche Anschauung 
trotzdem dieses Ganze als einen äusseren Vorgang ansieht 
und dazu neigt, es in Raum und Zeit nach der persönlichen 
Thätigkeit zu bestimmen, so ist dies auch für die Entschei- 
dung der Frage nach rechtlichen Gesichtspunkten mitbestim- 
mend, da die Anschauung des Lebens im Zweifel auch als 
die des Gesetzgebers betrachtet werden muss. Nur kann 
diese Ansicht wieder durch andere rechtliche Erwägungen 
entkräftet werden, insbesondere hier, wo die natürliche An- 
schauung selbst keine absolut feststehende ist. 

Sie könnte es vor allem dadurch, dass das Recht grös- 
seres Gewicht auf das Resultat des Deliktes als auf den 
Deliktsvorgang legt; denn in diesem Falle bestimmt ja auch, 
wie früher nachzuweisen versucht wurde, i) die natürliche 
Anschauung Ort und Zeit des Ganzen nach dem Erfolg, bezw. 
nach der Zwischenwirkung. Allein eine derartige Bevorzugung 
des Resultates liegt dem Strafrecht völlig fern. Dass hier 
eine Bombe platzte, ein Mensch seinen Tod fand, ist für das 
Recht solange gleichgültig, als nicht feststeht, dass diese 
Bombe von einem Menschen gelegt wurde, jener Todesfall 
auf die schuldhafte Thätigkeit eines Menschen zurückzuführen 
ist. Völlig aber spricht gegen das Übergewicht des Resul- 
tates im Rechte der Umstand, dass bei den Erfolgsdelikten, 
selbst wenn sie nicht bis zum Erfolge oder bis zur Zwischen- 
wirkung gedeihen, sondern nur die Thätigkeit oder auch nur 
ein Teil derselben entfaltet wird, regelmässig ein strafbarer 
Versuch, der auch für sich allein Delikt und zwar Delikt 
derselben Gattung wie das Erfolgsdelikt ist, übrig bleibt.*) 

1) S. 99. 

3) Hierüber auch Beling S. 316. 
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Einen rechtlichen Grund zur Bevorzugung des Erfolges er- 
blickt nun von Liszt in der „unbestreitbaren Thatsache, dass 
nach dem heutigen Recht die Eigenart der Handlung sich 
bestimmt nach dem eingetretenen Erfolg. Nicht die Ab- 
sendung der Höllenmaschine, sondern die dadurch bewirkte 
Veränderung in der Aussenwelt drückt der Handlung den 
Stempel eines bestimmten Verbrechens auf.* *) v. Liszt nimmt 
damit die Argumentation Zangers und Carpzows wieder auf, 
welche sich deshalb für den Ort des Erfolgs entschieden, 
weil dort das delictum suam accipit formam, per quam delic- 
tum dicitur delictum. Allein, wie v. Liszt mit Recht hervor- 
hebt, kann der Erfolg nur für die Eigenschaft eines be- 
stimmten Verbrechens entscheidend sein, nicht aber für die 
Verbrechensnatur, für das Wesen des Verbrechens selbst, 
sonst könnte das nicht zum Erfolg gediehene, nur versuchte 
Verbrechen überhaupt nicht Verbrechen sein. Der Erfolg 
wäre sohin höchstens artbestimmend, nicht wesen- 
bestimmend. Allein auch in dieser Einschränkung ist jene 
Behauptung nicht unbestreitbar. Was z. B. Diebstahl und 
Raub voneinander unterscheidet, ist nicht der Erfolg — dieser 
ist hier wie dort die Entziehung einer Sache aus fremdem 
Gewahrsam — sondern die jenen Erfolg bewirkende Thätig- 
keit, hier einfache Wegnahme, dort Wegnahme mit Gewalt- 
anwendung. Ebenso unterscheiden sich Mord und Totschlag 
nur durch Modalitäten der Ausführungshandlung, hier über- 
legte, dort unüberlegte Thätigkeit, nicht durch den Erfolg. 
Aus dem Gesagten ergeben sich nun aber auch direkte 
Gründe für die Bevorzugung der Thätigkeit vor dem 
Erfolge. Wenn in diesem Sinne behauptet wird, dass die 
den Strafgesetzen zu Grunde liegenden Normen gegen Hand- 
lungen (im Sinne von Thätigkeit) nicht gegen Ereignisse 
gerichtet seien, 2) so ist dies wohl nicht zutreffend. Die 



1) S. 116 f. 

^) V. Bar, Das internationale Privat- und Strafrecht, 1862, S. 155. 
Aehnlich früher Te mm e, Glossen zum preussischen Strafgesetzbuch, 1853, 
S. 52. (Vergl. auch S. 27 Anm. 5.) 
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Normen richten sich wohl auch gegen die die Bechtsgüter- 
welt beeinträchtigenden Ereignisse, sofern diese nur durch 
menschliche Thätigkeit herbeigeführt werden. Gewichtiger 
wäre vielleicht das Argument, dass sich in der Thätigkeit, 
nicht in dem Erfolge der Wille gegen Norm und Gesetz 
auflehnt, 1) beweisend wäre dies aber nur, wenn feststünde, 
dass das Recht auf den Willen, auf die subjektive Seite des 
Delikts mehr Gewicht legt als auf die objektive, was aber 
nicht ohne weiteres angenommen werden kann. Wenn aber 
nachgewiesen ist, dass auch bei den Erfolgsdelikten, die 
scheinbar Thätigkeit und Erfolg als gleich wesentliche Be- 
standteile aufweisen, der Erfolg fehlen kann, und dennoch 
regelmässig ein Delikt übrig bleibt, so zeigt dies, dass beide 
doch nicht von gleicher WesentUchkeit sind. Wesentlich 
ist nur die Thätigkeit; denn der Erfolg ist zum Da- 
sein des Verbrechens regelmässig entbehrlich. Hiezu 
kommt noch die schon früher*) in diesem Sinne verwertete 
Thatsache, dass es reine Thätigkeitsdelikte gibt, zu 
deren Thatbestand überhaupt kein Erfolg gehört. Es ist 
daher nur eine konsequente Durchführung des Ge- 
dankens, dass das Begriffswesentliche im Delikt 
Ort und Zeit der Begehung bestimmt, wenn behauptet 
wird, dass auch nach allgemeinen rechtlichen Ge- 
sichtspunkten die persönliche Thätigkeit ausschliess- 
lich entscheidet. Nur wird dieser Gedanke, die Unter- 
scheidung der necessaria und accidentalia, von dem Begriffe 
der einzelnen Delikte auf den Gattungsbegriff des Deliktes 
selbst übertragen. Dies erscheint aber wohl zulässig; denn 
das wesentlichste im Delikt, der eigentliche Kern des De- 
liktes ist nur das, ohne welches sich überhaupt kein Delikt 
denken lässt, nicht aber das, was nur einzelne Deliktsarten 
zu ihrer Vollendung verlangen. 

Rechtliche Erwägungen und natürliche Betrachtung der 



1) Stein S. 15, v. Wächter in Goltd. Archiv Bd. 18 (1870) S. 526, 
Geyer, Lehrb. S. 366, Ähnlich Beling S. 318, Janka, Oesterr. Strafr. S. 71. 
«) 8. 77. 
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Dinge fuhren sohin bei dem Erfolgsdelikte zu dem gleichen 
Ergebnis, und wenn dieses Resultat bei der natürlichen Be- 
trachtung kein absolut feststehendes war, so haben vielleicht 
auch jene Erwägungen rechtlicher Natur, wenn sie auch 
schwerlich angefochten werden können, nicht den Wert eines 
mathematischen Beweises. Allein auf einen solchen werden 
wir in Fragen, wie die vorliegende, überhaupt nicht rechnen 
dürfen, und da wir das Problem, das der Gesetzgeber der 
Wissenschaft überlassen hat und das vielleicht besser er 
selbst gelöst hätte, ihm keinesfalls mangels eines solchen 
mathematisch sicheren Beweises mit dem Bescheid ,unlös- 
bar'' zurückgeben dürfen, müssen wir uns mit derjenigen 
Lösung begnügen, welche die besten Gründe für sich hat; 
als solche aber darf die vorliegende einstweilen wohl be- 
zeichnet werden. 

Da wir bei dieser noch den systematischen und prak- 
tischen Vorteil einer Einheitlichkeit für die sämtlichen vier 
hauptsächlichen Deliktsgruppen gewinnen, — die gebotene 
Thätigkeit bei der Unterlassung entspricht ja vollständig der 
verbotenen bei dem Commissivdelikte — , so könnten wir sie 
einstweilen zur Grundlage nehmen, freilich immer mit dem 
aus der Einleitung entnommenen Vorbehalt, sie wieder um- 
zustossen, wenn Gründe des besonderen rechtlichen Zusammen- 
hanges, die Grundsätze über räumliche und zeitliche Gesetzes- 
herrschaft etc., dazu nötigen. Allein vorher muss noch eine 
gleichfalls in der Einleitung erwähnte Eigentümlichkeit des 
deutschen Rechtes in Betracht gezogen werden, nämlich, 
dass dasselbe in jenem Zusammenhange, also in den §§ 2, 
3, 67 Abs. IV RStGB., § 7 StPO., nicht von der Begehung 
des Deliktes oder Verbrechens, sondern von der Begehung 
der „Handlung* oder der „strafbaren Handlung* spricht. 
Dieser Ausdruck, der bisher absichtlich vermieden wurde, 
muss zuvor noch untersucht werden. 

Im allgemeinen Sprachgebrauch, von dem wir zunächst 
ausgehen müssen, ist „Handlung*, das sich etymologisch 
von „Hand* herleitet, gleichbedeutend mit „Thätigkeit". 
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Diese Bedeutung wird dem Worte nicht nur von seiten der 
Sprachforscher gegeben,^) sondern auch diejenigen, welche 
zu juristischen Zwecken das Wort und seinen allgemeinen 
Sinn am eingehendsten und mit erstaunlich grossem wissen- 
schaftlichen Apparat untersuchten, Zitelmann^) und Bünger^) 
sind schliesslich bei diesem Begriffe stehen geblieben. Da- 
neben aber haben sie und andere,^) wenn auch als uneigent- 
lichen, einen weiteren Handlungsbegriff anerkannt, der ausser 
der Thätigkeit auch den durch sie bewirkten Erfolg um- 
fasst, und schon die Thatsache, dass die Sprache Yerbal- 
formen zur Bezeichung von Thätigkeiten geschaffen hat, die 
nicht reine Thätigkeiten, sondern das Verursachen eines Er- 
folges durch Thätigkeit bedeuten, wie Töten, Verwunden etc., 
zwingt uns, auch diese Thätigkeiten mit ihrem Erfolge, wie 
wir sie als Thätigkeiten im weiteren Sinn ansehen müssen, 
auch unter einen erweiterten Handlungsbegriff unterzubringen, 
gerade, wenn wir daran festhalten, dass Thätigkeit und Hand- 
lung gleichbedeutend sind. Die Handlung des Tötens hat 
sich eben nicht verwirklicht, solange nicht der Tod eines 
Menschen eingetreten ist. Freilich, weil sie nur Thätigkeiten 
im weitern, uneigentlichen Sinne sind, können sie auch nur 
in diesem Sinne als Handlungen gelten. Dass dem so ist, geht 
auch daraus hervor, dass wir Handlung und Erfolg einander 
gegenüberstellen, vom Erfolg einer Handlung sprechen und 
sagen können:*) „Diese Handlung hat jenen Erfolg gehabt. ** 



*) Grimm, Deutsches Wörterbuch IV. Bd. 2. Abt. S. 404, Heyne, 
Deuteches Wörterbuch, 1891, IL Bd. S. 44. 

*) Irrtum u. Rechtsgeschäft S. 79 ff., insb. 8. 169 f. 

») Zeitschrift f. d. ges. Strafrechtswissenschaft Bd. 8 (1888) S. 520 ff., 
iDsb. S. 565. Bünger nimmt allerdings — was für unsere Zwecke belang- 
los — die Beziehung auf den Erfolg in den Begriff herein, nicht aber diesen 
selbst. Aehnlich Lammasch, „Handlung und Erfolg" in Grünhuts Zeit- 
schrift Bd. 9 (1882) S. 221 ff 

*) Bekker, Theorie des heutigen Strafrechts (1859) S. 245, v.Wäch- 
ter in Goltd. Archiv Bd. 18 (1870) S. 526, Hälschner, Gerichtssaal Bd. 30 
S. 58 u. a. 

'^) Ueber diesen Sprachgebrauch auch Zitelmann a. a. S. 169. 
hn Sinne dieses Sprachgebrauches ist es sohin — was gegen Bin ding, 
Nonnen 2. Bd. 8. 37 Anm. 56, Bern er. Die Lehre von der Teilnahme am 
Verbrechen (1847) S. 180, v. Wächter, Handb. des sächsischen Strafrechts, 
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Von der „Thätigkeit einer Handlung'' oder auch von der 
Körperbewegung einer Handlung sprechen wir nie; denn diese 
bildet Kern und Wesen der Handlung, ist mit ihr identisch. 
Der eigentliche Handlungsbegriff würde also auch für 
die örtliche und zeitliche Bestimmung wieder auf die Thätig- 
keit verweisen. Geht man aber von dem uneigentlichen aus, 
so wird man wieder auf das Schema: „Diese Thätigkeit hat 
jenes Ereignis verursacht, zurückgefLlhrt, und dann treten 
die früheren Untersuchungen über dieses Schema wieder in 
ihre Rechte, so dass wir diese uneigentliche Handlung, die 
streng genommen keine äussere Erscheinung ist, als solche 
ansehen und der natürlichen Anschauung, wie allgemeinen 
rechtlichen Erwägungen folgend, in Zeit und Baum gleich- 
falls nach der Thätigkeit bestimmen müssten. Es besteht 
aber noch die Möglichkeit, dass die Rechtssprache das Wort 
aus der Sprache des täghchen Lebens entnommen hat, um 
es zum besonderen technischen Ausdruck mit besonderer 
juristischer Bedeutung umzubilden. Diese Vermutung liegt 
bei der deutschen Gesetzessprache besonders nahe. Es würde 
dieser sonst an einem technischen Ausdruck, welcher die 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen unter einer ge- 
meinsamen Bezeichnung zusammenfasst, gänzlich fehlen, und 
schon § 1 RStGB., welcher bestimmt, dass eine mit dem 
Tode bedrohte Handlung ein Verbrechen, eine mit Festungs- 
haft etc. bedrohte Handlung ein Vergehen, eine mit Haft 
oder Geldstrafe bis zu 150 Mark bedrohte Handlung eine 
Uebertretung ist, deutet darauf hin, dass das Wort .Hand- 
lung^ eben dieser zusammenfassende Ausdruck sein soD, für 
welchen hier bisher Delikt oder Verbrechen im weiteren Sinn 
gebraucht wurde, i) Dass hier Handlung nicht Thätigkeit, 



1857, S. 315 betont werden muss — durchaus zulässig, Handlung und ]pr- 
folg einander gegenüber zu stellen. 

^) Für diesen Juristischen Handlungsbegriff " insbesondere Binding, 
Handbuch S. 565 f., Herzog, Gerichtssaal Bd. 24, 1872, S. 435 ff., Bd. 30, 
1878, S. 294 ff., etc. (die näieren Unterscheidungen Herzogs brauchen an 
dieser Stelle nicht berücksichtigt zu werden), auch John S. 203 f. Vergl. 
auch Köhler, Die Grenzlinien zwischen Idealkonkurrenz und Gesetzes- 
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sondern nur den Deliktsbegriflf bezeichnen kann, leuchtet ein, 
schon deshalb, weil es hier dem Gesetzgeber nur um eine 
Einteilung der Delikte zu thun ist, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie zu ihrem Thatbestande einen Erfolg verlangen, dann 
aber auch, weil bei Annahme der gegenteiligen Ansicht alle 
die Delikte, die sich aus Handlung und Erfolg zusammen- 
setzen, weil sie nicht Handlung im engeren Sinn sind, auch 
nicht durch die in § 1 aufgestellte Einteilung getroffen wür- 
den, also keine Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen 
wären. In dem gleichen Sinne, also zur Bezeichnung des 
Deliktsbegriflfs, verwendet der Gesetzgeber den Ausdruck 
„Handlung* in einer ganzen Reihe von weiteren Stellen, so 
in § 5 Ziff. 1, wonach die Verfolgung ausländischer Delikte 
unterbleibt, wenn von den Gerichten des Auslandes über die 
Handlung rechtskräftig erkannt worden ist; denn Gegenstand 
der Beurteilung des ausländischen Gerichtes ist die Handlung 
als Ganzes, als Delikt, nicht bloss die persönliche Thätigkeit 
des Delinquierenden. Aus den gleichen Gründen muss dies 
auch in § 7 angenommen werden, wonach eine im Ausland 
vollzogene Strafe, wenn wegen derselben „Handlung" im 
Gebiete des Deutschen Reichs abermals eine Verurteilung 
erfolgt, auf die zu erkennende Strafe anzurechnen ist. Und 
wenn in § 48 Abs. 2 RStGB. bestimmt wird, dass die Strafe 
des Anstifters nach demjenigen Gesetze festzusetzen ist, 
welches auf die „ Handlung '^ Anwendung findet, zu welcher 
er wissentlich angestiftet hat, so ist auch hier „Handlung* 
in jenem technischen Sinn zu verstehen; denn die Strafe 
findet auf das Delikt, nicht auf die Handlung im Sinne von 
Thätigkeit, Anwendung. Dasselbe gilt für § 257, wonach 
die Strafe der Begünstigung keine schwerere sein darf, als 
die auf die „Handlung" selbst angedrohte. Auch § 346, 
welcher den Beamten mit Strafe bedroht, der die Verfolgung 
einer strafbaren Handlung unterlässt, setzt aus den gleichen 
Gründen jenen technischen Begriff voraus. 

konkurrenz, Münchener Hahilitationsschrift, 1900, S. 12 ff., insbesondere 
S. 17 Anm. 1. 

Kitzinger, Ort uud Zeit der Handlung im Strafrecht. 11 
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Thätigkeit entsprechen, und immer muss diese Thätigkeit, 
wie jede andere äussere Erscheinung, mit irgend einer zeit- 
lichen und räumlichen Vorstellung verknüpft sein, weil eben 
nichts, was geschieht, ausserhalb Raum und Zeit geschieht. 
Wenn jemand ein Verbrechen bei der Behörde nicht an- 
gezeigt hat, so denken wir an die Behörde, bei welcher ihm 
nach den konkreten Umständen die Anzeige möglich ge- 
wesen wäre, und dies wird in den meisten Fällen nur die 
Behörde eines bestimmten Ortes sein. Aber selbst wenn es 
die Behörden verschiedener Ortschaften wären, so käme man 
eben auch hier wieder auf einen Gesamtraum, eine Mehrheit 
von Ortschaften, also auf eine Erscheinung, mit der sich die 
Praxis auch anderweit zurecht gefunden hat; selten wird 
dabei der Spielraum ein so ausgedehnter sein, wie diesen 
z. B. die Praxis beim sogen, ambulanten Gerichtsstand der 
Presse geschaffen hat. Übrigens schränkt sich jener Spiel- 
raum, wie sich gleich zeigen wird, bei näherer Betrachtung 
beträchtlich ein. 

Im scheinbaren Gegensatz zu der herrschenden und 
auch hier vertretenen Anschauung wird von Einzelnen ge- 
lehrt, das Unterlassungsdelikt werde da begangen, wo sich 
der Unterlassende zu. der Zeit, da er hätte thätig sein soUen, 
aufgehalten hat.^) Diese Ansicht scheint nun in sich selbst 
inkonsequent zu sein. Sie bestimmt den Ort nach dem Auf- 
enthalt des Unterlassenden, aber nach dessen Aufenthalt zu 
der Zeit, wo er hätte thätig sein sollen, ohne Zweifel des- 
halb, weil er auch nach jener Anschauung das Delikt zu 
dieser Zeit begeht. Dasselbe Delikt wird also anscheinend 
in Raum und Zeit nach verschiedenartigen Merkmalen, hier 
nach dem Aufenthalt, dort nach der entsprechenden positiven 
Thätigkeit bestimmt. Dies aber widerspricht der in der Ein- 



1) So Beling, Zeitschrift S. 318. v. Lilienthal lässt den Aufent- 
haltsort neben dem Ort der Verpflichtung entscheiden. Aehnlich Binding, 
Handbuch S. 423; y. Rohland, Internationales Strafrecht S. 69 ff. unter- 
scheidet zwischen solchen Geboten, die eine Beziehung zu einem bestinmi- 
ten Ort zur Voraussetzung haben, und solchen, bei denen dies nicht der 
FaU ist. 
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leitung hervorgehobenen Thatsache, dass die natürliche An- 
schauung die Erscheinungen im Raum und Zeit nach ein- 
heitlichen Merkmalen bestimmt. Dennoch scheint die vulgäre 
Vorstellung auch jener Anschauung recht zu geben. Nehmen 
wir z. B. an, A., in Berlin wohnend, hört von einem Mord- 
plan, der am gleichen Tage noch in Mönchen ausgeführt 
werden soll, und zu dessen Verhütung er sofort an die Polizei- 
behörde nach München telegraphieren müsste, was er aber 
unterlässt. Jeder Unbefangene wird erklären, A. habe sich 
in Berlin der Unterlassung schuldig gemacht; also doch am 
Aufenthaltsorte? aber auch an dem Orte, an dem er hätte 
thätig sein sollen. Denn schliesslich kann man nur an dem 
Ort thätig sein, an dem man sich gerade befindet. Das ist 
eine Trivialität, aber es besteht ein ganz besonderer Grund, 
sie hier hervorzuheben. Es wird nämlich häufig i) der Grund- 
satz, dass für Ort und Zeit der Unterlassung Ort und Zeit 
der gebotenen Thätigkeit entscheidet, so ausgelegt, dass man 
eigentlich in Widerspruch mit dieser Alltagswahrheit gelangt. 
Man geht nämlich davon aus, dass das Gesetz die Pflicht 
an einen bestimmten Ort bindet, und schliesst daraus ohne 
weiteres, dass dieser Ort der gebotenen Thätigkeit auch der 
der Unterlassung sei; bei der Behörde hätte X. das Ver- 
brechen anzeigen, in seinem Garten hätte er die Bäume ab- 
raupen, in seinem Hause die Kelleröflfnung verwahren müssen, 
folglich habe er am Sitz der Behörde, in seinem Garten, in 
seinem Hause das Unterlassungsdelikt begangen. Dies ist 
nun freilich richtig, solange sich der Unterlassende an jenem 
Orte befindet. Aber sobald sein Aufenthaltsort und der der 
sogen, gesetzlichen Verpflichtung auseinanderfallen, müssen 
Bedenken aufsteigen. Und diese führen uns darauf, dass 

*) So von allen denen, welche sich für den Ort der Verpflichtung 
in der im Texte bekämpften Bedeutung entscheiden, insbesondere Glaser, 
Abhandl. S. 292, v. Bar, Lehrb. S. 242 ff., Betz 8. 44. Der Ort der Ver- 
pflichtung in diesem Sinne ist eigentlich der des gebotenen, aber infolge 
der Unterlassung nicht eingetretenen Erfolges. Klar wird dies ausgespro- 
chen von Binding, Handb. S. 423, Bennecke S. 86. Auch v. Lilien- 
thal scheint den Ort der Verpflichtung in diesem Sinne aufzufassen, da 
er ihn neben dem Aufenthaltsort entscheiden lässt. Aehnlich v. Eries S. 86. 
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die vom Gesetze verlangte Thätigkeit in den genannten 
Fällen eine solche ist, welche wir früher als Erfolgs thätig- 
keit bezeichneten. Nicht eine blosse Thätigkeit verlangt das 
Gesetz, sondern eine solche, durch welche die Behörde 
Kenntnis von dem Mordplan erhält, die Baupen entfernt, 
die KelleröfiEnung verwahrt wird. Wenn wir nun der natür- 
lichen Anschauung folgend Ort und Zeit der Unterlassung 
nach der der gebotenen Handlung bestimmen, so müssen 
wir konsequenterweise Ort und Zeit jener Handlung gleich- 
falls so bestimmen, wie es die natürliche Anschauung thut, 
und sie bestimmt, wie wir früher erkannten. Ort und Zeit 
der Erfolgsthätigkeit überwiegend nach der Thätigkeit, nicht 
nach dem Erfolge. 

Gegenüber der herkömmlichen Auslegung des früher 
aufgestellten Grundsatzes muss also betont werden; dass nicht 
der Ort des durch das Gesetz ein für allemal verlangten, 
durch die gebotene Thätigkeit herbeizuführenden Erfolges 
entscheidet, sondern der Ort derjenigen Thätigkeit, die 
im konkreten Falle zur Herbeiführung jenes Er- 
folges erforderlich ist,i) wenigstens nach natürlicher An- 
schauung. 

Diese Anschauung scheint hier sogar noch bestimmter 
zu sein, als bei der Erfolgsthätigkeit selbst; wenn A. in dem 
besprochenen Falle das Anzeigetelegramm nicht von Berlin 
nach München schickt, so werden wohl alle Unbefangenen 
in der Antwort übereinstimmen, er habe die Unterlassung 
oder das Delikt in Berlin begangen. Sie scheint aber auch 
hier die Thätigkeit selbst noch enger abzugrenzen. Nehmen 
wir an, die Anzeige könne nach Lage der Umstände nicht 
schriftlich erstattet werden, sondern X. müsste hiezu von der 
Einöde A. nach einer zwei Meilen entfernten Stadt B. gehen. 
Seine Thätigkeit müsste sich dann nach dem früher Ge- 
sagten über einen Gesamtraum, nämlich über jenen ganzen 
Weg erstrecken; konsequenterweise wäre also auch dies der 



^) Im Sinne des Textes auch Finger S. 169. 
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Ort der Unterlassung. Dennoch wird wohl jeder sagen: Die 
Unterlassung sei auch in diesem Fall in A., nicht auf der 
Strecke von A. nach B. begangen worden. Die natürliche 
Anschauung scheint eben das Schwergewicht darauf zu legen, 
dass die Thätigkeit überhaupt nicht begonnen wird; damit 
ist für sie — und dies hat auch viel für sich — die Be- 
gehung der Unterlassung entschieden, und an diesen Ort 
wird auch die Unterlassung fixiert. Es leuchtet ein, dass 
dieser Ort praktisch mit dem Aufenthaltsort zur Zeit der 
Verpflichtung zusammenfallt, wie man ja auch den Ort der 
Thätigkeit beim Commissi vdelikt als den des Aufenthalts des 
Thäters zur Zeit der Thätigkeit bezeichnen könnte. Doch 
ist das Charakteristische immer die Thätigkeit, beziehungs- 
weise die Pflicht zum Beginn der Thätigkeit, und die Bezug- 
nahme auf den Aufenthalt erscheint als unnötige Um- 
schreibung. 

Damit ist nun die Gefahr einer allzugrossen räum- 
lichen Ausdehnung und Unbestimmtheit ganz erheblich ein- 
geschränkt. Eine Vielheit von Orten ist nur in den seltenen 
Fällen möglich, in denen der Unterlassende, während der 
Zeit, innerhalb deren er die Thätigkeit beginnen sollte, seinen 
Aufenthalt wechselt, also nur dann, wenn ihm ein gewisser 
zeitlicher Spielraum zur Vornahme der Handlung bleibt. Dies 
führt uns zunächst noch auf die zeitliche Betrachtung. Für 
diese werden dieselben Gesichtspunkte massgebend sein, wie 
für die örtliche, und es wäre daher der Grundsatz, dass es 
auf die Zeit der gebotenen Thätigkeit ankommt, dahin zu 
präzisieren, dass der Zeitpunkt entscheidet, in welchem 
die Thätigkeit im konkreten Fall hätte begonnen 
werden müssen, nicht der ganze Zeitraum der Ausführungs- 
thätigkeit, noch weniger der Zeitpunkt, in welchem der vom 
Gesetz verlangte Erfolg eintreten muss. Wenn in unserem 
Fall X., um die Anzeige rechtzeitig zu erstatten, gleich, nach- 
dem er von dem Mordplan gehört, aufbrechen und die zwei 
Wegstunden nach der Stadt gehen müsste, so hat er nach 
natürlicher Anschauung die Unterlassung nicht während jener 
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zwei Stunden, sondern gleich in dem Augenblick begangen, 
in dem er hätte aufbrechen müssen, statt dessen aber in A. 
bleibt. Dies zeigt sich am besten, wenn wir annehmen, er 
trete eine Stunde nachher, trotz der offenbaren Unmöglich- 
keit, noch rechtzeitig nach der Stadt zu kommen, den Weg 
dorthin an. Dies ändert nichts mehr an dem Thatbestand 
des ünterlassungsdelikts; er hat dasselbe schon früher, eben 
in dem kritischen Augenblick begangen. 

Wie ist es aber, wenn er schon vor drei Tagen von 
dem Plane gehört hat und während dieser drei Tage jeden 
Augenblick den Weg nach der Stadt hätte antreten können? 
Hat er dann die Unterlassung in der Gesamtzeit dieser drei 
Tage, oder in jedem einzelnen Augenblick dieser drei Tage, 
oder endlich nur im letzten Augenblick begangen, in dem 
er hätte aufbrechen müssen, um noch rechtzeitig nach der 
Stadt zu gelangen? Hier dürfte wohl folgende Argumen- 
tation am Platze sein und auch der natürlichen Anschauung 
entsprechen: Wenn jemandem die Möglichkeit gegeben ist, 
die vom Gesetze geforderte Pflicht durch Vornahme einer 
Thätigkeit an einem beliebigen Zeitpunkt innerhalb eines 
Zeitraumes zu erfüllen, so ist ihm eine Frist gesetzt, inner- 
halb der er thätig sein muss. Wenn er nun diese Frist bis 
zum letzten Augenblick — diesen aber ausgeschlossen — 
verstreichen lässt, so begeht er noch keine strafbare Unter- 
lassung; denn es wird von ihm nicht verlangt, dass er jetzt 
schon thätig ist, es ist ihm auch nachher noch möglich, dem 
Gesetze zu genügen. Erst wenn er den letzten Augenblick 
unbenutzt vorübergehen lässt, dann und an dem Orte, wo 
dies geschieht, hat er die Unterlassung begangen. Es hat 
allerdings etwas Bestechendes für sich, zu sagen, wenn je- 
mand von Anfang an entschlossen ist, die gebotene Thätig- 
keit zu unterlassen, und sich dementsprechend unthätig ver- 
hält, so hat er die Unterlassung auch schon früher begangen, i) 

^) So Glaser, Abhandl. S. 291 f., auch Janka, Oesterr. Strafrecht 
S. 76, indem er die Unterlassung mit der Möglichkeit der PflichterßÜlung 
beginnen lässt. Dagegen Schwalb ach a. a. 0. S. 609 f. Yergl. auch 
Binding, Handb. S. 840 f. 
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Aber es ist eben nur die innere Thatseite, die Schuld, die 
gegeben ist, die äussere Thatseite, die pflichtwidrige Unter- 
lassung liegt nur scheinbar vor, denn objektiv ist dem Ge- 
setze nicht zuwidergehandelt, so lange die Frist, die das 
Oesetz uns lässt, noch nicht verstrichen ist. Dies zeigt sich 
auch darin, dass man, anstatt zu sagen: „Wer nicht inner- 
halb dreier Tage dies oder jenes thut*", auch sagen kann: 
„Wer es nicht spätestens am dritten Tage thut.* Man käme 
auch zu unannehmbaren praktischen Konsequenzen, wenn 
man einen früheren Zeitpunkt als den der Deliktsbegehung 
erachten würde. Der unterlassende wäre dann auch in diesem 
Zeitpunkt schon der Strafe verfallen; er müsste also auch 
dann gestraft werden, wenn er später seinen Entschluss 
ändern und noch innerhalb der Frist die gebotene Thätig- 
keit vornehmen, also dem Gesetze vollkommen genügen würde; 
es wäre dies nicht mehr strafbefreiender Rücktritt vom Ver- 
suche, sondern thätige Reue nach Deliktsbegehung und als 
solche nicht strafbefreiend. ^) 

Nehmen wir also an, X. höre in dem Augenblicke, in 
dem er von Berlin nach München abfährt, von einem ge- 
planten Dynamitverbrechen, das in Hamburg zur Ausführung 
kommen soll, und das er verhüten kann, wenn er auf irgend 
einer Haltestation nach Hamburg depeschiert, so begeht er 
das Delikt gegen § 139 BStrGB. erst da und dann, wenn 
der Zug zum letztenmale hält. Eine solche Frist ist zum 
Teil durch die konkreten Umstände gesetzt, zum Teil aber 
sieht auch das Gesetz eine solche vor, z. B. §§ 49 und 81 
des Reichskrankenversicherungsgesetzes. Hiebei ist jedoch 
hervorzuheben, dass nach dem Sinne des Gesetzes mit Ab- 
lauf der Frist die Erfolgsthätigkeit abgeschlossen, also auch 
der Erfolg herbeigeführt sein muss; wenn also der Ver- 
pflichtete zur Herbeiführung dieses Erfolges schon vor Ab- 
lauf der Frist thätig sein müsste und dies versäumt, so hat 
er auch schon in diesem Augenblick und nicht erst mit dem 

^) Schwalb ach a. a. 0. S. 609. Für die richtige Ansicht auch 
Meyer, Lehrb. S. 196 und, sich ihm anschliessend, Schneidler S. 62f. 
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Fristablauf das Unterlassungsdelikt begangen; wenn z. B. 
jemand wegen örtlicher Entfernung vom Sitze der Melde- 
stelle schon am zweiten Tage an diese schriftlich Anzeige 
erstatten musste, damit die Anzeige am dritten Tage dort 
in Einlauf kommt, und er dies unterlässt, so begeht er dieses 
Delikt schon am zweiten Tage und nicht erst am dritten. 
Auch hier scheint die Übereinstimmung mit der natürlichen 
Anschauung durchaus gegeben. 

Ist aber diese Frist unbenutzt verstrichen, so ist der 
Thatbestand des Deliktes vollkommen erschöpft, und ist es 
nun völlig gleichgültig, ob die Thätigkeit später vorgenommen 
oder weiter unterlassen wird. Denn die äussere Thatseite 
besteht nur in der Unterlassung während der Frist. Eine 
abweichende Ansicht mag rechtlich begründet werden können, 
nicht aber vom Standpunkt der natürlichen Anschauung, i) 

Fehlt es aber an einer solchen gesetzlichen Frist, so 
bestimmen die konkreten Umstände nicht nur den Zeit- 
punkt, in welchem die Verpflichtung eintritt, sondern auch 
den, in welchem sie wieder erlischt, und da während dieser 
ganzen Zeit die Verpflichtung besteht, der Unterlassende 
also hätte thätig sein sollen, so begeht er auch während 
der ganzen Zeit das Unterlassungsdelikt. Diese beiden Zeit- 
punkte können zusammenfallen, so bei unserem früheren Bei- 
spiele, wenn der von Berlin nach München Reisende zur 
Abwendung des Verbrechens das Telegramm spätestens in 
Regensburg hätte aufgeben müssen. Vorher hat er, wie wir 
sahen, nicht thätig sein müssen, nachher muss er es nicht 
mehr, weil es schon zu spät ist, und es konzentriert sich 
sohin die Begehung des Deliktes auf die Station Regensburg 
und auf die Zeit des Aufenthalts auf dieser Station. 

Die beiden Zeitpunkte können aber auch sehr weit 
auseinander liegen. Nehmen wir des Gegensatzes halber an, 
A. ist sein Leben lang Eigentümer und Inhaber eines Grund- 
stückes, in welchem sich eine nach § 367 Ziffer 12 Reichs- 

^) S. jedoch später bei Betrachtang des fortdauernden Deliktes 
(3. Teü Kap. III Ziff. 2). 
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Strafgesetzbuch zu verwahrende Grube befindet, und er unter- 
lässt diese Verwahrung sein ganzes Leben lang. Dknn er- 
streckt sich die Deliktsbegehung von der Strafmündigkeit 
des A. bis zu dessen Tode, und über alle Orte, die er wäh- 
rend dieser Zeit besucht; denn zu jeder Zeit und überall 
hätte er zur Abwendung dieses Zustandes thätig sein sollen. 
Wir haben dann ein sogen, fortdauerndes Delikt (hierüber 
später das Nähere). Müssen wir aber thatsächlich sagen, 
das Delikt werde in dieser Gesamtzeit und in diesem Gesamt- 
raum begangen oder aber dürfen wir annehmen, es werde 
in jedem einzelnen Augenblicke innerhalb dieser Zeit und 
an jedem einzelnen Orte innerhalb dieses Raumes begangen? 
Ich glaube, keine dieser Auffassungen widerstreitet unserem 
Gefühle und der natürlichen Anschauung, und es kommt, 
ähnlich wie bei der früher betrachteten repetierenden Delikts- 
thätigkeit, an welche jene Begehungsform überhaupt erinnert 
— es darf daher auch auf die diesbezüglichen Ausführungen 
Bezug genommen werden — mehr auf den Standpunkt an, 
auf den wir uns stellen, auf die Unterscheidung des That- 
bestandes. Der gesetzliche Thatbestand ist in jedem Einzel- 
zeitpunkt und an jedem Einzelort, der individuelle innerhalb 
des Gesamtraumes und der Gesamtzeit gegeben.^) 

Die Ergebnisse unserer Betrachtung sind also folgende: 
Der Thatbestand des echten Unterlassungsdelikts 
besteht lediglich darin, dass eine vom Gesetz ge- 
botene Thätigkeit, gewöhnlich Erfolgsthätigkeit, 
unterlassen wird. Es wird an dem Orte und zu der 
Zeit begangen, in welcher der gesetzlich Verpflich- 
tete nach den konkreten Umständen seine Thätig- 
keit spätestens hätte beginnen müssen, um dem Ge- 
setze zu genügen. Dauert nach den konkreten Um- 
ständen die Verpflichtung über diesen Zeitpunkt 
hinaus noch fort, so wird das Unterlassungsdelikt 
seinem individuellen Thatbestande nach innerhalb 



^) Auch dies muss später (bei Betrachtung des fortdauernden De- 
liktes) noch nfther präzisiert werden. 
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der Gesamtzeit und des Gesamtraumes, in welchem 
der unterlassende die Thätigkeit beginnen soll, 
seinem gesetzlichen Thatbestande nach in jedem 
einzelnen Zeitpunkt und an jedem einzelnen Orte 
dieser Zeit und dieses Raumes begangen. Ist im 
Gesetze eine Frist bestimmt, so ist mit deren Ab- 
lauf die Begehung beendet. 

Es wurde bisher absichtlich jene Begehungsform ausser 
Acht gelassen, auf die insbesondere Merkel und Binding hin- 
gewiesen haben, und bei welcher, wie erwähnt, der zur Hand- 
lung Verpflichtete sich durch positive Thätigkeit hindert, die 
vom Gesetz verlangte Thätigkeit auszuführen. Weit entfernt 
nämlich, den Typus des echten ünterlassungsdehkts darzu- 
stellen, müssen sie als eine Abart desselben bezeichnet wer- 
den, die mit der Hauptform nur das gemein hat, dass ein 
Gebot übertreten wird, hier aber durch Thätigkeit, nicht, 
wie im Normalfall, durch Unterlassung. Sie bilden also das 
Gegenstück zum sogenannten unechten TJnterlassungsdelikt. 
Wie dort Commissivdelikt durch Unterlassung, so haben wir 
hier Omissivdelikt durch Thätigkeit. Auch mit den 
actiones liberae in causa hat diese Begehungsform das Cha- 
rakteristische gemein, dass der Delinquierende sich durch 
vorausgehende Thätigkeit in einen Zustand versetzt, vermöge 
dessen er im kritischen Augenblick ganz unabhängig von 
seinem Willen den deliktischen Thatbestand erfüllen muss.^) 
Denn nur auf eine vorausgehende Thätigkeit kann es hier 
ankommen. Wenn der zur Anzeige eines Verbrechens Ver- 
pflichtete im letzten Augenblick, in dem eine rechtzeitige 
Anzeige noch möglich ist, auf die Treibjagd geht, so ist, 
wie wir früher sahen, diese Thätigkeit keine hindernde und 
darum auch nicht die Unterlassung verursachend; denn eben- 
sogut hätte der Betreffende ganz unthätig sein können. An- 
ders, wenn er schon einen Tag vorher auf die Treibjagd geht 
und sich so thatsächlich die Anzeige unmöghch macht. 



Siehe Schwalbach a. a. 0. S. 612, Meyer S. 244. 
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Soviel zur Charakterisierung dieser Begehungsform. Was 
ihre Bestimmung in Raum und Zeit anlangt, so hat schon 
Schwalbach i) darauf hingewiesen, dass folgerichtig diese Be- 
stimmung nach Ort und Zeit der hemmenden Thätigkeit zu 
geschehen hat. Und ich glaube, man befindet sich bei dieser 
Annahme in Übereinstimmung mit der natürlichen Anschauung. 
In dem Augenblick und an dem Ort, wo A. auf die Treib- 
jagd geht, die es ihm im konkreten Fall unmöglich macht, 
das Verbrechen anzuzeigen, begeht er auch nach natürlicher 
Anschauung das Unterlassungsdelikt. Denn die nachfolgende 
Nichtanzeige ist nur ein Erfolg dieser seiner Thätigkeit, und 
dieser Erfolg ist für die natürliche Anschauung nicht das 
Entscheidende. 

b) Das EommisBivdelikt durch ünterlasBung. 

„Herbeiführung eines Erfolges durch Unterlassung**, so 
haben wir früher das Kommissivdelikt durch Unterlassung 
oder unechte Unterlassungsdelikt bezeichnet. Inzwischen 
sahen wir, dass Unterlassen nicht schlechthin »unthätig sein* 
bedeutet, sondern genauer besagt, dass etwas Bestimmtes 
nicht gethan wird, und wir gelangen daher zu folgendem 
Schema: Ein Mensch verursacht dadurch, dass er eine 
bestimmteThätigkeit nicht vornimmt, einbestimmtes 
Ereignis. Wie dieses möglich sei, wie der Stein des An- 
stosses „Aus Nichts wird Nichts** beseitigt werden kann, 
dies bildet bekanntlich den Gegenstand einer der am leb- 
haftesten erörterten Streitfragen in der deutschen Strafrechts- 
wissenschaft, einer Streitfrage allerdings, die manche zu- 
gleich auch zu den unfruchtbarsten zählen. 

Dennoch muss diese Frage in einem gewissen Umfang 
erörtert werden, wenigstens so weit, bis festgestellt ist, ob 
wir an dem aufgestellten Schema festhalten dürfen. Denn 
in diesem soll ja jene Begehungsform bestehen, und die'Er- 



^) a. a. 0. S. 615. So auch grundsätzlich Binding, Handb. S. 840 
mit Anm. 29. 



Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung Im Straf recbt. 9 
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kenntnis der Begehungsform ist notwendig, um Ort und Zeit 
der Begehung festzustellen. 

Die Grundform nun, „ein Mensch bewirkt durch die 
Unterlassung im angegebenen Sinne ein Ereignis*, kann nur 
von zwei Seiten aus angegriflFen werden, entweder von der 
der Unterlassung oder von der der Verursachung. Entweder 
leugnet man, dass es jene Unterlassung ist, durch welche 
der Mensch das Ereignis verursacht, oder man gibt zu, dass 
zwar jene Unterlassung vorliege, leugnet aber, dass durch 
sie ein Ereignis verursacht werde. 

Wählt man die Unterlassung zum Angriffsobjekt, 
so ist wieder ein doppelter Standpunkt möglich. Entweder 
sagt man: Nicht durch Unterlassung, sondern durch gleich- 
zeitige oder vorausgehende Thätigkeit wird das Ereignis 
bewirkt. Oder aber man sagt: Die Unterlassung verursacht 
allerdings das Ereignis, aber sie ist nicht das, wofür wir 
sie halten; die scheinbare Unthätigkeit oder Nichtvornahme 
einer bestimmten Thätigkeit ist selbst wieder Thätigkeit oder 
Produkt einer solchen. In letzterem Falle kommt man im 
wesentlichen auf die schon früher besprochenen Theorien der 
Unterlassung als psychische Thätigkeit zurück. 

Was den ersten Fall anlangt, so sind allerdings die 
Theorien des Andershandelns und ebenso die des voraus- 
gehenden Handelns dem Straf recht nicht fremd geblieben ;0 
heute aber dürfen sie als völlig überwunden bezeichnet wer- 
den. Der drastische Ausspruch Krugs,*) das Kind, das die 
Mutter nicht ernähre, sterbe, wenn die Mutter statt zu säugen, 
Strümpfe stricke, doch nicht am Strümpfestricken der Mutter, 
genügt zur Widerlegung der ersteren; das bekannte Beispiel 
der Mutter, die gewaltsam oder im bewusstlosen Zustand ge- 
schwängert wurde und das Kind, das sie geboren, verhun- 
gern lässt, beweist gegen die zweite, dass eine vorausgehende 
Thätigkeit gänzlich fehlen kann. Es haben daher auch die- 
jenigen, welche das Thema des Unterlassungsdelikts ex pro- 

*) Vergl. über jene Theorien v. Rohland a. a. 0. S. Ö — 41. 
3) Abhandlungen ans dem Strafrecht (1858) S. 30 f. 
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fesso gründlich behandelt haben — namentlich Landsberg, 
der das Problem tiefer und gründlicher untersuchte, als irgend 
ein anderer — jene Theorien als bereits widerlegt nicht mehr 
gewürdigt; 1)^) Es bleiben also nur noch die Theorien übrig, 
welche früher als die der psychischen Thätigkeit bezeichnet 
wurden und welche bei dem unechten Unterlassungsdelikt 
unter der Bezeichnung Interferenztheorien eine grosse 
Rolle spielen:») Die äusseren Umstände oder das Pflicht- 
bewusstsein üben auf den Menschen einen Anreiz zur Thätig- 
keit aus, diesen Anreiz bekämpft der Unterlassende durch 
psychische Kraftentfaltung, und in dieser psychischen Thätig- 
keit liegt das den Erfolg verursachende Moment; denn sie 
vernichtet eine Kraft, die, wenn sie nicht vernichtet worden 
wäre, den Erfolg hätte verhindern können. Es wurde nun 
schon früher dargelegt, dass für die Unterlassung, welche 
den Thatbestand des echten Unterlassungsdelikts ausmacht, 
jene psychische Thätigkeit nicht wesentlich ist, insbesondere, 
dass der Anreiz zur Thätigkeit völlig fehlen kann, und es 
ist nunmehr nachzuweisen, dass auch die gleiche Unterlassung 
zum Begehungsdelikt durch Unterlassung ausreichen kann. 
Hier dient uns am besten das Beispiel jenes Anwesens- 
besitzers, auf dessen Grund sich eine gefährliche Grube be- 
findet, die zu verwahren er aus Gleichgültigkeit unterlässt 
oder vielleicht gerade in der Hoffnung, dass sein Nachbar, 
mit dem er verfeindet ist, gelegentlich einmal hineinfällt, 
was nun auch wirklich geschieht. Hier fehlt es sicher an 
dem zur Thätigkeit anspornenden Anreiz, und dennoch macht 



1) Landsberg a. a. 0. S. 7. 

?) Damit scheint aber auch die Theorie Bindings (Normen 2. Bd. 
S. 224 ff.) widerlegt, wonach der Unterlassende erst durch vorausgehendes 
Thun zugleich abhaltende und fördernde Bedingungen zum Yerbrechens- 
erfolg setzt, dann durch die Unterlassung die abhaltenden Bedingungen 
wieder vernichtet. Auch zu dieser Konstruktion, wenn sie auch bedeutend 
tiefer geht als die im Text angeführte, bildet die vorausgehende Thätigkeit 
einen unentbehrlichen Faktor; diese aber kann, wie erwähnt, in Wirklich- 
keit fehlen. Im übrigen vergl. gegen Bin ding die ausführliche Polemik 
von Landsberg S. 13 ff., v. Rohland S. 60 ff. 

*) Vergl. über diese Theorien und ihre Vertreter insbesondere Lands- 
berg S. 54 ff. 

9* 
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sich der Unterlassende einer fahrlässigen oder vorsätzlichen 
Tötung schuldig. Diese Beispiele lassen sich vermehren. 
Bei der Kindsmutter, die sich schon vor der Niederkunft 
entschlossen hat, ihr Band verhungern zu lassen, wird dieser 
Anreiz meistens fehlen, ebenso in einem andern praktisch 
nicht seltenem Falle des Unterlassungsdelikts, der fahrlässigen 
Tötung oder Körperverletzung, der sich der Hausbesitzer 
dann schuldig macht, wenn er bei Glatteis vor seinem Hause 
nicht Sand streuen lässt. Wir können uns sogar denken, 
dass der Hausbesitzer gar nicht weiss, dass GlaMeis ist, und 
dass in diesem Nichtwissen die Fahrlässigkeit liegt; der 
äussere Anreiz hat vollständig gefehlt. 

Die Annahme, dass immer ein solcher Anreiz, eine 
Strömung, die zur Thätigkeit antreibt, vorhanden ist, trifft 
also durchaus nicht für alle Fälle zu. Von der entgegen- 
gesetzten Seite aus hat Landsberg jene Theorie angegriffen 
und wohl schlagend widerlegt, indem er nachwies, dass auch 
die „Gegenströmung*, die jene Strömung bekämpfen und den 
Anreiz zur Thätigkeit vernichten soll, ebenso fehlen kann 
und insbesondere dann immer fehlt, wenn der Anreiz zur 
Thätigkeit noch nicht zum Willen, thätig zu sein, gediehen 
ist; in diesen Fällen wird der Anreiz nicht bekämpft, sondern 
er stirbt von selbst, weil er nicht weiter genährt und gefordert 
wird »weil nichts mehr von Willenskraft hinzukommt."^) 

Die Unterlassung beim unechten Unterlassungsdelikt 
ist also genau dieselbe, wie beim echten, die blosse Unthätig- 
keit, genauer die Nichtvornahme der Thätigkeit, die vorge- 
nommen werden sollte, und es kann sohin das aufgestellte 
Schema nur mehr von der Seite aus angegriffen werden, 
dass man die verursachende Kraft jener Unterlassung 
leugnet. Was dies bedeutet, kann am besten an dem früher 
gewählten Beispiel veranschaulicht werden: Die Mutter hat 
ihr neugeborenes Kind nicht genährt, und dieses ist nun 
Hungers gestorben. Hier müsste man entweder leugnen. 



1) a. a. 0, S. 79 ff. 
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dass die Mutter das Kind getötet hat — dann bleibt sie 
straflos — oder behaupten, dass einen Menschen töten etwas 
anderes heisst, als den Tod eines Menschen verursachen. 
Das eine erscheint so unmöglich wie das andere, und man 
wird sich daher mit jenen Theorien, wenn sie auch neuer- 
dings mehr und mehr in den Vordergrund treten, von vorn- 
herein kaum befreunden können. Eine eingehende Begrün- 
dung derselben fehlt bis jetzt; sie tritt mehr gelegentlich 
auf, und gerade da, wo sie ex professo vertreten wird, wird 
sie am dürftigsten begründet. Es ist dies in der Monographie 
Boy^s.i) Boye leugnet die Kausalität der Unterlassung und 
untersucht sodann unter Zugrundelegung der Ausführungen 
Loenings^) das Verhältnis der Kausalität zur Schuld mit dem 
Ergebnis, dass es „weniger** auf die Schuld als auf die Kau- 
salität ankommt. „Demgemäss* richtet sich bei den Unter- 
lassungsdelikten unser Augenmerk nicht auf die Kausalität, 
wir wissen, dass sie kausalitätslos sind, sondern (kurz ausge- 
drückt) auf die Fehlsamkeit des Willens und auf die Pflicht- 
widrigkeit. ») Das Unzureichende einer solchen Beweisführung 
liegt auf der Hand. Wer erst nachweist, dass von zwei 
Elementen des Deliktsbegriffes das eine, die Verursachung, 
weniger bedeutungsvoll ist, als das andere, die Schuld, und 
dann sich für berechtigt hält, das erste Element ganz zu 
ignorieren, der beweist nichts! Loening selbst führt gegen 
die Kausalität der Unterlassung Gründe an, deren Wider- 
legung ausserordentlich schwer fallen dürfte; es sind die- 
selben, die überhaupt mit dem Auftauchen des Problems der 
Unterlassungsdelikte aufgetaucht sind und die sich kurz und 
trivial dahin zusammenfassen lassen: Wer nichts thut, ver- 
ursacht auch nichts, der Unthätige bewirkt kein Ereignis 
der Aussenwelt, und das Ereignis, das wir auf die Unter- 
lassung als Ursache zurückführen, hat immer andere positive 

*) „lieber das Kommissivdelikt durch Unterlassung" (Erlanger Dis- 
sertation), 1893. 

*) „Die strafrechtliche Haftung des verantwortlichen Redakteurs*^ 
iin den Festgaben der Universität Jena für Gneist), 1888, S. 259 ff. 

») a. a. 0. S. 25. 
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Ursachen; wir können uns die Person des Unterlassenden 
ganz wegdenken und es tritt dennoch ein. All dies legt 
Loening überzeugend dar.^) Wer aber nur dies darthut, ohne 
uns zu zeigen, wie man um die gekennzeichnete Alternative 
— entweder Straflosigkeit für die Mutter, die absichtlich ihr 
Kind verhungern lässt, oder Leugnen, dass Töten den Tod 
bewirken heisst — hinwegkommen kann, der verlässt uns 
eigentlich an der entscheidenden Stelle, da, wo sich zwei 
Wege kreuzen, von denen wir den einen ebensowenig ein- 
schlagen können, als den anderen. Und über diese Schwierig- 
keit hilft uns Loening nicht hinweg. Er teilt die Ansicht 
von Liszt,*) dass in konsequenter Durchführung dieser Ansicht 
der einheitliche Handlungsbegriff aufzulösen und die Zwei- 
teilung in Bewirkung eines verbrecherischen Erfolges durch 
Thätigkeit und Nichtverhinderung dieses Erfolges durch 
Unterlassung durch das ganze System des Strafrechts durch- 
zuführen sei. Im Gegensatz zu Liszt schreckt Loening aber 
hievor nicht zurück, hält dies sogar für den einzig richtigen 
Weg. 3) Hierin kann aber einstweilen nur ein Vorschlag zu 
einer Gesetzesumwälzung erblickt werden — und zwar zu 
einer, die jedenfalls mit einer ganz erheblichen Komplizierung 
des Rechtes gleichbedeutend wäre — nicht aber ein Rat- 
schlag, wie wir uns dem geltenden Rechte gegenüber ver- 
halten sollen. Dieses kennt jene Zweiteilung nicht, spricht 
schlechthin von Töten, Verwunden, Herbeiführung einer Über- 
schwemmung etc., niemals von Nichtverhinderung dieser Er- 
folge und will trotzdem ganz zweifellos, dass wir jene Unter- 
lassungsdelikte als Tötung etc. bestrafen. Mag man also mit 
mathematischer Gewissheit nachweisen, dass die Unterlassung 
nicht verursacht, wir müssen dem entgegenhalten, das Recht 
nimmt an, dass sie verursacht, müssen also im Notfall jene 
mathematisch bewiesene Wahrheit ignorieren und kraft recht- 
licher Fiktion das Gegenteil von dem annehmen, was wahr ist. 



1) a. a. 0. S. 260 f. 
») Lehrb. S. 114 f. 
») a. a. 0. S. 261. 
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So setzt denn auch Rud. MerkeU) dem auch von ihm 
anerkannten Satze, dass die Unterlassung nicht kausal sei, 
den andern entgegen, dass für die Verantwortlichkeit die 
Verursachung im Rechtssinn entscheide und dass diese auch 
das passive Verhalten berücksichtigt; auf dasselbe laufen die 
Ausführungen bei Frank*) hinaus, und wenn Liszt») erklärt, 
dass die Rechtsordnung, wie das Leben selbst, unter gewissen 
Voraussetzungen der Verursachung des Erfolges die Nicht- 
hinderung gleichstellt, und dann allerdings hinzusetzt, diese 
Oleichstellung bedeute nicht, dass auch in der Nichthinderung 
eine Verursachung zu erblicken sei, so kann dieser Ein- 
schränkung keine erhebliche Bedeutung zugemessen werden; 
denn das Gesetz kennt jene Gleichung nicht, sondern rechnet 
nur mit der einen Grösse der Verursachung, und wenn wir 
die beiden Grössen als gleiche behandeln, so bedeutet dies 
nichts anderes, als dass für das Recht auch die Nichthin- 
derung des Erfolges als Verursachung anzusehen ist. Die 
Übrigen begnügen sich damit, die Kausalität der Unterlassung 
einfach zu leugnen.*) 

Schliesst man sich jenen Anschauungen nicht an, so 
bleibt ausser dem Notbehelf einer künstlichen Kausalität^) 
nur mehr die Theorie Landsbergs übrig. Landsberg^) 
setzt zunächst an Stelle des alten Satzes: „Aus nichts wird 
nichts* den Satz: „Durch nichts wird nichts*', einen Satz, 
dessen Richtigkeit er bestreitet. Der Gegensatz ist folgender: 



^) Die Kollision rechtmässiger Interessen und die Schadensersatz- 
pflicht, 1895, S. 186 f. 

2) Strafgesetzb. S. 14. 

») Lehrb. S. 112 ff. 

*) Pinger S. 163, Ortmann, Gerichtssaal Bd. 32 (1880) S. 173, 
Oetker, Juristisches Litteraturblatt, 3. Jahrg, 1891, S. 96 (es werde nur 
die Nichtverhinderung des Erfolges gestraft), Meyer S. 244 (Begehungs- 
delikte setzen nicht immer eine Begehung voraus). Kühles, Fragen der 
Causalität (Münchener Dissert., 1895) S. 74, Endemann, Lehrb. d. bürger- 
lichen Rechts, 6. Aufl., 1899, S. 568, 590 und R. Hörn, Der Causalitäts- 
begriff in der Philosophie und im Strafrecht, 1893, S. 88 ff., welche, wie 
Boy 6, die Strafbarkeit mit der blossen Schuld begründen. lieber Hertz 
und Hrehorowicz vergl. Rohland a. a. 0. S. 113 ff. 

«) Siehe S. 145. 

•) a. a. 0. S. 92 ff. 
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„Aus nichts wird nichts" bedeutet, dass aus dem Nichts 
weder Materie noch* Kraft entstehen kann. „Durch nichts 
wird nichts '^ sagt: Das Nichts kann gar keine Kausalität 
begründen. Beide Sätze sind nach Landsberg nur dann 
identisch, wenn bei der Entstehung neuer Formen von Kraft 
und Materie nur die Stoff- oder Kraftbezugsquellen, nicht 
auch die umgebenden umstände mitwirken. Schon an diesem 
Ausgangspunkt erkennt man das Charakteristische dieser 
Theorie; es ist dies eine von der herkömmlichen An- 
schauung abweichende Behandlung des Begriffes 
„Verursachen*. Landsberg definiert die Unterlassung eben- 
so, wie es die herrschende Ansicht thut,-ij er erkennt an, 
dass die Unterlassung nicht in dem Sinne verursache, wie 
der Begriff der Verursachung bisher aufgefasst wurde; der 
Zusammenhang zwischen Unterlassung und Erfolg sei viel- 
mehr der, dass das als Erfolg bezeichnete Ereignis ohne die 
Unterlassung nicht eingetreten wäre,*) also genau der Zu- 
sammenhang, welchen auch alle diejenigen zugeben, welche 
die Kausalität der Unterlassung leugnen; aber im Gegensatz 
zu jenen und überhaupt zu allen anderen, die das Problem 
behandelten, nennt Landsberg diesem Zusammenhang nach 
Kausalzusammenhang.») Der Streit zwischen ihm und den 
Vertretern jener neueren Richtung ist also, im Grunde ge- 
nommen, ein rein terminologischer, allerdings ein termino- 
logischer Streit von entscheidender Wichtigkeit. 

In diesem Streite scheint es aber fast, als ob Landsberg 
— dessen Verdienste um die Lösung des Problems keiner 
Anerkennung von irgend einer Seite mehr bedürfen — un- 
willkürlich einem doppelten Missgeschicke verfalle: Er unter- 
schiebt seinen Gegnern einen zu engen Kausalbegriflf, den 
diese in Wirklichkeit nicht anerkennen, stellt diesem ange» 
nommenen falschen Begriff den richtigen gegenüber, geht 
aber dann selbst noch über diesen hinaus, indem er den 



1) S. 20. 

2) ö. 102. 

») Vergl. insbesondere S. 102. 
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Begriff ins ÜDzulässige erweitert. Die Gegenüberstellung 
von „Aus nichts" und „Durch nichts" kann man sich ruhig 
gefallen lassen und ebenso auch zugeben, dass bei der Ent- 
stehung neuer Formen ausser den Stoflf- und Kraftbezugs- 
quellen die umgebenden Umstände mitwirken. Wenn aber 
Landsberg denen, welche von dem „Aus nichts" ausgehen, 
vorwirft, dass sie dies ignorieren, dass sie sich die Ursache 
als eine Art Muttersache denken, welche an die verursachte 
Sache einen Teil ihres eigenen Wesens, ihrer Substanz oder 
Kraft abgibt, dass sie. aus dem kausalen Begriff in den 
engeren des Hervorgehens einer Sache aus einer anderen 
oder der Hervorbringung einer Sache durch eine andere 
verfallen,!) so thut er ihnen sicher unrecht. Einen solch 
engen Kausalbegriff hat noch niemand aufgestellt; die Rede- 
wendung „Aus nichts" statt des zweifellos korrekteren „Durch 
nichts" wurde, wie auch Landsberg andeutet, nur deshalb 
gebraucht, weil sie der Yolksmund vorgebildet hat, und dass 
im übrigen jene falsche Vorstellung des Hervorbringens etc. 
in der Behandlung der Streitfrage irgend eine Rolle gespielt 
hat, dafür bleibt Landsberg den Nachweis schuldig. Wenn 
z. B. jemand dadurch einen Mord verübt, dass er eine Grube 
ausgräbt, in die ein anderer hineinfällt etc., so fehlt die 
Vorstellung der Muttersache, des Hervorbringens einer Sache 
aus einer andern vollständig, und dennoch wurde von jeher 
der Kausalzusammenhang anerkannt. 

Der Kausalbegriff, von dem Landsberg zunächst aus- 
geht, ist daher richtig, aber nicht gegensätzlich zu den bis- 
her vertretenen. Wir fragen nun, ob sich wirklich mittels 
dieses Kausalbegriffes der Satz: „Durch nichts wird nichts" 
widerlegen lässt. Landsberg sucht dies zunächst mit einem 
physikalischen Beispiele darzuthun.^) Dazu, dass das Baro- 
meter steige, sei erforderlich, dass in dessen einem Schenkel 
ein luftleerer Raum, „ein Nichts" vorhanden sei; dieses 
Nichts ermögliche es mit, dass die Quecksilbersäule steigt. 



') s. 
«) s. 



S. 94. 
93. 
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Der Fehler scheint hier darin zu liegen, dass der luftleere 
Raum als ein Nichts angesehen wird. Wir haben zunächst 
nicht einen abstrakten Baum, sondern ein Konkretum, eine 
Glasröhre, die allerdings gar nichts, nicht einmal Luft in 
sich schUesst. Damit aber keine Luft in ihr sei, dazu musste 
einmal durch irgend eine Kraft die Luft aus der Röhre ent- 
fernt werden, dann aber muss noch eine weitere Kraft fort- 
während wirken, um das Wiedereindringen der Luft in die 
Röhre zu verhüten. Die Luft übt durch ihre Schwere, also 
durch Kraft, einen beständigen Druck auf die Röhre aus; 
um sie abzuhalten, muss die Röhre fortwährend diesem Drucke 
Widerstand leisten und zwar durch Entfaltung einer Kraft, 
die physikalisch messbar ist, — nämlich nach Atmosphären. 
Das, was als ein Nichts erscheint, ist sohin ein Konkretum, 
das durch Kraftentfaltung bewirkt und durch Kraftentfaltung 
im Gegenspiel gegen Kraftentfaltung aufrecht gehalten wird, 
also ein ganz kompliziertes Ereignis. 

Wenn wir dann Landsberg weiter folgend^ die verur- 
sachte Sache als das Resultat einer Berechnung ansehen 
und zugeben, dass die Richtigkeit des Ergebnisses nicht nur 
von der Ausrechnung, sondern vor allem von dem Rechnungs- 
ansatz abhängt, dass es für diesen und somit auch für das 
Ergebnis entscheidend ist, ob gewisse Faktoren nicht in 
Ansatz kommen, so beweist auch dies nichts für die Kau- 
salität des Nichts. Wenn a -f b + c = d ist, während a + 
b + c + X etwas ganz anderes wäre, so können wir doch 
noch nicht sagen, dass das Nichtvorhandensein von x Ur- 
sache oder mitverursachender Umstand von d ist. Die prak- 
tischen Beispiele,*) an denen Landsberg die verursachende 
Kraft dieser nicht in den Ansatz aufgenommenen, weil nicht 
vorhandenen Faktoren darlegen will, sind nicht beweisend. 
Wer denjenigen, gegen welchen ein Mord geplant ist, bevor 
sich dieser an die Stelle der That begibt, eine Schutzwaffe 
entreisst, wer den Wächter einschläfert, damit später Diebe 

1) S. 94. 
») S. 96 f. 
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stehlen können etc. etc., der setzt einen Faktor, der in den 
Ansatz aufgenommen werden muss; wir müssen, um den 
Ausatz zu finden, alle Nebenumstände als Faktoren berück- 
sichtigen, also auch den, dass der zu Ermordende eine Schutz- 
waffe hatte, dass ein Wächter am Ort der That aufgestellt 
war etc. Diese Faktoren sind so beschaffen, dass sie gegen 
das Resultat des Mordes etc. wirken würden, wären also als 
ein Minus in den Ansatz zu bringen; damit das Resultat 
„Mord" dennoch eintrete, muss ein gleich grosser, für das 
Resultat förderlicher Faktor eingesetzt werden, und diesen 
bildet das Entreissen der Waffe, das Einschläfern des Wäch- 
ters etc. als ein Plus gegenüber dem Minus. Der richtige 
Ansatz wäre also: a + h + c-|-x — x = d. 

Daran anschliessend sucht Landsberg die Kausalität 
„negativer Vorgänge'' darzuthun. Allein die Beispiele lassen 
sich durchwegs wieder auf das Schema zurückführen: Ein 
dem Resultat entgegenstehendes Hindernis wird beseitigt. 
Dies erkennt Landsberg auch an, legt aber darauf Gewicht, 
dass diese Beseitigung nicht unmittelbar, sondern mittelbar, 
durch eine negative causa, z. B. das Schwertlossein, den Er- 
folg bewirke. 1) Nun ist die Bezeichnung „negativ", wie 
Landsberg selbst treffend darlegt,^) überhaupt eine unglück- 
liche, weil es vom Zufall abhängt, ob uns ein Vorfall positiv 
oder negativ erscheint. Es steht jemand ohne Schwert einem 
Angreifer gegenüber; dies ist ein Zustand, eine Erscheinung 
in der Aussenwelt, die an sich der Bezeichnung positiv oder 
negativ überhaupt nicht zugänglich ist. Weiss ich, dass der 
Angegriffene von Anfang an kein Schwert hatte, so kann 
ich das Fehlen der Schutzwaffe vielleicht einen negativen 
Umstand nennen. Weiss ich aber, dass das Schwert, das 
er hatte, ihm ein anderer vorher entrissen hat, so werde 
ich den umstand, dass der Angegriffene nun wehrlos dem 
Angreifer gegenübersteht, als einen positiven ansehen; denn 
er bedeutet eine Änderung in der Aussenwelt, eine neue 

») S. 99. 
») S. 100. 



Digitized by 



Google 



140 II* Dogmatische Darstellung. 

Erscheinung an Stelle der früheren. Das Charakteristische 
der Unterlassung ist aber gerade, dass keine Veränderuüg 
in der Aussenwelt stattfindet; sie ist kein Vorgang, den man 
je nach den Umständen als positiv oder negativ bezeichnen 
kann, sondern gar kein Vorgang, ein Nichts in der Aussen- 
welt, und mit der Kausalität der sogen, „negativen Vor- 
gänge** wie das Schwertentreissen und Schwertlossein wird 
für die Kausalität dieses Nichts gar nichts bewiesen. 

So kommt denn auch Landsberg zu dem Satz zurück: 
Kein Ereignis ohne vorhergehendes Ereignis, und die blosse 
Unterlassung ist kein Ereignis in unserem Sinne. ^) Ihre 
Kausalität wird nun dadurch gerettet, dass sie zwar nicht 
für* sich allein ein Ereignis verursachen, wohl aber zur Ver- 
ursachung dieses Ereignisses „mitwirksam** sein könne. 
Würde diese Behauptung bewiesen, so wäre auch, wenigstens 
für die gegenwärtig herrschende Anschauung, wonach jede 
auf den Erfolg wirkende Bedingung als dessen Ursache an- 
zusehen ist, die verursachende Kraft der Unterlassung be- 
wiesen. Dieser Nachweis erscheint aber auf den ersten 
Anblick schlechterdings unmöglich. Das Nichts, das nicht 
wirken kann, — so wenden wir sofort ein — kann auch 
nicht mitwirken, denn das Mitwirken ist auch nur ein 
Wirken, und zwar ein Wirken, gemeinsam mit dem Wirken 
anderer Kräfte. 

Bei dem Versuche jenes Nachweises scheint die erste 
Stelle gegeben zu sein, an der Landsberg den von ihm selbst 
aufgestellten Begriff der Verursachung gegen einen anderen, 
unzulässig weiten vertauscht. Zunächst tritt anmerkungs- 
weise eine Unterscheidung auf, die Landsberg als für ihn 
wesentlich anerkennt, die zwischen Verursachen und 
Wirken; die Unterlassung verursache, ohne zu wirken.^) 
Im Texte finden wir sodann den Kerns atz der ganzen 
Theorie: Der Unterlassung kommt deshalb Kausalität für 
das Ereignis zu, weil oder wenn dasselbe ohne die Unter- 

1) S. 100. 

2) S. 101 Anm. 1. 
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lassung nicht eingetreten wäre, und ein paar Seiten weiter 
sehen wir uns bei dem Satze angelangt, dass auch die Nicht- 
wirksamkeit von Kräften den Erfolg verursacht, i) Also erst 
der unanfechtbare Satz, dass bei der Verursachung neben 
den Stoff- und Kraftbezugsquellen die umgebenden Umstände 
mitwirken, dann die Behauptung, dass auch ein Nichts und 
speziell das Nichts, das wir Unterlassung nennen, in diesem 
Sinne mitwirken kann. Dann aber wird, um dieses Mit- 
wirken der Unterlassung nachzuweisen, der Begriff des Wir- 
kens überhaupt aufgegeben, und vermöge eines erweiterten 
Kausalbegriflfs, wonach die Ursache die Summe aller Beding- 
ungen ist, unter welchen ein gewisser Erfolg notwendig ein- 
tritt, der Unterlassung deshalb Ursacheneigenschaft beige- 
messen, weil ohne sie das Ereignis nicht eingetreten wäre.*) 
Es soll hier nun nicht gegen die Unterscheidung von Verur- 
sachen und Wirken angekämpft werden. Es fällt zwar schwer, 
sich eine Ursache vorzustellen, die nicht wirkt. Beides sind 
für uns Korrelatbegrifife, und der philosophische Gewährs- 
mann Landsbergs, Könige) erwähnte zwar, dass andere, ins- 
besondere Stuart Hill, auch Hume und Kant den Begriff des 
Kausalen von dem des Wirkens loslösten, hebt aber hervor, 
dass Mill die Ungerechtfertigkeit der Verbindung dieser Be- 
griffe nicht nachgewiesen hat, und dass nach seiner Über- 
zeugung das Unternehmen einer solchen Trennung ebenso- 
wenig Erfolg verspräche, als die Bestreitung der Giltigkeit 
der Kausalauffassung selbst. Aber es ist wohl zuzugeben, 
dass dann, wenn die Ursache wirklich die Summe aller not- 
wendigen Bedingungen ist, die Vorstellung der Ursache als 
Kraftwirkung nicht immer zutrifft. Wenn A. den B. einen 
Abgrund hinunterstösst, so ist in diesem Sinne Ursache des 
Sturzes und Todes von B. nicht nur die von A. ausgeübte, 
als Kraft wirkende Stossbewegung, nicht nur die gleichfalls 
als Schwerkraft wirkende Anziehungskraft der Erde, sondern 

S. 105. 
, S. 102. 

') Die Entwickeliing des Causalproblems von Cartesius bis Eant, 
zweiter Teil, 1890, S. 235 ff. 
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auch der Umstand, dass gerade ein Abgrund an dieser Stelle 
sich befindet, also eine bestimmte Formation der Erdober- 
fläche; diese Ursache wirkt mehr im bildlichen Sinne mit 
durch ihr blosses Vorhandensein, nicht aber in dem körper- 
lichen Sinne, wie eine Kraft wirkt. Wir beruhigen uns ferner 
auch bei der Definition: , Ursache ist die Summe aller not- 
wendigen Bedingungen.** Aber daran müssen wir festhalten, 
dass bloss wirklich vorhandene Bedingungen, Erscheinungen 
der Aussenwelt, sogar wenn man will, noch des Seelenlebens 
zur Ursache gezählt werden, nicht aber bloss gedachte Dinge, 
solche, die nie geschehen sind, von denen wir uns nur denken, 
sie hätten vielleicht geschehen und dann das Ereignis ver- 
hindern können. Diesen Kausalitätsbegriflf hat wohl noch 
keine Philosophie aufgestellt. Es handelt sich dabei nicht 
um die vage Unterscheidung von positiven und negativen 
Bedingungen, sondern um die Unterscheidung des realen 
Etwas, das wirken oder verursachen kann, und des nur als 
möglich gedachten Etwas, des wirklichen Nichts, dem wir 
die Kraft, zu verursachen, ebenso absprechen müssen, wie 
die, zu wirken. In dieser Hereinziehung von Dingen, 
die nicht in Erscheinung getreten und nur vorge- 
stellt sind, liegt eine abermalige Erweiterung des Kausa- 
litätsbegriffs, die Landsberg vornimmt, und auch wohl der 
wunde Punkt seiner Theorie. Wir können uns nicht mit 
Merkel, 1) dem Anhänger der Landsberg'schen Theorie, ent- 
schliessen, einen Mann, der zusieht, wie zwei Jungen, die er 
auseinanderbringen könnte, sich prügeln, als Urheber der 
fortgesetzten Prügelei anzusehen. Und Landsberg bleibt den 
Beweis, dass diese Erweiterung berechtigt ist, dass das, was 
hätte geschehen können, aber nicht geschehen ist, mitverur- 
sacht, schuldig. Da, wo er den abstrakten Beweis antritt,*) 
verwandelt sich dieses Nichts in ein reelles Etwas: „Die 
Unterlassung dieses Menschen erscheint hier als das greif- 
bare Resultat zahlloser früherer Ereignisse, welche den em- 

^) Paul Merkel a. a. 0. 8. 25. 
«) S. 116. 
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pirischen Charakter des Menschen so geformt haben, dass 
er jetzt unterlässt; unter der Gausalität der Unterlassung 
fassen wir alle diese zahllosen früheren Ereignisse zusammen, 
welche sich uns als einzelne entziehen/ Dies sei der letzte 
Grund der Gausalität der Unterlassung. Mit diesem letzten 
Grunde aber gesellt sich Landsberg zu allerletzt denen zu, 
welche die Grundform — „die Unterlassung bewirkt ein 
Ereignis** — von der Seite der Unterlassung aus angreifen. 
Hinter dem Unterlassen, dem blossen Nichtsthun, erscheinen 
alle die Ereignisse, welche den Charakter des Menschen so 
bestimmt haben, dass er nun nichts thut. Diese Ereignisse 
sind als Ursachen der Unterlassung auch Ursachen 
des Erfolges, also die Vorfahren des Unterlassenden bis 
zu Adam und Eva hinauf, die Speisen, die er gegessen, die 
Luft, die er geatmet, mit einem Worte, wie es sich auch 
aus den von Landsberg übernommenen Worten van Borgers^) 
ergibt, das Weltganze, so wie es bis jetzt gewesen und wie 
es augenblicklich ist. Nun ist es sicher ein grandioser Ge- 
danke, dass alles, auch das kleinste, was je gewesen ist, 
alles,, auch das kleinste, was jetzt ist, verursacht hat. Viel- 
leicht ist dies auch philosophisch richtig, aber brauchbar für 
menschliche Zwecke und insbesondere für das Strafrecht ist 
es sicher nicht. Es droht hier eine neue „ Überschwemmung ** 
von Ursachen, ebensogross als diejenige, welche dann ent- 
steht, wenn wir alles das, was, wenn es eingetreten wäre, 
den Erfolg verhindert hätte, als negative Bedingung zur 
Ursache zählen. Gegen diese Überschwemmungsgefahr hatte 
Landsberg einen festen Damm zu errichten versucht, mittels 
der Annahme, dass die menschliche Thätigkeit die einzige 
Kraft sei, die auch dann nicht wirken muss, wenn sie wirken 
kann, darum sei ihr Nichtwirken Mitursache; die übrigen 
Kräfte müssten entweder wirken, dann seien sie Ursache, 
oder sie könnten nicht wirken, dann müssen wir sie auch 
nicht als Ursachen in Betracht ziehen; dies wäre phantastische 

^) Grfinhuts Zeitschrift f. d. private und öffentliche Recht der Gegen- 
wart Bd. 9 S. 734 f. 
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Spielerei.^) Indem aber Landsberg die Unterlassung als das 
Resultat alles dessen auffasst, was den Charakter des Unter- 
lassenden bestimmt, schafft er nicht nur die Gefahr einer 
neuen Überschwemmung von Ursachen, sondern er zerstört 
selbst auch den Damm, den er gegen die Gefahr, die früher 
von anderer Seite her drohte, errichtet hatte. Wenn die 
Unterlassung durch den Charakter des Unterlassenden, und 
dieser wieder in der angegebenen Weise durch die äusseren 
Umstände, durch das Weltganze, bestimmt wird, so konnte 
er eben nichts anderes thun als unterlassen. Seine Kraft, 
den Erfolg durch Thätigkeit zu hemmen, steht dann durch- 
aus den Naturkräften gleich, die entweder wirken müssen 
oder nicht wirken können, und der Umstand, dass er, wenn 
er gewirkt, »den Erfolg verhindert**, steht dann wieder auf 
einer Linie mit den übrigen denkbaren negativen Beding- 
ungen, „dass diese Erde keine Seifenblase ist, dass wir nicht 
im Monde leben '*.^) Es geht nicht an, um ein Bedenken 
gegen die behauptete verursachende Kraft der Unterlassung 
zu zerstreuen, sich erst vom praktischen Standpunkt aus zur 
Willensfreiheit zu bekennen, um dann schliesslich vom philo- 
sophischen Standpunkt aus den letzten Grund für jene Be- 
hauptung selbst in der Willensunfreiheit zu finden. 8) 

Der Causalitätsbegriff, unter den Landsberg die Unter- 
lassung unterbringt, ist also eigentlich, nachdem jene doppelte 
Überschwemmungsgefahr thatsächlich gegeben ist, derjenige, 
wonach Ursache eines Ereignisses nicht nur die Summe alles 
dessen ist, was je in der Welt vorgegangen und augenblick- 
lich in ihr vorgeht, sondern auch die Summe alles dessen, 
was nicht vorgegangen ist, was aber, wenn es sich ereignet 
hätte, den Eintritt des Ereignisses verhindert hätte. Wer 
diesen Ursachenbegriff nicht zu dem seinen macht, der wird 
auch die Theorie Landsberg nicht anerkennen dürfen. 

1) S. 102 ff. 

«) S. 103. 

') S. 118. Die Gegenüberstellung des praktischen und philosophi- 
schen Standpunkts ist eine ausdrückliche, wie auch die Annahme völliger 
Willensnnfreiheit aus den dort beigezogenen Ausführungen Kants unzwei- 
deutig hervorgeht. 
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Ob damit diese Theorie widerlegt ist, mögen andere 
entscheiden. Aber soweit dürfte sie wohl erschüttert sein, 
dass auf sie angewendet werden kann, was Landsberg von 
den Interferenztheorien sagt: „Wohl niemanden wird es bei 
ihr so recht wohl werden ; gar zu viele Bedenken erregt sie, 
und gar zu viele Unannehmlichkeiten muss man bei ihr mit 
in den Kauf nehmen/ 1) Wenn aber das Vertrauen zu ihr 
erschüttert ist, dann scheint auch der letzte Weg ver- 
schlossen, auf den die verursachende Kraft der Unterlassung 
gerettet werden kann, und wir sehen uns dann vor die mehr- 
fach gekennzeichnete Alternative gestellt, entweder Straf- 
losigkeit für den Unterlassenden oder Leugnen, dass das 
Gesetz die Verursachung verlangt. Es wurde nun schon 
früher gesagt, dass wir im äussersten Notfall das, was wir 
als richtig erkannt, einfach ignorieren und gegenüber der 
bewiesenen mangelnden Causalität der Unterlassung kraft 
rechtlicher Fiktion deren Causalität annehmen müssen. Aber 
dieser Übergang von der Wahrheit zum Recht durch Ver- 
kehrung der Wahrheit in ihr Gegenteil wäre ein gar zu ge- 
waltsamer. Es gäbe nun noch den Notbehelf einer künst- 
lichen Causalität, der der sozialen Ordnung und der der 
Rechtsordnung;*) aber soweit jene mehr sagen, als jene 
Rechtsfiktion, kann man sich auch nicht leicht mit ihnen 
befreunden, sie haben auch ausser ihren Schöpfern keine 
Anhänger gefunden, und bevor wir jene Notstege prüfen, 
sehen wir uns nach einem anderen um, der uns schon öfter 
über den Widerspruch zwischen dem, was als wahr befunden 
wurde, und dem, was das Recht annimmt, hinweggeholfen 
hat: Die natürliche, vulgäre Vorstellung. Dass wir dieser 
folgen dürfen, ja folgen sollen, weil das Recht die Begriffe 
verwendet, wie es das Leben thut, wurde schon an anderer 
Stelle ausgeführt. Und die natürliche Vorstellung sieht die 
Unterlassung als verursachende Kraft, den Unterlassenden 
als verursachenden Thäter an. Die Mutter, die dem Säug- 

») S. 77. 

») Vergl. über diese Theorien P. Merkel a. a. 0. S. 6 ff. 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. 10 
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ling nicht die Nahrung reicht, tötet nach den Anschauungen 
des Lebens ihr Kind; nicht, dass sie den Tod des Kindes 
nicht verhindert, werfen wir ihr vor, sondern, dass sie den 
Tod des Kindes verursacht; ebenso sagen wir von dem 
Wechselwärter, der es versäumte, den Wechsel zu stellen, 
nicht, dass er die Entgleisung des Zuges nicht verhinderte, 
sondern, dass er diese Entgleisung bewirkte, verursachte. 
So sagt im Gegensatz zur exakten Forschung die natürliche 
Anschauung, und ihr folgt das Recht und kommt damit nicht 
nur den Bedürfiiissen des Lebens entgegen — die Mutter 
und der Wechselwärter müssen in diesen Fällen bestraft 
werden! — sondern auch den Anforderungen innerer Ge- 
rechtigkeit; denn die auch nach exakter Beobachtung vor- 
liegende, aus freiem Entschluss entspringende Nichtverhinde- 
rung des Erfolges ist ein der Verursachung ähnelndes Ver- 
hältnis, und die Schuld ist die gleiche, wie bei der Ver- 
ursachung. 

Also in Wirklichkeit blosse Nichtverhinderung 
des Erfolges, nach rechtlicher Annahme Verur- 
sachung des Erfolges, weil dies auch die Anschauung 
des Lebens ist und weil es den praktischen Bedürf- 
nissen und den Anforderungen der Gerechtigkeit 
entspricht; bei dieser Auffassung bleiben wir stehen. 

So nagelneu ist diese Anschauung der vulgären Cau- 
salität der Unterlassung schliesslich nicht. Beling^) 
drückt mit den Worten „Nach natürlicher und juristischer 
Auffassung stehen einander gleich das Verursachen und das 
Nichtabwenden eines Erfolges** ungefähr das Nämliche aus, 
und wenn Liszt*) sagt: „Unter Umständen stellt das Recht, 
wie das Leben die Nichthinderung des Erfolges der Ver- 
ursachung gleich*, so ist auch darin jene Theorie schon im 
Kern enthalten, nur wird sie durch den Nachsatz: „Diese 
Gleichstellung bedeutet nicht, dass auch in der Nichthinde- 
rung eine Verursachung des Erfolges zu erblicken sei*, wieder 

1) Gnmdriss S. 23. 
») Lehrb. S. 112. 
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völlig in Frage gestellt; wir behaupten, dass das Leben 
beide Begriffe nicht unter Anerkennung ihrer Verschieden- 
heit einander gleichstellt, sondern die Unterlassung wirklich 
als Verursachung ansieht, und insbesondere soll darauf Ge- 
wicht gelegt werden, dass das Recht dies thut und thun 
darf, weil es das Leben thut. Ebenso tritt auch bei Lands- 
berg gelegentlich die Berufung auf die natürliche Anschauung 
hervor ;i) nur dass Landsberg diese natürliche Anschauung 
mit der exakten und philosophischen Forschung in Einklang 
bringen will, ein Versuch, der wohl nie gelingen kann, denn 
beide stehen hier im Gegensatz. Dies dürfte auch daraus 
hervorgehen, dass nach Landsberg nur Kräfte, die nach 
eigener Willkür thätig oder unthätig sein können, durch 
ihre Unthätigkeit verursachen können, also nur Menschen- 
nicht Naturkräfte, während das Leben auch nicht wirkenden 
Naturkräften die Macht der Verursachung zuschreibt. Man 
sagt im Leben: Ursache der Dürre ist es, dass es Wochen 
lang nicht geregnet hat, Ursache, dass es nicht geregnet 
hat, ist, dass der Westwind, der sonst die Regenwolken her- 
treibt, Wochen lang ausgeblieben ist. 

Noch viel weniger ist diese Theorie mit den dürftigen 
Worten, die auf sie verwendet wurden, festbegründet. Ins- 
besondere wäre noch zu erforschen, wie weit diese natür- 
liche Vorstellung geht, und dies dürfte vielleicht darauf 
führen, dass auch nach jener nur der durch Unterlassung 
verursacht, der thätig sein kann und soll. Hier genügt es, 
das Prinzip aufzustellen, zu zeigen, warum an der Grund- 
form „Ein Mensch bewirkt durch eine Unterlassung ein 
Ereignis '^ festgehalten werden darf. Es ist nun nicht mehr 
ein unbewiesenes und unbeweisbares Axiom, sondern zum 
mindesten eine Annahme der natürlichen Anschauung, und 
auf diese kommt es, insbesondere hier, wie wiederholt er- 
wähnt, zunächst an. 

Bleiben wir bei diesem Schema, so gestaltet sich die 



*) S. 101, auch bei P. Merkel a. a. 0. S. 29 f. 

10" 
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zeitliche und räumliche Betrachtung ausserordentlich 
einfach. Sie ist eine Rechnung mit bekannten Grössen, der 
Unterlassung und der Verursachung eines Ereignisses. Wir 
wissen vor allem, dass das »Töten" etc., überhaupt das Ver- 
ursachen eines Ereignisses nicht in Wirklichkeit, sondern 
nur nach der auch hier wieder ungenauen natürlichen An- 
schauung eine äussere Erscheinung ist. Wir wissen femer, 
dass die natürliche Anschauung dazu neigt, Zeit und Ort 
des Ganzen nach Zeit und Ort des verursachenden Momentes, 
nicht nach der ganzen Erscheinung und auch regelmässig 
nicht nach Zeit und Ort des verursachten Ereignisses zu 
bestimmen. Das Letztere thut sie bloss dann, wenn es ihr 
weniger auf den ganzen Vorgang als auf das Resultat an- 
kommt. Bei dem Begehungsdelikte musste hier noch zwi- 
schen Erfolg und Zwischenwirkung unterschieden werden; 
obwohl nun bei dem unechten Unterlassungsdelikt keine vom 
Thäter ausgehende Kraft das Objekt treffen kann, trifft diese 
Unterscheidung auch hier zu: An Stelle der vom Thäter in 
Bewegung gesetzten tritt die von dem Unterlassenden nicht 
verhinderte Kraft: Wenn der Wärter einer im Fieberwahn- 
sinn liegenden Person es ruhig geschehen lässt, dass diese 
nach der Morphiumflasche greift, um sie zu leeren, so hat 
er von diesem Standpunkt aus den Mord oder die fahrlässige 
Tötung schon begangen, wenn er jene Person das Gift trinken 
lässt, nicht erst, wenn sie stirbt. 

Auch im übrigen scheint man — einen exakten Nach- 
weis gibt es hier nicht — bei jenen Annahmen im Einklang 
mit der Anschauung des Lebens zu sein: Der Wechsel Wärter 
bewirkt das Entgleisen des Zuges in dem Moment und an 
dem Ort, an welchem er die Wechselstellung verabsäumt, 
die Mutter den Tod des Kindes dann und dort, wo sie die 
pflichtmässige Ernährung unterliess. Zeit und Ort der Unter- 
lassung muss aber auch hier so bestimmt werden, wie es 
bei dem echten Unterlassungsdelikt geschah, also im all- 
gemeinen nach der durch die konkreten Umstände 
vorgeschriebenen Pflicht zum Beginn der Thätig- 
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keit. Diejenigen, welche Ort und Zeit der Erfolgsdelikte 
prinzipiell nach Erfolg oder Zwischenwirkung bestimmen, 
müssen auch hier zu abweichenden Resultaten kommen.^) 



Zweiter Teil. 

Ort und Zeit der Begehung nach rechtlichen 

Gesichtspunkten. 

I. Kapitel. 
Allgfemeine Gesichtspunkte. 

Rechtliche Erwägungen sollen nach dem in der Ein- 
leitung aufgestellten Arbeitsplane zur Eontrolle, eventuell 
auch zur Korrektur und Ergänzung der Ergebnisse dienen, 
welche die Untersuchung der Frage aus ihrem Wesen heraus 
lieferte. In mehrfacher Beziehung wird sich eine solche Ab- 
änderung und Ergänzung als notwendig erweisen. Zunächst 
sind jene Ergebnisse zum Teil keine unbedingt feststehenden, 
sie sind es insbesondere da nicht, wo sie auf eine zwar 
überwiegende, aber doch nicht durchaus herrschende natür- 
liche Anschauung gestützt sind. An anderen Stellen wieder 
zeigte es sich, dass diese Ergebnisse sich verschieden ge- 
stalten, je nach dem Standpunkt, auf den man sich stellt; 
hier können vielleicht rechtliche Erwägungen die Wahl des 
einzunehmenden Standpunktes bestimmen. EndUch sind die 
bisherigen Ergebnisse, soweit sie auf die Annahme eines 
Qesamtraumes und einer Gesamtzeit führten, in dem vier- 
fachen rechtlichen Zusammenhang, für welchen die Frage 
nach Ort und Zeit der Begehung überhaupt aufgeworfen 
wurde, nicht zu verwerten. § 3 RStGB. legt uns die Frage 
vor: Ist ein Delikt im Gebiete des Deutschen Reichs be- 
gangen? § 7 RStPO.: Ist es innerhalb eines bestimmten Ge- 

^) Es ist daher nur konsequent, wenn v. Liszt (S. 132) auch hier 
den Ort des Erfolgseintritts, Glaser (Handb. S. 186) denjenigen, an wel- 
chem der Gegenstand des Verbrechens von der Verletzung ergriiffen wird, 
Bennecke den Ort des Erfolges neben dem der Verpflichtung entschei- 
den lässt. 
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richtsbezirkes begangen? § 2 RStöB. fragt: Ist das Delikt 
unter der Herrschaftszeit eines bestimmten Gesetzes be- 
gangen? § 67 Abs. IV lässt die Verjährungszeit mit dem Tage 
der Deliktsbegehung beginnen. In allen diesen Fällen zieht 
also das Gesetz feste Grenzlinien, und wir müssen bestimmen, 
ob die Deliktsbegehung zeitlich und räumlich diesseits oder 
jenseits jener Grenzlinien stattgefunden hat. Der Gesamt- 
raum aber und die Gesamtzeit können sehr wohl zum Teile 
diesseits, zum anderen Teile jenseits der rechtlich bedeut- 
samen Grenzlinien liegen. Das Delikt wäre dann nicht so- 
wohl im Inland als auch im Ausland, sowohl in diesem als 
auch in jenem Gerichtsbezirke, nicht sowohl unter der Herr- 
schaft des alten als auch des neuen Gesetzes, sowohl vor 
als auch nach der Verjährungsfrist begangen, sondern ein 
Teil des Deliktes wäre im Inland, ein anderer im Ausland 
begangen, ein Teil unter der Herrschaft des alten, ein an- 
derer unter der des neuen Gesetzes etc. Das Gesetz fragt 
aber nur, ob das Delikt diesseits oder jenseits jener räum- 
lichen und zeitlichen Grenzlinie liegt; sieht den Fall, dass 
ein Teil diesseits, ein Teil jenseits gelegen sei, gar nicht 
vor, und kann sich darum auch nicht mit dieser Antwort 
zufrieden geben. Vielleicht müssen wir dann sagen, wie 
dies Einige thun:^) Es genügt für die Anwendung des in- 
ländischen Gesetzes, wenn auch nur ein Teil des Deliktes 
ins Inland fallt etc. Dann geschieht dies aber mittels der 
Fiktion, dass ein zum Teil im Inland begangenes Delikt 
einem vollständig im Inland begangenen gleichzusetzen ist; 
denn zunächst ist ein im Inland begangenes Delikt ein Etwas, 
das als „Delikt^, nicht als Teil eines Deliktes im Inland be- 
gangen wurde. 

Vielleicht aber auch können wir einem jener Teile, 
nämlich demjenigen, welcher nach rechtlichen Ge- 
sichtspunkten als der bedeutungsvollere erscheint^ 
den Vorzug vor den übrigen geben und nach ihm 

*) Binding, Handb. S. 416. Ueber Bennecke und John vergl. 
S. 84 Anm. 2 u. 3, S. 95. 
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allein Zeit und Ort der Begehung bestimmen. Mit 
dem Hinweis darauf, dass das Gesetz nicht zwischen wesent- 
lichen und unwesentlichen Bestandteilen unterscheide, i) wird 
die Berechtigung dieser Unterscheidung nicht widerlegt. Das 
Gesetz sagt auch nicht, dass alle Teile gleich wesentlich sind, 
es sagt überhaupt nicht, dass wir einen beliebigen oder be- 
sonders wesentlichen Teil des Delikts für das ganze Delikt 
nehmen dürfen. Dennoch müssen wir dies thun, wenn wir 
nicht schliesslich zu dem Resultate gelangen wollen, dass 
das Delikt, weil es eigentlich als Delikt weder im Inland 
noch im Ausland, weder in diesem noch in jenem Gerichts- 
bezirke begangen ist, straflos bleibt oder nirgends abgeurteilt 
werden kann, Resultate, die das Gesetz unmöglich gewollt 
haben kann. Wir müssen also, einerlei, ob wir jeden ein- 
zelnen oder nur einen bestimmten Deliktsteil für das ganze 
Delikt nehmen, nach rechtlichen Gesichtspunkten eine Fik- 
tion vornehmen, alle Mittel, welche uns rechtliche Erwägungen 
an die Hand geben, hiezu benützen, und zu diesen recht- 
lichen Erwägungen gehört zweifellos die Möglichkeit einer 
Unterscheidung zwischen dem Wesentlichen und dem Un- 
wesentlichen. Man kann auch nicht wohl daraus, dass das 
Gesetz nicht ausdrücklich die Forderung aufstellte, die Hand- 
lung müsse ganz im Inland begangen sein, den Schluss ziehen, 
es gentige dem Gesetze, wenn nur irgend ein Teil der Hand- 
lung ins Inland fällt.*) Streng logisch wäre sogar die gegen- 
teilige Argumentation, dass das Gesetz, welches verlangt, 
dass die Handlung im Inland begangen ist, dann nicht An- 
wendung finde, wenn nur ein Teil der Handlung dem Inland 
angehört. Da aber diese logische Annahme praktisch un- 
angängig ist, sind wir, wie erwähnt, auf alle jene rechtliche 
Erwägungen hingewiesen. 

Es ist interessant, dass diejenigen, welche aus den an- 
gegebenen Gründen zunächst für die Gleichberechtigung aller 
Deliktsteile sind, schliesslich doch wieder einige dieser Teile 

1) John S. 106. 

>) Binding, Handb. S. 416. 
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ausscheiden, so insbesondere v. LilienthaV) welcher die für 
den Thatbestand des Verbrechens als solchen unerheblichen 
Zwischenwirkungen, und Binding,*) welcher — so sind wohl 
seine Ausführungen zu verstehen, ') — diejenigen Zwischen- 
wirkungen, in denen keine Verletzung oder Gefährdung recht- 
licher Interessen zu Tage tritt, ausgeschieden wissen will; 
Beide verlangen daher, dass z. B. bei der Briefbeleidigung 
nur der Ort der Versendung und der der Abgabe an den 
Adressaten, nicht aber alle Stationen, welche der den Brief 
befordernde Eisenbahnzug durchläuft, den Ort der That be- 
stimmen; denn nur jene sollen für den Begriff des Verbrechens 
wesentlich sein. Allein für das Dasein des konkreten Ver- 
brechens war zweifellos die Beförderung des Briefes über 
alle jene Stationen, oder doch über irgend eine Linie zwi- 
schen Aufgabe- und Bestimmungsort erforderlich, hier hat 
sich ein Teil des konkreten Deliktsvorganges zugetragen; 
gibt man jene Teile preis, so wird damit auch der Grund- 
satz, dass das Delikt an jedem Einzelorte begangen ist, preis- 
gegeben, und grundsätzlich die Berechtigung der Unter- 
scheidung zwischen wesentlichen und unwesentlichen Bestand- 
teilen anerkannt. 

Zum mindesten geschieht dies insoweit, als nur die- 
jenigen Teile des Deliktsvorganges, welche für den abstrakten 
Verbrechensbegriff notwendig sind, als entscheidend für Ort 
und Zeit der Begehung angesehen werden, diejenigen hin- 
gegen, welche nur einen Teil des einzelnen konkreten Delikts- 



1) S. 280. 

2) Handb. S. 422, 423. Von den weiteren in der Litteraturtibersicht 
unter Gruppe IV Genannten bestimmt Wach (S. 465) den Thatort nach 
den wesentlichen Stücken des rechtserheblichen Thatbestands, John 
nach den Thatsachen, welche den gesetzlichen Merkmalen der That 
entsprechen (S. 212), Bennecke nach den Teilen des gesetzlich er- 
forderlichen Thatbestands (S. 84). v. Kries S. 167 und Frank S. 19 
lassen, wie v. Lilienthal, Handlung und Erfolg entscheiden; ebenso 
V. Calcker S. 274, Meves S. 467. 

^) Damach ist die inländische Strafgewalt nicht begründet, wenn 
die inländische Rechtsordnung unberührt bleibt, z. B. wenn ein verschlos- 
sener Brief durch Deutschland befördert wird, wohl aber, wenn eine HöUen- 
maschine mit aufgezogenem Uhrwerk durch Deutschland fährt (S. 423). 
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Vorgangs enthalten, für den Begriff des Verbrechens hin- 
gegen entbehrlich sind, bei der örtlichen und zeitlichen 
Bestimmung in Wegfall kommen, i) Und wenn man sich über- 
haupt dazu entschliesst, zwischen wesentlichen und unwesent- 
lichen Bestandteilen zu unterscheiden, dann kann die Be- 
rechtigung gerade dieser Unterscheidung nicht wohl ange- 
fochten werden. Wesentlich ist nur das, was zum Begriffe 
einer Sache gehört, nicht das, was nur einzelnen Erscheinungs- 
formen dieser Sachgattung eigentümlich ist. Jene sind — 
die civilrechtUche Analogie liegt hier besonders nahe — die 
accidentalia, diese die necessaria des Deliktes. Zur Be- 
leidigung gehört nur, dass jemand eine einen anderen be- 
schimpfende Äusserung thut, ein anderer diese Äusserung 
vernimmt. Diese aber kann unmittelbar vom Mund des einen 
zum Ohr des andern gehen, so dass der Äusserungs- und 
der Wahrnehmungsvorgang zeitlich und räumlich hart an- 
einanderstossen; zwischen beide kann sich allerdings auch 
der Zwischenvorgang der Übermittelung einschieben, muss 
es aber nicht, und darum darf dieser Vorgang als unwesent- 
lich bezeichnet werden. 

Damit fallen nun bei den Erfolgsdelikten und ent- 
sprechend auch bei den Commissivdelikten durch Unterlassung 
alle Zwischenglieder zwischen persönlicher Thätigkeit bezw. 
Unthätigkeit und Erfolg weg, insbesondere auch die sogen. 
Zwischenwirkung im eigentlichen Sinne, das Zusammentreffen 
der vom Thäter in Bewegung gesetzten Kraft mit dem Ob- 
jekt der Rechtsverletzung. Schon früher 2) wurde erwähnt, 
dass bei einer grösseren Anzahl von Erfolgsdelikten diese 
Zwischenwirkung gänzlich fehlt. Allein auch diejenigen De- 
likte, welche gewöhnlich das Moment der Zwischenwirkung 
als ein von Thätigkeit und Erfolg verschiedenes Ereignis 
aufweisen, lassen sich auch ohne dasselbe denken. Eine 



^) Diese Einschränkung liegt wohl auch in den eben (S. 152 Anm.2) 
wiedergegebenen Ansichten Wachs etc., wonach die wesentlichen oder 
die zum gesetzlichen Thatbestand notwendigen Teile entscheiden. 

«) S. 78. 
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Sachbeschädigung kann in der Weise verübt werden, dass 
gegen eine Fensterscheibe geschossen wird, und dann ist in 
dem Moment, in welchem die Eugel die Scheibe trifft, also 
Kraft und Objekt zusammentreffen, auch der Erfolg ein- 
getreten; bei der Körperverletzung bedeutet sogar regel- 
mässig das Treffen des Objektes zugleich den Eintritt des 
Deliktserfolgs. Die Tötungsdelikte verlangen regelmässig ein 
solches Zusammentreffen von Kraft und Körper, bevor durch 
die weiteren Vorgänge in dem Körper der Erfolg des Todes 
bewirkt wird; allein wenn jemand einen Mord in der Form 
begeht, dass er die Thüre des Zimmers, in dem sich ein 
anderer befindet, absperrt und diesen verhungern lässt, dann 
fehlt es überhaupt an einem Zusammentreffen von Kraft und 
Objekt. Zum Wesen des Erfolgsdeliktes gehört eben nur, 
dass eine menschliche Thätigkeit ein Ereignis bewirkt; wie 
dies geschieht, ob mit oder ohne Zwischenwirkung, ist für 
das Recht durchaus gleichgültig. 

Als wesentliche Momente bleiben also nur 
mehr persönliche Thätigkeit, beziehungsweiseUnter- 
lassung, und Erfolg, als gleichberechtigt oder zur 
engeren Auswahl, übrig. Mit Unrecht wird — insbe- 
sondere von Betz^) — gegen diese Vereinfachung geltend 
gemacht, der Gesetzgeber könne sie nicht gewollt haben, 
sonst hätte er dies einfach aussprechen können. Der Gesetz- 
geber, welcher die Frage nach dem Begehungsort und der 
Begehungszeit unbeantTvortet lässt, überlässt die Lösung dieser 
Frage der juristischen Auslegungskunst, zwingt dadurch diese, 
wie auch Betz*) hervorhebt, zu einer eingehenden Unter- 
suchung der Frage, muss sich aber dann auch, wenn die 
eingehende Untersuchung zu einer sehr einfachen Antwort 
führt, mit dieser zufrieden geben. Es wäre sonderbar, wenn 
das Resultat, zu dem die wissenschaftliche Untersuchung 
führt, deshalb im Rechte nicht anerkannt werden dürfte, weil 
es ein einfaches ist. 



1) S. 35. Aehnlich John S. 211. 
«) S. 35. 
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Neben Thätigkeit und Erfolg bleibt aber auch fär das 
Recht, ebenso wie fiir die natürliche Betrachtung, das Er- 
fordernis des Gausalzusammenhangs zwischen beiden bestehen, 
und auch das Recht muss anerkenen, dass durch dieses gei- 
stige Band Thätigkeit und Erfolg in die Sphäre der Ab- 
straktion erhoben werden, sodass als Ganzes nur mehr ein 
Begriff übrig bleibt. Wenn nun die natürliche Anschauung 
trotzdem dieses Ganze als einen äusseren Vorgang ansieht 
und dazu neigt, es in Raum und Zeit nach der persönlichen 
Thätigkeit zu bestimmen, so ist dies auch für die Entschei- 
dung der Frage nach rechtlichen Gesichtspunkten mitbestim- 
mend, da die Anschauung des Lebens im Zweifel auch als 
die des Gesetzgebers betrachtet werden muss. Nur kann 
diese Ansicht wieder durch andere rechtliche Erwägungen 
entkräftet werden, insbesondere hier, wo die natürliche An- 
schauung selbst keine absolut feststehende ist. 

Sie könnte es vor allem dadurch, dass das Recht grös- 
seres Gewicht auf das Resultat des Deliktes als auf den 
Deliktsvorgang legt; denn in diesem Falle bestimmt ja auch, 
wie ftüher nachzuweisen versucht wurde, i) die natürliche 
Anschauung Ort und Zeit des Ganzen nach dem Erfolg, bezw. 
nach der Zwischenwirkung. Allein eine derartige Bevorzugung 
des Resultates liegt dem Strafrecht völlig fern. Dass hier 
eine Bombe platzte, ein Mensch seinen Tod fand, ist für das 
Recht solange gleichgültig, als nicht feststeht, dass diese 
Bombe von einem Menschen gelegt wurde, jener Todesfall 
auf die schuldhafte Thätigkeit eines Menschen zurückzuführen 
ist. Völlig aber spricht gegen das Übergewicht des Resul- 
tates im Rechte der Umstand, dass bei den Erfolgsdelikten, 
selbst wenn sie nicht bis zum Erfolge oder bis zur Zwischen- 
wirkung gedeihen, sondern nur die Thätigkeit oder auch nur 
ein Teil derselben entfaltet wird, regelmässig ein strafbarer 
Versuch, der auch für sich allein Delikt und zwar Delikt 
derselben Gattung wie das Erfolgsdelikt ist, übrig bleibt.*) 

1) S. 99. 

3) Hierüber anch Beling S. 316. 
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Einen rechtlichen Grund zur Bevorzugung des Erfolges er- 
blickt nun von Liszt in der , unbestreitbaren Thatsache, dass 
nach dem heutigen Recht die Eigenart der Handlung sich 
bestimmt nach dem eingetretenen Erfolg. Nicht die Ab- 
sendung der Höllenmaschine, sondern die dadurch bewirkte 
Veränderung in der Aussenwelt drückt der Handlung den 
Stempel eines bestimmten Verbrechens auf.* *) v. Liszt nimmt 
damit die Argumentation Zangers und Garpzows wieder auf, 
welche sich deshalb für den Ort des Erfolgs entschieden, 
weil dort das delictum suam accipit formam, per quam delic- 
tum dicitur delictum. Allein, wie v. Liszt mit Recht hervor- 
hebt, kann der Erfolg nur für die Eigenschaft eines be- 
stimmten Verbrechens entscheidend sein, nicht aber für die 
Verbrechensnatur, für das Wesen des Verbrechens selbst, 
sonst könnte das nicht zum Erfolg gediehene, nur versuchte 
Verbrechen überhaupt nicht Verbrechen sein. Der Erfolg 
wäre sohin höchstens artbestimmend, nicht wesen- 
bestimmend. Allein auch in dieser Einschränkung ist jene 
Behauptung nicht unbestreitbar. Was z. B. Diebstahl und 
Raub voneinander unterscheidet, ist nicht der Erfolg — dieser 
ist hier wie dort die Entziehung einer Sache aus fremdem 
Gewahrsam — sondern die jenen Erfolg bewirkende Thätig- 
keit, hier einfache Wegnahme, dort Wegnahme mit Gewalt- 
anwendung. Ebenso unterscheiden sich Mord und Totschlag 
nur durch Modalitäten der Ausführungshandlung, hier über- 
legte, dort unüberlegte Thätigkeit, nicht durch den Erfolg. 
Aus dem Gesagten ergeben sich nun aber auch direkte 
Gründe für die Bevorzugung der Thätigkeit vor dem 
Erfolge. Wenn in diesem Sinne behauptet wird, dass die 
den Strafgesetzen zu Grunde liegenden Normen gegen Hand- 
lungen (im Sinne von Thätigkeit) nicht gegen Ereignisse 
gerichtet seien,*) so ist dies wohl nicht zutreffend. Die 



^) S. 116 f. 

*) V. Bar, Das internationale Privat- und Strafrecht, 1862, S. 155. 
Aehnlich früher Temme, Glossen zum preossischen Strafgesetzbuch, 1853, 
S. 52. (Vergl. auch S. 27 Anm. 5.) 
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Normen richten sich wohl auch gegen die die Rechtsgüter- 
welt beeinträchtigenden Ereignisse, sofern diese nur durch 
menschliche Thätigkeit herbeigeführt werden. Gewichtiger 
wäre vielleicht das Argument, dass sich in der Thätigkeit, 
nicht in dem Erfolge der Wille gegen Norm und Gesetz 
auflehnt,!) beweisend wäre dies aber nur, wenn feststünde, 
dass das Recht auf den Willen, auf die subjektive Seite des 
Delikts mehr Gewicht legt als auf die objektive, was aber 
nicht ohne weiteres angenommen werden kann. Wenn aber 
nachgewiesen ist, dass auch bei den Erfolgsdelikten, die 
scheinbar Thätigkeit und Erfolg als gleich wesentliche Be- 
standteile aufweisen, der Erfolg fehlen kann, und dennoch 
regelmässig ein Delikt übrig bleibt, so zeigt dies, dass beide 
doch nicht von gleicher Wesentlichkeit sind. Wesentlich 
ist nur die Thätigkeit; denn der Erfolg ist zum Da- 
sein des Verbrechens regelmässig entbehrlich. Hiezu 
kommt noch die schon früher*) in diesem Sinne verwertete 
Thatsache, dass es reine Thätigkeitsdelikte gibt, zu 
deren Thatbestand überhaupt kein Erfolg gehört. Es ist 
daher nur eine konsequente Durchführung des Ge- 
dankens, dass das Begriffswesentliche im Delikt 
Ort und Zeit der Begehung bestimmt, wenn behauptet 
wird, dass auch nach allgemeinen rechtlichen Ge- 
sichtspunkten die persönliche Thätigkeit ausschliess- 
lich entscheidet. Nur wird dieser Gedanke, die Unter- 
scheidung der necessaria und accidentalia, von dem Begriffe 
der einzelnen Delikte auf den Gattungsbegriff des Deliktes 
selbst übertragen. Dies erscheint aber wohl zulässig; denn 
das wesentlichste im Delikt, der eigentliche Kern des De- 
liktes ist nur das, ohne welches sich überhaupt kein Delikt 
denken lässt, nicht aber das, was nur einzelne Deliktsarten 
zu ihrer Vollendung verlangen. 

Rechtliche Erwägungen und natürliche Betrachtung der 



1) Stein S. 15, v. Wächter in Goltd. Archiv Bd. 18 (1870) S. 526, 
Geyer, Lehrb. S. 366, ähnlich Beling S. 318, Janka, Oesterr. Strafr. S. 71. 
») 8. 77. 
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Dinge führen sohin bei dem Erfolgsdelikte zu dem gleichen 
Ergebnis, und wenn dieses Resultat bei der natürlichen Be- 
trachtung kein absolut feststehendes war, so haben vielleicht 
auch jene Erwägungen rechtlicher Natur, wenn sie auch 
schwerlich angefochten werden können, nicht den Wert eines 
mathematischen Beweises. Allein auf einen solchen werden 
wir in Fragen, wie die vorliegende, überhaupt nicht rechnen 
dürfen, und da wir das Problem, das der Gesetzgeber der 
Wissenschaft überlassen hat und das vielleicht besser er 
selbst gelöst hätte, ihm keinesfalls mangels eines solchen 
mathematisch sicheren Beweises mit dem Bescheid „unlös- 
bar" zurückgeben dürfen, müssen wir uns mit derjenigen 
Lösung begnügen, welche die besten Gründe für sich hat; 
als solche aber darf die vorliegende einstweilen wohl be- 
zeichnet werden. 

Da wir bei dieser noch den systematischen und prak- 
tischen Vorteil einer Einheitlichkeit für die sämtlichen vier 
hauptsächlichen Deliktsgruppen gewinnen, — die gebotene 
Thätigkeit bei der Unterlassung entspricht ja vollständig der 
verbotenen bei dem Commissivdelikte — , so könnten wir sie 
einstweilen zur Grundlage nehmen, freilich immer mit dem 
aus der Einleitung entnommenen Vorbehalt, sie wieder um- 
zustossen, wenn Gründe des besonderen rechtlichen Zusammen- 
hanges, die Grundsätze über räumliche und zeitliche Gesetzes- 
herrschaft etc., dazu nötigen. Allein vorher muss noch eine 
gleichfalls in der Einleitung erwähnte Eigentümlichkeit des 
deutschen Rechtes in Betracht gezogen werden, nämlich, 
dass dasselbe in jenem Zusammenhange, also in den §§ 2, 
3, 67 Abs. IV RStGB., § 7 StPO., nicht von der Begehung 
des Deliktes oder Verbrechens, sondern von der Begehung 
der „Handlung* oder der „strafbaren Handlung" spricht. 
Dieser Ausdruck, der bisher absichtlich vermieden wurde, 
muss zuvor noch untersucht werden. 

Im allgemeinen Sprachgebrauch, von dem wir zunächst 
ausgehen müssen, ist „Handlung'', das sich etymologisch 
von „Hand" herleitet, gleichbedeutend mit „Thätigkeit*. 
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Diese Bedeutung wird dem Worte nicht nur von seiten der 
Sprachforscher gegeben, i) sondern auch diejenigen, welche 
zu juristischen Zwecken das Wort und seinen allgemeinen 
Sinn am eingehendsten und mit erstaunlich grossem wissen- 
schaftlichen Apparat untersuchten, Zitelmann*) und Bünger») 
sind schliesslich bei diesem Begriffe stehen geblieben. Da- 
neben aber haben sie und andere,*) wenn auch als uneigent- 
lichen, einen weiteren Handlungsbegriff anerkannt, der ausser 
der Thätigkeit auch den durch sie bewirkten Erfolg um- 
fasst, und schon die Thatsache, dass die Sprache Verbal- 
formen zur Bezeichung von Thätigkeiten geschaffen hat, die 
nicht reine Thätigkeiten, sondern das Verursachen eines Er- 
folges durch Thätigkeit bedeuten, wie Töten, Verwunden etc., 
zwingt uns, auch diese Thätigkeiten mit ihrem Erfolge, wie 
wir sie als Thätigkeiten im weiteren Sinn ansehen müssen, 
auch unter einen erweiterten Handlungsbegriff unterzubringen, 
gerade, wenn wir daran festhalten, dass Thätigkeit und Hand- 
lung gleichbedeutend sind. Die Handlung des Tötens hat 
sich eben nicht verwirklicht, solange nicht der Tod eines 
Menschen eingetreten ist. Freilich, weil sie nur Thätigkeiten 
im weitern, uneigentlichen Sinne sind, können sie auch nur 
in diesem Sinne als Handlungen gelten. Dass dem so ist, geht 
auch daraus hervor, dass wir Handlung und Erfolg einander 
gegenüberstellen, vom Erfolg einer Handlung sprechen und 
sagen können:^) „Diese Handlung hat jenen Erfolg gehabt.** 



M Grimm, Deutsches Wörterbuch lY. Bd. 2. Abt. S. 404, Heyne, 
Deutsches Wörterbuch, 1891, IL Bd. S. 44. 

*) Irrtum u. Rechtsgeschäft S. 79 ff., insb. S. 169 f. 

») Zeitschrift f. d. ges. Strafrechtswissenschaft Bd. 8 (1888) S. 520 ff., 
insb. S. 565. Bünger nimmt allerdings — was für unsere Zwecke belang- 
los — die Beziehung auf den £rfolg in den Begriff herein, nicht aber diesen 
selbst. Aehnlich Lammasch, „Handlung und Erfolg** in GrOnhuts Zeit- 
schrift Bd. 9 (1882) S. 221 ff. 

*) Bekker, Theorie des heutigen Strafrechts (1859) S. 245, v. Wäch- 
ter in Goltd. Archiv Bd. 18 (1870) S. 526, Hälschner, Gerichtssaal Bd. 30 
S. 58 u. a. 

'^) üeber diesen Sprachgebrauch auch Zitelmann a. a. S. 169. 
Im Sinne dieses Sprachgebrauches ist es sohin — was gegen Bin ding, 
Normen 2. Bd. S. 37 Anm. 56, Berner, Die Lehre von der Teilnahme am 
Verbrechen (1847) S. 180, v. Wächter, Handb. des sächsischen Strafrechts, 
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Von der „Thätigkeit einer Handlung* oder auch von der 
Körperbewegung einer Handlung sprechen wir nie; denn diese 
bildet Kern und Wesen der Handlung, ist mit ihr identisch. 
Der eigentliche Handlungsbegriff würde also auch fiir 
die örtliche und zeitliche Bestimmung wieder auf die Thätig- 
keit verweisen. Geht man aber von dem uneigentlichen aus, 
so wird man wieder auf das Schema: „Diese Thätigkeit hat 
jenes Ereignis verursacht', zurückgeführt, und dann treten 
die früheren Untersuchungen über dieses Schema wieder in 
ihre Rechte, so dass wir diese uneigentliche Handlung, die 
streng genommen keine äussere Erscheinung ist, als solche 
ansehen und der natürlichen Anschauung, wie allgemeinen 
rechtlichen Erwägungen folgend, in Zeit und Raum gleich- 
falls nach der Thätigkeit bestimmen müssten. Es besteht 
aber noch die Möglichkeit, dass die Rechtssprache das Wort 
aus der Sprache des täglichen Lebens entnommen hat, um 
es zum besonderen technischen Ausdruck mit besonderer 
juristischer Bedeutung umzubilden. Diese Vermutung liegt 
bei der deutschen Gesetzessprache besonders nahe. Es würde 
dieser sonst an einem technischen Ausdruck, welcher die 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen unter einer ge- 
meinsamen Bezeichnung zusammenfasst, gänzlich fehlen, und 
schon § 1 RStGB., welcher bestimmt, dass eine mit dem 
Tode bedrohte Handlung ein Verbrechen, eine mit Festungs- 
haft etc. bedrohte Handlung ein Vergehen, eine mit Haft 
oder Geldstrafe bis zu 150 Mark bedrohte Handlung eine 
Uebertretung ist, deutet darauf hin, dass das Wort , Hand- 
lung'' eben dieser zusammenfassende Ausdruck sein soU, für 
welchen hier bisher Delikt oder Verbrechen im weiteren Sinn 
gebraucht wurde, i) Dass hier Handlung nicht Thätigkeit, 



1857, S. 315 betont werden muss — durchaus zul&ssig, Handlung und Er- 
folg einander gegenüber zu stellen. 

^) Für diesen „juristischen Handlungsbegriff'' insbesondere Binding, 
Handbuch S. 565 f., Herzog, Gerichtssaal Bd. 24, 1872, S. 485 ff., Bd. 30, 
1878, S. 294 ff., etc. (die näheren Unterscheidungen Herzogs brauchen an 
dieser Stelle nicht berücksichtigt zu werden), auch John S. 203 f. Yergl. 
auch Köhler, Die Grenzlinien zwischen Idealkonkurrenz und Gesetzes- 
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sondern nur den Deliktsbegriflf bezeichnen kann, leuchtet ein, 
schon deshalb, weil es hier dem Gesetzgeber nur um eine 
Einteilung der Delikte zu thun ist, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie zu ihrem Thatbestande einen Erfolg verlangen, dann 
aber auch, weil bei Annahme der gegenteiligen Ansicht alle 
die Delikte, die sich aus Handlung und Erfolg zusammen- 
setzen, weil sie nicht Handlung im engeren Sinn sind, auch 
nicht durch die in § 1 aufgestellte Einteilung getrolBfen wür- 
den, also keine Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen 
wären. In dem gleichen Sinne, also zur Bezeichnung des 
DeliktsbegriiBfs, verwendet der Gesetzgeber den Ausdruck 
„Handlung" in einer ganzen Reihe von weiteren Stellen, so 
in § 5 ZiiBf. 1, wonach die Verfolgung ausländischer Delikte 
unterbleibt, wenn von den Gerichten des Auslandes über die 
Handlung rechtskräftig erkannt worden ist; denn Gegenstand 
der Beurteilung des ausländischen Gerichtes ist die Handlung 
als Ganzes, als Delikt, nicht bloss die persönliche Thätigkeit 
des Delinquierenden. Aus den gleichen Gründen muss dies 
auch in § 7 angenommen werden, wonach eine im Ausland 
vollzogene Strafe, wenn wegen derselben „Handlung" im 
Gebiete des Deutschen Reichs abermals eine Verurteilung 
erfolgt, auf die zu erkennende Strafe anzurechnen ist. Und 
wenn in § 48 Abs. 2 RStGB. bestimmt wird, dass die Strafe 
des Anstifters nach demjenigen Gesetze festzusetzen ist, 
welches auf die „Handlung" Anwendung findet, zu welcher 
er wissentlich angestiftet hat, so ist auch hier „Handlung" 
in jenem technischen Sinn zu verstehen; denn die Strafe 
findet auf das Delikt, nicht auf die Handlung im Sinne von 
Thätigkeit, Anwendung. Dasselbe gilt für § 257, wonach 
die Strafe der Begünstigung keine schwerere sein darf, als 
die auf die „Handlung" selbst angedrohte. Auch § 346, 
welcher den Beamten mit Strafe bedroht, der die Verfolgung 
einer strafbaren Handlung unterlässt, setzt aus den gleichen 
Gründen jenen technischen Begriff voraus. 

konkarrenz, Münchener HahUitationsschrift, 1900, S. 12 ff., inshesondere 
S. 17 Anm. 1. 

Kitziuger, Ort uud Zeit der Handlung im Strafrecht. 11 
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Dasselbe ist überall da anzunehmen, wo das Oesetz zu- 
nächst den Deliktsthatbestand und zwar als ein Erfolgsdelikt 
aufstellt und dann weiter von diesem Delikte als einer „straf- 
baren Handlung** spricht, so in den §§ 108 Abs. II, 133 Abs.n, 
163, 169, 223 Abs. II, 244, 272, 315 Abs. II, 316 Abs. I, 
318 Abs. I, 319, 321 Abs. II, 322 Abs. II, 323, 324, 326, 349, 
354, 355. In einer ganzen Reihe weiterer Fälle scheint das 
Wort in dem gleichen Sinne gebraucht zu sein, so in §§ 20, 
47, 50, 51—54 (»eine strafbare Handlung ist nicht vor- 
handen, wenn"), 59, 61, 63, Überschrift des 5. Abschn. des 
I. Teils, §§ 78, 79, 83, 85, 91, 102, 106, 107, 111, 113 Abs. HI, 
115 Abs. n, 116 Abs. H, 118, 119, 123 Abs. H, 124, 164, 
214, 259, 261 Abs. II, 329, 345 Abs. H, 357. Wenigstens 
könnten wir an allen diesen Stellen, ohne den Sinn des 
Gesetzes irgendwie zu verändern, den Ausdruck „Handlung" 
oder „strafbare Handlung** durch das Wort „Delikt** er- 
setzen. 

Die gleiche Umwandlung könnte, wieder ohne Beein- 
trächtigung des Sinnes, in zahlreichen Bestimmungen vor- 
genommen werden, in denen die Strafprozessordnung von 
„Handlung** und „strafbarer Handlung** spricht, so in den 
§§ 3, 22, 102, 107, 110 Abs. IV, 111, 114, 127 Abs. III, 130, 
136, 140 Abs. m, 156, 158, 161, 201, 208, 259, 261, 266, 272, 
321, 337 Abs. II, 402 Ziflf. 4, 404, 415, 416, 429, 435 Abs. II, 
449, 453 Abs. III, 459 Abs. II u. 498. In dem gleichen Sinne 
gebraucht die Strafprozessordnung ungefähr ebenso häufig 
das Wort That, so in den §§ 56, 112, 113, 153, 177, 178, 203, 
205, 211, 231, 263, 265, 266, 270, 293, 298, 319, 458 u. 498. 
Auch das Strafgesetzbuch thut dies, wenn auch seltener, 
nämlich in § 68 Abs. I, 213, 243 Ziflf. 4, 250 Ziflf. 1, 307; mag 
man auch annehmen, dass in § 68 dieser Ausdruck mit einer 
bestimmten Absicht gewählt wurde, um anzudeuten, dass 
sich die die Verjährung unterbrechende richterliche Handlung 
nicht gegen das Delikt unter der Bezeichnung als derjenigen 
bestimmten Handlung, wegen der nachher die Verurteilung 
erfolgt, richten, sondern nur das konkrete Vorkommnis zum 
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Gegenstand haben muss, an den anderen Stellen des Beichs- 
strafgesetzbuchs und insbesondere in denen der Strafprozess- 
ordnung ist »That** durchaus identisch mit Delikt oder straf- 
baren Handlung im weiteren Sinn,*) und der Vorschlag, beiden 
Ausdrücken einen verschiedenen Sinn zu geben, die That als 
das objektive Geschehen im Gegensatz zur subjektiven Seite*) 
oder das zufällige Geschehen, die Willensbethätigung eines 
Menschen, die nicht Handlung ist, 3) anzusehen, hält jeden- 
falls der Sprache des Gesetzes gegenüber nicht stand. Spricht 
doch z. B. § 298 Str.PO. von dem Angeklagten, der zur Zeit 
der That das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, und verlangt Fragestellung darüber, ob er bei Idbgehung 
der That die zur Erkenntnis ihrer (also der That) Straf- 
barkeit erforderliche Einsicht besessen hat. Hier kann es 
dem Gesetzgeber nicht auf die objektive Seite, auf das 
Resultat der Thätigkeit ankommen — sonst hätte derjenige, 
welcher vor dem achtzehnten Lebensjahr die Deliktsthätig- 
keit begangen hat, die That nach Vollendung dieses Lebens- 
jahres begangen, wenn das Resultat erst nach diesem Zeit- 
punkt eintritt — , noch weniger aber auf ein zufalliges Ge- 
schehen, eine Willensbethätigung, die nicht Handlung ist; 
denn es handelt sich gerade um die Strafbarkeit dieser Hand- 
lung; auch in § 113 Str.PO. ist von einer mit Haft oder Geld- 
strafe bedrohten That die Rede, die zweifellos Handlung und 
nicht zufälliges oder rein objektives Geschehen ist. Diese 
Fülle von Beispielen liefern wohl eine genügende Bestätigung 
für die Ansicht, dass der Gesetzgeber die Worte „Handlung" 
und „strafbare Handlung"*) und auch, worauf es hier aller- 
dings weniger ankommt, „That" für das Dasein eines Ver- 



*) So auch John § 7 Anm. 3. 

^) Bern er, Teilnahme S. 1 ff., ders., Grundlinien der kriminalisti- 
schen Imputationslehre S. 39. 

») Binding, Normen 2. Bd. S. 37 mit Anm. 56. 

*) Beide Ausdrücke werden in den citierten Gesetzesstellen ohne 
Unterscheidung gehraucht. So spricht RStGB. § 48 Ahs. I von der „straf- 
baren Handlung", Abs. I[ daselbst — offenbar im gleichen Sinne — von 
der .Handlung*' schlechthin. Ebenso § 111 eod. Abs. 1 u. 2. Yergl. hier- 
über Köhler a a. 0. S. 16 mit Anm. 1. 

11* 
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brechensthatbestandes, also für den Begriff „Delikt" verwendet. 
Allein es geschieht dies nicht ausgesprochenermassen, sondern 
mehr unbewusst, und so ist es nicht zu verwundern, wenn 
das Gesetz diesen Sprachgebrauch nicht konsequent festhält, 
vielmehr gelegentlich in den des täglichen Lebens zurück- 
fällt, und „Handlung" in einem Zusammenhang verwertet, 
wo er unmöglich Delikt bedeuten kann. So in § 46 Abs. 11 
RStGB., wonach der Versuch straflos bleibt, wenn der Thäter 
zu einer Zeit, zu welcher die Handlung noch nicht entdockt war, 
den Eintritt des zur Vollendung des Verbrechens oder Ver- 
gehens gehörigen Erfolges durch eigene Thätigkeit abgewendet 
hat. Di* „Handlung", die schon gegeben ist, bevor das Ver- 
brechen oder Vergehen vollendet ist, kann nicht das Delikt 
selbst sein, ist vielmehr Handlung im natürlichen Sinne des 
Wortes, und die Gegenüberstellung der Handlung zu dem 
zur Vollendung des Delikts gehörigen Erfolge scheint sogar 
dafür zu sprechen, dass hier Handlung im eigentlichen engeren 
Sinne, als blosse Thätigkeit ohne jeden Erfolg gemeint sei; 
doch ist dies nur scheinbar so. Die Thätigkeit kann schon 
einen Erfolg gehabt haben, der mit ihr zusammen im natür- 
lichen Sprachgebrauch eine Handlung im weiteren Sinne 
bildet, ohne dass der zur Deliktsvollendung gehörige Erfolg 
eingetreten ist.^) So ist das Schreiben eines beleidigenden 
oder betrügerischen Briefes zweifellos Handlung im weiteren 
Sinne, da es ausser den Schreibbewegungen den greifbaren 
Erfolg des beschriebenen Blattes verlangt. Auch das Auf- 
geben dieses Briefes ist Handlung im weiteren Sinn; denn 
es ist hiezu ausser der Etitäusserungsthätigkeit des Auf- 
gebenden eine Annahmethätigkeit der die Beförderung über- 
nehmenden Person oder Anstalt nötig, und selbst wenn der 
Brief nur in den hiezu bestimmten Kasten geworfen wird, 
so setzt auch diese Handlung ausser der Handbewegung des 
Thäters voraus, dass der Brief nach jener Bewegung vermöge 
der Schwerkraft in den Kasten zu liegen kommt. 

^) Siehe Bin ding, Handb. S, 565 Anm. 3. 
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Zwei weitere Abweichungen von dem technischen Hand- 
lungsbegriflf bieten § 73 und 74 RStGB. dar. § 73 geht von 
der Voraussetzung aus, dass ein und dieselbe Handlung 
mehrere Strafgesetze verletzt. Auch hier kann nur die 
Handlung im natürlichen Sinn gemeint sein, denn eine ein- 
heitliche Handlung als einheitliches Delikt, Verbrechensthat- 
bestand, kann nur ein Strafgesetz verletzen.^) § 74 bildet 
das Gegenstück, indem er von demjenigen spricht, welcher 
durch mehrere selbständige Handlungen mehrere Verbrechen 
oder Vergehen oder dasselbe Verbrechen oder Vergehen 
mehrmals begangen hat; es werden hier Handlung und Ver- 
brechensbegehung geradewegs einander gegenübergestellt, 
können also nicht identisch sein. Die Frage nun, ob die 
natürliche Handlung im Sinne beider Paragraphen die Hand- 
lung im engeren oder im weiteren Sinne sei, muss aber auch 
hier zu gunsten des weiteren Begriffes beantwortet werden. 
Wir können auch hier bei dem vorigen Beispiel des Brief- 
schreibens und Briefsendens bleiben und annehmen, dass 
dieser Brief in denselben Worten eine betrügerische Täuschung 
und eine Beleidigung oder eine Erpressung enthält; dann 
liegt zweifellos Idealkonkurrenz im Sinne des § 73 vor, und 
zwar hergestellt durch eine Handlung im weitern Sinne des 
Wortes. Freilich kann auch eine einheitliche Handlung im 
engeren Sinn des Wortes mehrere Strafgesetze verletzen — 
A. geht im Laufschritt auf der linken Seite einer Brücke, 
während langsames Gehen und Rechtsgehen vorgeschrieben 
ist — aber unzulässig wäre es, den Fall der Idealkonkurrenz 
auf diesen engeren Begriff zu beschränken. 

Der letzte Ausnahmefall, § 67 Abs. IV BStGB., gehört 
den gesetzlichen Bestimmungen an, die uns hier zunächst 
interessieren. „Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an 
welchem die Handlung begangen ist, ohne Rücksicht auf den 
Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges." Klarer kann das 

^) Auch hierüber insbesondere Binding, Handb S. 573 ff., Köhler 
a- a. 0. S. 13 Anm. 1, S. 44 ff. Die Frage ist bestritten. Vergl. anderer- 
seits Wachenfeld S. 57 ff. 
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Gesetz kaum aussprechen, dass zu dem, was es hier unter 
Handlung versteht, der Erfolg nicht gehört, und da die 
Handlung im technischen Sinn als Delikt in den meisten 
Fällen einen bestimmten Erfolg als Teil dieser Handlung 
erfordert, so ist der Schluss, dass hier die Handlung im 
natürlichen Sinne gemeint sei, ein ganz zwingender. Dass 
trotzdem juristische Auslegungskunst es fertig gebracht hat, 
die Verjährung erst mit Eintritt des zum Delikte gehörigen 
Erfolges beginnen zu lassen, also auch hier den Handlungs- 
begriff soweit auszudehnen, dass er diesen Erfolg umfasst, 
soll hier nur erwähnt und erst später besprochen werden. 
Einstweilen sind wir jedenfalls berechtigt, uns an den klaren 
Wortlaut des Gesetzes zu halten und, wie dieses es verlangt, 
den Erfolg nicht zu berücksichtigen. Da der Erfolg schlecht- 
hin, nieht der zum Delikt gehörige Erfolg unberücksichtigt 
bleiben soll, so liegt es nahe, Handlung hier im engsten 
Sinne als blosse Thätigkeit anzusehen; doch soll auch dies 
erst an geeigneterem Orte geprüft werden. 

Aus dieser Gesetzesstelle werden nun für die übrigen 
Fälle, in denen der Gesetzgeber den Ausdruck Handlung 
verwendet, zweierlei Rückschlüsse gezogen, die geradewegs 
entgegengesetzt sind. Entweder sagt man: Indem das Gesetz 
hier von Begehung der Handlung spricht und ausdrücklich 
verlangt, dass hiebei der Erfolg nicht berücksichtigt werde, 
gibt es eine Legaldefinition des Begriffs der Handlung, die 
auch für die übrigen Fälle, in denen das Gesetz diesen Be- 
griff verwendet, massgebend sein muss.^) Oder aber: Da- 
durch, dass das Gesetz an dieser besonderen Stelle einem 
Begriff, den es auch anderwärts vielfach, auch an voraus- 
gehenden Stellen, gebraucht, ausdrücklich eine bestimmte 
engere Bedeutung gibt, lässt es erkennen, dass es sich an 
dieser besonderen Stelle um eine besondere Bedeutung dieses 
Begriffes handelt, also um eine Ausnahme, welche die Regel 
bestätigt, dass der Begriff im allgemeinen weiter, insbeson- 

*) So Birkmeyer, Teilnahme S. 172, Jaristenzeitong IV. Jahrg. , 
1899, S. 301, Stein S. 19. 
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dere den Erfolg mitumfassend, aufgefasst werden muss.*) 
Beide Folgerungen dürfen als unzulässig bezeichnet werden. 
Die erstere wird durch die Thatsache widerlegt, dass das 
Gesetz nachgewiesenermassen in der überwiegenden Mehrheit 
der Fälle den Ausdruck „Handlung" im technischen Sinn als 
Delikt, zu welchem oft auch der sogenannte Deliktserfolg 
gehört, gebraucht. Aber indem dieses Gesetz an einzelnen 
Stellen, § 46 Abs. II, § 73 und 74, auch den natürlichen Hand- 
lungsbegriflf verwendet unter Ausschluss, zwar nicht jeden 
Erfolges aber doch des zum Delikt gehörigen, widerlegt es 
auch die zweite Annahme. Gegen diese spricht insbesondere 
auch, dass der Handlungsbegriflf, der sich aus jener Be- 
stimmung entnehmen lässt, nicht etwa in Form einer Legal- 
definition aufgestellt wird. Das Gesetz sagt nicht: Zur 
Handlung gehört nicht der Erfolg, sondern: Auf die Hand- 
lung kommt es beim Beginn der Verjährungsfrist an, nicht 
auf den Erfolg.*) Damit wird schon ein Handlungsbegriflf 
vorausgesetzt, der den Erfolg nicht in sich schliesst, und 
dieser Begriflf wird nur hier mit besonderer Schärfe hervor- 
gehoben. Man könnte demnach viel eher zu gunsten der 
ersten Annahme sagen : Hier, wo das Gesetz den Handlungs- 
begriflf präzisiert, gibt es zu erkennen, dass der Erfolg kein 
Bestandteil dieses Begriflfes ist. Aber es würde sich dann 
immer noch fragen, ob das Gesetz auch in den übrigen 
Fällen, in denen es von einer derartigen Präzisierung absieht, 
diesen Begriflf so haarscharf gefasst wissen will, und die 
Thatsachen zwingen uns dazu, diese Frage zu verneinen. 

Wir wissen also nur soviel, dass der Gesetzgeber das 
Wort »Handlung* in doppelter Bedeutung gebraucht, in tech- 
nischer als Delikt, in natürlicher als Thätigkeit unter Aus- 
schluss des zum Verbrechen gehörigen Erfolges. Dieser 
Ausdruck kann also auch in den uns interessierenden Fällen 
des § 2 und 3 RStGB. und § 7 RStPO. — § 67 Abs. IV 



^) WachenfeJ_d, Theorie der Verbrechenskonkurrenz (1893) S. 24. 
ich ~" * — - ^ .^- 



Aehnlich Binding, Handb. S. 417 mit Anm. 9. 

3) Siehe Birkmeyer a. a. 0. (Teünahme) S. 172 
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RStGB. betrachten wir einstweilen als erledigt — die eine 
oder die andere Bedeutung haben. Da aber in der Sprache 
des Gesetzgebers der natürliche HandlungsbegriiBf die Aus- 
nahme, der technische die Regel bildet, so spricht immerhin 
die Vermutung dafür, dass auch an jenen Stellen der regel- 
mässige Begriff zu gründe zu legen ist. Es liegt vielleicht 
nahe, diese Vermutung noch damit zu unterstützen, dass an 
jenen Stellen nicht schlechthin von der Handlung, sondern 
von dem „Begehen* einer Handlung die Rede ist; denn mit 
dem Begehen verbinden wir im Leben immer den Begrifl 
eines Deliktes oder doch einer Missethat; von dem Begehen 
einer Thätigkeit oder einer lobenswürdigen Handlung wird 
niemals gesprochen. Aber indem das Strafgesetzbuch gerade 
in § 67 Abs. IV von dem Begehen einer Handlung spricht, 
in einem Zusammenhange, der den Deliktsbegriff ausschliesst, 
zeigt es, dass es sich von diesem Sprachgebrauch freimacht. 
Immerhin hat jene Vermutung, weil im Zweifel der Regel 
und nicht ihrer Ausnahme zu folgen ist, viel für sich; nur 
geht es zu weit, wenn man sie zur apodiktischen Gewissheit 
erhebt. 1) 

Eine solche dürfte, wie dies auch die meisten, welche 
den Sprachgebrauch des Gesetzes für den gleichen Zweck 
untersuchten, anerkannt haben,*) aus diesem überhaupt nicht 
zu entnehmen sein. Allein selbst wenn dies der Fall wäre, 
so wäre die Frage der örtlichen und zeitlichen Bestimmung 
des Deliktes durch diesen Sprachgebrauch nur dann gelöst, 
wenn er auf den natürlichen Handlungsbegriff in seiner engeren 
Bedeutung verweisen würde; dann müsste Ort und Zeit der 
Begehung nach der Thätigkeit bestimmt werden, da sie allein 
die Handlung ist. Würde er hingegen auf den natürlichen 
Handlungsbegriff in weiterem Sinne, also einschliesslich des 
Deliktserfolges, verweisen, so würde er wieder auf die Grund- 
form der Verursachung eines Ereignisses zurückführen mit 



^) Binding, Handb. S. 417, 565 Anm. 3. 

*) Betz S. 36, Schneidler S. 18, Herzog, Gerichtssaal Bd. 
S. 298, auch Seeger, Goltd. Archiv Bd. 20 S. 147. 
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all den Zweifeln und Erwägungen, die sich hieran anschliessen. 
Noch mehr gilt dies, wenn die Entscheidung des Sprach- 
gebrauchs zu gunsten des juristischen Handlungsbegriffes 
ausfallen würde. Handlung ist dann gleich Delikt; im Sprach- 
gebrauch der deutschen Gesetze liegt dann überhaupt nichts 
besonderes, und wo und wann das Delikt begangen ist, wird 
durch ihn nicht erläutert.^) Für denjenigen allerdings, der 
sich zu den bisherigen Ausführungen bekennt, wäre damit 
die Frage zu gunsten der Thätigkeit entschieden. 

Diese Ansicht könnte nun aber doch noch in anderer 
Weise durch den Sprachgebrauch des deutschen Rechtes in 
Frage gestellt oder umgekehrt bestätigt werden, nämlich 
dadurch, dass das Gesetz, ganz abgesehen davon, was es 
unter Handlung versteht, Zeit und Ort der Handlung an 
andern als den zweifelhaften Stellen nach irgend einer 
Richtung in so unzweideutiger Weise bestimmt, dass dadurch 
auch ein Rückschluss auf die zweifelhaften Stellen ermöglicht 
wäre. In diesem Sinne lassen sich nur die §§ 51, 55, 56, 57 
RStGB. verwerten. Nach § 51 ist keine strafbare Handlung 
vorhanden, wenn der Thäter sich zur Zeit der Begehung der 
Handlung in einem Zustand von Bewusstlosigkeit oder 
krankhafter Störung der Geistesthätigkeit befand; nach § 55 
kann nicht bestraft werden, wer bei Begehung der Handlung 
das zwölfte Lebensjahr nicht vollendet hat; § 56 bestimmt 
Straflosigkeit für den Angeschuldigten, „welcher zu einer 
Zeit, als er das zwölfte, aber nicht das achtzehnte Lebens- 
jahr vollendet hatte, eine strafbare Handlung begangen hat", 
wenn er „bei Begehung derselben" die zur Erkenntnis ihrer 
Strafbarkeit erforderliche Einsicht nicht besass; besass er 
hiebei diese Einsicht, so sieht § 57 für ihn Strafminderung 
voraus. In allen diesen Fällen werden wir mit zwingender 
Notwendigkeit darauf verwiesen, Ort und Zeit der Handlung 
nach der blossen Thätigkeit unter Ausscheidung jedes Er- 
folges zu bestimmen. Wir würden sonst zu der schon mehr- 



1) Richtig Schneidler S. 18. 
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fach erwähnten, unannehmbaren Konsequenz gelangen, den- 
jenigen, der im bewusstlosen Zustand oder als Kind vor 
Vollendung des zwölften Lebensjahres, als Jugendlicher unter 
achtzehn Jahren und ohne Besitz der erforderlichen Einsicht 
durch seine Thätigkeit auf einen Deliktserfolg hinwirkte, 
dennoch zu strafen, wenn dieser Erfolg oder überhaupt ein 
Erfolg der Thätigkeit erst zu einer Zeit eintrat, in der dem 
Thäter jene strafbefreienden persönlichen Verhältnisse nicht 
mehr zu gute kommen. 

Wenn nun aus diesen ganz unzweideutigen Stellen ein 
Schluss auf die zweifelhaften gezogen werden kann, so lautet 
er zu Gunsten der persönlichen Thätigkeit, und streng logisch 
ist diese Schlussfolgerung eigentlich unabweisbar, i) Dennoch 
soll auf sie kein entscheidendes Gewicht gelegt werden. Es 
hat immer etwas Missliches, aus der Wortfassung einzelner 
Gesetzesstellen weittragende Schlussfolgerungen für die Aus- 
legung des ganzen Gesetzes zu ziehen. Allerdings, wenn der 
Gesetzgeber konsequent wäre, müsste das, was sich aus einer 
gelegentlichen Ausdrucksweise entnehmen lässt, massgebend 
sein für alle Fälle, in denen sich der Gesetzgeber des glei- 
chen Ausdrucks bedient. Aber dabei würde vorausgesetzt, 
dass der Gesetzgeber bei dieser einzelnen Gelegenheit an alle 
jene übrigen Fälle gedacht hat, und dies erscheint wohl dann 
zulässig, wenn das Gesetz eine Legaldefinition in deutlich 
erkennbarer Absicht ihrer Allgemeingültigkeit aufstellt; wo 
aber dies nicht der Fall ist, dürfen wir auf eine gelegent- 
liche Wendung kein übergrosses Gewicht legen; wir laufen 
dabei Gefahr, dass wir gerade, indem wir den Sinn dieser 
einzelnen Wendung genau und überall festhalten, uns gegen 
den Geist des Gesetzes verfehlen. Ein Gesetzbuch ist schliess- 
lich kein System von mathematischen Gleichungen, bei denen 
jede Grösse unabänderlich sich selbst gleich ist, sondern 
Ausdruck einer Fülle von Gedanken mit dem Mittel der 
Sprache, und weil die Sprache in ihrer Geschmeidigkeit 

*) Hierauf legt insbesondere Birkmey er, Juristenzeitung IV S. 301, 
Gewicht. Vergl. auch Teilnahme S. 172. 
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durchaus nicht konsequent ist, sondern den Worten eine 
mannigfache wechselnde Bedeutung beilegt, können wir auch 
bei dem Gesetzgeber jene starre Konsequenz nicht voraus- 
setzen. 

Wenn nun auch nicht vollbeweisend, eine gewisse Be- 
weiskraft hat es immerhin, wenn das Gesetzbuch, wie dies 
hier der Fall ist, mehrere Bestimmungen enthält, in deren 
Zusammenhang die Zeit der Begehung notwendig nach der 
der persönlichen Thätigkeit bestimmt werden muss, dagegen 
keine einzige, aus der sich eine andere Antwort auf die Frage 
nach Zeit und Ort der Handlung ohne weiteres entnehmen 
lässt. 

Für jene Ansicht sprechen sohin die natürliche Betrach- 
tung der Dinge, rechtliche Erwägungen allgemeiner Art und 
auch der Sprachgebrauch der Quellen, keiner der drei Gründe 
allerdings mit zwingender Beweiskraft, alle aber mit einem 
grossen Masse von Wahrscheinlichkeit, und da ein zwingen- 
der Beweis überhaupt ausgeschlossen erscheint, dürfen wir 
uns wohl einstweilen bei dieser Anschauung beruhigen. 

Damit aber, dass die persönliche Thätigkeit entscheiden 
soll, sind noch nicht alle Zweifel gelöst. Bei der repetieren- 
den Deliktsthätigkeit bleibt noch die Wahl zwischen dem 
individuellen und dem gesetzlichen Thatbestand. Auf wel- 
chen der beiden es dem Gesetze ankommt, lässt sich nicht 
nach allgemeinen rechtlichen Gesichtspunkten entscheiden; 
es hängt dies vielmehr jeweils von dem besonderen recht- 
lichen Zusammenhang ab. Da aber der individuelle That- 
bestand einen Gesamtraum und eine Gesamtzeit erfordert, 
diese Annahme jedoch im Rechte unverwertbar ist^) und 
durch Fiktion dahin umgewandelt werden müsste, dass das 
Delikt, das sich über mehrere Orte erstreckt, an jedem ein- 
zelnen Orte als begangen gilt, so empfiehlt es sich, im Zweifel 
von dem gesetzlichen Thatbestande auszugehen, den auch 
die natürliche Anschauung an jedem Einzelorte und in jedem 
Einzelzeitpunkt begangen sein lässt. 

Siehe S. 149 f. 
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Bei der zusammengesetzten Deliktsthätigkeit hat die 
natürliche Betrachtung zunächst auf den Gesamtraum und 
die Gesamtzeit, bei ungenauerer Betrachtungsweise jedoch, 
die weniger den Hergang als das Resultat berücksichtigt, 
auf den Ort und den Zeitpunkt der letzten, abschliessenden 
Thätigfceit verwiesen. Obwohl nun bei der ersteren An- 
schauung der Gesamtraum und die Gesamtzeit erst wieder 
durch jene Fiktion für das Recht verwertbar gemacht werden 
müsste, dürfte ihr doch im Zweifel der Vorzug vor der 
zweiten gegeben werden. Einmal deshalb, weil, wie schon 
erwähnt, kein Grund zu der Annahme vorhanden ist, dass 
das Recht auf den ganzen Vorgang weniger Gewicht legt, 
als auf sein Endresultat. Dann aber würde auf diese Weise 
Ort und Zeit der Begehung nicht mit genügender Genauig- 
keit bestimmt, und könnten im Einzelfalle unlösbare Zweifel 
entstehen. Die zeitlich letzte Thätigkeit schlechthin ent- 
scheiden zu lassen, geht nicht an. Es wäre sonst — eine 
Ansicht, zu der sich niemand bekennen wird — ein Mord 
ausschliesslich in Frankreich begangen, wenn Thäter und 
Opfer zuerst auf deutschem Gebiete nahe der Grenze standen, 
letzterer auf das französische Gebiet entflieht, der Mörder aber 
ihm nacheilt und ihm diesseits der Grenze mehrere tötliche 
Stiche versetzt, jenseits derselben aber noch eine ganz un- 
erhebliche Wunde oder nur eine Hautschürfung beibringt.^) 
Irgend ein Zusatz zu diesem „letzten^, der andeutet, dass 
dieser letzte Teil der Thätigkeit auch der abschliessende, 
entscheidende sein muss, ist sohin unbedingt erforderlich 
und auch bei den Vertretern jener Anschauung gebräuchlich. 2) 
Wie ist es aber nun, wenn jeder Teil der Thätigkeit gleich 
entscheidend ist, wenn nur alle Teile in ihrem Zusammen- 

1) Vergl. Schneidler S. 46, Schwarze, StGB. S. 260. 

*) So spricht Goltdammer, Materialien z. StGB. S. 71, von der 
„letzten vollendenden Handlung '', ebenso Oppenhoff § 3 n. 10; Stein 
erklärt sich für die „entscheidende Thätigkeit" (S. 25), Hälschner, Lehrb. 
1 S. 131 und Keller § 7 n. 2a für den „Abschluss der Thätigkeit", ebenso 
Lehmann, Das zeitliche Herrschaftsgebiet der Strafrechtssätze, 1895, 8. 49, 
Wieding, Holtzend., Rechtslexikon Bd. 2 S. 101 und Finger, Oesterr. 
Strafr. S. 169. 
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hang die Entscheidung herbeigeführt haben, oder aber, wenn 
sich überhaupt nicht feststellen lässt, welcher der entschei- 
dende war? Der Sachverständige erklärt in dem vorerwähnten 
Falle, von den diesseits und jenseits der Grenze beigebrachten 
Wunden sei jede einzelne tötlich gewesen, oder aber, keine 
sei absolut tötlich gewesen und nur alle zusammen, die Ver- 
blutung infolge der grossen Anzahl der Wunden, habe den Tod 
bewirkt, oder endlich, es sei ungewiss, ob die auf deutschem 
oder die auf französischem Gebiete beigebrachten Verletzungen 
für sich allein den Tod hätten herbeiführen können! Man 
sieht, welche Schwierigkeiten sich der Durchführung jener 
Theorie in der Praxis entgegenstellen, Schwierigkeiten, die, 
wie das letzte Beispiel zeigt, unüberwindlich sein können 
und die dann auch die Vertreter jener Ansicht veranlassen 
müssten, diese im Notfalle preiszugeben und anzuerkennen, 
dass im Zweifel jeder einzelne Thätigkeitsteil Ort und Zeit 
der Begehung bestimmt, i) Wenn man daher ein festes Prinzip 
haben will, so wird man sich sogleich zu dieser ersten An- 
sicht bekennen, die jedenfalls den Vorzug fester Bestimmt- 
heit und leichter praktischer Anwendbarkeit für sich hat. 

Hiedurch wird auch der — sicher nicht gering anzu- 
schlagende — systematische und praktische Vorteil einer 
einheitlichen Lösung der ganzen Frage in denkbar höchstem 
Masse erreicht. Die strafbare Handlung ist dann in 
jedem Zeitpunkt und an jedem Orte begangen, an 
dem der Thäter in Ausführung der strafbaren Hand- 
lung persönlich thätig war. Dies gilt sowohl für das 
reine Thätigkeits- als auch für das Erfolgsdelikt, für die 
einfache, die repetierende und die zusammengesetzte Delikts- 
thätigkeit. Bei dem Unterlassungsdelikte ist dann aus den 
gleichen Gründen wie bei dem Commissivdelikte der einen 
Gesamtraum erfordernde individuelle Thatbestand im Zweifel 
nicht zu berücksichtigen, und es ist daher das Unterlassungs- 
delikt dann und dort begangen, wo der Unterlassende seine 



1) Stein S. 25. 
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Thätigkeit hätte beginnen müssen, wenn die Yerpflichtung 
darüber hinaus andauert, an allen Orten und in jedem Zeit- 
punkt, in dem er die ihm fortgesetzt gebotene Thätigkeit 
anfangen müsste. Hieraus ergibt sich die beide Fälle (ein- 
malige und andauernde Verpflichtung) zusammenfassende ein- 
fache Formel: Das (echte und unechte) Unterlassungs- 
delikt ist immer da und überall dort begangen, wo 
der Unterlassende seine Thätigkeit beginnen musste, 
um dem Gesetz zu genügen. 

In diesen beiden Sätzen liegt die allgemeine Lösung 
der Frage, die nur dann eventuell abzuändern ist, wenn sie 
sich im besonderen rechtlichen Zusammenhang nicht bewährt. 

Bevor sie hierauf geprüft wird, müssen noch zwei Ge- 
sichtspunkte allgemeiner Art in Kürze hervorgehoben werden. 

Der eine ist unbestrittener Natur; er betrifft die so- 
genannten Yorbereitungshandlungen. Man ist allgemein^) 
darüber einig, dass diese Ort und Zeit der Begehung nicht 
bestimmen, und es ist dies eigentlich selbstverständlich, denn 
die Vorbereitung der Handlung gehört nicht zu deren Be- 
gehung. Wie nun Vorbereitung und Ausführungshandlung 
voneinander abzugrenzen sind, dies zu bestimmen, mag 
schwierig, vielleicht begrifflich unmöglich sein;^) dennoch 
sollen beide Bogriffe hier als feststehend angesehen werden; 
es würde zu weit führen, auch diese Materie noch eingehend 
zu behandeln. 

Der zweite betrifft die sogenannten Bedingungen der 
Strafbarkeit, ein Begriff, dessen Umfang allerdings noch 
weniger feststeht und der nach unmassgeblicher, an anderer 
Stelle*) näher ausgeführter Ansicht des Verfahrens über- 
haupt entbehrlich und zu verwerfen ist. Man versteht dar- 

*) Vergl. beispielsweise v. Lilienthal S. 279, üllmann, Lehrb. 
S. 188. Meistens wird dies nicht mehr (über die ältere Litteratur s. S. 28) 
aasgesprochen, jedoch von keiner Seite bestritten. 

*) Frank S. 50. 

>) Gerichtssaal Bd. 55 (1898) S. 1 ff. Es wurde dort der 'Kachweis 
versucht, dass da, wo die Strafbarkeit eine bedingte ist, auch die Rechts- 
widrigkeit bedingt ist, dass überhaupt innerhalb des Strafrechts Strafbar- 
keit und Rechtswidrigkeit nicht unterschieden werden dürfen. 
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unter Umstände, die ausserhalb des Thatbestandes des De- 
liktes liegen, aber doch die Strafbarkeit der Handlung be- 
dingen sollen, 1) etwa — es ist dies freilich auch bestritten — 
im Falle des § 139 RStGB. die Ausführung des Verbrechens, 
von dessen Plan ein Dritter Kenntnis hat, und dessen recht- 
zeitige Anzeige er unterlässt. Auch sie dürften, einerlei, wie 
man sich zu dem Begriffe stellt, richtiger Ansicht nach bei 
der örtlichen und zeitlichen Bestimmung des Deliktes nicht 
zu berücksichtigen sein.^) Es folgt dies schon daraus, dass 
sie nicht zum deliktischen Thatbestand gehören sollen. In 
der Verwirklichung dieses Thatbestandes liegt aber das Be- 
gehen des Deliktes, und was sonst etwa noch zur Strafbarkeit 
gehört, kann Ort und Zeit der Begehung nicht bestimmen. 



n. Kapitel. 

Der Ort der Handlung und die räumlichen Grenzen 

der Strafgewalt. 

Nach § 3 RStGB. finden die Strafgesetze des Deutschen 
Reiches Anwendung auf alle im Gebiete desselben begangenen 
strafbaren Handlungen, auch wenn der Thäter ein Ausländer ist. 
Damit ist — eine Unterscheidung, die insbesondere Hälschner 
hervorgehoben hat*) — zugleich die inländische Strafgewalt 
und die Anwendbarkeit der inländischen Strafgesetze in Ab- 
hängigkeit von dem Begehungsort der Handlung gebracht. 

Wenn wir nun den Zusammenhang, in dem hier von 
dem Begehungsorte die Rede ist, zur Lösung der Frage her- 
beiziehen müssen, wo dieser Ort gesucht werden muss, so 
dürfen wir von vornherein aus diesem Zusammenhang kaum 
eine reiche Ausbeute erwarten; dazu ist diese Bestimmung 
denn doch zu dürftig. Was sie besagt, ist nicht mehr als: 



*) Frank S. 79, Binding, Normen 1. Bd. S. 232 ff., Handb. S. 588 ff., 
V. Liszt S. 188 ff. 

') So die gemeine Meinung. Dagegen nur Bennecke S. 84Anm. 7, 
teilweise, bei der Verjährung, auch Binding, Handb. S. 840 Anm. 29. 

») Lehrb. I S. 132. 
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„Das inländische Strafgesetz ist anwendbar, wenn die Hand- 
lung im Inland begangen ist." Hierin nun eine Lösung der 
Frage zu finden, ob eine strafbare Handlung im Inland oder 
Ausland begangen wurde, heisst eigentlich sich im Kreise 
herumdrehen. 1) Wir wissen damit nur soviel, dass der Gesetz- 
geber uns überhaupt die Frage zur Beantwortung vorlegt, 
wo ist eine strafbare Handlung begangen? und uns damit 
berechtigt und verpflichtet, alle Mittel der juristischen Technik, 
die uns zur Beantwortung dieser Frage zu Gebote stehen, 
auch anzuwenden, also zunächst die bisher gewonnenen Re- 
sultate auch hier zu verwerten. Es lässt sich der Einwand 
erwarten: Da hier der Ort der Handlung für die inländische 
Strafgewalt und für die Herrschaft der inländischen Gesetze 
von Bedeutung ist, so sind die allgemeinen Grundsätze 
über die Grenzen der Strafgewalt und der Gesetzes- 
herrschaft die Mittel zur Lösung der Frage. Gewiss wären 
sie das, wenn es nur solch allgemeine feststehende Grund- 
sätze gäbe. Aber sie sind in der That nicht vorhanden. 
In keinem Gebiete des an Streitfragen so reichen Strafrechts 
herrschen vielleicht grössere Meinungsverschiedenheiten als 
gerade über jene Grundsätze. Man braucht, um dies zu er- 
kennen, keine tiefgehenden Forschungen anzustellen. Ein 
oberflächlicher Einblick in die zeitgenössischen Lehr- und 
Handbücher genügt, um zu zeigen, wie nicht nur die ver- 
schiedenartigsten und gegensätzlichsten Grundsätze — Terri- 
torialprinzip, Subjektions- oder Personalitätsprinzip, Real- 
prinzip, System der Weltrechtspflege — zahlreiche und nam- 
hafte Vertreter finden, sondern auch die Vertreter jedes 
einzelnen Systems über dessen Sinn und Tragweite uneins 
sind. 2) Und was insbesondere unser deutsches Recht an- 
langt, so müssen wir gleich nachher zu der Frage Stellung 
nehmen, welches dieser sogenannten Prinzipien seinen dies- 
bezüglichen Bestimmungen zugrunde liegt. Auf solch schwan- 
kendem Boden können wir unmöglich die Lösung der Frage 

») Vergl. Betz S. 57. 

2) Vergl. z. B. Binding, Handb. S. 370 ff., v. Liszt S. 83 ff. 
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aufbauen. Das Einzige, was wir erhoffen können, sind Finger- 
zeige für die Lösung, nicht diese selbst. 

Wenn man, wie dies allgemein geschieht, das Wesen 
des Territorialprinzips darin erblickt, dass die Grenzen des 
Staatsgebietes auch die der Herrschaft des Strafgesetzes sind, 
sodass dieses Gesetz grundsätzlich auf die innerhalb dieses 
Gebietes begangenen Handlungen Anwendung findet, wenn 
man sodann mit dem schon citierten § 3 RStGB. den ersten 
Satz des § 4 (, Wegen der im Ausland begangenen Verbrechen 
und Vergehen findet in der Regel keine Verfolgung statt**) 
zusammenhält, so ist es schwer begreiflich, wie überhaupt 
Zweifel darüber bestehen können, dass sich der deutsche 
Gesetzgeber zu diesem Prinzipe bekannt hat. Jedenfalls hätte 
er, wenn er sich hiezu bekennen wollte, dies nicht schärfer 
ausdrücken können, als durch die positive Fassung des § 3 
zusammen mit der negativen in der Einleitung des § 4. In 
der That herrscht diese Ansicht heute allgemein; Binding 
allein hat ihr seine Autorität entgegengesetzt.^) Seine ab- 
weichende Ansicht gründet sich darauf, dass 

1. dem Realprinzipe behufs unbedingten Schutzes in- 
ländischer und internationaler Rechtsgüter mehrfach und in 
sehr wichtigen Fällen volle Anerkennung seitens der Gesetz- 
gebung gezollt wird; 

2. zufolge der Bestimmung des § 4 Abs. H Ziff. 3 RStGB. 
die meisten inländischen Verletzungs- und Gefahrdungsverbote 
den Deutschen auch im Interesse der ausländischen Rechts- 
welt binden. 

Würde hieraus nur der Schluss gezogen, dass das in 
§ 3 RStGB. aufgestellte Territorialprinzip durch die in § 4 ff . 
geschaffenen Ausnahmen so durchlöchert ist, dass es nicht 
mehr als das das Gesetz beherrschende bezeichnet werden 
kann,^) so könnte dies hier dahingestellt bleiben; uns inter- 

») Handb. S. 402 ff. Vergl. auch Grandriss 1 S. 73. 

') Aehnlich v. Wächter, Beitrag zor Geschichte und Kritik der 
Entwürfe eines Strafgesetzb. f. d. norddeutschen Bund, 1870, S. 74. Vergl. 
auch Heinze, Staatsrechtliche u. strafrechtliche Erörterungen zu d. amt- 
lichen Entw. eines Strafgesetzb. f. d. nordd. Bund, 1870, S. 187 ff. 
Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafirecht. 12 
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essiert nur § 3, und ob man in ihm eine wirkliche Regel 
oder eine nur scheinbare, thatsächlich durch Ausnahmen 
überwucherte erblickt, wäre für seine Auslegung gleichgültig. 
Allein Binding folgert aus diesen Ausnahmen, dass der Gesetz- 
geber die Regel des § 3 unmöglich im Sinne des Territorial- 
prinzips gemeint haben kann; wie der Rechtsgüterschutz der 
treibende Gedanke des Real- und Personalprinzipes, so sei 
er es auch in dem sogenannten Ten^torialprinzip des § 3, 
den der Gesetzgeber nur in dem Glauben vorangeschickt 
habe, dadurch der inländischen Rechtsgüterwelt den wirk- 
samsten Schutz zu verleihen. Hiedurch würde nun die Be- 
stimmung des § 3 selbst in einem ganz anderen Lichte er- 
scheinen, aber kaum mehr in natürlicher Beleuchtung. Ver- 
gebens fragt man sich, warum der Gesetzgeber, wenn für 
ihn der Rechtsgüterschutz und das Realprinzip der treibende 
Gedanke gewesen ist, dieses Prinzip, das damals bereits 
mehrfach in den deutschen Partikulargesetzen ausgeprägt 
war,i) nicht auch ausgesprochen, vielmehr die von ihm 
vorangeschickte Regel in eine Fassung gekleidet hat, die 
man damals und auch heute noch allgemein — auch Binding 
macht hier keine Ausnahme^) — zur Bezeichnung des Terri- 
torialprinzips wählt. Der Glaube, hiedurch die inländische 
Rechtsgüterwelt am besten zu schützen, kann hiebei für den 
Gesetzgeber nicht massgebend gewesen sein. Die Fälle, in 
denen infolge jener Bestimmung mitsamt ihren Ausnahmen 
die inländischen Rechtsgüter ungeschützt bleiben — Beleidi- 
gung deutscher Persönlichkeiten durch einen Franzosen in 
einer in Paris gehaltenen Rede, Schädigung deutschen Ver- 
mögens durch ausländische betrügerische Eonkurse oder 
Börsenmanöver etc. — sind zu handgreiflich, als dass sie 
ein Gesetzgeber, für den thatsächlich der Schutz inländischer 
Rechtsgüter der leitende Gedanke war, hätte übersehen 



^) Und zwar neben dem Territorialprinzip bezüglich der von Aus- 
ländem im Ausland begangenen Verbrechen, so das badische StGB. v. 1845 
§ 5, das württembergische v. 1839 Art. 5, das bayeiische v. 1861 Art. 12. 

2) Handb. S. 382. 
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können. Die Motive^) besagen es überdies, dass der Gesetz- 
geber sich zum Territorialprinzip bekennen wollte, das Gesetz 
sagt es gleichfalls eben durch die Fassung des § 3 und die 
Einleitung des § 4, und wenn man nicht, wovor gerade in 
dieser Materie mit besonderer Berechtigung Binding warnt, 2) 
Erwägungen de lege ferenda an Stelle der Gesetzesauslegung 
treten lassen will, muss man wohl anerkennen, dass § 3 
nichts anderes bedeutet als die Anerkennung des Territorial- 
prinzips. Es ist dies so klar und energisch ausgesprochen, 
- dass es auch nicht durch die scharfsinnigste und tiefgehendste 
Interpretation widerlegt werden kann. 

Bei der Aufstellung dieses Prinzipes hat dem deutschen 
Gesetzgeber, wie auch die Motive*) besagen, das preussische 
Strafgesetzbuch von 1851 als Vorbild gedient. Hier hatte 
in § 3 jenes Prinzip folgende Fassung gefunden: „Das 
preussische Strafgesetzbuch findet Anwendung auf alle in 
Preussen begangenen Verbrechen, Vergehen und üeber- 
tretungen, auch wenn der Thäter ein Ausländer ist.** 
Schon hieraus lässt sich wohl der Schluss ziehen, dass der 
Ausdruck Handlung in § 3 RStGB., wie dies bereits früher 
vermutungsweise ausgesprochen wurde, den jene drei Delikts- 
arten zusammenfassenden Deliktsbegriff, nicht die Handlung 
im natürlichen Sinn des Wortes bedeutet. Es kann dies 
auch nicht wohl anders sein. Denn jenes Prinzip wurde von 
den deutschen Partikularrechten und dann auch vom Reichs- 
rechte übernommen, so wie es sich ausserhalb Deutschlands, 
insbesondere in Frankreich, ausgebildet hatte, und wie es 
auch heute noch z. T. ausserhalb Deutschlands herrscht.*) 
üeberall dort besagt es aber bloss, dass die heimischen Ge- 
setze auf die im Inland begangenen Delikte Anwendung 
finden. Es ist also durchaus nicht anzunehmen, dass das 



») S. 13. 

«) Handb. S. 377. 

«) S. 13. 

*) Vergl. z. B. das österreichische Strafgesetzbuch von 1852 § 37 
tt. 234, woselbst gleichfalls von Verbrechen, Vergehen und üebertretungen 
die Rede ist. lieber das italienische Strafgesetzbuch siehe S. 65. 

12* 
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deutsche Gesetz mit dem Worte „Handlung'' hier etwas 
anderes besagen will, zumal ja dieser Deliktsbegriff der 
eigentlich technische und den Sprachgebrauch des Eeichs- 
strafgesetzbuchs überwiegend beherrschende des Wortes 
„ Handlung '^ ist. Es wäre daher auch auf diesem Gebiete 
verfehlt, unter Zugrundelegung des natürlichen Handlungs- 
begriffes der Lösung der Frage näher kommen zu wollen. 

Aber auch das Territorialprinzip selbst wird nur wenig 
zu dieser Lösung beitragen. Schon die Thatsache, dass die 
deutsche Rechtswissenschaft fast übereinstimmend in § 3 
EStGB. die Sanktionierung dieses Prinzipes erkennt und 
trotzdem den Ort der Handlung auch in diesem Zusammen- 
hang in verschiedenartigster Weise bestimmt, zeigt, dass mit 
dieser Erkenntnis wenig gewonnen ist. 

So viel steht fest, dass das Territorialprinzip den Grund- 
satz der Souveränität, speziell der Gebietshoheit, auf das 
Strafrecht überträgt. ^) Es ist nun die Folgerung naheliegend, 
dass alles, was in strafrechtlicher Beziehung auf diesem Ge- 
biete geschieht, also auch jeder Bestandteil des Delikts, 
dieser Gebietshoheit und damit auch den Strafgesetzen ver- 
fallen ist. Indem aber jener Grundsatz verlangt, dass die 
„strafbare Handlung'', das Delikt im Inland geschehen sein 
müsse, verbietet er diese Folgerung. Man kann, wie schon 
früher dargethan, nicht ohne weiteres dem Ganzen einen 
beliebigen Teil substituieren. Ebenso verfehlt wäre aber 
auch der umgekehrte Schluss, es müsse, weil das Delikt im 
Inland begangen sein muss, alles das, was wir als einzelne 
Deliktsteile ansehen, im Inlande begangen sein, oder gar, es 
müsse der im Inland begangene Deliktsteil der inländischen, 
der im Ausland begangene der ausländischen Strafgewalt 
verfallen sein.^) Es würde dabei vorausgesetzt, dass das 

^) Siehe hierüber insbes. v. Rohland, Internationales Strafrecht 
S. 25 f. 

*) Vergl. hierüber auch Schneid 1er a. a. 0. S. 49 f. Eine solche 
Teilung würde aber auch, wie auch Bin ding, Handb. I S. 422 hervorhebt, 
darin Hegen, dass man ein vollendetes Delikt im Inland als Versuch strafen 
würde, wenn die Thätigkeit im Inland entfaltet wurde, der Erfolg hingegen 
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Delikt ein aus verschiedenen gleich wesentlichen körperlichen 
Bestandteilen oder äusseren Erscheinungen zusammengesetztes 
Aggregat sei, eine Voraussetzung, die, insbesondere beim 
Erfolgsdelikt, verfehlt ist. Auch das Territorralprinzip ver- 
weist uns daher schliesslich, statt die Frage der örtlichen 
und zeitlichen Bestimmung der Handlung zu lösen, auf eine 
genaue Erforschung des Wesens des Delikts und auf seine 
örtliche und zeitliche Bestimmung aus diesem Wesen heraus 
unter Zuziehung allgemeiner rechtlicher Gesichtspunkte, so- 
hin, nach dem früher Gesagten, auf den Ort jeder Einzel- 
thätigkeit. 

Diese Ansicht würde noch wesentlich unterstützt, wenn 
wir, einer ziemlich verbreiteten Anschauung folgend, eine 
Umdeutung des Territorialprinzips vornehmen dürften, i) Das- 
selbe soll nämlich im Grunde nicht sowohl eine örtliche Um- 
grenzung der dem Strafgesetze unterworfenen Delikte als 
der demselben unterworfenen Personen bedeuten, in der Art, 
dass sich alle diejenigen, welche sich auf inländischem Terri- 
torium befinden, auch dem inländischen Strafgesetze unter- 
stellt sind. Da nun der Delinquierende an dem Orte, an 
dem er sich aufhält, auch die Deliktsthätigkeit entfaltet, so 
würde das Territorialprinzip in diesem Sinne immer auf den 
Ort der persönlichen Thätigkeit verweisen. Allein diese Um- 
deutung erscheint begrifflich nicht gerechtfertigt. Es ist 
eben etwas anderes, ob der Staat die auf seinem Gebiete 
weilenden Personen oder die auf diesem Gebiete sich ab- 
spielenden Delikte seinen Gesetzen unterwirft. Bei der Gleich- 
stellung beider Begriffe wird schon von vornherein angenom- 
men, dass das Wesen des Delikts in der Deliktsthätigkeit 



im Ausland eingetreten ist. So Schwarze, StGB. f. d. nordd. Bund, 1870, 
S. 8; auch Oppenhoff § 3 n. 11 in dem Falle, dass die Handlung im 
Ausland straflos ist, ebenso Bin ding selbst, Handb. I S. 416 Anm. 7, 
422 Anm. 26. Dem dürfte, ganz abgesehen von der Unteilbarkeit der 
Handlung, schon der Wortlaut des § 48 RStGrB. entgegenstehen, so auch 
Betz S. 58. 

*) Siehe insb. v. Rohland a. a. 0. S. 22 ff.. Berner, Wirkungskreis 
des Strafgesetzes S. 81 ff., Bremer, Gerichtssaal Bd. 17 (1865) S. 421, 
ähnlich V. Bar, Lehrb. S. 236. 
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besteht, da nur dann Begehungsort und Aufenthaltsort des 
Thäters zusammenfallen. Gerade das ist aber noch zu be- 
weisen, und dass es sich nicht ohne weiteres aus dem Terri- 
torialprinzip ergibt, beweist die Thatsache, dass z. B. der 
Entwurf eines Schweizer Strafgesetzbuches, obwohl er dem 
Territorialprinzip huldigt, eine Legaldefinition des Ortes der 
Handlung gibt, wonach sowohl der Ort der persönlichen 
Thätigkeit als auch der des Erfolges, beide gleichberechtigt, 
entscheiden.!) Auch aus dem dem Territorialprinzip zu 
gründe liegenden Gedanken der Souveränität lässt sich diese 
Gleichstellung nicht ableiten. Denn es hiesse diesen Begriff 
einengen, wenn man sein Wesen nur darin erblicken würde, 
dass die auf dem Territorium weilenden Personen der Staats- 
gewalt unterworfen sind;*) es wäre dann unerklärlich, wie 
der Staat sein Besteuerungsrecht auf denjenigen ausdehnt, 
der, als Ausländer im Ausland weilend, im Inland Grund- 
stücke besitzt, oder von Waren, die ins Inland gelangen, 
Zölle erhebt. Kraft der Gebietshoheit sind vielmehr nicht 
nur die im Htnland sich aufhaltenden Personen, sondern alles, 
was sich auf diesem Boden befindet oder in Erscheinung tritt, 
der Staatsgewalt unterworfen, und so könnte, wie bereits 
bemerkt, gerade eine folgerichtige Durchführung des Souve- 
ränitätsgedankens zu der falschen Ansicht verleiten, dass 
jeder im Inland in Erscheinung tretende Teil eines Delikts- 
thatbestandes die inländische Strafgewalt begründet. 

Historisch dürfte allerdings jene ümdeutung des Terri- 
torialprinzips, wonach der Aufenthalt im Inland und die 
staatlichen Hoheitsrechte über die im Inland sich aufhalten- 
den Personen das Entscheidende ist, berechtigt sein. Hiefür 
spricht schon der Umstand, dass man früher die Bestrafung 
der von Ausländern im Inland begangenen Verbrechen mit 
der Annahme rechtfertigte, diese Ausländer seien während 

1) Siehe S. 37 Anm. 1. 

*) Vergl. über den SouveräDitätsbegriff Gar eis, Allgemeines Staats- 
recht (Marquardsens Handb. des öffentlichen Rechts der Gegenwart 
1. Bd.), 1887, S. 26 ff., Rehm, Allgemeine Staatslehre (eod. 2. Einleitungs- 
band), 1899, S. 61. 
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ihres Aufenthalts im Inland als subditi temporarii der in- 
ländischen Strafgewalt unterworfen, i) und wir sahen früher,*) 
dass gerade dieser Gedanke um die Wende des Jahrhunderts 
der Ansicht zum Sieg verhelfen hat, welche den Ort der 
Handlung nach der persönlichen Thätigkeit bestimmt. Da 
nun die Aufnahme des Territorialprinzipes in die deutschen 
Partikulargesetze zum Teil um diese Zeit, zum Teil später, 
aber immer noch in einer Zeit erfolgte, in der jene Ansicht 
die herrschende war — es gilt dies insbesondere von dem 
preussischen Strafgesetzbuch von 1851 — da sich dies end- 
lich noch von der Zeit der Entstehung des Reichsstrafgesetz- 
buchs behaupten lässt, so mag man in alledem einen ge- 
wissen historischen Beweis für die Richtigkeit jener Anschau- 
ung erblicken; denn im Zweifel wird eben das Territorial- 
prinzip des Reichsstrafgesetzbuchs in dem Sinne aufzufassen 
sein, wie es dieses von seinen Vorgängern übernommen hat, 
und wie es in seiner Entstehungszeit überwiegend aufgefasst 
wurde. 

Erkennt man dem keine Beweiskraft zu, so ergibt die 
Untersuchung des Territorialprinzipes ein rein negatives Re- 
sultat. Als zweites Hilfsmittel sollen dann Erwägungen der 
Zweckmässigkeit dienen. 

Ein praktisches Bedürfnis ist es jedenfalls, dass der 
Ort der Handlung in allen Einzelfällen klar erkenn- 
bar sei, insbesondere hier, bei der Abgrenzung der staat- 
lichen Strafgewalt, da ein Mangel an Bestimmtheit sogar 
Anlass zu völkerrechtlichen Konflikten geben könnte. Von 
diesem Gesichtspunkt aus verdient nun der Ort der Thätig- 
keit zweifellos den Vorzug vor dem des Erfolges, allein schon 
aus dem Grunde, weil nicht alle Delikte einen Erfolg haben. 
Er fehlt, abgesehen von den blossen Thätigkeitsdelikten, den 
Erfolgsdelikten, die im Stadium des strafbaren Versuches 

*) Siehe beispielsweise Beck (Praxis aurea de jurisdictione, 1750) 
S,435, Stübel, Kriminalverfahren, 1811, 1. Bd. § 224, später Berner, 
Wirkungskreis S. 81, Bremer a. a. 0. S. 424, v. Wächter, Goltd. Archiv 
Bd. 18 (1870) S. 526. 

«) S. 26. 
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stehen bleiben. Es wurde hier vorgeschlagen, den Ort des 
beabsichtigten Erfolges entscheiden zu lassen.^) Dieses Kri- 
terium versagt aber in allen Fällen, in denen der Ort des 
Erfolges dem Thäter gleichgültig oder seine diesbezüghche 
Absicht nicht erkennbar ist. (Das bekannte Beispiel: A. gibt 
dem B., der im direkten Zuge von München über den Brenner 
nach Italien reisen will, auf dem Bahnhof in München vergiftete 
Früchte mit, die dieser aber nicht geniesst. Selbst wenn aber 
hier die Handlung bis zum vollendeten Giftmord gedeiht und 
B. in Verona tot im Coupe aufgefunden wird, ohne dass er- 
kennbar ist, wo der Tod eintrat, versagt gleichfalls die Er- 
folgstheorie. 2) Freilich lassen sich auch umgekehrt FäJle 
denken, in denen der Ort des Erfolges klar zutage tritt, 
der der Ausführungsthätigkeit aber im Dunkeln bleibt. In 
dem Hafen von Hamburg explodiert ein Schiflf durch eine 
Höllenmaschine, und niemand weiss, woher diese gekommen 
ist. Immerhin dürften diese Fälle seltener sein, und sie 
decken sich fast durchwegs mit denen, in welchen der Thäter 
überhaupt unentdeckt bleibt, die Strafgewalt sohin nicht 
praktisch wird. Jedenfalls haben wir hier ein Kriterium, 
das nur in besonderen Einzelfällen aus konkreten Gründen 
versagen kann, nicht aber, wie beim Erfolge, bei einzelnen 
Deliktsgruppen versagen muss. 

Am meisten würde jener praktische Gesichtspunkt zu 
gunsten derjenigen sprechen, welche Thätigkeit und Erfolg 
oder schlechthin jeden Deliktsbestandteil entscheiden lassen. 
Aber auch hiemit wäre nicht für alle Fälle ausgeholfen. Es 
können Spuren vorliegen, die deutlich beweisen, dass ein 
Verbrechen begangen wurde, aber nicht erkennen lassen, 
wo die verbrecherische Thätigkeit stattfand, wo sie weiter 
wirkte und wo der Erfolg eintrat: Der Fluss, der die Grenze 
zweier Staaten bildet, treibt die Leiche eines Ermordeten 



1) Seebach, Sächsisches Jahrb. f. Strafrecht, 1841, S. 62. Auf 
dem gleichen Standpunkt steht auch der Schweizer Entwurf und der des 
Strafgesetzbuches für Norwegen (siehe S. 37 Anm. 1). 

2) Vergl. hierüber auch Schneidler S. 34, v. Lilienthal S. 264. 
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ans Land; bei der Ankunft des Schnellzuges Berlin— Mailand 
in Mailand wird die Entdeckung gemacht, dass Gepäckstücke 
von Reisenden gestohlen worden sind. Die Gefahr der ört- 
lichen Unbestimmtheit würde sohin nur gemindert, nicht aber 
ausgeschlossen werden, und dieser geringe quantitative Unter- 
schied, der nur in ganz besonderen Fällen praktisch wird, 
kann uns nicht dazu bestimmen, eine Anschauung, die sich 
weder mit dem Wesen der Sache noch mit der natürlichen 
Anschauung verträgt noch durch allgemeine rechtliche Ge- 
sichtspunkte gestützt wird, zur Rechtsregel zu erheben. 

Internationale Verwicklungen können nicht nur durch 
Unsicherheit in der Bestimmung des Begehungsortes, son- 
dern noch viel eher dadurch entstehen, dass dieser Be- 
gehungsort in benachbarten Staaten in verschiedenartiger 
Weise bestimmt wird, z. B. in dem einen Staate nach der 
Deliktsthätigkeit^ in dem andern nach dem Erfolge oder nach 
Thätigkeit und Erfolg. Diese Verschiedenartigkeit kann auch 
zu negativen Kompetenzkonflikten führen, so, wenn die De- 
liktsthätigkeit in einem Lande ausgeführt wird, das den Be- 
gehungsort nach dem Erfolge bestimmt, dieser Erfolg aber 
in einem Lande eintritt, in welchem umgekehrt der Ort der 
Thätigkeit entscheidet. Solche Verwicklungen aber können 
durch blosse Gesetzesauslegung nicht vermieden werden, son- 
dern nur durch internationale Vereinbarungen. Selbst wenn 
mit aller Bestimmtheit nachgewiesen wird, dass nach deutschem 
Rechte der Ort der Thätigkeit entscheidet, so kann sich 
immer noch in den Nachbarstaaten durch die Wissenschaft 
oder durch eine Legaldefinition, wie sie z. B. im Schweizer 
Entwürfe vorgesehen ist, eine gegensätzliche Anschauung 
herausbilden. Ferner können diese Konflikte noch viel eher 
als durch verschiedenartige Auslegung eines Prinzips durch 
Sanktionierung verschiedenartiger Grundsätze in verschiedenen 
Staaten entstehen, so, wenn der eine Staat das Territorial- 
prinzip, der andere das Realprinzip zum Gesetze erhebt. 



1) ffierüber Schneidler S. 54. 
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Übrigens bedeutet die Thatsache, dass aus einem Delikt 
zweierlei Staaten Strafansprüche entstehen, durchaus nicht 
immer einen völkerrechtlichen Konflikt, auch kein begriff- 
liches Unding oder praktischen Schaden. Das deutsche Gesetz 
rechnet sogar mit dieser Möglichkeit und sorgt durch die 
Bestimmung des § 7 RStGB. dafür, dass Härten, die hiedurch 
entstehen könnten, thunlichst vermieden werden. i) Negative 
Kompetenzkonflikte können ohne internationale Vereinbarungen 
nicht vermieden werden, da ein Staat, dem nach seinem 
eigenen Rechte aus einer Strafthat kein Strafanspruch ent- 
standen ist, einen solchen unter keinen Umständen geltend 
machen kann, auch nicht auf die Gefahr hin, dass die Straf- 
that ganz ungesühnt bleibt.^) 

Das Bedürfnis der Bestimmtheit des Thatortes und der 
Vermeidung internationaler Verwicklungen ist sohin nicht ge- 
eignet, den Ausschlag nach der einen oder anderen Richtung 
zu geben. Dieses Bedürfnis ist jedoch ein untergeordnetes 
gegenüber dem, das jeder Staat daran haben muss, seine 
eigene Existenz, seine Anstalten und Interessen, sowie die 
Existenz und die Interessen derjenigen, zu deren Schutz er 
berufen, mit einem Worte, die heimische Rechtsgüter- 
welt vor verbrecherischen Angriffen zu schützen. 
Und diesem Bedürfnis kommt di.e Anschauung, wonach die 
Thätigkeit den Ort der Deliktsbegehung, also die inländische 
Deliktsthätigkeit die inländische Strafgewalt bestimmt, am 
allerwenigsten entgegen. In allen den Fällen, in welchen 
im Auslande eine solche Thätigkeit entfaltet wird, im In- 
land aber weiterwirkt bis zum rechtsverletzenden Erfolg, 
versagt sie schlechthin, wie das Schulbeispiel des Schusses, 
der jenseits der Grenze abgegeben, diesseits derselben einen 
Menschen tötet, am besten veranschaulicht. Nun wurde jene 
Anschauung zwar auf einer Anzahl von schwerwiegenden 



1) Vergl hierüber Olshausen § 3 n. 2, v. Lilienthal S. 273 f. 

^) Es ist daher unrichtig, wenn Schneidler in dem erwähnten 
Falle des negativen Kompetenzkonfliktes deM Inland, in dessen Gebiet der 
Erfolg eintrat, die Strafgewalt zuspricht. 
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Gründen, aber auf keinem unumstösslich beweisenden auf- 
geBaut, und da schliesslich trotz aller Theorie diejenige Ge- 
setzesauslegung die beste ist, welche die praktischen Zwecke 
am besten erfüllt, so wäre die Rücksicht auf dieses prak- 
tische Bedürfnis wohl geeignet, all das bisher zu gunsten 
des Ortes der Thätigkeit Gesagte umzustossen.i) Aber zweierlei 
müsste erst nachgewiesen werden: Einmal, dass wir durch 
eine andere mögliche Auslegung jenen Missstand vermeiden 
können, dann aber, dass das, was wir als schweren Miss- 
stand empfinden, nicht doch vom Gesetzgeber gewollt ist. 
Und für beides lässt sich der Gegenbeweis führen; für das 
Erstere schon durch die schon früher*) erwähnten Beispiele 
der von einem Ausländer im Ausland gehaltenen Rede, durch 
die ein Deutscher beleidigt oder zum Ungehorsam gegen 
deutsche Gesetze aufgefordert wird, des ausländischen be- 
trügerischen Konkurses oder Börsenmanövers, Handlungen, 
welche auch nicht mittels weitherzigster Auslegung des § 3 
RStGB. als im Inland begangen angesehen werden können 
und dennoch eine unter Umständen sehr empfindliche Schädi- 
gung der inländischen Rechtsgüterwelt bedeuten. Jener Miss- 
stand lässt sich sohin durch Gesetzesauslegung überhaupt 
nicht beseitigen; er ist aber — auch dies wurde schon er- 
wähnt 3) — ein so augenfälliger, dass ein blosses Übersehen 
des Gesetzgebers undenkbar erscheint. Die Motive*) besagen 
es noch zu allem Überfluss, dass der Gesetzgeber jene Be- 
denken in Erwägung gezogen, ihnen aber doch schliesslich 
nicht stattgegeben hat. Nur gegen Angriffe, die von Aus- 
ländem im Ausland gegen den Staat und das Staatsober- 
haupt begangen werden, glaubte er Schutzvorschriften er- 
lassen zu müssen. Eine Bestimmung, die auch die von Aus- 



^) Dies ist auch das Hauptargument der Gegner jener Anschauung. 
Vergl. z. B. Binding, Handh. S. 416, v. Liszt S. 132, auch RG. 13. März 
1880 E. I 274. Dagegen Schneidler S. 51 ff., Meyer S. 142 Anm. 6, 
Beling S. 319, im wesentlichen aus den im Text ausgeführten Gründen. 

«) S. 178. 

») S. 178. 

^) S. 14. 
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ländern im Ausland gegen inländische Privatpersonen be- 
gangenen Delikte unter Strafe stellte, lehnte er, obwohl "sie 
in mehreren, ihm als Material dienenden Partikulargesetzen^) 
enthalten war, ausdrücklich ab; er vertraute darauf, dass 
solche Delikte in keinem Eulturstaate ungestraft bleiben, und 
dass man den ungestraft gebliebenen ausländischen Thäter, 
wenn er das Staatsgebiet betritt, ausweisen und ausliefern 
könne. In der That ist auch dadurch, dass Deutschland von 
solchen Kulturstaaten umgeben ist, jener Missstand erheblich 
gemildert; auch hat der Gesetzgeber dadurch, dass er ein- 
zelne besonders schwere Delikte, gleichviel, wo sie begangen 
werden, und bedingungsweise alle von Deutschen im Aus- 
land begangenen Delikte unter Strafe stellte, die grassesten 
Folgen des in § 3 aufgestellten Prinzipes wieder ausge- 
schlossen. Allein im übrigen hat er den Gedanken des Rechts- 
güterschutzes dem der Territorialhoheit untergeordnet, und 
die Eonsequenzen, die sich daraus ergeben, fallen ihm, dem 
Gesetzgeber, nicht der Gesetzesauslegung zur Last. Der 
Rechtsgüterschutz, so wichtig er uns auch scheinen mag, 
war eben nicht der treibende Gedanke bei Aufstellung des 
§ 3 RStGB., darf sohin auch nicht zu dessen Auslegung heran- 
gezogen werden. 

Schliesslich sei aber noch zur Verteidigung des Gesetz- 
gebers gesagt, dass eine Änderung des Gesetzes, die aus- 
schliesslich den Schutz der inländischen Rechtsgüter bezwecken 
würde, oder eine andere — vom Gesetzgeber anscheinend 
nicht gewollte — Gesetzesauslegung, die den Erfolgseintritt 
für den Ort der Begehung entscheiden liesse, Resultate herbei- 
führen würde, die der inneren Gerechtigkeit entbehren und 
das Rechtsgefühl verletzen würden. Es würde damit jeder 
Ausländer, wo er sich auch befindet, den inländischen Ge- 
setzen, die er vielleicht nicht kennt und nicht kennen muss, 
also einer ihm fremden Staatsgewalt unterworfen und auch 
dann diesen ihm fremden Strafgesetzen verfallen sein, wenn 



1) Siehe S. 178 Anm. 1. 
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er nicht wusste und wollte, dass der Erfolg seines Thuns 
sich in jenen Staatsgebieten äussere.^) 

Es bleibt sohin auch im Zusammenhang des § 3 RStGB. 
dabei, dass der Ort der Begehung durch die Ausfiihrungs- 
thätigkeit, beziehungsweise, bei den Unterlassungsdelikten, 
durch die gebotene Thätigkeit bestimmt wird.^) Aber auch 
hier muss jeder Teil der Thätigkeit für sich allein den Tbatort 
bestimmen können; bei der repetierenden Deliktsthätigkeit 
verdient überhaupt der gesetzliche Thatbestand den Vorzug 
vor dem individuellen, da es zur Anwendung des inländi- 
schen Gesetzes genügen muss, wenn nur der Thatbestand 
des inländischen Gesetzes gegeben ist; bei der zusammen- 
gesetzten Deliktsthätigkeit würde jede andere Anschauung 
zu den am Schlüsse des vorgehenden Kapitels hervorgehobenen 
Missständen führen. Dagegen ist es, wie erwähnt, kein Miss- 
stand, wenn dieselbe Handlung im Inland und im Ausland 
bestraft werden kann. 



III. Kapitel. 

Der Ort der Handlung und der Gerichtsstand der 

begangenen That. 

§ 7 Reichsstra^rozessordnung bestimmt: „Der Gerichts- 
stand ist bei demjenigen Gerichte begründet, in dessen Be- 



1) Hierüber v. Bar, Lehrb. S. 237, Schneidler S. 55 f. 

') Da bei den Unterlassungsdelikten der Beginn der gebotenen Thä- 
tigkeit entscheidet, dieser aber immer mit dem Aufenthalt des Verpflich- 
teten zur Zeit der Verpflichtung zusammenfällt, so müssen diese Delikte 
als im Ausland begangen betrachtet werden, solange sich der Unterlassende 
im Ausland befindet. Es ist daher, wie auch Bin ding, Handb. S. 423 
Anm 80 hervorhebt, eine Inkonsequenz, wenn starre Anhänger des Terri- 
torialitätsprinzips, die sonst den Aufenthalt im Inland als das entscheidende 
Moment betrachten, hier den Ort des gebotenen Erfolges entscheiden lassen 
wollen, wie z. B. v. Bar, Lehrb. S. 242 f., der jedoch nur Geldstrafen, nicht 
Freiheitsstrafen für zulässig erklärt. Da der Deutsche in den meisten 
Fällen auch im Ausland den inländischen Strafgesetzen unterworfen ist, 
so werden praktische Mängel aus der hier vertretenen Anschauung selten 
entstehen; event. fallen auch sie dem Gesetzgeber, nicht der Gesetzes- 
auslegung zur Last. 
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zirk die strafbare Handlung begangen isf", eine Bestinunung, 
die ebenso dürftig ist, als die bisher besprochene, und dämm 
wohl ebensowenig geeignet, nähere Aufschlüsse über die 
Bestimmung des Thatortes zu gewähren. Der Gesetzgeber 
mochte sich auch bewusst sein, dass damit der Thatort noch 
nicht genügend bestimmt ist; allein trotzdem hielt er Sonder- 
bestimmungen darüber, ob nun der Ort des Erfolges oder 
der der Thätigkeit entscheide, sowie darüber, welche von 
mehreren zum Thatbestand gehörigen Handlungen den Ge- 
richtsstand begründen, wenn diese Handlung sich in ver- 
schiedenen Gerichtsbezirken zuträgt, für entbehrlich, obwohl 
ihm das Beispiel der Stra^rozessordnungen in den deutschen 
Einzelstaaten, ^) die zu ersetzen er berufen war, den Erlass 
solcher Normen nahegelegt hätte. Er erachtete es für 
„selbstverständlich'^, dass es in dem einen Falle auf die 
Thätigkeit und nicht auf den Erfolg ankomme, in dem zweiten 
jedes der verschiedenen Gerichte zuständig sei.*) Wohl er- 
kannte also der Gesetzgeber, dass jene Bestimmung noch 
Streitfragen übrig lasse, aber er nahm an, dass diese Streit- 
fragen schon gelöst seien — eine Täuschung, die sich durch 
die nunmehr auf diesem Gebiete bestehende Bechtsunsicher- 
heit bitter gerächt hat, die aber auch keine unverschuldete 
ist. Denn wenn auch jene Ansichten, welche die Motive als 
selbstverständlich hinstellten, zu jener Zeit die herrschenden 
waren, unangefochten waren sie schon damals nicht, und 
der Gesetzgeber hätte daher, wenn er sich zu ihnen bekannte, 
sehr wohl daran gethan, sie durch sein Machtwort vor allen 
weiteren Anfechtungen zu sichern. So muss nun die Wissen- 
schaft, so gut sie es kann, in die Lücke eintreten und sie 
thut dabei gut daran, wenn sie, wie dies auch fast allgemein 
geschieht, den Worten der Motive kein entscheidendes Ge- 
wicht beilegt.») Es wäre ja sehr leicht und bequem zu sagen: 



1) Siehe S. 35 f. 

*) Motive des Entwurfs zur Reichsstrafprozessordn. §§ 1 — 3 (Hahn, 
Die gesamten Materialien zur Strafprozessordn., 1880, 1. Abt S. 78). 

') Gegen die Verwertung der Gesetzesmaterialien als Auslegung9- 
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Die Motive meinen es so, also ist es so; aber es muss als 
ein schöner Vorzug der Strafrechts- und Strafprozesswissen- 
schaft betrachtet werden, dass sie sich von der Motiven- 
gläubigkeit frei zu halten gewusst hat. Wohl aber ist jene 
Stelle in den Motiven geeignet, einen Einwand gegen die 
Anschauung, welche den Begehungsort nach der Thätigkeit 
bestimmt, zu beseitigen. Dieser Einwand geht dahin, der 
Gesetzgeber hätte, wenn dies seine Anschauung gewesen 
wäre, sie nur aussprechen müssen. i) Wir antworten: Er 
that es nicht, weil er sie für selbstverständlich hielt. 

Der Satzbau, in welchem hier von dem Begehungsorte 
die Bede ist, ähnelt dem des besprochenen § 3 RStQB. ; dort 
ist die Strafgewalt davon abhängig gemacht, ob die Hand- 
lung im Inland begangen ist, hier wird es als entscheidend 
für die örtliche Zuständigkeit eines Gerichtes erklärt, ob die 
Handlung im Bezirke dieses Gerichtes begangen wurde. Aus 
diesem Satzzusammenhange lässt sich ebensowenig für die 
Lösung der Frage, was nun für die Bestimmung dieses Be- 
gehungsortes massgebend ist, entnehmen, als es aus jenem 
geschehen konnte. Doch ist auch hier die Annahme berech- 
tigt, dass das Wort „Handlung" im juristischen Sinne als 
Delikt zu verstehen ist; denn dem Gesetzgeber war es nur 
darum zu thun, das forum delicti commissi anzuerkennen, 
ein Rechtsbegriflf, der das Delikt zur Voraussetzung hat, 
nicht aber die Handlung im natürlichen Sinne des Wortes. 
Dass er nun durch den Ausdruck „strafbare Handlung ** die- 
sem Rechtsbegriflf eine andere Bedeutung geben wollte, wie 
er sonst üblich ist, und wie ihn auch die deutschen Parti- 
kulargesetze, die statt der Handlung vom Verbrechen spre- 
chen, voraussetzten,^) wie ihn heute noch die ausserdeutsche 
Gesetzgebung voraussetzt, ») ist um so weniger anzunehmen, 
da der Gebrauch des Wortes „Handlung** im natürlichen 

mittel insbesondere Bind in g, Handb. S. 469 ff. In unzulässigem Umfang 
werden die Motive von Bulling S. 7f. herangezogen. 

1) So John S. 211, Betz S. 35. 

«) Siehe S. 64 f. 

8) Siehe S. 65. 
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Wortsinn in der Sprache des Gesetzgebers nur die Ausnahme, 
der technische Begriff die Regel ist. 

Was nun den inneren Zusammenhang anlangt, so wissen 
wir, dass der Thatort bestimmend sein soll für die örtliche 
Zuständigkeit. Unter dieser versteht man allgemein das 
Recht und die Pflicht eines bestimmten Strafgerichts, die 
ihm eigentümliche Gerichtsbarkeit bezüglich einer konkreten 
Strafsache auszuüben.^) Aus diesem Wesen der Zuständig- 
keit lässt sich unmöglich die Bestimmung des Thatortes ab- 
leiten, und es hat dies auch noch niemand versucht. Ergibt 
aber der besondere rechtliche Zusammenhang keine Gründe 
für die Lösung der Frage, in dem einen oder anderen Sinne, 
so findet die allgemeine Lösung Anwendung, also die Be- 
stimmung des Begehungsortes nach der persönlichen Thätig- 
keit. 

Auch Erwägungen der Zweckmässigkeit werden hieran 
nichts ändern können. Sie verweisen darauf, den Thatort 
so zu bestimmen, dass dasjenige Gericht mit der strafbaren 
Handlung befasst wird, von welchem das gerechteste Urteil 
über diese Handlung zu erwarten ist. Dass nun von vorn- 
herein das Gericht am Orte der Deliktsthätigkeit bessere 
Bürgschaft für ein gerechtes Urteil gewährt als das am Orte 
des Erfolges oder der Zwischen Wirkung etc., wird niemand 
im Ernste behaupten. Die Gerechtigkeit des Urteils hängt 
zunächst von der Beschaffenheit und der Besetzung des er- 
kennenden Gerichtes ab, und wenn es vielleicht auch zu 
theoretisch sein mag, zu behaupten, es handle sich nur darum, 
welches von mehreren gleich guten Gerichten mit der Sache 
befasst wird,*) so hängt es doch rein vom Zufall ab, ob nun 
das Gericht am Orte des Erfolges besser besetzt ist, als an 
dem der Thätigkeit. Eine Theorie aber, welche beide Ge- 
richte oder alle die, in deren Bezirk sich ein Teil des delik- 
tischen Thatbestandes zugetragen hat, für gleichberechtigt 

*) Vergl. Bennecke S. 75, Birkmeyer, Strafprozess S. 172, Uli- 
mann, Lehrb. S. 181. 

>) Binding, Handb. S. 417. 
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erachtet, würde nach geltendem Strafprozessrechte das Wahl- 
recht zwischen den gleichberechtigten Gerichten einseitig der 
Staatsanwaltschaft einräumen, und diese würde wohl dazu 
neigen, die Sache vor das Gericht zu bringen, von welchem 
sie das strengste Urteil erwartet; nun ist das strengere Ur- 
teil durchaus nicht immer das bessere, und so wird jede 
solche Theorie in der Praxis leicht zur Benachteiligung des 
Beschuldigten führen. 

Ausser von der Beschaffenheit des Gerichtes ist die Ge- 
rechtigkeit des Urteils durch das BeweismateriaU) bedingt, 
und wenn auch mittelbar, namentlich auf dem Wege der 
Requisition, das gesamte Beweismaterial einem jedem Ge- 
richte zur Verfügung gestellt werden kann, so verdient doch 
bei den bekannten Vorteilen, welche die unmittelbare Be- 
weisaufnahme bietet, das Gericht den Vorzug, bei dem sich 
die unmittelbare Beweisaufnahme im grössten Umfange und 
mit den geringsten Schwierigkeiten durchführen lässt. Wo 
nun aber dieses Gericht zu finden ist, hängt stets von den 
Umständen des Einzelfalles ab und lässt sich unmöglich 
aprioristisch bestimmen; bald wird es das Gericht am Orte 
der Deliktsthätigkeit, bald an dem des Erfolges sein, mög- 
Hcherweise auch am Orte der Zwischenwirkung. Eben wegen 
dieser Unbestimmtheit würde es sich empfehlen, alle jene 
Gerichte für gleichberechtigt zu erklären, so dass in jedem 
Einzelfalle das für die unmittelbare Beweisaufnahme am 
besten geeignete Gericht gewählt werden könnte. 2) Aber die 
schon besprochenen Bedenken, die Tendenz, in der sich jenes 
Wahlrecht bewegen würde, dürften wohl jene Vorteile über- 
wiegen, und es empfiehlt sich daher, einem der Deliktsteile 
den Vorzug vor den andern zu geben. Zu Gunsten des Er- 
folgsortes wird geltend gemacht, dass dort die verübte That 
in ihrer rechtsverletzenden, verbrecherischen Wirkung am 

1) Gegen die Behauptung Hälschners (Gerichtssaal Bd. 30 S. 62) 
und Geyers (S. 367), dass die Rücksicht auf die Beweismittel die Bevor- 
zugung des Ortes der Thätigkeit rechtfertige, siehe Schneid 1er S. 34. 

*) Dieser Zweckmässigkeitsgrund ist mitbestimmend für v. Lilie n- 
thal S. 274, John S. 211, Wach S. 464. 

Kitzinger Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. 13 
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augenfälligsten in Erscheinung tritt, dort also auch das Be- 
dürfnis nach Sühne und Abschreckung am dringendsten ist 
und am besten durch Bichterspruch an diesem Ort befriedigt 
werden kann,^) eine Erwägung, die in Einzelfällen auch für 
den Ort der Zwischenwirkung sprechen würde, z. B. bei einem 
Attentat, das an einem Orte zu einer tödlichen Verwundung 
führt, während der Tod selbst erst später an einem anderen 
Orte eintritt. Die Rechtsgeschichte lehrt uns auch, dass das 
forum delicti commissi diesem Qedanken zum Teil seine ge- 
setzliche Anerkennung verdankt,^) und früher mochte auch 
dieser Gedanke zu Gunsten der Erfolgstheorie den Ausschlag 
geben. Heutzutage aber, bei unseren modernen Verkehrs- 
und Kommunikationsmitteln, vermöge deren es sich nur mehr 
darum handelt, ob die Bevölkerung des einen Ortes das Ur- 
teil, wie überhaupt den Lauf der Verhandlung, der unmittel- 
bar nur die wenigsten beiwohnen können, um einige Stunden 
früher erfahrt als die eines anderen, kann dieser Erwägung 
gar kein Einfiuss mehr zugestanden werden. Gegen die Er- 
folgstheorie sprechen andererseits — abgesehen davon, dass 
ein solcher Erfolg fehlen kann — , auch hier die Fälle, bei 
denen der Ort des Erfolges von dem Willen des Thäters 
unabhängig ist. Es widerstrebt dem natürlichen Rechts- 
gefühl, den Angeklagten vor einem Gerichte abzuurteilen, in 
dessen Bezirk sich zwar die Wirkungen seines Thuns ge- 
äussert haben, ohne aber, dass er selbst dies wusste oder 
wollte, ein Bedenken, das insbesondere bei den später zu 
besprechenden Pressdelikten von Bedeutung wird. 

Für die Thätigkeitstheorie mag noch geltend gemacht 
werden, dass nach heutiger Rechtsanschauung überhaupt und 
insbesondere auch bei dem Straf ausmass mehr Gewicht auf 
die subjektive Seite der That gelegt wird als auf die objek- 
tive. Wenn nicht sowohl die That als der Thäter bestraft 
werden soll, so ist wohl das Gericht das beste, an welchem 
sich die Gesamtpersönlichkeit, so, wie sie zur Zeit der That 

*) V. Lilienthal S. 264, üllmann, Lehrb. S. 187. 
*) Siehe die früher erwfiiinte Novelle 69 Justinians. 
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war, am besten beurteilen lässt, und dies wird regelmässig 
dasjenige sein, in dessen Bereich die Ausfiilirungsthätig- 
keit fällt. 

Schwerwiegend sind diese Gründe freilich insgesamt 
nicht und auch kaum geeignet, die Wagschale nach der einen 
oder anderen Seite zu senken, aber da diese an sich schon 
nach der Seite der Thätigkeit neigt, so soll es auch in diesem 
Anwendungsfalle hiebei sein Bewenden haben. 

Die Thätigkeit selbst bestimmt sich hier nach den näm- 
lichen Gesichtspunkten wie bei Abgrenzung der staatlichen 
Strafgewalt; es entscheidet also jeder Teil der Thätigkeit. 



IV. Kapitel. 

Die Zeit der Handlung und die zeitliche Herrschaft 

der Strafgesetze. 

Nach dem ersten Absatz des § 2 RStGB. kann eine 
Handlung nur dann mit Strafe belegt werden, wenn diese 
Strafe gesetzlich bestimmt war, bevor die Handlung be- 
gangen wurde, nach seinem zweiten Absatz ist bei Ver- 
schiedenheit der Gesetze von der Zeit der begangenen 
Handlung bis zu deren Aburteilung das mildeste anzu- 
wenden. So wird die Begehungszeit, ohne dass sie selbst 
näher bestimmt würde, von doppelter Bedeutung. Einmal 
hängt es von ihr ab, ob die Handlung bestraft werden kann; 
dann begrenzt sie nach der einen Seite die Zahl der zeitlich 
aufeinanderfolgenden Gesetze, von denen das mildeste aus- 
zuwählen ist. Beide Fälle haben das gemeinsame, dass sie 
die Begehungszeit zum Symptom der Anwendbarkeit von 
Strafgesetzen erklären; in dem ersten Absatz hängt es von 
ihr ab, ob die Handlung überhaupt unter ein Strafgesetz 
fällt, in dem zweiten, welche Strafgesetze für die Beurteilung 
der Handlung zur Auswahl stehen. 

Was nun zunächst die Bedeutung des Wortes „Hand- 
lung** anlangt, so spricht wieder die Analogie der ausser- 

13* 
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deutschen Strafgesetze^ sowie der deutschen Partikulargesetz- 
gebungi) dafür, dass hier der juristische Handlungsbegriff 
gemeint sei, und diese Vermutung wird hinsichtlich des ersten 
Absatzes noch verstärkt durch die Erwägung, dass diese Be- 
stimmung den allgemeinen Grundsatz nuUa poena sine lege 
formulieren soll,*) ein Grundsatz, der ganz allgemein für De- 
likte gilt und mit dem deutschen Worte „Handlung" im 
natürlichen Sinn des Wortes nichts zu thun hat. Da aber 
nicht anzunehmen ist, dass die „begangene Handlung" im 
zweiten Absatz des § 2 eine andere Bedeutung haben soll 
wie im ersten, derselben Materie angehörigen, so erstreckt 
sich jene Vermutung auch auf den zweiten Absatz. Ein 
Analogieschluss aus § 67 Abs. IV RStQB. zu Gunsten des 
natürlichen Handlungsbegriflfes ist aus den bei der Unter- 
suchung dieses Begriffes angeführten Gründen unzulässig.^) 
Wir fassen zunächst die Bestimmung des ersten Ab- 
satzes und den Gegensatz zwischen Thätigkeit und Erfolg 
ins Auge, und sofort wird klar: Wenn irgendwo, dann ist 
sicher in diesem Zusammenhang die Anschauung berechtigt, 
welche die Zeit der Begehung ausschliesslich nach der per- 
sönlichen Thätigkeit bestimmt. Die entgegengesetzte An- 
schauung wäre geradezu eine Verleugnung des Prinzipes: 
Nulla poena sine lege; zu der Zeit, in der die Thätigkeit 
oder Unterlassung föllt, war dieses Thun oder Nichtthun, 
wenn damals noch kein entsprechendes Strafgesetz bestand, 
ein völlig erlaubtes, und dennoch müsste nach jener An- 
schauung derjenige, der sich damals straflos verhalten hat, 
bestraft werden, wenn nur sein damaliges Verhalten ohne 
weiteres Zuthun von seiner Seite kraft blosser Naturnot- 
wendigkeit in einer Zeit Folgen äussert, die dieses Verhalten 
samt seinen Wirkungen infolge eines inzwischen in Kraft 
getretenen Strafgesetzes als strafbare Handlung ansieht, eine 



1) Siehe S. 65 f. 

^) Dass sie, wie Bin ding, Handb. S. 245, ausfahrt, in ihrer Trag- 
weite noch darüber hinausgeht, ist für unsere Zwecke belanglos. 
») Vergl. Binding, Handb. S. 246. 
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Annahme, die von vornherein derart dem Gerechtigkeits- 
gefühle widerstreitet, dass jede weitere Widerlegung über- 
flüssig erscheint. Hier würde, selbst wenn das Wesen des 
Deliktes zu einer entgegengesetzten Bestimmung der Be- 
gehungszeit geführt hätte, dennoch der besondere Zusammen- 
hang zu dieser Auslegung zwingen, und es ist daher nicht 
zu verwundem, wenn wir hier — allerdings zum ersten und 
letzten Male im Laufe der ganzen Untersuchung — nicht 
nur eine vorherrschende, sondern eine ganz unbestrittene 
Ansicht finden. i) Nur irrtümlich wird Binding vielfach*) als 
deren Gegner bezeichnet. Binding knüpft seine anscheinend 
entgegenstehenden Ausführungen ausdrücklich an die Vor- 
aussetzung, s) dass die unter ein neues Strafgesetz fallende 
Handlung auch schon durch ein früheres Strafgesetz bedroht 
war. Dann aber treffen jene Ausführungen nicht den ersten 
Absatz des § 2; denn hier stehen gerade Handlungen in 
Frage, die, früher straflos, nun mit ihren Wirkungen in eine 
Zeit hinüberragen, die sie als strafbar ansieht. 

Wenn nun die Thätigkeit selbst zum Teil vor dem In- 
krafttreten des neuen strafbegründenden Gesetzes, zum Teil 
nach diesem Zeitpunkt vorgenommen wurde, so führt die 
Ansicht, dass das Delikt in jedem einzelnen Zeitpunkt der 
Thätigkeit begangen wird, dazu, die Handlung für strafbar 
zu erklaren, wenn auch nur ein Teil der Thätigkeit unter 
das neue Gesetz fällt. Bei der repetierenden Deliktsthätig- 
keit ergibt sich dies aus dem Wesen der Sache, da hier der 
Zusammenhang zwingend auf den gesetzlichen Thatbestand 
verweist; es muss auch für die zeitliche Anwendbarkeit des 
Gesetzes genügen, wenn der gesetzliche Thatbestand der 



^) Yergl. beispielsweise Olshausen § 2 n. 1, Frank S. 17, Leh- 
mann, Das zeitliche Herrschaftsgebiet etc. S. 49. v. Liszt mttsste eigent- 
lich nach seinen grundsätzlichen Ausführungen über Ort und Zeit der 
Handlung S. 115 ff. auch hier den Erfolg entscheiden lassen; da er aber 
in den ^örterungen über das zeitliche Geltungsgebiet der Stra^echtssätze 
gegen die gemeine Meinung keinen Widerspruch erhebt, darf wohl seine 
Zustimmung zu dieser angenommen werden. 

*) So von Frank S. 17, Oppenhoff § 2 n. 22, Olshausen § 2 n. 1. 

») Handb. S. 245 Anm. 4 und Text (zweitletzte Zeüe). 
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Herrschaft dieses Gesetzes angehört.^) Bei der zusammen- 
gesetzten Deliktsthätigkeit hingegen würde die Annahme 
einer Gesamtzeit zur Straflosigkeit des Thäters führen, wenn 
erst im Verlaufe dieser Gesamtzeit das Strafgesetz in Kraft 
treten würde; die Strafe wäre dann nicht gesetzlich bestimmt, 
bevor „die Handlung", sondern nur bevor ein Teil der 
Handlung begangen war. Diese Annahme aber würde den 
Anforderungen der Gerechtigkeit zweifellos widerstreiten. 
Wer unter der Herrschaft des neuen, die Thätigkeit ver- 
pönenden Gesetzes die früher straflos begonnene Thätigkeit 
bis zum Ende fortführt, verfehlt sich gegen das neue Gesetz 
und verwirkt damit die Strafe; es geht unmöglich an, ihm 
bloss deshalb, weil er schon früher begonnen, einen Frei- 
brief zur ungestraften Fortführung und Vollendung auszu- 
stellen. Es muss also auch hier genügen, wenn nur ein Teil 
der Thätigkeit unter dem neuen Gesetze begangen wurde. 
Auch in diesem Zusammenhang bewährt sich sohin die An- 
sicht, dass das Delikt in jedem einzelnen Zeitpunkt der Aus- 
führungsthätigkeit begangen wird. Die Handlung ist dann 
sowohl vor als nach dem Inkrafttreten des Strafgesetzes be- 
gangen, aber die letztere Thatsache genügt, um die Anwend- 
barkeit des Strafgesetzes zu begründen. 

Diese Ansicht ist auch die herrschende;*) gewöhnlich 
begnügt man sich allerdings damit, die Begehungszeit nach 
der Thätigkeit ohne weitere Unterscheidung zu bestimmen') 
oder verlangt, dass die letzte abschliessende Thätigkeit unter 
das neue Gesetz fällt.*) Praktisch läuft es aber hier ganz 



^) Allerdings ist dieser gesetzliche Thatbestand ebensowohl auch 
vor diesem Zeitpunkt vollendet; aber vorher war er mangels eines ent- 
sprechenden Strafgesetzes kein Delikt. 

*) Dagegen nur Rubo, Komm. z. StGB., welcher verlangt, dass die 
ganze Handlung nach dem Inkrafttreten des Gesetzes begangen sein müsse 
(§ 3 Anm. 5), eine zweifellos unzulässige Bnchstabenauslegong des § 2 
RStGB. Dagegen Binding, Handb. S. 245 Anm. 5. 

») Frank S. 17, Seeger, Abh. aus dem Strafrecht 2. Bd. I.Abt, 
1862, S. 182. 

*) Olsh. § 2 n. 8, Oppenh. § 2 n. 22, Lehmann a.a.O. S. 49 
(letzterer für die „abschliessende" Thätigkeit), Francke, Goltd. Archiv 
Bd. 20 (1782) S. 67. 
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auf das Gleiche hinaus, ob man sagt, es genügt, wenn irgend 
ein Teil der Thätigkeit unter das Strafgesetz fällt, oder ob 
man den letzten Teil für entscheidend erklärt; denn wenn 
irgend ein Teil der Deliktsthätigkeit unter dem neuen äesetz 
begangen wurde, so muss es auch der letzte sein, äegen 
die Entscheidung nach der abschliessenden Thätigkeit^) spricht 
ausser den früher erwähnten allgemeinen äründen noch der, 
dass ihr zufolge ein Delikt dann straflos bliebe, wenn die 
entscheidende Thätigkeit vor Einführung des Strafgesetzes, 
eine ergänzende, auf das gleiche Resultat hinzielende nach 
diesem Zeitpunkt begangen wurde, ein kaum wünschens- 
wertes Ergebnis. Überhaupt ist jene Anschauung nur dann 
berechtigt, wenn es im gesetzlichen Zusammenhang mehr auf 
das Resultat der Thätigkeit als auf diese selbst ankommt, 
und hier ist dies nicht der Fall, wie schon die Betrachtung 
der Erfolgsdelikte gezeigt hat. 

Was von der Thätigkeit gilt, muss ebenso von der 
Unterlassung zutreffen. Auch auf sie ist sohin das Straf- 
gesetz anwendbar, wenn die Pflicht zum Beginn der Thätig- 
keit unter seiner Herrschaft noch andauerte und dieser E^cht 
nicht genügt wurde. 

Eine eigene Erörterung über die Begehungszeit im Zu- 
sammenhange des zweiten Absatzes § 2 wurde bisher in 
der Litteratur nicht versucht und wäre an sich auch ziem- 
lich überflüssig; denn in der Lösung der Frage für den ersten 
Absatz ist auch die für den zweiten enthalten. An der er- 
steren Stelle wird uns die Frage vorgelegt: Wurde die Hand- 
lung zu einer Zeit begangen, in der ein sie mit Strafe be- 
drohendes Gesetz bestand?, die zweite enthält die Frage: 
Bestanden zwischen der Zeit der Begehung und der der Ab- 
urteilung verschiedene Strafgesetze? und legt uns für den 
Fall der Bejahung die Pflicht auf, das mildeste dieser Ge- 
setze auf die Strafthat anzuwenden. Wissen wir aus der 
Beantwortung der ersten, ob die Handlung unter der Herr- 



^) Siehe vorhergehende Anmerkung. 
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Schaftszeit eines Strafgesetzes begangen wurde, so mass 
dieses Gesetz das zeitlich erste derjenigen sein, welche zur 
Auswahl stehen. Hier wie dort fragt es sich also zunächst: 
unter der Herrschaft welcher Gesetzes wurde die Handlung 
begangen? und die Begehungszeit muss daher in beiden Fällen 
die nämliche sein; Was uns trotzdem veranlasst, auch die 
zweite Frage aufzuwerfen, sei es auch nur, um ihre Identität 
mit der ersteren ausdrücklich festzustellen, ist die schon an- 
gedeutete Polemik Bindings.^) Dass diese die Bestimmung 
des ersten Absatzes nicht triiBft, wurde schon erwähnt. Wenn 
sie nun nicht gegenstandslos sein soll, so muss sie sich gegen 
die Zeitbestimmung im Sinne des zweiten Absatzes richten; 
denn nur hier kann die Voraussetzung zutreffen, von der 
Binding ausgeht, nämlich, dass eine Thätigkeit, die zur Zeit, 
da sie stattfand, bereits durch ein Strafgesetz verpönt war, 
ihre Folgen in einer Zeit äussert, in der an die Stelle jenes 
ersten Strafgesetzes ein neues Strafgesetz getreten ist.^) 
Hier soll nun als Begehungszeit nur diejenige, in welcher 
der Erfolg eintrat, angesehen werden. Denn es gäbe nur 
zwei mögliche Standpunkte. Entweder verlange man zur 
Anwendung eines Strafgesetzes die vollständige Verwirk- 
lichung des Thatbestandes nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
oder man begnüge sich damit, dass dieser Thatbestand nach 
dessen Inkrafttreten perfekt wird. „Da die verbrecherische 
Handlung unmöglich teils nach älterem, teils nach neuerem 
Rechte gestraft werden kann, da ihre Einheit rechtliche An- 
erkennung erheischt und diese Einheit sich von deren Be- 
ginn bis zu deren Abbruch erstreckt, da es ein Widersinn 
wäre, diese Einheit dem älteren, unvollkommeneren Gesetze 
zu unterstellen, so wird man mit Notwendigkeit auf das 
Gesetz der Abschlusszeit gedrängt.^ Eine ungerechtfertigte 



^) Handb. S. 245 f. 

') Allerdings finden sich jene Erörterungen im Zusanunenhang des 
§ 2 Abs. 1 RStGB. Dennoch müssen sie wohl nach der erwähnten aas- 
drücklichen Einschränkung Bindings auf den zweiten Absatz bezogen wer- 
den, zumal auch die von Binding (S. 246) gebrachten Beispiele auf diesen 
hindeuten. 
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Einschränkung dieser sonst allgemein anerkannten Wahrheit 
sei es, wenn man, wie dies allgemein geschieht, bei den so- 
genannten Erfolgsverbrechen nicht das Gesetz, das gilt zur 
Zeit des Erfolges, sondern das zur Zeit der Thätigkeit herr- 
schende für anwendbar erkläre.^) 

Eines fällt bei dieser Argumentation sofort auf: Wenn 
sie richtig ist, so muss sie ebenso für den Fall zutreffen, in 
dem die Handlung nach früherem Rechte überhaupt nicht 
strafbar war und durch das neue Gesetz für strafbar erklärt 
wird, als für den, dass sie nach früherem Rechte mit anderer 
Strafe bedroht war, als sie es nach neuem ist, also für den 
ersten Absatz des cit. § 2 ebensogut wie für den zweiten. 
Auch hier wären nur jene zwei Standpunkte möglich, auch 
hier wäre eine Beurteilung der Handlung teils nach früherem, 
teils nach späterem Rechte ausgeschlossen; die Einheit der 
Handlung vom Beginne bis zum Abbruch würde auch hier 
Anerkennung erfordern, und die Beurteilung dieser Einheit 
nach dem neueren, präsumtiv vollkommeneren Gesetze wäre 
hier ebenso Pflicht, auch wenn sich nur der Erfolg der Hand- 
lung unter dem neueren Gesetze ereignet hat. Indem aber 
Binding jene Argumentation auf die Bestimmung des zweiten 
Absatzes einschränkt, vernichtet er selbst deren Beweiskraft. 
Gegen deren Anwendung auf den ersten Absatz sprechen 
die früher hervorgehobenen Gründe, die auch Binding, wie 
eben aus jener Einschränkung hervorgeht, anerkennt, gegen 
jene Einschränkung selbst aber die Identität der Begehungs- 
zelt im Sinne beider Bestimmungen, eine Identität, die nicht 
nur einer begrifflichen, sondern auch einer praktischen Not- 
wendigkeit entspringt. Würde man in dem angegebenen 
Sinne unterscheiden, so könnte eine Handlung, die zur Zeit 
der Thätigkeit straflos, zur Zeit des Erfolges mit einer milden, 
zur Zeit der Aburteilung mit einer schweren Strafe bedroht 



^) Bei der Prägnanz der Ausdruckswelse Bindings scheint hier, wie 
auch schon an früheren Stellen, möglichst wortgetreue Wiedergabe ge- 
boten. Durch nur auszugsweise Angaben wird man der Argumentation 
Bindings schwer gerecht. 
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war, nach § 2 Abs. 1 RStGB. nicht bestraft werden, da hier 
die Thätigkeit die Zeit der Begehung bestimmen soll, also 
die Strafe nicht gesetzlich bestimmt war, bevor die Hand- 
lung begangen war, nach Abs. 2 eod. hingegen fände auf 
sie jene milde Strafe Anwendung, da sich hier die Begehungs- 
zeit nach der Perfektion, also nach dem Erfolge bestimmt, 
und bei Verschiedenheit der Gesetze zwischen Begehung und 
Aburteilung das mildeste Gesetz anzuwenden ist. Der innere 
Fehler der Argumentation aber liegt wohl in der zum Aus- 
gangspunkt gewählten Alternative. Das Erfolgsdelikt wird 
hier als eine Summe von Erscheinungen aufgefasst, die man 
entweder überhaupt nicht durch eine zeitliche Grenzlinie ab- 
schneiden darf oder bei der es hier genügt, wenn sie nur 
mit einem Endchen über die Grenze hinüberragt. All das, 
was über das Wesen des Erfolgsdelikts gesagt wurde, spricht 
gegen jene Anschauung. 

Die Identität der Begehungszeit in beiden Fällen zwingt 
uns aber auch, den Satz, dass die strafbare Handlung in 
jedem einzelnen Augenblick der Deliktsthätigkeit begangen 
wird, auch in diesem Zusammenhang festzuhalten. Hier 
scheidet sich nun in der praktischen Anwendung die Theorie 
der letzten Thätigkeit^) von der jeder Einzelthätigkeit. Nach 
der letzteren steht auch das Strafgesetz, unter welchem die 
Thätigkeit begonnen wurde, zur Auswahl bei der Bestimmung 
des mildesten Gesetzes, nach der ersteren fallt dieses Gesetz 
weg, und beginnt die Gesetzesreihe erst mit der, unter wel- 
cher die Thätigkeit vollendet wurde. In der That scheint 
aber auch kein Grund vorhanden zu sein, dieses Gesetz, unter 
welchem ein Teil des deliktischen Thatbestandes verwirklicht 
wurde, von den zur Auswahl stehenden auszuscheiden, und 
wenn dies auch praktisch eine Vergünstigung für den Thäter 
sein kann, wenn nämlich dieses beim Beginn der Thätigkeit 
herrschende Gesetz das mildeste ist, so geht dies sicher nicht 
gegen den Sinn eines Gesetzes, das dem Thäter auch das 



1) Für diese die Entsch. des RG. III. Sen. v. 29. Sept. 1880, £ II 837. 
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mildeste sogenannte Zwiscbengesetz zugute kommen lässt, 
also ein Gesetz, das noch nicht galt, als das Delikt begangen, 
und nicht mehr galt, als dasselbe gerichtet wurde. 



V. Kapitel. 
Die Zelt der Handlung: und der Beginn der Verjährungrsfrlst. 

Der schon mehrfach erwähnte vierte Absatz des § 67 
RStQB. enthält die einzige Bestimmung, in der der Gesetz- 
geber sich bemüht, die Zeit der Begehung näher zu be- 
stimmen: sie besagt, dass die Verjährung an dem Tage be- 
ginnt, an welchem die Handlung begangen ist, ohne Rück- 
sicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges. Die in 
den Motiven zum Reichs-Strafgesetzbuch (über diese später) 
ausgedrückte Hoffnung des Gesetzgebers, damit einen Zweifel 
zu erledigen, haben sich jedoch nicht erfüllt; es ist nur ein 
Zweifel an Stelle eines anderen getreten. 

Auf den ersten Anblick scheint es schwer, jene Stelle 
anders zu deuten als zu Gunsten der bisher auch hier ver- 
tretenen Theorie. Wenn das Gesetz die Handlung dem Er- 
folge gegenüberstellt, so kann es nicht die Handlung im juri- 
stischen Sinne meinen; denn zu dieser, dem Delikte, gehört 
häufig, ja gewöhnlich, der Erfolg als notwendiger Bestand- 
teil; es bleibt sohin nur der natürliche Handlungsbegriff 
übrig, und es wäre alse auch hier für die Begehungs- 
zeit die Thätigkeit, beziehungsweise Unterlassung 
bestimmend. 

Dieser Ansicht, die in der Wissenschaft als herrschende 
bezeichnet werden kann,i) steht eine andere entgegen, zu 

*) Sie wird vertreten von v. Liszt S. 274, Frank S. 104, Meyer 
8.326, Merkel, Lehrb. S. 245, Beling, Grundriss S. 25 f., Hälschner, 
Lehrb. S. 694, Berner, Lehrb. S. 321 (de lege lata), Heinze in Holtzen- 
dorflfe Handb. Bd 2 S. 617 (ebenso), Birkmeyer, Teilnahme S. 172, Köh- 
ler a. a. 0. S. 13 Anm. 2, Daude S. 62, Wachenfeld S. 24, Aberer, 
Die Yeijährang der durch Verbreitung von Druckschriften begangenen 
strafbaren Handlungen (Erlanger Dissert.), 1897, S. 16, Koopmann, Ver- 
jährung im Strafrecht (desgl.), 1888, 8. 12 ff., Vonachten, Verjährung 
(desgl.), 1895, 8. 28. 
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deren Träger sich insbesondere das Reichsgericht gemacht 
hat.^) Seine diesbezügliche Judikatur erfordert eine genauere 
Betrachtung. Ihren Ausgangspunkt bilden die Entscheidung 
des zweiten Strafsenats vom 30. Dezember 1881,^) und auf 
diese wird auch in allen späteren Urteilen Bezug genommen. 
In dieser nun wird zunächst anerkannt, dass in § 67 Abs. lY 
eine grundsätzliche Abweichung von § 46 Abs. UI des preussi- 
schen Strafgesetzbuchs liegt, welches den Tag des begangenen 
Deliktes entscheiden liess, „mithin da, wo der strafrecht- 
liche Charakter einer That sich erst durch den Erfolg 
derselben entschied, den Beginn der Verjährung bis zum 
Eintritt dieses Erfolgs suspendierte.^ Damit scheint nun 
die Frage in unserem Sinne entschieden zu sein, jedenfalls 
aber ist anerkannt, dass der Erfolg, welcher den strafrecht- 
lichen Charakter einer That entscheidet, unberücksichtigt 
bleibt. Allein es wird nun im weiteren Verlaufe der Argu- 
mentation gleich die Frage aufgeworfen, ob nun unter Hand- 
lung lediglich die äussere Willensbethätigung oder aber ,die 
strafbare Handlung in ihrer Totalität mit Ausnahme 
des erst später eintretenden Erfolges" zu verstehen 
sei. An sich ist diese Frage durchaus berechtigt; denn 
zwischen der Handlung als Willensbethätigung und dem 
schliesslichen Erfolge können sich Zwischenstufen einschieben; 
insbesondere liegt es nahe, hier an die sogenannten Zwischen- 
wirkungen zu denken. Das Reichsgericht aber hat hiebei 
diejenigen Umstände im Auge, ;, welche, ohne zur Handlung 
im natürlichen Sinne oder zum Erfolge zu gehören, Vor- 
bedingungen für die Existenz gewisser strafbarer Handlungen 
sind, sei es, dass sie die Handlung begleiten, wie viele For- 
men der Beihilfe, oder ihr vorausgehen, wie die Hauptthat 
im Verhältnis zur Begünstigung, oder ihr nachfolgen, wie 
die Eonkurseröffnung oder die Zahlungseinstellung beim 

^) Anf dem gleichen Standpunkt stehen Olshansen § 67 n. 9, 
Oppenhoff § 67 n. 4, Binding, Handb. S. 837 (vergl. aber auch Grnndr. 
S. 224), Kley, üeber den Beginn der Veijährong der Strafverfolgung (£rl. 
Dissert.), 1899, S. 15ff., Schwarze-Appelius, Reichspressges., 1896,8.201. 

«) E. V 282. 
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Bankerott, oder die Auflösung der Ehe bei der Eheerschlei- 
chung oder dem Ehebetrug^, wozu dann noch die Hauptthat 
im Verhältnis zur Anstiftung kommt. Damit ist nun eine 
Reihe von besonderen Fällen namhaft gemacht, die zum Teil 
noch später zu besprechen sein werden. Hier sei nur darauf 
hingewiesen, dass die Entscheidung in diesen Fällen auf 
einem anderen Gebiete liegt als auf der Abgrenzung des 
Handlungsbegriffes; zum Teil handelt es sich dabei um die 
sogenannte accessorische Natur der Teilnahmehandlung, zum 
Teil um die Auffassung der sogenannten Bedingungen der 
Strafbarkeit. Das Gemeinsame dieser Fälle aber nach An- 
schauung des Reichsgerichts ist das, dass „die Strafbarkeit 
der Handlung von Umständen abhängt, welche ihr nach- 
folgen **,i) und so wird nun die weitere Frage aufgeworfen, 
ob diese Umstände der Handlung im Sinne des § 67 Abs. IV 
zuzurechnen seien, eine Frage, die bejaht wird. Es müsse 
die strafbare Handlung in ihren konkreten Voraussetzungen 
vorliegen, so dass die strafbare Handlung erst dann begangen 
ist, wenn auch die letzte dieser zeitlich getrennten Voraus- 
setzungen sich erfüllt hat, „was nur da eine Ausnahme leidet, 
wo der strafbare Charakter einer bereits vorliegen- 
den strafbaren Handlung sich definitiv erst durch 
noch unbestimmten schliesslichen Erfolg entschei- 
det, indem dieser Erfolg für den Beginn der Verjährung 
nicht abgewartet werden soU.^ Mit dieser „Ausnahme^ soll 
offenbar der Ausgangspunkt der ganzen Argumentation mit 
deren Endziel in Einklang gebracht werden. Allein beide 
sind schlechterdiligs unvereinbar. Wenn man, wie das 
Reichsgericht, zuerst anerkennt, es müsse zum Beginn der 
Verjährung kein Delikt vorliegen, auch nicht der den straf- 
rechtlichen Charakter bedingende Erfolg gegeben sein, so 
kann man nicht schliesslich bei der Behauptung stehen blei- 



^) Damit lässt sich aber — was nur nebenbei bemerkt werden 
soll — nicht vereinen, dass vorher auch vorausgehende und begleitende 
Umstftnde, wie die Hauptthat im Verhältnis zur Begünstigung und Beihilfe 
genannt wurden. 
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ben, es müsse nun doch eine strafbare Handlung in ihren 
konkreten Voraussetzungen vorliegen. Denn Delikt und straf- 
bare Handlung in diesem Sinne sind völlig identische Be- 
griffe; sie lassen sich beide mit dem technischen Ausdruck 
, Verbrechen im weitern Sinn** vertauschen. Scheinbar nähert 
sich allerdings jene Ausnahme wieder dem Ausgangspunkt 
und unterscheidet sich zunächst von diesem nur insofern, 
als an Stelle des den strafrechtlichen Charakter bestimmen- 
den Erfolges der den strafbaren Charakter definitiv be- 
stimmende bei Beginn der Verjährungsfrist nicht abgewartet 
werden soll, eine Unterscheidung, die an sich unverständlich 
ist; denn, wenn ein Erfolg den strafrechtlichen Charakter 
einer That nicht definitiv bestimmt, so bestimmt er ihn über- 
haupt nicht. Der Nachdruck aber und der wirkliche Gegen- 
satz jener schliesslich en Formulierung zur ursprünglichen 
liegt darin, dass hier der Erfolg den strafbaren Charakter 
einer bereits vorliegenden strafbaren Handlung de- 
finitiv bestimmen soll. Damit aber enthält diese Ausnahme, 
bei ihren Worten genommen, einen Widerspruch in sich. 
Liegt einmal eine strafbare Handlung vor, so ist auch ihr 
Charakter als einer strafbaren gegeben, und bedarf es keines 
weiteren Ereignisses, um über diesen strafbaren Charakter 
definitiv zu entscheiden. Wie dies eigentlich gemeint sei, 
lässt sich erst aus den späteren Beispielen erkennen, und 
diese zeigen, was dann auch bei einer nachfolgenden Präzi- 
sierung des Standpunkts klar ausgesprochen wird, dass nur 
der Erfolg zum Beginn der Verjährungsfrist nicht abzuwarten 
ist, welcher Bedingung der volleft oder erhöhten 
Strafbarkeit einer schon an sich strafbaren That 
ist. Die Verjährung beginne — und der Gesetzgeber 
lasse hierüber gar keine Zweifel! — mit dem Tage der 
begangenen strafbaren Handlung. Damit ist nun aller- 
dings der zuletzt berührte in der „Ausnahme** selbst liegende 
Widerspruch beseitigt, wobei freilich an Stelle des den straf- 
baren Charakter der Handlung definitiv bestimmenden Er- 
folges derjenige tritt, welcher nicht sowohl den Charakter 
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der Handlung als einer strafbaren, sondern vielmehr Art 
und Grad dieser Strafbarkeit bestimmt. Um so klaffender 
aber wird damit der Widerspruch zu der zum Ausgangspunkt 
genommenen Anschauung. In diesem ward anerkannt, dass 
der Erfolg, welcher den strafrechtlichen Charakter der Hand- 
lung entscheidet, für den Beginn der Verjährungsfrist nach 
Wort und Sinn des Gesetzes nicht abzuwarten ist; dann 
wurde die Frage aufgeworfen, ob nicht doch die strafbare 
Handlung in ihrer Totalität mit Ausnahme dieses Er- 
folges gegeben sein muss, dann aber, indem scheinbar nur 
diese Frage bejaht wird, verlangt, dass überhaupt eine straf- 
bare Handlung gegeben sein muss, damit die Verjährungs- 
frist beginnen könne, folglich — dies ist die unabweisliche 
Konsequenz, die auch in dieser Entscheidung und mit noch 
grösserer Entschiedenheit in den späteren gezogen wird — 
auch der Erfolg gegeben sein muss, der über den Charakter 
der Handlung als einer strafbaren entscheidet. Ein Wider- 
spruch zwischen Anfang und Ende, wie er schroffer nicht 
gedacht werden kann, und der durch die verschiedenen 
Zwischenstufen kaum verschleiert, geschweige denn über- 
brückt wird. Wenn dann in den späteren Entscheidungen 
§ 67 Abs. IV dahin aufgefasst wird, dass der Erfolg nur bei 
denjenigen Handlungen ausgeschlossen sein soll, welche im 
Gegensatz zu den unmittelbaren Wirkungen der verbreche- 
rischen Willensbethätigung noch einen entfernteren Erfolg 
verlangen,^) oder zu allerletzt behauptet wird, das Gesetz 
verstehe in § 67 Abs. IV unter „That** (dass das Gesetz von 
^Handlung* im Gegensatz zum Erfolge spricht, wird hiebei 
gar nicht mehr berücksichtigt) die Gesamtheit der Umstände, 
mit deren Zusammentreffen das Delikt in seinen gesetzlichen 
Begriffsmerkmälen vorliegt, 2) so geht das Reichsgericht da- 
mit allerdings noch über diese grundlegende Entscheidung 
hinaus, aber nur, indem es auf einer bereits betretenen Bahn 
fortschreitet. 



1) Entsch. d. IL Sen. v. 5. Dez. 1890 E. XX[ S. 228. 
«) Entsch. d. IV. Sen. v. 30. Nov. 1894 E. XXVI S. 261. 
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Absichtlich wurde dieser Entwickelungsgang eingehender 
dargestellt und seine Gebrechen mit besonderer Schärfe 
hervorgehoben. Es galt, zu zeigen, dass man, wenn man 
überhaupt von dem Wortlaut und dem auf den ersten An- 
blick erkennbaren Sinn des Gesetzes ausgeht, nur auf dem 
Wege einer in sich widerspruchsvollen ümdeutung dieses 
Sinnes dazu gelangen kann, unter »Handlung** nicht den 
natürlichen Begriff des Wortes, sondern den juristischen, die 
„strafbare Handlung** mitsamt dem Verbrechenserfolg zu 
verstehen. Der Sprachgebrauch des Lebens stellt der Hand- 
lung deren Erfolg gegenüber, das Gesetz will, dass die Ver- 
jährung mit dem Tage der begangenen Handlung ohne Rück- 
sicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges beginne. 
Das Nächstliegende ist, dass es mit diesem Erfolg, den es 
nicht näher bestimmt, eben jeden Erfolg der Handlung aus- 
schliessen will. Wenn es aber noch eine Definition des Er- 
folges, also eine Unterscheidung zwischen Erfolg und Erfolg 
übrig lässt, dann erscheint keine andere Auslegung zulässig, 
als unter Erfolg das zu verstehen, was eben im Strafrecht 
als Erfolg schlechthin, insbesondere im Gegensatz zur Hand- 
lung im engeren Sinne verstanden wird, und was auch ur- 
sprünglich das Reichsgericht darunter versteht, nämlich den 
DeKktserfolg. 

Mit alledem wurden die eigentlichen Gründe, auf die 
das Reichsgericht und die übrigen Vertreter der hier be- 
kämpften Anschauung diese stützen, noch nicht berührt; es 
handelte sich nur um den Nachweis, dass diese Ansicht 
selbst, das thema probandum, mit dem Gesetze unvereinbar 
ist und somit auch nicht bewiesen werden kann. 

Unter diesen Gründen erscheint zunächst die Termi- 
nologie des Reichsstrafgesetzbuchs, welches in den 
übrigen, die Verjährungsfrist und die ihr einigermassen ana- 
loge Antragsfrist regelnden, dem § 67 unmittelbar voraus- 
gehenden oder nachfolgenden Bestimmungen der §§ 61, 63, 71 
unter Handlung ebenfalls die strafbare Handlung verstehe. ^) 

1) E. V 284. Dagegen auch Kley a. a. O. S. 16. 
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Dies mag zugegeben werden, aber an keiner dieser Stellen 
ist davon die Bede, dass die Frist mit dem Tage der Hand- 
lung beginnen solle, in keiner wird, was für § 67 charakte- 
ristisch, der Handlung der Erfolg gegenübergestellt. Die 
Analogie trifft also nicht zu, und schon früher wurde hervor- 
gehoben, dass das Gesetz unter Handlung bald die natür- 
liche, bald die strafbare Handlung verstehe, sohin in jedem 
Einzelfalle eine sorgfältige Untersuchung des Sinnes erforder- 
lich ist. Auch eine Schlussfolgerung aus dem zweiten Satze 
des § 69 RStGB. ist unzulässig. Hier wird nur bestimmt, 
dass dann, wenn der Beginn oder die Fortsetzung eines 
Strafverfahrens von einer Vorfrage abhängig ist, deren Ent- 
scheidung in einem anderen Verfahren erfolgen muss, die 
Verjährung bis zu dessen Beendigung ruht. Darin soll nun 
eine Anerkennung des Grundsatzes liegen, dass, solange noch 
eines der Momente für die Strafbarkeit oder Strafver- 
folgbarkeit der Handlung fehlt, von einem Beginnen der 
Verjährung nicht die Rede sein kann.^) Nun spricht aber 
das Gesetz an jener Stelle nur von solchen Vorfragen, von 
deren Entscheidung Beginn oder Fortsetzung der Strafver- 
folgung abhängig ist. Bei dieser Schlussfolgerung wird also 
einmal das, was für besondere Voraussetzungen der Straf- 
verfolgung, also für besondere Prozessvoraussetzungen, be- 
stimmt ist, ganz allgemein auf die von den Strafprozess- 
voraussetzungen begrifflich und praktisch durchaus verschie- 
denen Voraussetzungen der Strafbarkeit übertragen, dann 
aber der Begriff des Ruhens der Verjährung, der voraussetzt, 
dass die Frist an sich schon begonnen hat, und nur besagt, 
dass eine bestimmte Zeit nicht einzurechnen ist, mit dem 
des Fristbeginns vertauscht,^) ein Analogieschluss, der sohin 
in mehrfacher Beziehung mit den Gesetzen der Analogie un- 
vereinbar ist. 



*) E. V S. 284. Ebenso Kley S. 21, dessen ArgumentÄtion über- 
haupt im wesentlichen die des RG. ist. 

*) Vergl. über diese begriffliche Verschiedenheit Windscheid, 
Pandekten, 6. Aufl., Bd. 1 S. 353, Motive zum bürgerl. Gesetzbuch Bd. 1 
S. 312. 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlang im Strafrecht, 14 
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Das Reichsgericht verwertet weiter^) fiir seine An- 
schauung folgende Stelle aus den Motiven: „Über den Lauf 
der Verjährung ist nur angeordnet, dass derselbe mit dem 
Tage der begangenen That anföngt. Die besondere Be- 
stimmung, dass hiebei der Zeitpunkt nicht massgebend 
sei, an welchem der zur Vollendung des Verbrechens er- 
forderliche Erfolg eingetreten ist, erledigt einen Zweifel." 
Diese Äusserung sei sehr wohl dahin aufzufassen, dass 
unter der begangenen That eine schon an sich strafbare 
That zu verstehen sei, bei welcher der Erfolg nur als Be- 
dingung der vollen oder erhöhten Strafbarkeit in Betracht 
kommt. 

Nun lässt sich der ^eite der citierten Sätze nur für 
die umgekehrte Ansicht verwerten; denn der zur Vollendung 
des Verbrechens erforderliche Erfolg ist eben der Delikts- 
erfolg, ohne welchen die Handlung im Gegensatz zum voll- 
endeten Verbrechen nur versuchtes Verbrechen, oder, iusbe- 
sondere bei den fahrlässigen Delikten, überhaupt keine straf- 
bare Handlung ist; willkürlich wäre es, unter ihm den die 
volle oder erhöhte Strafbarkeit bedingenden Erfolg zu ver- 
stehen. Das Reichsgericht legt daher das Schwergewicht 
auf den ersten der angeführten Sätze, wonach die Verjährung 
mit dem Tage der begangenen That anfängt. Wenn man 
hierunter, was immerhin fraglich ist, eine schon an sich 
strafbare That verstehen darf, dann steht allerdings der erste 
Satz der Motive im Widerspruch zum zweiten. Dieser Wider- 
spruch aber erklärt sich in sehr einfacher Weise aus der 
Entstehungsgeschichte des Reichs-Strafgesetzbuchs und aus 
der der Motive. Der erste Entwurf«) hatte nämlich in § 60 
Abs. HI bloss die Bestimmung:* „Der Lauf der Verjährung 
beginnt mit dem Tage des begangenen Verbrechens oder 
Vergehens.** Die Vorschrift, dass der Erfolg nicht abzu- 
warten sei, fehlte noch, und daher konnten auch die Motive 



1) E. V S. 285. Ebenso Kley S. 17. 

') Entwurf eines Strafgesetzbuches für den norddeutschen Bund, 
Berlin, Juni 1869 (Verlag der kgl. geheimen Oberhofbuchdruckerei). 
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ZU diesem ersten Entwurfs) sagen: „Über den Lauf der Ver- 
jährung ist nur angeordnet, dass dieselbe mit dem Tage der 
begangenen That anfangt.** Der zweite der oben citierten 
Sätze: „Die besondere Bestimmung etc.** findet sich in diesen 
ursprünglichen Motiven nicht. Er wurde erst in den nach 
Fertigstellung des zweiten Entwurfes abgeänderten und dem 
Reichstag vorgelegten Motiven^) eingefugt, nachdem die 
Bundeskommission in Abänderung des ersten Entwurfes jener 
Bestimmung die jetzige Fassung gegeben, insbesondere die 
Worte „ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen 
Erfolges** eingefügt hatte. Daneben blieb nun allerdings auch 
in den abgeänderten Motiven jener erste Satz stehen, obwohl 
die Behauptung „Über den Lauf der Verjährung ist nur an- 
geordnet etc. . . .** gar nicht mehr zutraf. Es erklärt sich 
dies daraus, dass die Worte der ersten Motive überhaupt 
meist unverändert beibehalten wurden. ») 

Jener erste Satz, auf den das Reichsgericht Gewicht 
legt, bezieht sich sohin auf eine Gesetzesfassung, welche die 
zu interpretierenden Worte „ohne Rücksicht auf den Zeit- 
punkt des eingetretenen Erfolges** gar nicht enthält. Auf 
diese bezieht sich vielmehr nur der zweite Satz, und dieser 
spricht, wie dargelegt, gegen die vom Reichsgericht ver- 
tretene Anschauung, zumal ja nach den Motiven mit jenen 
Worten ein Zweifel erledigt werden sollte, und in der That, 
wie auch das Reichsgericht erwähnt, tiefgehende Meinungs- 
verschiedenheiten darüber bestanden, ob die Verjährung erst 
mit dem Eintritt des zum Verbrechen gehörigen Erfolges be- 
ginnen könne.*) 

Der gewichtigste Einwand aber gegen die hier ver- 
tretene Auffassung ist der, dass ihr zufolge eine Hand- 



^) Motive z. d. Entwurf eines Strafgesetzb. f. d. nordd. Bund, Berlin, 
JuH 1869 (Verlag wie oben), S. 108. 

*) Abgedruckt in den „stenographischen Berichten über dieVerh. d. 
Reichstags u. des nordd. Bundes^ 1870, III. Bd. S. 59. 

>) ffierüber Bin ding, Handb. S. 64. 

*) Hierüber Schwarze, Bemerkungen zur Lehre von der Verjährung 
im Strafrecht, 1867, S. 49. 

14* 
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lung verjährt sein kann, bevor sie überhaupt be- 
straft werden konnte. Dies scheint nicht nur praktisch 
schwer zu rechtfertigen, sondern es lässt sich auch mit den 
Grundsätzen der Verjährung, so, wie sie sich im Civilrecht 
ausgebildet haben, nicht wohl vereinen, dass die Frist für 
die Verjährung — also für den Untergang eines Rechtes 
oder Klagerechtes infolge lange unterlassener Rechtsverfol- 
gung — zu laufen beginnt, bevor dieses Recht überhaupt 
verfolgt werden konnte, bevor „actio nata" vorliegt. Diese 
Bedenken waren es auch hauptsächlich, welche das Reichs- 
gericht veranlassten, zur »Handlung" im Sinne des § 67 
Abs. IV soviel, aber auch nicht mehr vom Erfolg hinzuzu- 
rechnen, dass eine strafbare Handlung gegeben ist,i) wenn 
auch nicht die, wegen welcher nach Eintritt der (durch den 
schliesslichen Erfolg bedingten) vollen oder erhöhten Straf- 
barkeit die Verurteilung erfolgt. Da nun bei den vorsätz- 
lichen Vergehen und Verbrechen regelmässig im Versuch 
schon eine strafbare Handlung liegt, da ferner zum Wesen 
des Versuchs niemals mehr erforderlich ist als die blosse 
Thätigkeit, so stimmen auch in den praktischen Resultaten 
die beiden gegensätzlichen Anschauungen bei den meisten 
vorsätzlichen Delikten überein und gehen grundsätzlich nur 
bei den fahrlässigen auseinander, wozu noch diejenigen vor- 
sätzlichen Delikte kommen, bei denen der Versuch nicht 
strafbar ist. Nach der hier vertretenen genügt auch bei 
diesen die Deliktsthätigkeit zum Beginn der Verjährungs- 
frist, nach der entgegengesetzten muss hier, da in der fahr- 
lässigen Deliktsthätigkeit, beziehungsweise dem straflosen 
Versuche noch keine strafbare Handlung liegt, der Eintritt 
des Deliktserfolgs abgewartet werden. 

Jene Bedenken treffen sohin nur einen Teil der straf- 
baren Handlung. Sie Hessen sich nun schon durch den 
blossen Hinweis auf den Wortlaut und den klar erkennbaren 
Sinn des Gesetzes beseitigen. Denn wenn dieses verlangt, 

^) Ebenso Binding, Olshausen und Oppenhoff an den auf 
S. 204 Anm. 1 angegebenen Stellen. Yergl. auch Eley S. 33 ff. 
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dass der Eintritt des Verbrechenserfolgs für den Beginn der 
Verjährungsfrist nicht abgewartet werden soll, so muss es 
dabei sein Bewenden haben, welche Folgen sich auch daraus 
ergeben mögen. Es lässt sich nicht dagegen sagen, das Da- 
sein der strafbaren Handlung sei durch deren Strafbarkeit 
bedingt; es müsste dies sonst auch für das räumliche Dasein 
gelten, und die fahrlässigen, sowie die erwähnten vorsätz- 
lichen Delikte könnten dann im Inland nicht bestraft werden, 
wenn in seinen Bereich nur die Deliktsthätigkeit, der Erfolg 
hingegen ins Ausland fallt, während doch allgemein das 
Gegenteil gelehrt wird.i) Ebensowenig aber lässt sich be- 
haupten, der Gesetzgeber könne es unmöglich gewollt haben, 
dass die Verjährung einer Handlung beginne, bevor diese 
Handlung gestraft werden kann. Birkmeyer*) insbesondere 
widerlegt dies durch den Hinweis auf die Antragsdelikte, bei 
denen Unbestrittenermassen die Verjährung zu laufen beginnt 
und möglicherweise auch schon vollendet sein kann, bevor 
die Stellung des Antrags die Bestrafung ermöglicht. 

Überhaupt erscheint die Übertragung der civilrechtlichen 
Grundsätze über die Verjährung, insbesondere des Gesichts- 
punktes der actio nata, auf das strafrechtliche Institut nicht 
wohl angängig. Im Civilrecht spielt, wenigstens zum Teil, der 
Gedanke mit, dass der Inhaber eines Anspruchs, wenn er ihn 
geraume Zeit hindurch nicht geltend macht, die Klage aus 
diesem Anspruch eben wegen seiner Nachlässigkeit verlieren 
soll. Die Verjährung ist also hier auch eine Strafe für den 
Säumigen.^) Daher das starre Festhalten an dem Satze: 
„Vor actio nata kann die Verjährung nicht laufen**; denn 
unbillig ist es, jemanden die Nichterhebung eines Anspruchs 
büssen zu lassen, bevor er diesen Anspruch erheben konnte. 
In der strafrechtlichen Verjährung aber hat noch niemand 



^) Abweichend nur diejenigen, welche den Begehungsort nach dem 
Erfolg bestimmen (S. 41). 

«) Teihiahme S. 174. Vergl. auch Binding, Handb. S. 841 f. 

») Die Motive zum bürgerlichen Gesetzbuch Bd. 1 S. 291 besagen, 
dass das dem I;Dhaber des Anspruchs auferlegte Opfer gegenüber der be- 
harrlichen Nichtbethätigung des Anspruchs nicht zu hart sei. 
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eine Strafe für den säumigen Staat, den Inhaber des Straf- 
rechts oder Strafklagerechts, erblickt. Der Staat verzichtet 
vielmehr selbst auf diesen Anspruch, und zwar veranlasst ihn 
hiezu die sühnende Macht der Zeit oder aber die Macht der 
Thatsachen oder endlich die Erkenntnis, dass die Beweis- 
mittel mit der Zeit verblassen, i) Auf welchen dieser ver- 
schiedenen Standpunkte man sich auch stellen mag, die actio 
nata spielt keine Rolle mehr. Und wenn wirklich der Grund 
der Verjährung das ist, was man die sühnende Macht der 
Zeit nennt, also ein Gedanke, der uns auch sonst im Leben 
begegnet, und wonach derjenige, der sich vor geraumer Zeit 
verfehlt hat, bloss deshalb seine Schuld nicht mehr büssen 
soll, weil es schon so lange her ist, dass er sich vergangen 
hat, dann ist es, namentlich vom Standpunkt des modernen 
Strafrechts, das mehr die Schuld als den Erfolg, mehr den 
Thäter als die That bestrafen will, nicht nur kein Fehler, 
sondern geradezu ein Vorzug, wenn es die schuldsühnende 
Zeit in dem Augenblick einsetzen lässt, in dem der Thäter 
durch sein Verhalten die Schuld offenbarte, nicht erst in 
dem, in welchem der Erfolg dieses Verhaltens eintrat. Es 
widerstrebt unserem Gerechtigkeitsgefühl, wenn wir uns in 
Anlehnung an die Entscheidung des Beichsgerichts^) den Fall 
vorstellen, dass ein Architekt, der in seiner Jugend, viel- 
leicht vor fünfzig Jahren, bei der Ausführung eines Baues 
einen Konstruktionsfehler beging, wenn heute infolge dieses 
Fehlers das Haus einstürzt, noch ebenso zur Rechenschaft 
gezogen wird, als habe er das Delikt heute begangen, bloss 
weil eine höchst bestrittene Theorie will, dass er sich erst 
heute dieses Vergehens schuldig gemacht hat, und weil ein 
civilrechtlicher Grundsatz besagt: Vor actio nata keine Ver- 
jährung. Was sich aber mit dem Gerechtigkeitsgefühl 
schlechterdings nicht vereinen lässt, ist, dass dieser Bau- 

^) CJeber die diesbezüglichen Theorien vergl. Binding, Handb. S. 821 S., 
V. Liszt S. 272 f., Berner S. 317 f., Koopmann a, a. 0. S. 7 ff., Von- 
achten a. a. 0. S. 10 ff. 

«) Entsch. d. II. Ben. v. 2. Nov. 1883 E. IX 152. Hierüber noch 
später. 
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meister nur dann heute noch bestraft werden kann, wenn 
er diesen Fehler seinerzeit fahrlässig beging, dagegen straf- 
los bleibt, wenn er mit bösem Vorsatz oder doch, was leichter 
denkbar, in einer den dolus eventualis begründenden Sorg- 
losigkeit gehandelt hat. Gerade dazu aber führt die hier 
bekämpfte, insbesondere auch die vom Reichsgericht ver- 
tretene Anschauung: Beim vorsätzlichen Delikt ist mit der 
blossen Thätigkeit schon eine strafbare Handlung in der 
Versuchsform vorhanden, und kann damit auch der Lauf der 
Verjährung beginnen, beim fahrlässigen liegt in der Thätig- 
keit noch keine strafbare Handlung, und muss daher zum 
Beginne der Verjährung der Erfolg abgewartet werden. Das- 
selbe Delikt würde also, wenn vorsätzlich verübt, 
grundsätzlich früher verjähren, als wenn es fahr- 
lässig begangen wurde. Vielleicht mag diese Eonsequenz 
auch manchen Vertreter jener Anschauung an derselben irre 
machen. 1) Denn sicher liegt hierin, in der härteren Behand- 
lung der leichteren Deliktsform, ein grösserer Widersinn, als 
wenn bei beiden Formen gleichmässig die Verjährung mit 
der Thätigkeit beginnt, mag in dieser eine »strafbare Hand- 
lung** liegen oder nicht. 2) 

Wenn aber nach dem Gesetze der Deliktserfolg zum 



*) Kley S. 40. ,Der Billigkeit entspricht dies schwerlich." 
2) Die noch weiter gehenden oben citierten Entscheidungen des RG. 
(E. XXI 228, XXVI 261) vermeiden allerdings diesen Widersprach, wenn 
sie als Erfolg im Sinne des § 67 Abs. IV den entfernteren Erfolg im 
Gegensatz zu den unmittelbaren Wirkungen oder als Handlung im Sinne 
jener Bestimmung die Gesamtheit der den gesetzlichen Begriffsmerkmalen 
des Delikts entsprechenden Umstände ansehen (denn dann lässt sich der 
Deliktserfolg immer, auch bei den fahrlässigen Vergehen, zur Handlung 
rechnen), entfernen sich aber damit so weit vom Texte des Gesetzes, dass 
sie mit diesem schlechterdings unvereinbar sind. Zur Unterscheidung zwi- 
schen dem näheren und dem entfernteren Erfolg bietet das Gesetz nicht 
den geringsten Anhaltspunkt, und dass der Erfolg, der nicht mehr zum 
Thatbestand des Deliktes gehört, der also erst nach Vollendung des De- 
liktes als dessen weitere Wirkung eintritt, nicht abzuwarten ist, ist so 
selbstverständlich, dass es nicht erst durch eine ausdrückliche Bestimmung 
festgestellt werden musste. Ausdrücklich muss aber noch hervorgehoben 
werden, dass das RG. diese noch weitergehenden Anschauungen mit keinem 
Worte begründet. Sie werden lediglich auf die besprochene Entscheidung 
(E. V 282) gestützt. 



Digitized by 



Google 



21t) II. Dogmatische Daistellung. 

Beginne der Verjährung nicht abgewartet werden soll, dann 
liegt noch viel weniger Anlass vor, irgend einen andern 
früheren Erfolg zu berücksichtigen.^) Der einzige Grund, 
der die Berücksichtigung des Deliktserfolgs nahe legt — das 
Erfordernis einer , strafbaren Handlung** zum Beginn der Ver- 
jährung — fällt für die Zwischenwirkungen weg, ein anderer 
innerer Qrund, der zu Gunsten dieser sprechen würde, ist 
nicht denkbar, und rein äusserlich betrachtet, sprechen, wie 
bereits bemerkt, die Gesetzesworte »ohne Rücksicht auf den 
Zeitpunkt des eingetretenen Erfolgs" gegen die Berücksich- 
tigung jeden Erfolges und für die Auffassung des Begriffes 
der „Handlung" im natürlichen engen Sinn des Wortes. 

Auch in diesem Zusanmienhang bestinmit sich sohin die 
Zeit der Begehung nach der persönlichen Thätigkeit; allein 
es ergibt sich insoferne eine Abweichung von den bisher be- 
trachteten Fällen, als es hier nur auf den letzten Teil 
dieser Thätigkeit — und zwar auf den zeitlich letzten, 
einerlei, ob er auch der entscheidende ist — ankommen kann. 
Die Einheitlichkeit der That verbietet es, dass die einzelnen 
Teile für sich vom Momente ihrer Begehung ab verjähren 
können, das Wesen der Verjährung, die nicht beginnen kann, 
solange der Thäter noch in der Ausführung dieses einheit- 
lichen Thuns begriffen ist, verweist mit Notwendigkeit dar- 
auf, die Begehung auf den letzten Teil der Thätigkeit zu 
konzentrieren. 2) 

*) Dagegen auch v. Liszt S. 274. Die Berücksichtigung des Zwi- 
schenerfolges verlangt teUweise Eley S. 36 £f., lässt es aber diSdngestellt, 
ob diese Gesetzesinterpretation zulässig sei. Vergl. auch S. 35 daselbst. 
Ueberhaupt sind seine Ausführungen, das , beständige Schwanken'' zwischen 
Thätigkeit, Erfolg und Zwischenwirkung (S. 39), die treffendste Kritik — 
nicht der gesetzlichen Bestimmung des § 67 Abs. IV, sondern der hier 
bekämpften Theorie. 

*) Es ist dies schliesslich kein Widerspruch zu der bisher festgehal- 
tenen Anschauung. Denn wenn das Delikt in jedem einzelnen Augenblick 
der Thätigkeit begangen wird, so ist es ein begangenes erst in deren letz- 
tem Augenblick. Das „begangen ist'' des § 67 Abs. lY ist ein streng zu 
nehmendes Perfektum. — Im Sinne des Textes auch Mever S. 384, Ols- 
hausen § 67 n. 4. Vergl. auch Litteraturübersicht S. 38 t, Dass das Ende 
der Thätigkeit abzuwarten ist, wird von keiner Seite bestritten. Vergl. 
Kley S. 21 f. 
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Dritter Teil. 
Besondere Begehungsformen und einzelne Delikte. 

L Kapitel. 
Die Teilnahme. 

Laien würden den Ausspruch: , Jeder Teilnehmer an 
einem Verbrechen begeht die Teilnahmehandlung dort, wo 
er sie begeht, und dann, wann er sie begeht**, in seiner Tri- 
vialität lächerlich finden. Vor Juristen bedarf dieser Satz 
einer eingehenderen Rechtfertigung, i) Eine weitverbreitete 
Ansicht will bekanntlich, dass fiir den Ort und die Zeit der 
Teilnahmehandlung nicht diese selbst, sondern die Handlung 
des Thäters entscheidend sei,^) während nach einer dritten, 
auch vom Reichsgericht 5) vertretenen Anschauung der Teil- 
nehmer am Delikte sowohl am Orte seiner Thätigkeit als 
auch am Orte der Haupthandlung das Delikt begeht. 

Wenn wir, von praktischen Beispielen ausgehend, uns 
vorstellen, dass A. am 15. Juni in München den B. über- 



*) Die im Texte ansgef{ihrte Anschauung wird vertreten von Stein 
S. 26, Schwarze S. 127, Geyer S. 369, Hälschner, Lehrb. I S. 153, 
Glaser, Handb. II S. 185, Schneidler S. 71 ff., üUmann, Lehib. S. 188, 
V Bar, Lehrb. S. 211, Meyer S. 231, Bennecke S. 85, Löwe S. 219 f., 
Betz S. 53. Binding, Handb. S. 424 (bezüglich der BeihUfe in Bezug 
auf den Ort der Begehung). Oppenhoff § 48 n. 10 (wenn die Haupt- 
handlung sowohl nach ihrer eigenen Begehungszeit bezw. Begehungsort 
und nach der der Teilnahmehandlung strafbar ist), grundsätzlich auch 
Beling, Grundr. S. 84 f. 

^) Schütze, Lehrb. S. 57 Anm. 2, Goltdammer in Goltd. Archiv 
Bd. 18 (1870) S. 254, Herzog, Gerichtssaal Bd. 27 (1874) S. 45, Birk- 
meyer, Teihiahme S. 172 ff.. Berner S. 255, Oppenhoff § 48 n. 10, 
§ 67 n. 11 (im Zusammenhang der Verjährung, femer dann, wenn die 
Haupthandlung zur Zeit und am Orte ihrer Begehung straflos ist), Kley 
S. 54 ff. (im Zusammenhang der Verjährung), Mintz, Die Lehre von der 
Beihilfe, 1892, S. 156 ff., Borchert, üeber die strafrechtliche Verantwort- 
lichkeit für Handlungen Dritter, 1888, S. 52 (bezüglich der Verjährung, 
anders bezüglich des Begehungsortes S. 26). 

») Entsch. des IV. Sen. v. 24. Juni 1884 E. XI 20, des III. Sen. v. 
18. März 1889 E. XIX 149, des I. Sen. v. 14. Juni 1894 E. XXV 424. 
Ebenso Merkel, Lehrb. S. 276, John S. 216, v. Lilienthal S. 284, 
V. Calcker S. 276, v. Kries S. 167, Olshausen § 3 n. 10, Wach S. 467, 
Binding, Handb. S. 424 f., 839 f., Grundr. S. 226 (für Anstifter und Mit- 
thäter bezüglich des Begehungsortes und für Anstifter und Gehilfen im 
Zusammenhang der Verjährung). 
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redet, den in Berlin lebenden C. zu ermorden, und B. nun 
nach Berlin reist, um dort am 30. Juni die Mordthat aus- 
zuführen, so wird jeder zugeben, dass A. die Anstiftung am 
15. Juni in München begangen hat, und wenn A., statt den 
B. anzustiften, in der Weise bei der That mitwirkt, dass er 
das Opfer des Anschlags am 15. Juni in Berlin überredet, 
nach München zu reisen und dort am 30. Juni den B. zu 
besuchen, wodurch dem B. Gelegenheit zur Ausführung der 
That gegeben werden soll, so wird wieder jeder anerkennen, 
dass diese Teilnahmehandlung, mag man sie als Mitthäter- 
schaft oder als Beihilfe bezeichnen, am 15. Juni in Berlin 
begangen wurde und nicht am 30. Juni in München. Die 
ganze Erscheinung der Anstiftung beziehungsweise Teil- 
nahmehandlung hat sich eben dort und in diesem Zeit- 
punkt zugetragen, eine entgegengesetzte Anschauung steht 
daher, wie auch von solchen, welche dieselbe eingehen- 
der begründen,^) anerkannt wird, mit dem natürlichen 
Wesen der Dinge in Widerspruch, und bedarf als fiktive 
Annahme, wie jede andere Fiktion, besonderer rechtlicher 
Begründung. 

Wie bei der Hauptfrage, so soll auch bei dieser Einzel- 
frage von der natürlichen Anschauung ausgegangen werden, 
also davon, dass die Teilnahmehandlung an ihrem eigenen 
Ort und zu ihrer eigenen Zeit begangen wird. Es leuchtet 
nun sofort ein, dass die Teilnahmehandlung, wie die Haupt- 
handlung, sowohl blosse Thätigkeit, als auch Thätigkeit mit 
Erfolg (Anstiftung oder Beihilfe durch Briefschreiben), reine 
Unterlassung oder sogenannte unechte Unterlassung sein 
kann. Da nun eine konkrete Handlung, z. B. das Absenden 
eines Briefes, ihrem natürlichen Wesen nach und somit auch 
in ihrer zeitlichen und örtlichen Erscheinung immer dieselbe 
ist, einerlei, ob sie den Thatbestand eines Delikts oder den 
der Beihilfe zu einem Delikt erfüllt, so müssen die Gründe, 



^) Es liegt dies wohl auch in den Ausfiihrimgen Birkmeyers 
(Teilnahme S. 175), wonach die Teilnabmehandlung, wo sie anch ,an sich' 
verübt sein mag, „im Rechtssinn *" am Ort der HauptÜiat begangen ist. 
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die für die örtliche und zeitliche Bestimmung der Haupt- 
handlung massgebend waren, an sich auch für die Teilnahme- 
handlung entscheidend sein, und so ist es nach dem hier ver- 
tretenen Standpunkt genauer die persönliche Thätigkeit, be- 
ziehungsweise pflichtwidrige Unthätigkeit jedes Teilnehmers, 
welche für ihn Ort und Zeit der Deliktsbegehung bestimmt. 
Zu anderen Anschauungen müssen auch hier diejenigen 
kommen, welche die Hauptfrage anders entscheiden, und so 
ist es nur konsequent wenn z. B. Liszt, der Ort und Zeit 
der Handlung nach dem Erfolge bestimmt, die Anstiftung 
und Beihilfe da begangen sein lässt, wo sie ihren Erfolg er- 
reicht, d. h. wo in dem Thäter der verbrecherische Entschluss 
hervorgerufen wird, beziehungsweise wo er die Hilfeleistung 
empfängt. 1) Wenn man aber noch weitergehend und unter 
Zuhilfenahme des Satzes, dass der Teilnehmer nicht nur an 
der vom Thäter begangenen Handlung Anteil nimmt, sondern 
selbst das Verbrechen verursacht oder mitverursacht, be- 
hauptet, dass er auch an diesem Orte und zur Zeit der 
Hauptthat handelt,^) so setzt dies ausser der früher be- 
kämpften Ansicht, dass der Erfolg Ort und Zeit der Hand- 
lung bestimmt, eine rechtliche Konstruktion der Teilnahme 
voraus, welche, mag sie nun theoretisch richtig sein oder 
nicht, nach ganz überwiegender Anschauung in unserem Straf- 
gesetzbuch nicht anerkannt wurde. 8) Jedenfalls aber würde 
sie nur beweisen, dass der Teilnehmer am Ort und zur Zeit 
des Erfolgseintritts handelt, nicht aber da, wo der Haupt- 
thäter seine Thätigkeit entfaltet; denn dass der Teilnehmer 
nicht nur den Verbrechenserfolg, sondern auch die Haupt- 
thätigkeit verursacht, lässt sich allenfalls — aber nur wieder 
unter Zugrundelegung der vom Reichs-Strafgesetzbuch nicht 
anerkannten Teilnahmetheorie — vom Anstifter behaupten, 
keinesfalls aber vom Gehilfen. 



») S. 117. AehnHch Franck 8. 20. Vergl. auch Betz S. 51 f. 

^) Damit argumentiert auch das RG. in der cit. Entscheidung vom 
24. Juni 1884 E. Kl 20, vergl. auch Geyer S. 369. 

') Vergl. hierüber insbes. Birkmeyer a. a. 0. S. 83 fif., v. Liszt 
S. 196 ff. 
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Die Ansicht, dass sich Ort und Zeit der Teilnahme- 
handlung nach Ort und Zeit der Haupthandlung bestimmt, 
lässt sich sohin auf diese Erwägung nicht stützen und be- 
darf zu ihrer Rechtfertigung einer besonderen rechtlichen 
Begründung. Als solche wird fast allgemein die sogenannte 
accessorische Natur der Teilnahme benützt, i) 

Schon von anderer Seite*) wurde vor einem Missbrauch 
des Begriffes accessorium gewarnt, und es scheint überhaupt, 
als ob mit diesem Worte mehr gesagt wird, als eigentlich 
gesagt werden will. Accessorisch nennen wir ein Wesen, 
das Teil und Anhängsel eines andern ist, überhaupt kein 
eigenes Dasein führt, und so wäre die Teilnahme vermöge 
der sogenannten accessorischen Natur überhaupt keine straf- 
bare Handlung, sondern nur Teil einer solchen, nämlich der 
Handlung des Thäters. Das aber will dieser technische Aus- 
druck nicht besagen. Er bedeutet vielmehr nur — wir folgen 
hier Birkmeyer,*) der die accessorische Natur der Teilnahme 
mit besonderem Nachdruck hervorhebt, sie am eingehendsten 
behandelt und die weitestgehenden Konsequenzen aus ihr 
zieht — , dass die Teilnahmehandlungen nicht selbständig 
strafbar sind, sondern nur aus dem Verbrechen eines andern, 
nämlich des Thäters, heraus. „Weil der Teilnehmer nur teil- 
nimmt an dem Verbrechen eines andern, ist die Existenz des 
letzteren bedingend für das Vorliegen eines Verbrechens auf 
seiner Seite.***) Damit ist wohl das Wesen dessen, was man 
accessorische Natur nennt, und überhaupt das Verhältnis der 
Teilnahmehandlung zur Haupthandlung am schärfsten ge- 
kennzeichnet. Die Haupthandlung ist Bedingung für die 



*) So von Herzog, Gerichtss. 27 S. 45, John S. 107, Oppenhoff 
§ 3 n. 5, Birkmeyer a. a. 0. S. 171 flF. u. a., auch RG. in den cit. Entsch. 
E. XI 20, XIX 149. 

3) Mintz, Die Lehre von der Beihilfe, 1892, S. 140 f. (Mintz seihst 
zieht allerdings ans der accessorischen Natur der Teilnahmehandlung jene 
Eonsequenzen; vergl. S. 156 ff.). 

') a. a. 0. S. 146 f. Aehnlich wird die accessorische Natur definiert 
von Mintz a. a. 0. S. 142, Borchert a. a. 0. S. 51, v. Buri, Gerichtssaal 
Bd. 45 (1891) S. 21, Frank S. 66 etc., auch RG. E. XI 56 (9./16. Juni 1884). 

*) Teünahme S. 147. 
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Deliktseigenschaft der Teilnahmehandlung, nicht aber ist die 
letztere ein Teil, ein accessorium der Haupthandlung. So 
aufgefasst aber berechtigt die accessorische Natur der Teil- 
nahmehandlung durchaus nicht zu dem Schlüsse, dass sie nun 
auch in ihrer örtlichen und zeitlichen Bestimmung an die 
Haupthandlung gebunden ist; ja es widerspricht dies sogar 
ihrem Wesen. Die Bedingung, von welcher die bestimmte 
Qualifizierung irgend eines Ereignisses abhängt, ist nicht 
Existenzbedingung fiir dieses Ereignis selbst. Wenn A. in 
dem vorerwähnten Falle am 15. Juni in Berlin die Mord- 
anstiftung, B. am 30. Juni in München den Mord begeht, 
dann entscheidet sich vermöge der so verstandenen accesso- 
rischen Natur der Teilnahme erst am 30. Juni und erst in 
München, dass das, was A. am 15. Juni in Berlin begangen 
hat, eine strafbare Anstiftung, überhaupt ein Delikt ist; un- 
richtig aber ist es, zu sagen, er habe erst am 30. Juni oder 
gar, er habe in München das Delikt begangen. Richtig ist, 
dass vorher kein Delikt, keine strafbare Handlung vorlag; 
dies vermag aber nichts daran zu ändern, dass das, was nun 
zum Delikte gestempelt wird, schon früher und an einem 
anderen Orte begangen wurde. Man übertrage doch einmal 
zur besseren Veranschaulichung jenen Gedankengang auf 
andere Lebensverhältnisse: Wenn ein Schriftsteller im Jahre 
1899 ein Drama schreibt, dieses Drama dann im nächsten 
Jahre vergeblich allen grösseren Bühnen zur Aufführung an- 
bietet, dann hat sich allerdings erst im Jahre 1900 heraus- 
gestellt, dass dieser Schriftsteller ein unaufführbares Drama 
geschrieben hat; aber trotzdem hat er schon 1899 und nicht 
erst 1900 dies unaufführbare Drama geschrieben. 

Mit der entgegengesetzten Anschauung würde man sich 
zu dem Grundsatz bekennen, dass Zeit und Ort, woselbst 
eine Handlung zur strafbaren wird, auch Zeit und Ort der 
Begehung sind. Dieser Grundsatz würde uns aber dazu 
zwingen, wenn nicht bei allen Delikten, so doch mindestens 
bei den fahrlässigen Ort und Zeit der Begehung nach dem 
Eintritt des Erfolgs zu bestimmen, also, um von dem be- 
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strittenen Fall der Verjährung abzusehen, die im Inland be- 
gangenen fahrlässigen Delikte straflos zu lassen, wenn der 
Erfolg ins Ausland fallt, eine Ansicht, die fast ausnahmslos 
verworfen wird.i) 

Anders wäre es freilich, wenn die »accessorische Natur" 
der Teilnahmehandlung im eigentlichen Sinn des Wortes auf- 
gefasst werden müsste, die Teilnahme also überhaupt keine 
strafbare Handlung, sondern nur accessorium oder Teil einer 
solchen wäre; dann müsste sie wohl als unselbständiger Teil 
auch in örtlicher und zeitlicher Beziehung dem Ganzen, der 
Thäterhandlung folgen. Nun lässt sich allerdings in einem 
gewissen Sinn behaupten, dass die Teilnahmehandlungen, für 
sich betrachtet, keine strafbaren Handlungen oder keine selb- 
ständigen strafbaren Handlungen sind,^) aber immer nur in 
dem Sinne, dass sie keine strafbaren Handlungen sind, so- 
lange die Bedingung ihrer Deliktseigenschaft, die strafbare 
Thäterhandlung fehlt; ist aber diese Bedingung erfüllt, so 
sind sie nicht unselbständige Teile einer strafbaren Hand- 
lung, sondern es fehlt ihnen dann nichts mehr daran, selbst 
strafbare Handlungen zu sein, m. a. W. sie sind nicht eigent- 
lich unselbständige, sondern nur bedingt strafbare Hand- 
lungen, also mit Erfüllung der Bedingung „strafbare Hand- 
lungen*' schlechthin. Es folgt dies nicht nur aus dem oben 
aufgestellten Begriff der accessorischen Natur, sondern auch 
aus zahlreichen Bestimmungen des Reichs-Strafgesetzbuchs, 
in deren Zusammenhang unter „Handlung", „strafbare Hand- 
lung", „Verbrechen, Vergehen und Übertretungen" zweifel- 
los auch Teilnahmehandlungen zu verstehen sind, so in den 
§§ 7, 28, 29, 37, 40, 51-58, 106, 107, 111, 164 etc. Nach 
Herzogs interessanten, wohl zu wenig beachteten Unter- 
suchungen ») versteht ganz allgemein das Gesetz überall da, 
wo es nicht dem Hauptthäter die übrigen Teilnehmer gegen- 

1) Siehe S. 213. 

*) Birkmeyer a. a. 0. S. 146, 148. 

») Vergl. hier insbesondere Gerichtssaal Bd. 24 (1872) S. 439 flF., 
Bd, 26 (1874) S. 44 ff. Gegen ihn insbesondere Birkmeyer, Teilnahme 
S. 159 ff. 
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Überstellt oder nicht der Zusammenhang der Lehre auf den 
Alleinthäter hinweist, unter „Thäter** auch den Teilnehmer, 
unter „strafbarer Handlung^ auch die Teilnahmehandlung, 
und damit wäre von vornherein die Frage zu Gunsten der 
hier vertretenen Ansicht entschieden. In den §§ 2, 3, 67 
Abs. IV RStGB., § 7 RStPO. handelt es sich nicht um jene 
Gegenüberstellung, und noch weniger verweist der Sach- 
zusammenhang auf den Alleinthäter. 

Aus dem accessorischen Verhältnis der Teilnahmehand- 
lung zur Haupthandlung lässt sich nach dem Gesagten die 
örtliche und zeitliche Abhängigkeit der ersteren von der 
letzteren nicht ableiten. Wenn man aber noch tiefer gehend 
zur Begründung dieser Ansicht den Umstand heranzieht, auf 
dem das accessorische Verhältnis selbst wieder beruht, näm- 
lich den mangelnden oder ungenügenden Kausalzusammen- 
hang zwischen Teilnahmehandlung und Verbrechenserfolg, i) 
so kann auch dieser Erwägung kein entscheidendes Gewicht 
beigelegt werden. 2) Mag immerhin die Teilnahmehandlung 
nicht für sich allein, sondern erst durch die Thäterhandlung 
mitwirksam zum Erfolg und dadurch strafbar werden, so be- 
weist dies wieder nur, dass ihre Strafbarkeit sich erst am 
Ort der Haupthandlung entscheidet, nicht aber, dass sie im 
Rechtsinn dort begangen ist. Es ist interessant, dass andere, 
insbesondere auch Binding^) gerade aus dem Mangel eines 
Kausalzusammenhangs zwischen Beihilfe und Hauptverbrechen 
den Schluss ziehen, dass erstere von der Hauptthat örtlich 
durchaas unabhängig ist. 

W^enn nun die örtliche und zeitliche Selbständigkeit der 
Teilnahmehandlung auch da behauptet werden muss, wo diese 
Unbestrittenermassen im accessorischem Verhältnis zur Thäter- 
schaft steht, also bei Anstiftung und Beihilfe, so muss dies 
umsomehr dort gelten, wo diese accessorische Natur nicht 
oder doch nicht unbestritten vorhanden ist, insbesondere bei 



1) Birkmeyer a. a, 0. S. 175, Kley S. 57. 
^) Dagegen auch Beiz S, 53. 
») Handb. S. 424. 
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der Mitthäterschaft. Das Reichsgericht i) zieht allerdings 
daraus, dass jeder Mitthäter die Verantwortung für die 
Thätigkeit der Genossen trägt, den Schluss, dass alle Mit^ 
thäter nach inländischem Gesetze zu beurteilen sind, wenn 
auch nur einer von ihnen im Inland gehandelt hat, und es 
wird damit der Satz, dass unter dieser Voraussetzung auch 
die im Ausland handelnden Thäter als im Inland handelnd 
anzusehen sind, zwar nicht ausdrücklich ausgesprochen, aber 
doch indirekt anerkannt; denn Voraussetzung der Beurteilung 
nach inländischem Gesetze ist gemäss §§ 3 ff. BStGB. die 
inländische Begangenschaft. Allein so ausgesprochen ist jene 
Behauptung sicher unhaltbar; denn es ist schlechterdings 
unerklärlich, wie die Thatsache der gemeinschaftlichen Ver- 
antwortlichkeit die andere Thatsache aufheben kann, dass 
der eine Genosse im Ausland, der andere im Inland ge- 
handelt hat.«) 

Vollends aber fehlt jeder Grund, jenes behauptete Ab- 
hängigkeitsverhältnis in räumlicher Beziehung auch auf Be- 
günstigung und Hehlerei auszudehnen. ») Wären diese beiden 
Delikte deshalb, weil sie sich an die strafbare Handlung eines 
andern anschliessen müssen, hinsichtlich des Begehungsortes 
an diese strafbare Handlung gebunden, so müsste dies auch 
in zeitlicher Beziehung gelten, und man käme dann zu dem 
merkwürdigen Resultat, dass Begünstigung und Hehlerei stets 

1) Entsch. des IV. Sen. v. 24. Juni 1884 E. XI 20. Aehnlicli Ola- 
hausen § 8 n. 10, Oppenhoff § 3 n. 13. 

^) Nach Bin ding, Handb. S. 424 ist es allerdings so anzusehen, 
als ob der im Ausland handelnde Mitthäter durch seine Spiessgesellen im 
Inland handle, wie dies auch der im Ausland thätige Anstifter und mittel- 
bare Thäter durch den im Inland wirkenden Angestifteten bezw. unmittel- 
baren Thäter thue. Diese Anschauung setzt jedoch ausser einer eigen- 
artigen Konstruktion der Anstiftung und Mitthäterschaft die schon froher 
bekämpfte Fiktion voraus, dass der Ort, an welchem ein vom Thäter in 
Bewegung gesetztes Werkzeug — in Form einer menschlichen Kraft — 
thätig ist, auch für den Thäter als Ort der Handlung anzusehen ist. Be- 
züglich der mittelbaren Thäterschaft vertreten die gleiche Ansicht Franc k 
S. 20, Oppenhoff § 3 n. 7, v. Liszt S. 117. — Die Verjährung lassen 
mit dem Abschluss der Thätigkeit des zuletzt handelnden Mitthäters be- 
ginnen: Oppenhoff §67 n. 10, Olshausen §67 n. 16 b, Binding, 
Handb. I S. 839, Kley S. 55 f., Borchert a. a. 0. S. 48. 

») So John S. 216. 
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schon begangen sind, bevor überhaupt etwas zur Begünstigung 
und Hehlerei geschehen ist; denn beide DeUkte setzen be- 
grifflich eine schon vollendete strafbare Handlung voraus. 

Es bleibt sohin dabei, dass sich für jeden Teil- 
nehmer, den Gehilfen sowohl, wie den Anstifter und 
Mitthäter, Ort und Zeit der Begehung nach seiner 
persönlichen Thätigkeit bestimmt, und es erübrigt nur 
noch, dies Resultat in den mehrfachen gesetzlichen Zusammen- 
hang einzufügen. 

Hinsichtlich der räumlichen Gesetzesherrschaft hat die 
örtliche Selbständigkeit der Teilnahmehandlung zur Folge, 
dass die im Ausland begangenen Teilnahmehandlungen als 
im Ausland begangene Handlungen anzusehen sind, auch 
wenn die Thäterhandlung selbst im Inland erfolgte. Sie 
können daher nach den §§ 3 fif. RStGB. im Inland nur unter 
den besonderen Voraussetzungen gestraft werden, unter wel- 
chen die im Ausland begangenen Handlungen der inländischen 
Strafgewalt unterliegen, eine Ansicht, die sich sicher besser 
mit dem Territorialprinzip verträgt, als die gegenteiUge. um- 
gekehrt aber sind die im Inland verübten Teilnahmehand- 
lungen auch im Inland begangene Handlungen im Sinne 
des § 3 RStGB., mag auch die Haupthandlung ins Ausland 
fallen. Es muss aber betont werden, dass mit diesem in- 
ländischen Begehungsort der Teilnahme die inländische Straf- 
gewalt noch nicht ohne weiteres begründet ist. Vermöge der 
accessorischen Natur der Teilnahmehandlung empfängt letztere 
ihre Strafbarkeit aus einer strafbaren Handlung des Thäters, 
und es fragt sich, ob die im Ausland begangene, der in- 
ländischen Strafgewalt nicht unterworfene Thäterhandlung 
zur Begründung dieser Strafbarkeit genügt. Die Entscheidung 
dieser Frage geht über den Rahmen dieser Aufgabe hinaus; 
es genügt festzustellen, dass hier die Begriffe Begehungsort 
und Strafbarkeit scharf auseinanderzuhalten sind.i) 

Im Strafprozessrecht führt die hier vertretene Ansicht 



1) So auch Schneidler S. 71 f. 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlang im Strafrecht. 15 
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dazu, dass für jeden Teilnehmer am Orte seiner Thätigkeit 
der Gerichtsstand der begangenen That im Sinne des § 7 
RStPO. begründet ist, nicht aber für alle gemeinsam am Orte 
der Haupthandlung. Nach § 13 eod. ist aber für zusammen- 
hängende Strafsachen, welche einzeln nach den Vorschriften 
der §§ 7 bis 11 zur Zuständigkeit verschiedener Gerichte 
gehören würden, ein Gerichtsstand bei jedem Gerichte be- 
gründet, welches für eine derselben zuständig ist, und da 
nach § 3 eod. ein Zusammenhang vorhanden ist, wenn bei 
einer strafbaren Handlung mehrere Personen als Thäter, 
Teilnehmer, Begünstiger oder Hehler beschuldigt werden, so 
ist für jeden Teilnehmer auch an dem Orte, an welchem der 
Thäter oder ein anderer Teilnehmer, umgekehrt aber auch 
für den Thäter an jedem Orte, an welchem ein Teilnehmer 
gehandelt hat, der Gerichtsstand des Zusammenhangs gegeben. 
Gerade aber aus diesen besonderen Bestimmungen muss ge- 
folgert werden, dass die Strafprozessordnung die Handlung 
jedes einzelnen Teilnehmers als eine einen selbständigen Ge- 
richtsstand der begangenen That begründende „strafbare 
Handlung" im Sinne des § 7 betrachtet. Sonst könnte sie 
nicht von Strafsachen sprechen, „welche einzeln nach den 
Vorschriften der §§ 7 bis 11 zur Zuständigkeit verschiedener 
Gerichte gehören würden", könnte nicht für die Teilnehmer 
einen nur fakultativen Gerichtsstand des Zusammenhangs 
schaffen, der nach § 13 Abs. H und III eod. auch wieder auf- 
gehoben werden kann, könnte es endlich nicht zulassen, dass 
auch umgekehrt der Hauptthäter am Orte der Teilnahme- 
handlung abgeurteilt werden kann.^) Man müsste denn in 
§ 13 unter den „zusammenhängenden Strafsachen, welche 
einzeln nach den Vorschriften der §§ 7 bis 11 RStPO. 
zur Zuständigkeit verschiedener Gerichte gehören würden", 
trotz des citierten § 3, welcher hierunter Teilnehmer- 
schaft, Begünstigung und Hehlerei begreift, im Falle 
des § 7 nur Begünstigung und Hehlerei verstehen, den 



*) Vergl. hierüber auch Geyer S. 369. 
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Fall der Teilnahme aber auf §§ 8 und 9 (Gerichtsstand des 
Wohnsitzes und der Ergreifung) beschränken.^) Zu einer 
derartig einengenden Auslegung bietet aber das Gesetz selbst 
keinen Anhaltspunkt dar, und auch in ihren praktischen Re- 
sultaten würde diese nicht befriedigen; wäre schon nach 
§ 7 für jeden Teilnehmer am Ort der Thäterschaft der Ge- 
richtsstand der begangenen Handlung begründet, so hätte 
das Gesetz nicht einmal fakultativ den Fall vorgesehen, dass 
jeder TeiLiehmer am Orte seiner Thätigkeit abgeurteilt werden 
kann; denn nur für zusammenhängende Strafsachen, die an 
sich zur Zuständigkeit verschiedener Gerichte gehören, be- 
steht die Möglichkeit, je nach Rücksichten der Zweckmässig- 
keit Verbindung oder Trennung eintreten zu lassen. Eine 
derartige strenge und ausnahmslose Fesselung der Teilnehmer- 
handlung an den Ort der Hauptthat entspricht aber zweifel- 
los nicht dem praktischen Bedürfnis. 

Auclf rücksichtlich der zeitlichen Gesetzesherrschaft 
kommen wir zu durchaus befriedigenden Resultaten, wenn 
wir die Teilnahmehandlung selbständig stellen. Es kann dar- 
nach nach § 2 RStGB. eine Teilnahmehandlung dann nicht 
gestraft werden, wenn zur Zeit der persönlichen Thätigkeit 
des Teilnehmers ein entsprechendes Strafgesetz nicht be- 
stand. Nach der entgegengesetzten Ansicht müsste der 
Anstifter und Gehilfe, trotzdem er damals etwas that, was 
ihm kein Gesetz verbot, bestraft werden, wenn in dem 
späteren Zeitpunkt, in welchem der Thäter die Haupthand- 
lung beging, diese Thäterhandlung mit Strafe belegt ist, ein 
Resultat, das zweifellos den Anforderungen der Gerechtig- 
keit widerspricht. 

Ebenso ist aber auch die Frage, welches Gesetz als 
das mildeste im Sinne des § 2 Abs. H RStGB. anzuwenden 
ist, für die Teilnahmehandlung unabhängig von der Thäter- 
handlung nach ihrer eigenen Begehungszeit zu beantworten, 
und es wäre auch unbillig, das mildere Gesetz, unter welchem 



1) So Birkmeyer a. a. 0. S. 179. 
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der Teilnehmer thätig war, diesem nicht zugute kommen zu 
lassen, bloss, weil zur Zeit der Haupthandlung infolge eines 
Gesetzeswechsels ein härteres Gesetz in Kraft getreten ist. 
Ist dieses nachfolgende, zur Zeit der Haupthandlung geltende 
Gesetz das mildere, so kommt es ohnedies nach § 2 Abs. II 
dem Teilnehmer zu statten, ohne dass es der Fiktion, die 
Teilnahmehandlung sei zur Zeit der Haupthandlung verübt, 
bedarf. 

Endlich aber muss auch bezüglich der Verjährung daran 
festgehalten werden, dass die Begehungszeit der Handlung 
für jeden Teilnehmer selbständig zu bestimmen ist, also auch 
nach § 67^^ die Verjährung für jeden mit dem Tage seiner 
Thätigkeit zu laufen beginnt. Aus der Bestimmung, dass die 
Verjährung mit dem Tage der begangenen Handlung ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges be- 
ginnt, Hesse sich dies nicht folgern.^) Denn wie früher be- 
merkt, kann man allenfalls darüber streiten, oV der Ver- 
brechenserfolg ein Erfolg der Teilnahmehandlung ist, un- 
möglich aber lässt sich — abgesehen von dem wieder 
bestrittenen Fall der Anstiftung — behaupten, dass die 
Handlung des Hauptthäters ein Erfolg der Beihilfe oder die 
des einen Mitthäters ein Erfolg der Beteiligung des anderen 
sei. Für die Ansicht, dass auch hier jede Teilnahmehand- 
lung selbständig zu beurteilen ist, spricht vielmehr nur das, 
aber auch alles das, was überhaupt gegen die Abhängigkeit 
der Teilnahmehandlung von der Haupthandlung in örtlicher 
und zeitlicher Beziehung gesagt wurde. Auch hier muss 
freilich der Einwand erwartet werden, dass vermöge dieser 
Anschauung die Verjährung einer Handlung beginnen oder 
sogar vollendet sein könne, bevor diese Handlung gestraft 
werden konnte. Allein ebensowenig, wie früher, ist an dieser 
Stelle jener Einwand geeignet, eine einmal für richtig er- 
kannte Ansicht zu widerlegen. Die Konsequenz^ dass die 
Verjährung einer Handlung vor deren Strafbarkeit beginnen 



*) Vergl. hierüber Birkmeyer ß. 174. 
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könne, widerspricht eben trotz des entgegenstehenden An- 
scheins nicht dem Gesetze und auch nicht der inneren Ge- 
rechtigkeit. 



n. Kapitel. 
Der Versuch. 

Wenn es auch zum Wesen des Versuchs gehört, dass 
die auf Vollendung des Delikts gerichtete Thätigkeit nicht 
bis zum Deliktserfolg gedeiht, so ist doch damit nicht aus- 
geschlossen, dass irgend ein Erfolg noch innerhalb des Ver- 
suchsstadiums eintritt und zu dessen Thatbestand zu rechnen 
ist, so, um die Beispiele Bindings^) zu gebrauchen, wenn 
vergiftete Speisen an eine Person gesandt werden, damit 
diese sie geniesst, wenn eine Zündschnur angezündet wird, 
um die an einem Hause aufgeschichteten Brennmaterialien 
und mittelbar dieses selbst in Brand zu setzen. Der Gegen- 
satz zwischen Thätigkeit und Erfolg kehrt also auch hier 
wieder, und es muss von dem einmal eingenommenen Stand- 
punkt aus auch an dieser Stelle die örtliche und zeitliche 
Bestimmung des Versuchs nach der Thätigkeit erfolgen. Es 
liegt nichts im Wesen des Versuchs, was zu einer anderen 
Entscheidung nötigen würde, und insbesondere ist eine Be- 
rücksichtigung des Erfolgs hier noch weniger angezeigt, als 
bei den vollendeten Delikten. Bei diesen ist wenigstens der 
grossen Gruppe der Erfolgsdelikte der Erfolg als gesetzliches 
Thatbestandsmerkmal eigen, der Versuch hingegen erfordert 
niemals einen bestimmten über die Thätigkeit hinausgehenden 
Erfolg als gesetzlichesThatbestandsmerkmal, wenigstens keinen 
äusseren Erfolg. Wenn in den angeführten Fällen der Thäter 
sich vergeblich bemüht hätte, die Zündschnur in Brand zu 
setzen, wenn die vergifteten Speisen, die er der Post zur 
Beförderung übergeben, nicht an den Adressaten gelangt 
wären, so blieb immer noch ein strafbarer Versuch übrig; 



') Handb. S. 838. 
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der Erfolg gehört hier zum individuellen, nicht zum gesetz- 
lichen Thatbestand. 

Innerhalb der Thätigkeit aber muss jeder einzelne Akt 
als gleichwertig mit den übrigen betrachtet werden. Der 
Versuch ist also überall da und in jedem einzelnen 
Zeitpunkt begangen, woselbst ein Teil dieser Thätig- 
keit stattfindet. 1) Man könnte wohl auch sagen, er werde 
innerhalb der Gesamtzeit und des Gesamtraumes der Thätig- 
keit begangen.^) Allein man fasst eben dabei den indivi- 
duellen Thatbestand im Gegensatz zum gesetzlichen ins Auge 
und kommt dabei zu den unannehmbaren Konsequenzen, 
welche die Annahme eines Gesamtraumes und einer Gesamt- 
zeit immer mit sich bringt. Gegen die ausschliessliche Be- 
rücksichtigung der letzten Versuchshandlung») sprechen die 
gleichfalls schon hervorgehobenen allgemeinen Gründe, hier 
auch noch der, dass auch jede frühere Versuchshandlung 
den gesetzlichen Thatbestand des Versuchs in sich enthält, 
und die letzte vor den früheren sich durch nichts aus- 
zeichnet. 

Bezüglich der Unterlassungsdelikte ist jedenfalls bei den 
unechten die Möglichkeit eines strafbaren Versuches ge- 
geben,*) so, wenn der Eisenbahnwärter einen auf den Bahn- 
körper gerollten Steinblock vorsätzlich liegen lässt, um die 
Entgleisung des Zuges zu bewirken. Der Versuch ist dann 
nach der allgemeinen Regel an jedem Ort und in jedem Zeit- 



*) Der gleichen Ansicht Schneidler S. 69 ff., Glaser, Handb. II 
S. 183 f., Stenglein § 7 n. 4, Binding, Handb. S. 419. Das Nämliche 
ist von allen denjenigen anzunehmen, die auch den Ort des vollendeten 
Verbrechens nach jedem Teile der Ausfährungsthätigkeit bestimmen. (Die 
Frage des Versuches wird vielfach nicht eigens erörtert.) 

2) So John S. 214. 

») Für diese erklären sich Schwarze, Komm. S. 127, Keller S. 9, 
Oppenhoff § 3 n. 11, früher Henke, Handbuch d. Kriminakechts (1823) 
S. 259, Mittermaier, Das deutsche Strafverfahren (4. Aufl., 1845) 1. Bd. 
S. 372 und Planck, Systematische Darstellung des deutschen Strafver- 
fahrens (1857) S. 77. — Buri, Gerichtssaal Bd. 28 (1876) erklärt sich für 
den Ort, an welchem der Wille erkennbar in die äussere Erscheinung ge- 
treten ist, was von Schneidler im Sinne des Anfangs der Yersuchs- 
thätigkeit ausgelegt wird (S. 70). 

*) Vergl. hierüber v. Liszt S. 186. 
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punkt begangen, in dem der Unterlassende die Thätigkeit 
spätestens hätte beginnen sollen. 

Bei den echten ünterlassungsdelikten ist ein strafbarer 
Versuch nicht wohl denkbar, i) Man kann sich nicht vor- 
stellen, wie z. B. jemand den Entschluss, einen Mord nicht 
anzuzeigen, durch Handlungen, welche einen Anfang der Aus- 
führung dieses Vergehens bedeuten, bethätigt, wenn nicht 
etwa in der Form, die früher*) als Omissivdelikt durch Thätig- 
keit bezeichnet wurde, nämlich dadurch, dass er es sich durch 
eine Thätigkeit, wie etwa eine Abreise, unmöglich machen 
will, die gebotene Anzeige zu erstatten. Dann ist der Ort 
und die Zeit dieser Thätigkeit auch die des Versuchs, wenn 
man nicht etwa in jener Thätigkeit nur eine straflose Vor- 
bereitungshandlung erblickt. 

Wenn vorhin die Behauptung, zum Versuch gehöre kein 
Erfolg, auf den äusseren Erfolg eingeschränkt wurde, so ge- 
schah dies mit Rücksicht auf die sogenannte objektive Ver- 
suchstheorie, welche zum strafbaren Versuch den Eintritt 
einer objektiven Gefahr verlangt. Von dieser ausgehend sind 
einzelne*) zu der Anschauung gelangt, dass der Ort und Zeit, 
in der diese Gefahr eintritt, allein oder neben Ort und Zeit 
der Versuchsthätigkeit für die Begehung des Versuchs ent- 
scheidet. Diese objektive Theorie muss sich nun, wie ins- 
besondere das Reichsgericht*) schlagend nachgewiesen hat, 
konsequent durchgeführt, mit der hier vertretenen Anschau- 
ung von Ort und Zeit der Versuchsbegehung insoweit decken, 
als sie mindestens auch den Ort der Versuchsthätigkeit als 
Ort der Begehung ansehen muss. Denn diese Gefährdung 
tritt überall ein, wo ein Glied der ürsachenreihe, die zur 
Verletzung des Rechtsguts führen soll, in Erscheinung tritt. 



*) Vergl. hierüber Hälse hn er, Lehrb. I S. 354. — y. Liszt, Lehrb. 
S. 186 und Frank S. 53 halten den Versuch in Form des fehlgeschlagenen 
Deliktes für möglich. 

») S. 128. 

*) Betz S. 43, Ullmann, Lehrb. S. 188; ähnlich v. Lilienthal 
S. 284, V. Liszt S. 117. 

*) Entsch. d. 1. Sen. vom 6. Mai 1897 £. XXX 98. 
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also auch an jedem Orte der Thätigkeit. Soweit aber jene 
Anschauung darüber hinausführt, spricht gegen sie nicht nur 
das, was überhaupt gegen die Berücksichtigung des Delikts- 
erfolgs spricht, nicht nur die Unbestimmtheit gerade dieses 
Erfolges, sondern insbesondere auch der Umstand, dass dieser 
Erfolg, die Gefahr oder Gefahrdung, überhaupt kein äusserer 
Erfolg, kein von der Thätigkeit sich loslösendes äusseres Er- 
eignis ist, das von dieser bewirkt, nun neben ihr ein That- 
bestandsmerkmal des Versuchs bildet, sondern vielmehr eine 
Eigenschaft dieser Thätigkeit. selbst. Wenn A. mit gezoge- 
nem Messer auf B. eindringt, in der Absicht ihn zu töten, 
und an der Ausführung dieser Absicht nur dadurch gehindert 
wird, dass B. den Stoss pariert, so hat er auch nach der 
objektiven Theorie einen Tötungsversuch begangen, obwohl 
kein von der Thätigkeit bewirktes Ereignis eingetreten ist. 
Und auch da, wo ein solches weiteres Ereignis eintritt, so 
in den angeführten Fällen das Brennen der Zündschnur, der 
Empfang der vergifteten Speisen, ist auch nach der objek- 
tiven Theorie dieser Erfolg nicht begriflfswesentlich und darum 
auch nicht zum gesetzlichen Yersuchsthatbestand gehörig; 
denn auch nach jener ist es zweifellos strafbarer Versuch, 
wenn das Bemühen, durch die Zündschnur das Brennmaterial 
anzuzünden, vergeblich war, die Speisen nur zur Post ge- 
geben, von dieser aber nicht befordert wurden, immer unter 
der Voraussetzung, dass in dem Thun schon eine Gefahr lag. 
Was man also im Gegensatz zur subjektiven Theorie als be- 
griffswesentlich verlangt, ist nicht, dass die Thätigkeit ein 
als Gefährdung aufzufassendes Ereignis als Erfolg bewirkt, 
sondern dass die Thätigkeit selbst gefährlich ist, nicht also 
ein zur Thätigkeit hinzutretendes äusseres Thatbestands- 
merkmal, sondern eine innere Eigenschaft der Thätigkeit. 
Als innere Eigenschaft aber ist diese Gefahr zur örtlichen 
und zeitlichen Bestimmung nicht verwertbar; denn Ort und 
Zeit bestimmen die Erscheinungen der Aussenwelt, hier spe- 
ziell der äussere Deliktsthatbestand. Man kann nach alledem 
sehr wohl Vertreter der objektiven Theorie sein, ohne bei 
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der örtlichen und zeitlichen Bestimmung des Versuchs jene 
Konsequenz zu ziehen.^) 

In der Praxis würde jene Anschauung zu dem unan- 
nehmbaren Resultate führen, dass der zunächst straflos han- 
delnde Thäter dennoch gestraft werden muss, wenn ein neues 
zur Zeit des Gefahrseintritts in Kraft tretendes Gesetz die 
früher straflose Handlung verpönt. 

Wir sind somit bei den im Yersuchsstadium gebliebenen 
Delikten zu der nämlichen Anschauung gelangt wie bei den 
vollendeten. Es entscheidet Ort und Zeit jeder Einzelthätig- 
keit, beziehungsweise Ort und Zeit der Unterlassung. Eben 
wegen der Gleichartigkeit dieses Resultats mit dem früheren 
bedarf dasselbe keiner besonderen Prüfung auf seine Ver- 
wertbarkeit im gesetzlichen Zusammenhang. Dass die im 
Inland begangene Ausführungsthätigkeit, wenn sie erst im 
Ausland zum Erfolg gedeiht, im Inland nicht als Versuch, 
sondern als vollendetes Delikt zu strafen ist, ergibt sich schon 
aus der Behandlung der vollendeten Delikte. 2) Wie bei jenen, 
so verwandelt sich auch bei den versuchten der Satz, dass 
sie in jedem einzelnen Augenblick der Thätigkeit begangen 
werden, im Zusammenhang der Verjährung dahin, dass sie 
erst im letzten Augenblick begangen sind. 



m. Kapitel. 

Das fortgesetzte und das fortdauernde Verbrechen, 

das Zustands- und das Kollektivdelikt. 

1. Das fortgesetzte Delikt. 

Die bestrittene Frage, ob das Reichs-Strafgesetzbuch 

die Existenz des fortgesetzten Verbrechens anerkannt hat, 

interessiert uns hier nicht; es steht nur zur Untersuchung, 

wie, die Existenz einmal anerkannt, sich die räumliche und 



^) Dagegen Frank S. 20, welcher die hier bekämpf te Anschauung 
als notwendige Eonsequenz der objektiven Versuchstheorie bezeichnet. 
») Vergl. S. 180 Anm. 2. 
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zeitliche Bestimmung des fortgesetzten Verbrechens gestaltet. 
Aus eben diesem Grunde ist hier auf das Wesen dieser De- 
liktsart nur insoweit einzugehen, als es für die räumliche 
und zeitliche Betrachtung erforderlich ist. 

Was aber diesen Begriff anlangt, so besteht eine ganz 
erfreuliche Übereinstimmung darüber, dass sich das fort- 
gesetzte Verbrechen aus einer Mehrheit von Akten zusammen- 
setzt, von denen jeder für sich den gesetzlichen Thatbestand 
des Delikts erfüllt, also jeder einzelne strafbare Handlung und 
Delikt ist.i) Die gleiche Einmütigkeit herrscht aber auch 
darüber, dass auch das fortgesetzte Verbrechen, also die Summe 
dieser Einzelverbrechen, wieder als ein Verbrechensthat- 
bestand, eine strafbare Handlung anzusehen ist.^) 

So ergibt sich ein ganz eigenartiges Wesen: Ein Ver- 
brechen, das sich aus einer Mehrheit von einzelnen Ver- 
brechen zusammensetzt.*) Man hat es wohl zutreffend mit 
einem Polypen verglichen,*) der als ein Lebewesen betrachtet 
wird, obwohl auch jedes seiner Glieder ein ausgebildetes 
Lebewesen darstellt. Wie dem auch sei, man kann gegen- 
über einer derartigen Konstruktion nur zweierlei S^ndpunkte 
einnehmen. Entweder man erklärt sie für begriflElich mög- 
lich; dann aber muss man jene Doppelnatur hinnehmen, wie 



^) Yergl. insbesondere Rathenau, Zur Lehre vom fortgesetzten 
Verbrechen (Berliner Dissert.), 1896, S. 46, der die vollständige Ueber- 
einstimmung über diesen Punkt konstatiert und in der ,fast unüberseh- 
baren Reihe der Autoren '^ nur zwei Ausnahmen gefunden hat, femer 
Farnbacher, Der Begriff des sogen, fortgesetzten Verbrechens (Erlanger 
Dissert.)» 1896, S. 9, Neuburger, Das fortges. Verbr. nach der Recht- 
sprechung des deutschen Reichsgerichts (Erl. Dissert.), 1896, S. 8, Prager 
(desgl.), 1896, S. 9, Binding, Handb. S. 540 etc., auch RG. E. IX 346, 
XVm 320, XXII 237. 

») Rathenau S. 71 ff., Farnbacher S. 9 ff., Neuburger S. 8 f., 
Prager S. 9, auch Wachenfeld, Theorie der Verbrechenskonknrrenz, 
1893, S. 94 ff. (seine Sonderansicht, dass keine natürliche Handlungseinheit, 
sondern eine gesetzliche Verbrechenseinheit vorliegt, kommt hier nicht 
weiter in Betracht), Binding S. 540 ff. etc. Eine abweichende Ansicht 
wird von denen, welche den Begriff des fortgesetzten Verbrechens an- 
erkennen, überhaupt nicht vertreten. 

*) Prager S. 9, Binding S. 540, Berner S. 806, Frank S. 116 etc. 
üeber die Selbständigkeit der Einzelhandlungen siehe später. 

*) V. Wächter in Goltd. Archiv Bd. 8 (1860) S. 7 f. 



Digitized by 



Google 



3. Teil. Besondere Begehungsformen und einzelne Delikte. 235 

sie ist, also anerkennen, dass auch für die rechtliche Be- 
trachtung sowohl der Einzelakt als auch die Gesamtheit ein 
vollständiges Verbrechen ist. Oder aber man erklärt ein 
solches Wesen für ein Unding, Damit wäre aber nur seine 
thatsächliche Existenz geleugnet, die juristische nicht schlecht- 
hin, wohl aber würde sie, weil nicht bestehend, sondern nur 
im Bechtsleben angenommen, als rechtliche Fiktion betrachtet 
werden müssen,^) und zwar wäre dann die Auffassung der 
Einzelakte als Einzelverbrechen die dem wahren Sachverhalt 
entsprechende, ihre Zusammenfassung als einheitliches Ver- 
brechen eine fingierte. Als solche wird sie auch gelegent- 
lich betrachtet,*) und es wäre dann das Eigentümliche dieser 
Fiktion, dass sie, während sonst Fiktionen nur gegenüber 
Thatsachen des realen Lebens Platz greifen, eine rechtliche 
Thatsache ergreifen würde, um sie wieder zu rechtlichen 
Zwecken umzubilden; denn dass die Einzelakte Einzel ver- 
brechen sind, ist eine juristische Konstruktion, keine That- 
sache der realen Welt. Eben darum aber könnte diese Fik- 
tion nur besagen, dass die Einzelverbrechen auch in ihrer 
Gesamtheit als eine Verbrechenseinheit aufzufassen sind, nicht 
aber kann sie die Thatsache aus der Welt schaffen, dass 
auch jeder Einzelakt für sich ein Verbrechen darstellt; denn 
unmöglich kann das Recht, das, was rechtlich wahr ist, ig- 
norieren; es kann höchstens neben eine rechtliche Anschau- 
ung noch eine andere stellen, m. a. W. es müsste auch bei 
der Annahme der Fiktion jene eigenartige Doppelnatur an- 
erkannt werden, also die Thatsache, dass neben dem fort- 
gesetzten Verbrechen als einheitliche Verbrechen auch die 
Einzelakte als selbständige Verbrechen bestehen. 

Auf beiden Wegen käme man also zu dem gleichen 
Resultate: Die Einzelakte gehen nicht schlechthin in 
dem Sammelbegriff des fortgesetzten Verbrechens 
auf, sie bleiben als Einzelverbrechen bestehen, als 
solche aber gesonderter rechtlichen Beurteilung 

1) Farnbacher a. a. 0. S. 9, Geyer, Lehrb. S. 368. 
») Geyer, Lehrb. S. 368, Farnbacher S. 9. 
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fähig, mindestens in gewissen rechtlichen Beziehun- 
gen, so dass in jedem rechtlichen Zusammenhang 
zu prüfen ist, ob von der rechtlichen Einheit des 
fortgesetzten Verbrechens oder der rechtlichen Viel- 
heit der Einzelverbrechen auszugehen ist. 

Nur, wenn wir dies im Auge behalten, werden wir die 
Schwierigkeiten, welche die örtliche und zeitliche Bestimmung 
bietet, überwinden können. Allein es muss gegenüber einer 
weitverbreiteten Ansicht, nach welcher das fortgesetzte Ver- 
brechen stets als eine Verbrechenseinheit aufgefasst werden 
soll,i) die nur einer einheitlichen rechtlichen Beurteilung fähig 
ist, betont werden, dass die Unterscheidung der Einheit und 
Vielheit, zu der schon das Wesen der Sache nötigt, nicht 
nur ad hoc, für die Frage nach Ort und Zeit der Handlung 
getroffen wird, sondern dass sie in mehrfacher anderer Be- 
ziehung geradezu eine Notwendigkeit ist. Ohne sie wäre 
z. B. die Frage, wie es mit den Schuld- und Strafaus- 
schliessungsgründen zu halten ist, schlechterdings unlösbar, 
eine Frage, die, nebenbei bemerkt, in der Speziallitteratur 
nicht berührt wird: A. , der in einer ein fortgesetztes Ver- 
brechen begründenden Kontinuität seinem Dienstherrn täg- 
lich Lebensmittel entwendete, hat mehrere dieser Einzel- 
handlungen im Zustand akuter Geisteskrankheit oder sinn- 
loser Trunkenheit, im Notstand oder unter dem Druck von 
Drohung oder Gewalt begangen. Hier gibt es nur eine 
richtige Anschauung. A. muss wegen der unter strafaus- 
schliessenden Umständen verübten Handlungen freigesprochen, 
im übrigen aber wegen eines fortgesetzten Vergehens ver- 



^) Diese Ansicht ist die weitaus herrschende. Vergl. z. B. Rathenau 
S. 83, 99, Farnbacher S. 34, v. Liszt S. 219, Merkel, Lehrb. S. 265, 
Franks. 116, Berner S. 308, Meyer S. 481, Hälschner, Lehrb. I S. 662, 
Olshausen § 73 N. 9, Beling, Grundr. S. 44, Kley a. a. 0. S. 47, Koop- 
mann, Verjährung S. 14, auch RG. Entsch. d. III. Sen. vom 10. Dez. 1883 
und Entsch. des gleichen Senates vom 3. März 1884 E. IX 344, X 203. 
Dagegen insbesondere Wächter Goltd. Arch. Bd. 8 (1860) S. 3 ff., teil- 
weise auch Hälschner eod. S. 441 ff. und Geyer S. 368. Weitere in 
einzelnen Punkten abweichende Ansichten werden im folgenden erwähnt 
werden. 



i 



Digitized by 



Google 



3. Teil. Besondere Begehnngsfonuen und einzelne Delikte. 237 

urteilt werden. Würde man die fortgesetzte Begehung auch 
hier als gesetzliche Einheit betrachten, also als eine Hand- 
lung im Sinne der §§ 51 flf. RStGB., dann müsste man ent- 
weder dieses ganze fortgesetzte Vergehen, als im Notstande etc. 
verübt straflos lassen, obwohl die meisten Einzelakte nicht 
im Notstand begangen wurden, oder man müsste die ganze 
Handlung einschliesslich der im Notstand verübten Akte als 
strafbar ansehen, weil nicht die ganze Handlung im Notstand 
begangen wurde. Man kann nicht sagen, dass diese an sich 
straffreien Akte von selbst aus der einheitlichen Betrachtung 
ausscheiden; denn sie können sehr wohl mit den strafbaren 
durch die charakteristischen Merkmale des fortgesetzten Ver- 
brechens, Einheit des Entschlusses, Einheit des Rechtsguts 
und Gleichartigkeit der Begehung ^) zusammengehalten werden, 
und würden sie ganz aus der Reihe ausscheiden, so wäre 
damit die Kontinuität unterbrochen, sodass nach jedem straf- 
freien Zwischenakt ein neues fortgesetztes Verbrechen be- 
gänne. War also A. bei allen hundert Entwendungsakten 
nüchtern, so hat er ein fortgesetztes Verbrechen, war er 
hingegen bei dem fünfundzwanzigsten und fünfundsiebzigsten 
vollbetrunken, so hätte er deren drei begangen, eine An- 
schauung, die sicher nicht natürlich erscheint und die auch 
in sich widerspruchsvoll wäre; denn auch die im Zustand 
der Trunkenheit oder des Notstands verübten Einzelhand- 
lungen können sehr wohl Ausfluss des einheitlichen, bei Be- 
gehung des ersten Einzelaktes gefassten Entschlusses sein, 
sodass in Wahrheit nur ein fortgesetztes Verbrechen vor- 
liegen würde. Vielleicht wendet man ein, dass nur die straf- 
baren, also hier jene achtundneunzig im nüchternen Zustand 
begangenen Akte unter den Einheitsbegriff des fortgesetzten 
Verbrechens fallen. Damit aber wäre die aufgestellte Be- 
hauptung gerade in der für unsere Zwecke wichtigsten Be- 
ziehung zugestanden ; es wäre anerkannt, dass zum mindesten 
die Frage der Strafbarkeit nicht mit Rücksicht auf die Ge- 

^) Yergl. über diese Merkmale Rathenau a. a. 0. S. 46 ff., Wachen- 
feld a. a. 0. S. 94 ff. etc. 
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samtbegehung, sondern für jeden Einzelakt selbständig ge- 
prüft werden muss. Zugleich aber ist damit das Prinzip der 
einheitlichen Behandlung aufgegeben und damit implicite an- 
erkannt, dass in jedem rechtlichen Zusammenhang die Frage 
berechtigt ist, ob er selbständige Berücksichtigung der Einzel- 
akte oder einheitliche Würdigung des Gesamtvergehens ver- 
langt. 

Die örtliche und zeitliche Bestimmung gestaltet sich 
nun grundverschieden, je nachdem man von der Einheit oder 
der Vielheit ausgeht. Das Einzelverbrechen bestimmt sich 
ganz selbstverständlich nach dem Orte und der Zeit seiner 
Begehung, diese wieder nach den allgemeinen Grundsätzen, 
nach der hier vertretenen Ansicht also nach der persönlichen 
Thätigkeit. Das durch diese Einzelverbrechen gebildete fort- 
gesetzte Verbrechen aber ist notwendig eine Summe von 
Einzelerscheinungen, erstreckt sich demnach nach Baum und 
Zeit über den Gesamtraum und über die Gesamtzeit der 
Einzelverbrechen. Hat A. in der Zeit vom 1. Januar 
bis 30. April je eine Cigarre gestohlen, so hat er an 
jedem einzelnen Tag ein Vergehen des Diebstahls be- 
gangen, das fortgesetzte Vergehen des Diebstahls aber an 
keinem dieser Tage, sondern in der Zeit vom 1. Januar 
bis 30. April; und wenn er während dieser Zeit seinen 
Herrn auf einer Reise begleitete, so hat er wohl an jedem 
Aufenthaltsorte ein Vergehen des Diebstahls begangen, 
nicht aber ein fortgesetztes; dieses erstreckt sich vielmehr 
über alle Aufenthaltsorte. Es ist jedoch hier, wie bei anderen 
komplizierten Erscheinungen, der individuelle Thatbestand von 
dem gesetzlichen zu unterscheiden. Nur der individuelle er- 
streckt sich über den Gesamtraum und die Gesamtzeit aller 
Einzeldelikte. Der gesetzliche Thatbestand des fortgesetzten 
Delikts hingegen verlangt nur so viel Begehungsakte, als zum 
Begriff des fortgesetzten Vergehens gehören, wenn man sich 
also mit der Zweizahl begnügt, weil auch sie eine Mehrheit 
ist,i) so wird das fortgesetzte Verbrechen innerhalb des Ge- 

^) Auch hierüber gibt die Speziallitteratar keinen Aufschluss. 
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samtraums und der Gesamtzeit von je zwei Einzelverbrechen 
begangen. 

In demselben Sinne, wie hier zwischen dem gesetzlichen 
und individuellen Thatbestand unterschieden wird, begegnet 
uns gelegentlich auch die Unterscheidung zwischen Vollendung 
und Begehung des Delikts.^) Da aber das Gesetz diese Unter- 
scheidung nicht kennt, da es sich ferner immer darum handelt, 
Ort und Zeit der Begangenschaft festzustellen, so scheint 
jener Ausdruck weniger glücklich. Doch ist dies eine rein 
terminologische Frage. Wenn aber auf Grund dieser Unter- 
scheidung behauptet wird, begangen sei das fortgesetzte De- 
likt schon mit dem ersten Einzelakt, während die Vollendung 
sich noch weiter über alle folgenden Akte erstrecke,^) so 
beruht auch dies auf einer Verkennung der Doppelnatur 
dieses Deliktsgebildes. Als fortgesetztes Verbrechen wird 
es mit der ersten Einzelhandlung weder begangen noch 
vollendet — wenn A. die erste Cigarre stiehlt, liegt kein 
fortgesetztes Verbrechen vor — sondern verlangt als solches 
mindestens die Zweizahl, als Einzelverbrechen ist es mit der 
Einzelthat begangen und vollendet und erstreckt sich nicht 
über die Mehrheit. 

So durchgeführt gestaltet sich die örtliche und zeitliche 
Betrachtung zunächst wohl kompliziert, führt aber, in den 
gesetzlichen Zusammenhang eingefügt, zu einfachen, ver- 
ständlichen und brauchbaren Resultaten. Sie setzt sich je- 
doch in Widerspruch zu den in Litteratur und Praxis herr- 
schenden Anschauungen, die zwar durch ihre Einfachheit 
bestechen, aber theoretisch unrichtig und praktisch nicht 
durchfuhrbar sind. Entweder gelangt man, indem man die 
Doppelnatur dieser Deliktsart nicht berücksichtigt und das, 
was für die Einzelakte gilt, auf den Sammelbegriff überträgt, 
zu der Ansicht, dass das fortgesetzte Verbrechen am Ort 
und zur Zeit jeder Einzelhandlung begangen sei,») oder aber 



»• «) Hälschner Goltd. Archiv Bd. 8 (1860) S. 447, Rathenau a. a. 0. 
S. 98. 

') So schon Zachariae, Handb. d. deutschen Stra^rozesses (1860) 
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man erklart ausschliesslich die letzte Einzelhandlang als entr 
scheidend.^) 

Die sachliche Unrichtigkeit der letzteren Ansicht leuchtet 
sofort ein. Wenn der Diener A. seinem Herrn in München 
neunundneunzig Gigarren aus dem Kistchen gestohlen hat 
und nun, nachdem er ihn nach Nürnberg begleitet hat, dort 
die hundertste herausninmit, so hat er sicher nicht aus- 
schliesslich in Nürnberg und an diesem letzten Tage das 
fortgesetzte Vergehen begangen. Die ausschliessliche Be- 
rücksichtigung des letzten Handlungsteiles ist eben, wie 
früher*) hervorgehoben, nur da gerechtfertigt, wo das Ganze 
als ein von den Einzelteilen verschiedener Begriff mit dem 
letzten Einzelteile existent wird, also bei der zusammen- 
gesetzten Deliktsthätigkeit und bei dem Erfolgsdelikte; bei 
dem fortgesetzten Delikte aber ist dies ebensowenig der Fall 
wie bei der repetierenden Deliktsthätigkeit, und ebensowenig, 
wie ein eine Stunde andauerndes übermässig schnelles Reiten 
erst in der letzten Sekunde zur Übertretung des § 366 
Ziff. 2 RStGB. wird, ebensowenig entscheidet sich erst mit 
der Entwendung der hundertsten Gigarre, dass ein fort- 
gesetztes Vergehen des Diebstahls vorliegt.*) 

S. 370, Stein S. 25, Geyer S. 368, John S. 214, Wieding in Holtzend. 
Rechtslexikon Bd. 11 (1881) S. 101, Glaser, Handb. I S. 182, Schneid- 
ler S. 65 f., V. Lilienthal S. 284, v. Bar, Lehrb. S. 241 mit Anm. 13, 
üllmann, Lehrb. S. 188, Keller § 7 n. 2 d, Betz S. 48, Stenglein § 7 
n. 5, y. Liszt S. 217, Eries S. 167, Olshausen § 3 n. 2, Farnbacher 
a.a.O. S. 36f., Meyer S. 176, Löwe S. 219, Binding, Handb. S. 419 
(bezüglich der räumlichen Grenzen der Strafgewalt). 

^) SoHälschner,Lehrb.IS. 153, JankaS.162, Schwarze S. 127; 
vergl. auch unten S. 246 Anm. 4. Im Zusammenhang der Verjährnng ist 
diese Ansicht die herrschende. Vergl. S. 249 Anm. 1. 

«) S. 85 f. 

') Wohl aber ist schon mit jeder Einzelhandlung ein Diebstahl, also 
ein vollendetes Delikt gegeben. Hiedurch unterscheidet sich das fort- 
gesetzte Delikt von dem repetierenden. Dieses setzt als MassenbegrifT 
schon zu seinem gesetzlichen Thatbestand eine Mehrheit von Einzelhand- 
lungen voraus; ein einmaliger Gang von einem Ort in einen benachbarten 
Ort erfüllt niemals den Thatbestand des § 361 Ziff. 3 RStGB. Dagegen 
kann sich das repetierende Delikt in ein fortgesetztes verwandeln, wenn 
mehr Einzelhandlungen vorliegen, als der Begriff der Masse erfordert. 
Zieht jemand ein Vierteljahr lang als Landstreicher umher, so wird man 
wohl von einer fortgesetarten üebertretung nach § 361 Ziff. 3 RStGB. spre- 
chen können. 



Digitized by 



Google 



3. Teil. Besondere Begehnngsformen und einzelne Delikte. 241 

Aber auch die zweite Ansicht, die sich grösserer Ver- 
breitung erfreut, ist sachlich nicht richtiger als die erste. 
Es widerstrebt schon dem Wesen des fortgesetzten Deliktes, 
das eine Mehrheit aufeinanderfolgender Handlungen verlangt, 
dass es in einem einzigen Zeitpunkt begangen wird, und 
wie, um auf das frühere Gleichnis zurückzukommen, der 
Polyp nicht den Raum einnimmt, der durch ein einziges 
Glied ausgefüllt wird, sondern den alle in ihrer Gesamtheit 
ausfüllen, so nimmt auch das fortgesetzte Delikt die Gesamt- 
zeit der Einzelerscheinungen und wenn diese, was nicht not- 
wendig ist, an verschiedenen Orten erfolgen, deren Gesamt- 
raum in Anspruch. Wenn A. den B., ihn eine Zeit lang und 
über eine Wegstrecke verfolgend, durch wiederholte Schläge 
misshandelt, so schlägt er ihn, wo er ihn auch immer schlägt, 
nur einmal, nicht aber fortgesetzt ; dies kann er nui* auf der 
ganzen Strecke und während der ganzen Zeit. Im Hinblick 
auf das fortgesetzte Delikt ist, eben vermöge jener Doppel- 
natur, das Einzeldelikt, obwohl für sich Delikt, nur Delikts- 
teil, und es ist eine Fiktion, das Ganze für den Teil zu 
nehmen. Eine solche Fiktion ist — die bisherigen Betrach- 
tungen haben dies wiederholt gezeigt — bisweilen berechtigt 
und notwendig. Sie ist aber nur berechtigt, wo sie not- 
wendig ist, wo der wahre Sachverhalt sich überhaupt nicht 
in den Rahmen des Gesetzes einfügen lässt oder doch nicht, 
ohne dass er zu ungerechten und unzuträglichen Ergebnissen 
führen würde. Das Eigentümliche dieser Fiktion aber wäre, 
dass sie ünzuträglichkeiten im Gefolge hat, die unter Zu- 
grundelegung des wahren Sachverhaltes vermieden werden, 
und nur daraus, dass man es meist nicht unternimmt, sie in 
den gesetzlichen Zusammenhang einzufügen, erklärt es sich, 
dass sie in diesem Umfang beibehalten wird. 

Im Zusammenhang des § 3 flf. müssten wir, ihr folgend, 
das ganze fortgesetzte Delikt als ein im Inland begangenes 
ansehen, wenn auch nur ein Einzelakt in seinem Bereiche 
verübt wurde; denn das fortgesetzte Delikt soll da begangen 
sein, wo auch nur ein Einzelakt verübt wurde. Eine Un- 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Straf recht. 16 
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möglichkeit wäre dies freilich nicht, aber zweifellos eine Un- 
gerechtigkeit. Ein ungerechtfertigter Eingriff in die Rechts- 
sphäre des fremden Staates; denn in seinem Gebiet und nicht 
in dem unsern wurde durch die dort begangenen Einzelhand- 
lungen der gesetzliche Thatbestand vollständig erfüllt, das 
Gesetz in seiner Totalität verletzt, und bloss deshalb, weil 
nun dieses Thun in unserm Gebiet fortgesetzt und durch die 
neuen Akte auch unser Gesetz verletzt wird, massen wir 
uns die Strafgewalt über die Verletzung fremden Gesetzes 
an. Das Verhältnis ist ein ganz anderes als in dem Falle 
des einheitlichen Deliktes, das zum Teil im Ausland, zum 
Teil im Inland begangen, ganz nach inländischem Rechte 
beurteilt wird. In jenem Falle sind hier wie dort nur Teile 
eines Deliktes begangen, und da die Teile nicht selbständig 
behandelt werden können, müssen wir, wenn das Delikt nicht 
straflos bleiben soll, zur Fiktion pars pro toto greifen, um 
das Ganze unserem Rechte zu unterstellen. Hier aber sind 
die Teile des fortgesetzten Verbrechens zugleich selbständige 
Verbrechen, die Trennung ist möglich und darum auch ge- 
boten. Dass der andere Staat sich jene Anschauung ebenso 
zu eigen machen und, wenn auch nur ein Einzeldelikt in 
seinem Gebiete, die übrigen aber in dem unsrigen verübt 
wurden, alle Delikte als fortgesetztes Delikt seiner Straf- 
gewalt unterwerfen könnte, wäre die ebenso unangenehme 
Kehrseite jener Theorie. Sie führt aber auch zu Ungerech- 
tigkeiten gegenüber dem Thäter. Betrachtet das Ausland 
die dort durch Einzelakte begonnene Handlung für straflos, 
das Inland aber, woselbst sie durch ebensolche Einzelakte 
fortgesetzt wird, als strafbar, so zwingt sowohl die Ansicht, 
dass das fortgesetzte Delikt einheitlich zu behandeln ist, als 
auch die, wonach es an jedem Einzelort begangen wird, den 
ausländischen Richter dazu, diese einheitliche Gesamthand- 
lung, einschliesslich der im Inland begangenen Einzelhand- 
lungen, weil sie in seinem Lande begangen sein soll, straf- 
los zu lassen, den inländischen Richter aber die ganze Hand- 
lungsreihe, weil im Inland verübt, für strafbar zu erklären. 
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Ist die Handlung in beiden Ländern strafbar, jedoch in ver- 
schiedenem Masse, so ist die einheitliche Beurteilung in dem 
Lande des strengeren Rechtes eine ungerechtfertigte Härte, 
in dem des milderen eine ungerechtfertigte Milde gegenüber 
dem Thäter. Würde man aber, der anderen Ansicht folgend, 
den Ort der letzten Handlung für entscheidend ansehen, so 
müssten alle früheren Einzelhandlungen, wenn auch in einem 
andern Lande und unter anderem Rechte verübt, nach dem 
am Orte des letzten Einzelaktes geltenden Rechte beurteilt 
werden, also straflos bleiben, wenn sie dort straflos, im Lande 
ihrer Verübung aber strafbar sind, hingegen mit Strafe be- 
legt werden, wenn das Umgekehrte der Fall ist; dem Staate, 
in dessen Gebiet alle Einzelhandlungen mit Ausnahme der 
letzten verübt wurden, stünde über diese überhaupt keine 
Strafgewalt zu, möge auch seinen Gesetzen noch so oft zu- 
wider gehandelt worden sein. 

Es haben daher auch fast alle diejenigen, welche das 
fortgesetzte Verbrechen im Zusammenhang des § 3 RStGB. 
prüften, anerkannt, dass hier mit der einheitlichen Betrach- 
tung nicht auszukommen und eine Verteilung der Einzelakte 
auf die Länder ihrer Verübung geboten ist. >) Hier ist eben 
zunächst nur die eine Seite des Doppelwesens hervorzuheben, 
schon aus dem Grunde, weil es sich hier um eine Frage der 
Strafbarkeit handelt, und bei diesen, wie die Betrachtung 
der Schuld- und Strafausschliessungsgründe zeigte, stets eine 
gesonderte Betrachtung der Einzeldelikte einzutreten hat. 
In jedem Lande können aber dann wieder unter Hervor- 
kehrung der anderen Seite des Doppelwesens die dort be- 
gangenen Einzeldelikte zum fortgesetzten Delikt zusammen- 
gefasst werden. Eine ungerechtfertigte Härte liegt in der 
hiedurch eventuell bedingten doppelten Bestrafung durchaus 
nicht. Denn wenn jeder Staat sich in den Grenzen seiner 
Zuständigkeit hält, so lässt er bei Bemessung des Strafaus- 
masses die im Gebiete des andern Staates begangenen Einzel- 

*) Rathenau S. 96 Anm. 2, Goltdammer, Materialien S. 71, 
V. Wächter Goltd. Archiv Bd. 8 (1860) S. 9. 

16* 
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delikte ungesühnt, und diese heischen umsomehr eine be- 
sondere Bestrafung, da sie Übertretung der Gesetze eines 
anderen Staates darstellen, der vielleicht andere Ansichten 
über Strafbarkeit etc. hegt. Wo aber der erste Staat, seine 
Kompetenz überschreitend, auch die in dem anderen be- 
gangenen Delikte mitbestraft, da reicht eine Bestimmung wie 
die des § 7 BStGB. vollständig aus, wonach die im Ausland 
vollzogene Strafe, wenn wegen derselben Handlung im Inland 
eine Verurteilung erfolgt, anzurechnen ist. 

Bei der Bestimmung des Gerichtsstands würde das Fest- 
halten an der Einheitlichkeit des fortgesetzten Deliktes und 
die dadurch logisch bedingte Annahme eines Gesamtraums 
der Begehung es unmöglich machen, die Zuständigkeit dann 
festzustellen, wenn die Begehung über mehrere Gerichts- 
bezirke fortgesetzt wird. Man müsste also hier zur Fiktion 
pars pro toto greifen, wonach jeder Einzelort die Zuständig- 
keit für die Gesamtbegehung begründet. Das gleiche Re- 
sultat erreicht man aber ohne Fiktion, wenn man, da an 
der Einheitlichkeit nicht festgehalten werden kann, das fort- 
gesetzte Delikt als die Summe von Einzeldelikten betrachtet, 
von denen jedes an seinem Orte begangen ist, jedes aber 
auch gemäss § 13 RStPO. an seinem Orte den Gerichtsstand 
des Zusammenhangs für die übrigen Einzeldelikte und somit 
auch für das fortgesetzte Delikt als solches begründet. 

Gegenüber dem § 2 Abs. I RStGB. versagt die An- 
nahme der Einheitlichkeit des fortgesetzten Delikts völlig, 
selbst unter Zuhilfenahme der Fiktion, dass dieses einheit- 
liche Delikt zur Zeit jeder beliebigen Einzelthätigkeit be- 
gangen ist. Wenn solche Einzelakte zum Teil vor, zum Teil 
nach der Entstehung des entsprechenden Strafgesetzes be- 
gangen werden, dann müsste man entweder annehmen, dass 
die ganze Einheit vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begangen 
wurde, und sie bleibt dann trotz des neuen Gesetzes und der 
unter ihm begangenen strafbaren Einzelakte straffrei, oder 
aber, dass diese ganze Einheit nach jenem Zeitpunkt verübt 
wurde, dann muss aber auch diese ganze Einheit einschliess- 
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lieh der straffrei begangenen Akte für strafbar erklärt wer- 
den/) eine Annahme, zu der auch die Ansicht führt, welche 
den letzten Begehungsakt für massgebend erklärt, und die 
einen völligen Bruch mit dem Grundsatz nulla poena sine 
lege bedeutet; es müsste z. B. jemand, der vom Jahre 1895 
an eine nach früherem Rechte zulässige Privatpostanstalt be- 
trieben hat, dann aber nach dem 1. April 1900 noch einige 
wenige Briefe oder auch nur einen einzigen Brief beförderte, 
wegen einer fortgesetzten Übertretung des § la, 28 des Ge- 
setzes über das Postwesen des Deutschen Reiches in der 
Fassung vom 20. Dezember 1899, begangen in der Zeit vom 
Januar 1895 bis 2. April 1900, bestraft werden. Die Unge- 
rechtigkeit steigert sich, wenn man den Fall annimmt, dass 
der Thäter der nach neuem Rechte strafbaren Handlung, als 
er sie nach früherem Rechte straflos beging, noch nicht 
zwölf Jahre oder noch nicht achtzehn Jahre und nicht im 
Besitze der erforderlichen Einsicht war; auch dann müsste 
er wegen der ganzen Handlungsreihe bestraft werden; denn er 
hat sie juristisch in der späteren Zeit, also im Besitze krimi- 
neller Volljährigkeit begangen. Auch hier ist, schon weil es 
sich um eine Frage der Strafbarkeit handelt, Auflösung des 
einheitlichen Delikts in Einzeldelikte geboten. Fallt eine 
Mehrheit solcher Einzelbegehungen unter das neue, ver- 
pönende Gesetz, so ist der Thäter wegen fortgesetzten De- 
likts, fällt nur eine einzige darunter, wegen eines einfachen 
Deliktes zu bestrafen.*) 

In dem umgekehrten Falle, in welchem eine Handlung 
strafbar begonnen, dann nach Aufhebung des entsprechenden 
Gesetzes straflos fortgesetzt wurde, ist aus dem gleichen 
Grunde eine Teilung in Einzelakte vorzunehmen, und es 



^) Weder die eine noch die andere Ansicht wird in der Litteratur 
oder Praxis vertreten. 

') üebereinstimmend Rathenau a. a. 0. S. 96 (in Widerspruch mit 
dem auf S. 236 Anm. 1 wiedergegebenen Grundsatz), Neuburger a. a. 0. 
S. 28 Anm. 4, v. Wächter Goltd. Archiv Bd. 8 S. 7, Hälschner eod. 
S. 446, Seeger, Abhandl. 11 S. 193, Olshausen § 2 n. 8 c, Lehmann 
a. a. 0. S. 51, Frank S. 17. 
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müsste an sich wegen der unter dem früheren Strafgesetz 
begangenen Handlung Bestrafung eintreten, allein zufolge der 
Vorschrift des § 2 Abs. II, wonach bei Gesetzeswechsel 
zwischen Begehungszeit und Zeit der Aburteilung das mil- 
deste, insbesondere auch das „ Nichtstraf gesetz** anzuwenden 
ist, bleiben auch sie straflos, i) 

Was aber von dem Nichtstrafgesetz gilt, gilt ebenso 
nach § 2 Abs. II RStGB. von dem Gesetz, welches während 
der fortgesetzten Begehung eine mildere Strafe schafft, so 
dass auch hier die ganze Begehungsreihe nach diesem mil- 
deren Gesetz zu beurteilen ist, obwohl an sich für die früheren 
Handlungen die härtere Strafe verwirkt ist. Auch hier würde 
das Festhalten an der Einheitlichkeit des Delikts und die 
Ansicht, dass dasselbe zu jeder Einzelzeit begangen ist, 
gleichmässig die Anwendung des härteren als auch des mil- 
deren Gesetzes berechtigen, und könnte die Bevorzugung des 
milderen Gesetzes nur auf Billigkeitsgründe, nicht aber auf 
das Gesetz gestützt werden. *) 

Schwieriger gestaltet sich das Verhältnis, wenn das im 
Laufe der Handlungsreihe in Kraft tretende Gesetz gegen- 
über dem früheren eine härtere Strafdrohung enthält. Mit 
der aus der Einheitlichkeit des fortgesetzten Deliktes zu- 
nächst zu folgernden Gesamtzeit der Begehung ist hier 
schlechterdings nichts anzufangen. Lässt man aber dieses 
einheitliche fortgesetzte Vergehen im Zeitpunkt jeder Einzel- 
handlung begangen sein, dann ist es sowohl unter dem frü- 
heren milderen als auch unter dem späteren härteren Gesetz 
begangen, und es wäre wohl das Richtigste, wenn man nur 
das erste Gesetz auf sie anwenden würde, da es das mildeste 
von der Zeit der Begehung bis zu der der Aburteilung ist.*) 
In der Anwendung des späteren härteren Gesetzes^) läge eine 

^) Im Resultat übereinstimmend Rathenau S. 96f., Neuburger 
S. 28 f. Anm. 4, Binding, Handb. S. 248. 

') Aus solchen Billigkeitsgründen entscheidet sich auch Rathenau 
S. 97 für das mildere Gesetz. Der gleichen Ansicht v. Liszt S. 219, 
Neuburger S. 28 etc. 

•) Für dieses Gesetz v. Liszt S. 219, Farnbacher a. a. O. S. 36. 

^) So Rathenau S. 99, Binding, Handb. S. 246, Hälschner 
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Verkehrung des in § 2 Abs. II EStQB. enthaltenen Grund- 
satzes in sein gerades Gegenteil. Der Widerspruch zu jener 
Bestimmung wäre ein wirklicher, kein scheinbarer ;*) denn 
über die Thatsache, dass unter dem früheren milderen Gesetz 
Handlungen verübt wurden, die vollständige Delikte sind und 
auf die jenes Gesetz anwendbar ist, kann man nur durch 
Fiktionen hinwegkommen. Eine Fiktion wäre es auch, würde 
man sagen, das fortgesetzte Delikt würde erst mit der letzten 
Handlung begangen.^) Abgeschlossen ist es allerdings erst 
mit dieser, begangen aber ist es frühestens, sobald so viel 
Einzeldelikte vorliegen, als zum Begriff des fortgesetzten Ver- 
brechens erforderlich sind, und das Gesetz spricht von der 
Zeit der Begangenschaft, nicht von der des Abschlusses. Die 
in der Anwendung des späteren härteren Gesetzes hegende 
Ungerechtigkeit zeigt sich am deutlichsten dann, wenn dieses 
spätere Gesetz im Gegensatz zum früheren speziell die fort- 
gesetzte Begehung als Qualifizierungsgrund aufführt. Es 
müsste in diesem Falle die neuere, härtere Strafe selbst dann 
eintreten, wenn auch nur eine Einzelbegehung unter das 
neue Gesetz fällt; denn es wird eben dann fingiert, dass der 
Thäter unter dem neueren Gesetz das Delikt fortgesetzt be- 
gangen hat. 3) 

Alle diese Konstruktionen laufen schliesslich darauf 
hinaus: Das fortgesetzte Delikt ist eigentlich ebensowohl 
unter dem alten als unter dem neuen Gesetz begangen; da 
man sich aber für eines der beiden entscheiden muss, gibt 
man dem alten, beziehungsweise dem neuen den Vorzug. Sie 
durchhauen den Knoten, der mit Unrecht für unlösbar an- 

Goltd. Archiv Bd. 8 S. 446 ff., John Goltd. Archiv Bd. 9 (1861) S. 513, 
Lehmann a. a. 0. S. 51. Auch RG. Entscheidung des Feriensenats vom 
7. Sept. 1880 R. II 210. 

^) So Rathenau S. 97 Anm. 2. 

*) Rathenau S. 98, John Goltd. Archiv Bd. 9 S. 513, Hälschner 
eod. Bd. 8 S. 443, 446. RG. in der cit. Entsch. R. II 210. 

^) Hier will Lehmann a. a. 0. S. 51 f., dass die Strafe zunächst 
für jeden Teil der Handlungsreihe nach dem zur Zeit seiner Begehung 
herrschenden Strafgesetz bemessen, die Summe sodann mit der nach neuem 
Recht auf die ganze Reihe treffenden Strafe verglichen und das mildere 
Ergebnis angewendet werde. 
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gesehen wird. Die Lösung ergibt sich von selbst, sobald 
man sich nur dazu entschliesst, die Deliktsnatur der Einzel- 
begehungen hervorzukehren und zunächst jede Gruppe nach 
dem Gesetze ihrer Begehungszeit zu beurteilen, dann aber, 
weil sie zusammen nur ein Delikt sind, eine Strafe auszu- 
sprechen, in welche die Strafschärfung auf die unter der 
Herrschaft des strengeren Gesetzes begangenen Einzelhand- 
lungen bezogen wird.^) „X. wird wegen eines fortgesetzten 
Vergehens der Verbreitung unzüchtiger Schriften zu einer 
Geldstrafe von 300 Ji^ und soweit dieses Vergehen nach 
dem 13. Juli 1900 begangen wurde, zu einer weiteren Geld- 
strafe von 200 e^ verurteilt.***) Durch diese Fassung wird 
auch das Verfahren für die Berufungs- und Revisionsinstanz 
erleichtert, und es ermöglicht, dass, soweit sich die Anfechtung 
des Urteils nur auf die Anwendung des späteren Gesetzes 
bezieht, auch die Nachprüfung auf die unter diesem Gesetze 
begangenen Handlungen beschränkt wird. 

Endlich ermöglicht die gesonderte Behandlung der Ein- 
zeldelikte das gerechteste und natürlichste Resultat in Hin- 
blick auf die Verjährung. Nach ihr beginnt die Verjährungs- 
zeit nach jedem Einzelakt für diesen zu laufen; diejenigen 
Akte, welche sonach zur Zeit der Urteilsfallung verjährt 
sind, hat der Richter nicht zu berücksichtigen; er darf es 
nicht, weil sie nach dem Gesetze nicht mehr strafbar sind, 
und die Strafbarkeit wie auch die Verfolgbarkeit für jede 
Einzelbegehung selbständig zu prüfen ist. Bleibt dann noch 
eine genügende Mehrheit unverjährter Einzeldelikte übrig, 
so sind diese als einheitliches fortgesetztes Dehkt zusammen- 
zufassen und zu bestrafen. 3) 



*) So grundsätzlich Seeger a. a. 0. S. 194 f. u. v. Wächter Goltd. 
Archiv Bd. 8 S. 10 f. 

^) Gesetz betr. Abänderung und Ergänzung des Keichsstrafgesetzb. 
V. 25. Juni 1900 (Reichsgesetzbl. S. 301, ausgegeben am 30. Juni 1900). 

*) Der gleichen Ansicht v. Wächter a. a. 0. S. 14, Heinzein Holtz. 
Handb. II S. 617, Rubo, Komment. § 67 n. 10, Kohler, Patentrecht S. 604, 
V. Buri, Causalität u. deren Verantwortung, 1873, S. 100, derselbe, Ein- 
heit u. Mehrheit der Verbrechen, 1879, S. 102, Geyer, Grundriss des Straf- 
rechts 1. Bd. S, 198, nunmehr auch Binding, Grundr. S. 225. 
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Jede andere Ansicht, die sich aus dem Dogma der 
Einheitlichkeit des fortgesetzten Verbrechens ergeben würde, 
und derzufolge die Verjährung erst mit dem Abschluss der 
Handlungsreihe, also mit dem letzten Einzelakte beginnen 
könnte, 1) würde vor allem der Thatsache nicht gerecht 
werden, dass in jeder Einzelhandlung ein vollständiges Delikt 
vorliegt, und damit nach dem Gesetze die Möglichkeit der 
Verjährung gegeben ist, würde also zu einer Bestrafung 
wegen Handlungen führen, die an sich schon verjährt sind; 
des weiteren aber würde sie, wie praktische Beispiele zeigen, 
zu unlösbaren Widersprüchen führen: A. lebt im fortgesetzten 
ehebrecherischen Verhältnis mit der B., mit der er verab- 
redetermassen jeden Sonntag zusammentrifft. Wie lange dieses 
Verhältnis dauert, lässt sich nicht voraussagen, und so muss 
man es entweder so ansehen, dass an jedem Sonntag zunächst 
das Delikt abschliesst, also auch die Verjährung beginnt; am 
nächsten Sonntag aber erfolgt wieder eine als letzter Akt 
anzusehende Fortsetzung; dann muss man sich selbst wider- 
rufen und sagen, die Verjährung habe damals noch nicht 
begonnen, oder eine Unterbrechung der bereits begonnenen 
Verjährung annehmen*) und damit einen Unterbrechungs- 
grund schaffen, den das Oesetz nicht anerkennt. Oder man 
verlangt, was an sich schon eine Willkürlichkeit ist, dass 
immer erst eine Woche lang abgewartet werden muss, ob 
sich das Delikt nicht wiederholt. Wiederholt es sich, dann 
weiss man, dass vorige Woche die Verjährung noch nicht 
begonnen hat, und wartet nun weiter eine Woche etc. etc. 
Wiederholt es sich aber einmal nicht, dann hat nicht etwa 



^) Diese Ansicht ist die herrschende. Vergl. Rathenau S. 101, 
Farnbacher S. 37, v. Liszt S. 275, Berner, Lehrb. S. 322, Hälschner, 
Lehrb. I S. 698 und Goltd. Archiv Bd. 8 S. 451, Mever S. 326, Merkel, 
Lehrb. S. 245, Frank S. 105, Oppenhoff § 67 n. 5, Olshausen § 67 n. 14, 
Schwarze, Komm. S. 286, Schütze, Lehrb. S. 209, Eley a. a. 0. S. 46 ff., 
Eoopmann, Verjährung S. 14 f.. Vonachten, Verjährung S. 25, auch 
RG. Entsch. des IIL Sen. vom 3. März 1884 E. X 205, des ill. Sen. vom 
10. Dez. 1883 E. IX 344, des IL Sen. vom 25. Mai 1886 E. XIV 150. 

*) So Ge ssler Goltd. Archiv Bd. 9 S. 515, Loening, Grundriss 
S. 90. 
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an diesem Tage die Verjährung begonnen, sondern man er- 
föhrt nun, dass das Delikt bereits acht Tage vorher be- 
gangen ist, und die Verjährungsfrist schon vor acht Tagen 
begonnen hat. Wenn sich aber nach Verlauf einer weiteren 
Woche herausstellt, dass A. an jenem Sonntag nur durch 
Zufall verhindert war, sich zum Stelldichein einzufinden, das 
er in der Folgezeit getreulich wieder einhält, so muss man 
sich neuerdings widerrufen und anerkennen, dass die Ver- 
jährung vor vierzehn Tagen noch nicht begonnen hat. Wie 
man auch die Sache ansieht, müsste man sich zu einem der- 
artigen Widerruf in dem Augenblick entschliessen, in welchem 
auf den ersten Einzelakt der zweite folgt; denn vorher steht 
nicht fest, ob es überhaupt zu einer Wiederholung kommt; 
es liegt ein einfaches Delikt vor, dessen Verjährung not- 
wendig mit der Begangenschaft beginnt. 

Solche Konstruktionen sind schlechterdings unannehm- 
bar, und man begreift es, dass Vertreter dieser Theorien 
den Ruf nach Gesetzesänderung erhoben haben. ^) Dieses 
Verlangen ist aber unberechtigt, solange durch Qesetzesaus- 
legung geholfen werden kann, und dies kann geschehen, 
wenn man die Einheitlichkeit des fortgesetzten Deliktes, an 
der man bei den Strafausschliessungsgründen überhaupt nicht 
festhalten kann, auch hier preisgibt. 

2. Das fortdanemde Verbreohen. 
In anschaulicher Weise bezeichnet v. Liszt*) das fort- 
gesetzte Verbrechen als die stossweise, das fortdauernde 
Verbrechen als die kontinuierliche Verwirklichung eines Ver- 
brechensbegriftes: Wenn der Diener den fortgesetzten Ci- 
garrendiebstahl begeht, so wiederholt sich, auch rein äusser- 
lich betrachtet, die Deliktserscheinung fortwährend wieder, 
allein sie bietet kein ununterbrochenes, zusammenhängendes 
Bild, sondern eine Reihe aufeinanderfolgender Bilder, Punkten 
gleichend, die in kleinem Abstand voneinanderstehend, eine 



^) Rathenau S. 102. 
«) Lehrb. S. 218, 219. 
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Reihe bilden. Wenn aber A. den B. zwei Stunden lang ge- 
fesselt hält, so bietet sein Delikt keine Mehrheit von Er- 
scheinungen, die sich gleichmässig wiederholen, sondern nur 
eine Erscheinung, die eine Zeit lang ununterbrochen besteht ; 
sie gleicht in ihrem zeitlichen Verlaufe einer zusammen- 
hängenden, nicht einer punktierten Linie. Es ist dies ein 
nicht wegzuleugnender natürlicher Unterschied, und während 
man darüber streiten kann, ob der Begriff des fortgesetzten 
Verbrechens gesetzlich anerkannt oder auch nur de lege 
ferenda anzuerkennen ist, kann ein Streit über die Existenz- 
berechtigung des fortdauernden Deliktes nicht bestehen; i) 
die Natur der Sache zwingt ihn auf, und keine Gesetzgebung 
kann ihn beseitigen. 

Bei der rechtlichen Betrachtung weisen aber beide De- 
liktsformen die gleiche Eigentümlichkeit auf: Wie dort durch 
jede Einzelhandlung, durch jeden Punkt der unterbrochenen 
Linie, so wird hier in jedem Einzelaugenblick der Begehung, 
durch jeden Punkt der ununterbrochenen Linie, der volle 
gesetzliche Thatbestand erfüllt; wir können in beiden Fällen 
einen beliebigen Punkt aus der Linie herausgreifen und uns 
das ganze vorhergehende und nachfolgende Verhalten des 
Thäters hinwegdenken, und es bleibt dort noch ein straf- 
barer Diebstahl, hier eine strafbare Freiheitsberaubung übrig. 
Auch hier wird also in jedem Einzelaugenblick und an jedem 
Einzelorte ein vollständiges Delikt begangen, der gesetzliche 
Thatbestand des fortdauernden Deliktes aber erfordert auch 
hier soviel an Qesamtraum und Gesamtzeit, als zur Annahme 
der Fortdauer nötig ist, sein individueller Thatbestand hin- 
gegen spielt sich im Gesamtraum und innerhalb der Gesamt- 
zeit der fortdauernden Begehung ab. Die Annahme, dass 
das fortdauernde Delikt als solches an jedem einzelnen räum- 
lichen und zeitlichen Punkte begangen wird, ist auch hier 
nur eine fiktive und darum nur zulässig, wo sie notwendig 
ist. Diese Notwendigkeit aber, die bei dem fortgesetzten 



*) Gegen diesen Begriff jedoch John Goltd. Archiv Bd. 9 S. 505 ff. 
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Delikte in keinem gesetzlichen Zusammenhang anerkannt 
werden konnte, ist hier nicht von vornherein ausgeschlossen. 
Es hängt dies damit zusammen, dass der natürliche Zusam- 
menhang innerhalb der Handlungsreihe hier ein viel engerer 
ist als beim fortgesetzten Delikt. Während dort aus einer 
Reihe aufeinanderfolgender Erscheinungen eine einzelne, die 
für sich allein auch eine Handlung im natürlichen Sinne des 
Wortes bildet (z. B. der einzelne Cigarrendiebstahl) zur selb- 
ständigen Betrachtung hervorgehoben wurde, müsste dort 
die ununterbrochene Linie, die, obwohl jeder einzelne ihrer 
Teile den Verbrechensthatbestand erfüllt, doch nur eine an- 
dauernde Erscheinung und wohl auch für die natürliche Be- 
trachtung nur eine Handlung ist, durchschnitten und in Teile 
zerlegt werden. Es wird dies nur da zulässig sein, wo diese 
Teile, isoliert betrachtet, verschiedenen gesetzlichen Einflüssen 
unterliegen würden, und es unthunlich wäre, auch das ein- 
heitliche Ganze nur einem dieser Einflüsse zu unterwerfen, i) 
In diesem Falle sind wir hiezu berechtigt, weil eben jeder 
Einzelteil den Thatbestand des Gesetzes erfüllt, und darum 
Gegenstand rechtlicher Betrachtung sein kann. Im gewissen 
Sinne haben wir auch dann noch den natürlichen Handluogs- 
begriflf für uns; denn jeder Teil erfüllt als Willensbethätigung 
den natürlichen Handlungsbegriff, mag auch das Ganze nur 
eine andauernde Willensbethätigung sein. 

Verschiedenen rechtlichen Einflüssen unterliegt aber die 
Gesamtbegehung auch hier, so weit es sich um Fragen 
der Strafbarkeit handelt. Hat der Thäter z. B. die Hand- 
lung zum Teil vor, zum Teil nach dem zwölften Lebensjahre 

^) Die Frage der örtlichen und zeitlichen Bestimmung des fort- 
dauernden Deliktes wird in Litteratur und Praxis fast durchwegs einheit- 
lich mit der des fortgesetzten Deliktes entschieden. Abweichend H äl seh- 
ne r, Lehrb. 1 S. 153, welcher hier den Begehungsort nach jeder Einzel- 
thätigkeit bestimmt, Stein S. 26 und Schwarze, Komment. S. 127, 
welche sich fOi* den Ort entscheiden, an welchem der durch die fort- 
dauernde Begehung aufrecht erhaltene Zustand begründet wird, 01s- 
hausen § 2 n. 8 b, welcher im Zusammenhang des §2 Abs. 1 RStGB. es 
für unerheblich erklärt, ob die Handlung nach früherem Rechte straflos 
war, Binding, Handb. S. 837, Grundriss S. 225, welcher die Yeijährung 
mit dem Abbruch der Thätigkeit beginnen lässt. 
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begangen, so müsste bei Festhalten der Einheit die richtige 
Ansicht, dass diese Handlung während ihrer Gesamtzeit 
begangen wurde, gegenüber dem Gesetze der Fiktion wei- 
chen, dass die ganze Handlung entweder vor dem zwölften 
Lebensjahre begangen wurde, also straflos bleibt, oder 
nach dem zwölften Lebensjahre, also in ihrer Totalität ein- 
schliesslich des vor diesem Zeitpunkt, also straflos verübten 
Teiles gestraft werden muss. Eines wäre so ungerecht 
wie das andere, und so zwingt uns das Gesetz, die Hand- 
lung in einen straflosen und einen strafbaren Teil zu zer- 
legen. 

In der gleichen Zwangslage aber befinden wir uns 
gegenüber der Frage der Abgrenzung der staatlichen Straf- 
gewalt auf territorialer Grundlage. Wir dürfen es nicht 
ignorieren, dass durch den im Ausland verübten Begehungs- 
teil der volle gesetzliche Thatbestand erfüllt wurde, und dass 
insoweit die Handlung, die in Wirklichkeit zum Teil im 
Ausland, zum Teil im Inland verübt wurde, nur durch Fiktion 
als eine im Inland verübte angesehen werden kann, eine 
Fiktion, die auch hier, ebenso wie beim fortgesetzten Delikt, 
einen ungerechtfertigten Eingriff in die Kompetenz des Aus- 
landsstaates, zugleich auch bei Verschiedenheit der Gesetze, 
insbesondere bei Straflosigkeit nach einem derselben, zu 
einer ungerechten materiellen Entscheidung führen würde. 
Es muss hier eine reinliche Scheidung erfolgen, und jedem 
Staate die Zuständigkeit nur insoweit zuerkannt werden, als 
in seinem Gebiete das Gesetz übertreten wurde. Hiebei aber 
dürfte die natürliche Einheit der ganzen Handlung, die es 
in weit höherem Masse, als dies beim fortgesetztem Delikte 
der Fall ist, rechtfertigt, auch von einer strafbaren Hand- 
lung im Sinne des Gesetzes zu reden, in allen Fällen zur 
Anwendung des § 7 RStGB., also zur Anrechnung der in 
dem anderen Lande zuerkannten Strafe auf die im Inland 
auszusprechende führen. Auf diese Weise werden die in 
der doppelten Bestrafung liegenden Härten beseitigt. (Die 
doppelte Bestrafung selbst wäre ja auch eine Folge der 
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Theorie, wonach die Handlung an jedem Einzelort, also so- 
wohl im Inland als auch im Ausland verübt ist.) 

Bei der Frage des örtlichen Gerichtsstands wäre es 
wohl gekünstelt, die einheitliche Handlung in Teile zu zer- 
legen und diese Teile wieder als eine Mehrheit zusammen- 
hängender Handlungen im Sinne des § 13 StPO. zusammen- 
zufassen. Es empfiehlt sich hier, die Einheit der Handlung 
anzuerkennen und zur Fiktion zu greifen, dass sie an jedem 
Einzelort begangen wird. 

Anders wieder bei der Frage nach der Zeit der Be- 
gehung im Hinblick auf die Gesetzesherrschaft. Es handelt 
sich auch hier um eine Frage der Strafbarkeit, und es ist 
innerlich ungerecht, die zunächst straflos begonnene, aber 
nach Inkrafttreten des Strafgesetzes strafbar fortgeführte 
Handlung mit Hilfe der Fiktion, dass sie in ihrer Totalität 
erst nach Inkrafttreten dieses Gesetzes begangen wurde, als 
von Anfang an strafbar, oder mit Hilfe der gleichberechtigten 
Fiktion, dass sie in ihrer Totalität schon vor diesem Zeit- 
punkt verübt wurde, als bis zu ihrem Ende straflos zu be- 
handeln. Und ebenso ungerecht wäre es, das härtere Gesetz, 
das an sich nur den letzten Handlungsteil trifft, wieder 
durch Fiktion auf die ganze Handlung auszudehnen. Es muss 
also auch hier, genau so wie bei dem fortgesetzten Delikt, 
der straflose Teil ausgeschieden werden, im Falle eines 
härteren nachfolgenden Gesetzes ist der Thäter wegen einer 
einheitlichen Begehung zu verurteilen, die Strafschärfung 
aber auf den unter der Herrschaft des neuen Gesetzes be- 
gangenen Handlungsteil zu beschränken. Diese Unterscheidung 
nach Teilen wird z. B. auch dann praktisch, wenn eine vor- 
sätzlich begonnene Handlung oder, was häufiger sein wird, 
Unterlassung fahrlässig fortgeführt wird, weil sie dem Thäter 
aus dem Gedächtnis geschwunden ist. Wenn dann das neue 
verpönende. Gesetz nur die vorsätzliche Begehung treffen 
will, oder das neue strengere Gesetz die Strafschärfung auf 
die vorsätzliche Begehung beschränkt, so erkennt man erst 
durch die Trennung in Teile, dass das neuere Gesetz über- 
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haupt nicht anwendbar ist, die ganze Handlung also straflos 
bleiben niuss, beziehungsweise nicht der Strafschärfung unter- 
liegt; denn hier wegen der Einheitlichkeit der Begehung auch 
den Vorsatz auf den späteren fahrlässig verübten Teil hin- 
überfingieren zu wollen, dürfte auch strengen Vertretern der 
Einheitlichkeit zu weit gehen. Jedenfalls erreicht man auf 
diese Weise das dem Wesen der Sache am meisten ent- 
sprechende Resultat ; die Einheitlichkeit wird, da Verurteilung 
wegen einer Handlung erfolgt, nicht geleugnet, zugleich aber 
auch der Thatsache Rechnung getragen, dass diese einheit- 
liche That verschiedenen rechtlichen Einflüssen unterliegt. 
Bei der Verjährung kann man wohl schwanken. Die 
natürliche Einheit der Handlung würde zunächst dazu führen, 
diese Handlung erst mit ihrem letzten Teile als begangen 
anzusehen, und sohin die Verjährungsfrist mit diesem Tage 
beginnen zu lassen. Da die Handlung auch in Wirklichkeit 
nicht früher endet und auch in keinem Augenblick aussetzt, 
so fallen auch die Konstruktionsschwierigkeiten hinweg, die 
sich dergleichen Annahmen beim fortgesetzten Delikt ent- 
gegenstellten. Und dennoch bleibt auch hier die Thatsache 
bestehen, dass ein Teil der Handlung, der, für sich betrachtet, 
vollständige strafbare Handlung ist, der auch für sich allein 
— wenn man hierauf Gewicht legt — actio nata erzeugt, 
bereits verjährt sein kann und darum gerechterweise nicht 
mehr bestraft werden könnte. Es liegt etwas Unnatürliches 
und dem wahren Sachverhalt nicht Entsprechendes darin, zu 
sagen: wenn A., der die in seinem Hause befindliche Keller- 
öflfnung seit 1. Januar unverwahrt gelassen hat, sie am 
1. April verschliesst, so hat er an diesem Tage, wenn er sie 
am 1. Mai verschliesst, so hat er an jenem Tage das Delikt 
begangen. JDie Wahrheit ist immer, dass sich sein delikti- 
sches Verhalten über den gesamten Zeitraum vom 1. Januar 
bis zum 1. April beziehungsweise 1. Mai erstreckt, und 
wenn nun die Verjährungsfrist schon während dieses Zeit- 
raums abläuft, so zerfällt die strafbare Handlung trotz ihrer 
Einheitlichkeit von selbst in einen verjährten und einen un- 



Digitized by 



Google 



256 ^^* Dogmatische Darstellung. 

verjährten Teil. Bei dem einfachen Delikte mit verschiedenen 
Thätigkeitsteilen durfte diese Thatsache rechtlich nicht an- 
erkannt werden, weil das, was diesseits und jenseits des 
eigentlichen Yerjährungszeitpunktes lag, nicht mehr strafbare 
Handlung war, beide Teile also notwendig zusammengefasst 
werden mussten. Bei dem fortdauernden Delikte hingegen 
ist sowohl der verjährte, wie der unverjährte Teil strafbare 
Handlung, und nichts zwingt dazu, dem natürlichen Sach- 
verhältnis, wonach die strafbare Handlung zum Teil verjährt, 
zum Teil noch unverjährt ist, die rechtliche Anerkennung zu 
versagen. 

Zu den fortdauernden Delikten sind, wie früher er- 
wähnt,^) die Unterlassungsdelikte immer dann zu rech- 
nen, wenn die Pflicht zur Vornahme der Thätigkeit eine an- 
dauernde ist und diese Pflicht fortdauernd nicht erfüllt wird. 
Hervorzuheben sind hier insbesondere diejenigen Unter- 
lassungsdelikte, bei denen für die Vornahme der Handlung 
eine gesetzliche Frist vorgeschrieben ist. Hier liegt es aller- 
dings für die natürliche Anschauung nahe, mit dem Ablauf 
der Frist auch das Delikt als begangen anzusehen, sodass 
die weitere Unterlassung nicht mehr in Betracht käme. 
Rechtlich ist dies jedoch nur dann zutreffend, wenn der Ab- 
lauf der Frist zugleich das Ende der Pflicht bedeutet. Die 
gesetzliche Fristbestimmung hat aber in der Regel den Zweck, 
die pünktliche Erfüllung einer Pflicht zu sichern, ohne 
deren Dauer zu begrenzen. Wenn z. B. nach §§ 49 und 81 
des Reichskrankenversicherungsgesetzes der Arbeitgeber straf- 
bar ist, der die von ihm beschäftigte versicherungspflichtige 
Person nicht spätestens am dritten Tage nach Beginn der 
Beschäftigung zur Krankenkasse anmeldet, so wäre es sicher 
verfehlt, anzunehmen, dass das deliktische Verhalten, das 
erst mit Ablauf des dritten Tages beginnt,^) auch augen- 
blicklich mit Ablauf dieses Tages wieder endet. Das Gesetz 
verlangt vielmehr von den Arbeitgebern, dass sie die bei 

») S. 127. 

>) Eventuell auch früher; siehe S. 125 f. 
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ihnen beschäftigten Personen anmelden, und das deliktische 
Verhalten dauert sohin auch nach Ablauf der Frist so lange, 
bis die Anmeldung erfolgt oder mit dem Ende des Dienst- 
verhältnisses der die Meldepflicht begründende Zustand weg- 
fällt. In allen diesen Fällen, also immer dann, wenn die 
Pflicht auch nach Fristablauf fortbesteht, ist das befristete 
Unterlassungsdelikt als fortdauerndes Delikt zu behandeln; 
dies ist auch die in Litteratur und Praxis herrschende An- 
sicht.*) 

8. Das sogenannte Zastandsverbreohen. 

Neben dem fortgesetzten und fortdauernden spielt in 
Litteratur und Praxis das sog. Zustandsverbrechen eine ge- 
wisse Rolle, ohne dass jedoch völlige Klarheit über dessen 
Wesen bestände. In Wirklichkeit ist dieser Begriff entbehr- 
lich. Versteht man darunter ein solches Delikt, dessen That- 
bestand in der Herstellung eines rechtswidrigen Zustandes 
besteht, 2) so ist damit nichts gesagt, was dieses Delikt von 
den übrigen Erfolgsdelikten unterscheidet. Denn man kann 
den Deliktserfolg immer einen Zustand nennen, und ob dieser 
Zustand ein vorübergehender ist oder ein andauernder, ist 
im allgemeinen für die rechtliche Betrachtung gleichgültig 
und wird nur dann von rechtlicher Bedeutung, wenn auch 
die Fortdauer dieses Zustandes den gesetzlichen Thatbestand 
erfüllt. Gerade aber da, wo dieses nicht der Fall ist, »wo 
der durch die verbrecherische Handlung herbeigeführte rechts- 
widrige Zustand für die Beurteilung nicht weiter in Betracht 



^) Yergl. insbesondere Binding, Handb. S. 841 und Qrondr. d. Straf- 
rechts S. 226, Glaser, Abhandl. S. 292, v. Liszt S. 275, Meyer S. 384 
Anm. 39, Oppenhoff § 67 n. 8, Hälschner, Lehrb. I S. 699, Kley S. 52, 
RG. Entsch. des I. Sen. vom 4. Juni 1883 E. VIII 390 u. 441, des gleichen 
Sen. vom 21. Dez. 1883 E. IX 352. Die zweitgenannte Entsch. (E. VÜI 441) 
dürfte wohl zu weit gehen, wenn sie die unter dem wirklichen Ertrag 
zurückbleibende Angabe des Mietertrages zum dauernden Unterlassungs- 
delikt rechnet, weil das Gesetz das Verschweigen des Mietertrags bestraft. 
Vergl. auch die Entscheidungen des Oberlandesgerichts München vom 
13. Nov. 1883, 21. Juli 1886, 6. Juni 1891 (Sammlung der Entsch. Bd. II 
516, V 328, VI 460). 

«) V. Liszt S. 218, Rathenau S. 48, Frank 8. 207, RG. Entsch. 
vom 5. Dez. 1890 (n. Sen.) E. XXI 228. 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. 17 
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kommt,* wird vielfach ein Zustandsdelikt angenommen.^) 
Dieser Begriff geht dann völlig in dem des Erfolgsdeliktes auf. 

Soll aber umgekehrt in der Fortdauer dieses Zustandes 
auch der deliktische Thatbestand liegen,') so ist dies nur in 
der Art möglich, dass dieser Zustand durch rechtswidriges 
Handeln oder Unterlassen aufrecht erhalten wird. Denn das 
Delikt ist menschliches Verhalten, und ein Zustand, der nicht 
auf solchem beruht, ist niemals deliktischer Thatbestand. 
Ein Zustand als solcher, d. h. eine unveränderte Sachlage, 
kann aber nur dann in jedem Zeitpunkt seines Bestehens 
auf menschliches Verhalten zurückgeführt werden, wenn dieses 
Verhalten auch ein andauerndes ist, und gerade dieses ist 
das Wesen des fortdauernden Deliktes. 3) 

Ob nun durch eine derartige Fortdauer des rechts- 
widrigen Zustandes auch der deliktische Thatbestand erfüllt 
wird, kann nur das Gesetz selbst durch Formulierung des 
Thatbestandes entscheiden. Dies ist z. B. bei Hehlerei und 
Begünstigung der Fall, wenn dieselbe durch Verwahrung oder 
Verheimlichung gestohlener Gegenstände begangen wird.*) 
Das Delikt dauert dann bis zum Ende der Verwahrung, wo- 
durch freilich in Hinblick auf die Verjährung derjenige, 
welcher die Gegenstände nur aufbewahrt, • ungünstiger gestellt 
wird als derjenige, welcher sie mit Eigentümerwillen erwirbt. 

Das Gegenteil ist im Falle des § 330 RStGB. anzu- 
nehmen, wonach derjenige mit Strafe bedroht wird, welcher 
bei der Leitung oder Ausführung eines Baues wider die all- 
gemein anerkannten Regeln der Baukunst dergestalt handelt, 
dass hieraus für andere Gefahr entsteht. Es ist sicher zu 
weit gehend, wenn man eine fortdauernde Begehung darin 
erblickt, dass der Baumeister nach Beendigung des Baues 



^) So y. Liszt, Rathenau und Frank an den eben angegebenen 
Stellen, Kley a. a. 0. S. 43. 

*) So früher Temme, Lehrb. d. preussischen Strafr., 1853, S. 535. 
Neuerdings Betz S. 48. 

') Betz behandelt daher auch beide Begriffe als identisch. Yergl. 
auch Meyer S. 477. 

*) So auch RG. Entsch. d. IV. Sen. vom 19. Juni 1882 E. VI 412. 



Digitized by 



Google 



S. Teil. Besondere ßegehungsformen und einzelne Delikte. 259 

den durch die regelwidrige Bauführung geschaffenen gefahr- 
lichen Zustand nicht beseitigt. Hiegegen sprechen schon die 
Worte des Gesetzes. Man kann nicht von demjenigen, der 
nach Ausführung eines Baues einen bei der Bauführung be- 
gangenen Fehler nicht beseitigt, sagen, er handle hiedurch 
bei der Ausfuhrung des Baues wider die Regeln der Bau- 
kunst. Das Gesetz schafft ein einfaches Erfolgsdelikt, die 
Herbeiführung einer Gefahr, und nichts deutet darauf hin, 
dass durch die Portdauer dieser Gefahr, beziehungsweise deren 
Nichtbeseitigung auch die Begehung fortdauert. Wenn man 
diese Ansicht damit begründet, dass der verantwortliche Bau- 
führer verpflichtet sei, den gefahrlichen Zustand, den er ge- 
schaffen hat, wieder zu beseitigen, so müsste man auch den 
Diebstahl zu den fortdauernden Delikten rechnen; denn auch 
der Dieb ist verpflichtet, den rechtswidrigen Zustand, den 
er dadurch geschaffen hat, dass er die Sache dem Eigen- 
tümer entzog, durch Rückgabe der Sache zu beseitigen. Die 
Begehung endet sohin mit der Vollendung des Baues, i) 

Ebensowenig wird die intellektuelle Urkundenfälschung 
durch Unterlassung der Berichtigung der Urkunde zum fort- 
dauernden Delikt; denn der Deliktsthatbestand ist nach § 271 
RStGB. die Bewirkung des falschen Eintrags.*) 

Früher rechnete man zu den fortdauernden Delikten in 
diesem Sinne auch die Bigamie, insbesondere nach preussi- 
schem Rechte;») durch den Wortlaut des § 171 RStGB., wo- 

^) So auch Olshausen § 7 n. 15 I a a , Frank S. 392, 449, Kley 
S. 44, auch RG. Entsch. vom 2. Nov. 1883 (II. Sen.) und vom 30. Nov. 1894 
(IV. Sen.) E. XXVI 261. Dagegen lässt das bayerische Oberlandesgericht 
München in dem gleichgelagerten Falle des § 367 Ziff. 15 RBtGB. die Ver- 
jährung erst mit Beendigung des durch die fehlerhafte BaufOhrung ent- 
standenen rechtswidrigen Zustandes eintreten. Vergl. die Entsch. vom 
4. Juni 1886 (IV 96), 28. April und 20. Nov. 1888 (V 76, 210), 7. Juni 1890 
(VI 145) und 23. Juni 1892 (VII 196). Aber auch das Reichsgericht lässt 
in den cit. Entscheidungen die mit dem Delikte gegen § 330 RStGB. ideell 
konkurrierende fahrlässige Brandstiftung erst mit dem Ausbruch des Bran- 
des verjähren, und der Architekt, der im Jahre 1874 den Konstruktions- 
fehler begangen hat, wird im Jahre 1893 noch bestraft! 

«) So auch RG. Entsch. des IL Sen. vom 5. Dez. 1890 E. XXI 228. 

^) Dies bildete den Ausgangspunkt zu den hier wiederholt citierten 
Abhandlungen v. Wächters« Johns, Hälschners etc. in Goltd. Archiv. 
Vergl. hierüber auch Bin ding, Handb. S. 247 Anm. 9. 

17* 
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nach der Thatbestand darin besteht, dass eine zweite Ehe 
eingegangen wird, wird diese Auffassung ausgeschlossen und 
ist heute fast allgemein^) aufgegeben. 

4. Die sogenannten EollektiTdelikte. 

Unter dem Namen „Kollektivdelikte* werden gewöhn- 
lich die gewerbsmässigen, geschäftsmässigen und gewohn- 
heitsmässigen Delikte zusammengefasst, also die Delikte, bei 
denen die Gewerbs-, Geschäfts- und Gewohnheitsmässigkeit 
gesetzliches Thatbestandsmerkmal oder doch gesetzlicher 
Qualifizierungsgrund ist.*) Wenn nun der Ausdruck „Kol- 
lektivdelikt'' nicht mehr sein soll als ein Sammelname für 
jene drei verwandten Begehungsformen, so ist er unbedenk- 
lich und für Theorie und Praxis gleich empfehlenswert. Man 
verbindet jedoch damit häufig einen besonderen Begriff, der 
wieder aus dem Wesen dieser Begehungsformen abgeleitet 
wird, indem man behauptet, dass hier verschiedene Einzel- 
handlungen, weil sie Ausfluss der gleichen Lebensrichtung 
sind, zu einer Einheit verbunden werden^) oder indem man 
Kollektivdelikte solche nennt, deren Thatbestand nicht in 
einer einzelnen Handlung, sondern in einer Häufung mehrerer 
Handlungen besteht, die sich als Ausfluss derselben Gewöh- 
nung und Lebensrichtung darstellen;*) dann allerdings er- 
scheint die Berechtigung dieses Begriffes im hohen Grade 
fraglich. ö) So viel steht jedenfalls fest, dass der gesetzliche 
Thatbestand jener Delikte keine Mehrheit von Einzelhand- 
lungen erfordert, dass vielmehr ein einmaliges Thun genügt, 
sobald es sich nur als Ausfluss einer Gewohnheit darstellt 

*) Vergl. Binding, Handb. S. 247, v. Liszt S. 275, Frank S. 207. 
Dagegen Schwarze, Komment. S. 127, Betz S. 49. 

^) So Binding, Handb. S. 542, Olshausen § 3 n. 4, Löwe S.468, 
Beling, Gnmdriss S. 45, Eley S. 48. 

») Frank S. 116, Wachenfeld, Verbrechenskonkurrenz S. 90 f., 
V. Liszt S. 221, Meyer S. 482. 

^) Dochow, Zur Lehre von dem ge werbe- und gewohnheitsmässigen 
Verbrechen, 1871, S. 52, Heffter, Goltd. Archiv Bd. I (1853) S. 81; ahn- 
Hch John Goltd. Archiv Bd. IX (1861) S. 510. 

^) Dagegen insbesondere v. Lilienthal, Beiträge zur Lehre von 
den Kollektivdelikten, 1879, S. 8 ff. Vergl. auch Janka S. 153. 
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oder sobald es erkennen lässt, dass die Absicht des Thäters 
darauf gerichtet war, sich aus diesem Thun ein Geschäft 
oder Gewerbe zu machen. Die Gewerbs- oder Geschäfts- 
mässigkeit kann sich schon in der ersten Einzelhandlung 
offenbaren ;i) bei der gewohnheitsmässigen Begehung ist dies 
begrifflich ausgeschlossen, allein die früheren, nicht gewohn- 
heitsmässigen Handlungen gehören überhaupt nicht zum That- 
bestand; die erste, die sich als Resultat der Gewöhnung be- 
trachten lässt, erfüllt diesen Thatbestand völlig. 

Die Streitfrage kann sohin nur die sein, ob dann, wenn 
eine Mehrheit von Einzelhandlungen vorliegt, die sämtlich 
das Merkmal der Gewohnheitsmässigkeit an sich tragen, 
diese Mehrheit als eine Handlung aufgefasst und als ein 
Verbrechen bestraft werden muss. Zu dieser Streitfrage 
Stellung zu nehmen, liegt aber hier kein Anlass vor. Bilden 
die Einzelhandlungen zusammengenommen nur eine strafbare 
Handlung, so haben wir genau dasselbe Gebilde wie beim 
fortgesetzten Verbrechen. Jede Einzelhandlung ist vollstän- 
diges Delikt, aber auch ihre Gesamtheit ist nur ein Delikt; 
also ein Doppelwesen, dessen örtliche und zeitliche Bestim- 
mung sich in allen Beziehungen ebenso gestalten muss, wie 
es bei dem fortgesetzten Delikt der Fall war. Daneben lässt 
sich auch, wenn auch nur als Ausnahme, der Fall denken, 
dass sich die Gewohnheitsmässigkeit statt in einer Reihe von 
Einzelhandlungen in einer andauernden Handlung offenbart, 
z. B. eine gewohnheitsmässige Kuppelei in der dauernden 
Überlassung eines Zimmers an ein Liebespärchen. Dann aber 
ist das deliktische Verhalten durchaus, also auch nach Ort 
und Zeit der Begehung, analog dem fortdauernden Delikte. 

Ist aber die Zusammenfassung der Mehrheit zur Ein- 
heit unzulässig, dann sind ebensoviele selbständige Delikte 
gegeben, als Einzelhandlungen vorliegen, und jedes wird dann 
nach dem Orte und der Zeit seiner Begehung bestimmt; sie 



^) Dies die überwiegend herrschende Ansicht, vergl. v. Lilienthal 
a. a. 0. S. 45 und die dortselbst Anm. 1 Aufgeführten, Bin ding, Handb. 
S. 550, RG. Entsch. d. II. Sen. vom 24. Jan. 1882 E. V 369. 
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stehen an sich nur in Bealkonkurrenz zu einander. Man 
muss aber wohl auch in diesem Falle die Möglichkeit zu- 
geben — und vielleicht liegt in diesem vermittelnden Stand- 
punkt die Lösung der Streitfrage/) — dass diese Einzeldelikte 
sich zum fortgesetzten Delikte verbinden können, wenn nur 
die Voraussetzungen dieser Deliktsart vorliegen, oder dass, 
wie das eben erwähnte Beispiel zeigt, eine einmalige Hand- 
lung sich zur fortdauernden gestalten kann. Wir hätten 
dann — es klingt dies freilich etwas befremdend — ein fort- 
gesetztes Verbrechen der gewerbsmässigen Hehlerei, ein fort- 
dauerndes Vergehen der gewohnheitsmässigen Kuppelei etc., 
das selbstverständlich ebenso nach Ort und Zeit bestimmt 
wird wie die übrigen fortgesetzten und fortdauernden Delikte. 
Wenn hienach nur die im Inland verübten Einzelhand- 
lungen der inländischen Strafgewalt unterstehen, so hindert 
dies nicht, dass zur Feststellung der Gewohnheitsmässigkeit 
dieses inländischen Thuns auch das Verhalten des Thäters 
im Ausland, also auch die ausländischen Begehungsakte in 
Betracht gezogen werden. 2) 



*) Wenn v. Lilien thal a. a. 0. S. 60 ff. auch diese Möglichkeit 
leugnet, so geht dies wohl zu weit. Die Begründung, dass jede Einzel- 
handlung eine neue Rechtsverletzung darstelle und einen neuen Entschluss 
erfordere, trifft, genau genommen, auch heim fortgesetzten Delikt zu, wenn 
man nicht überhaupt auch diesen Begriff aufgeben will. — Vergl. auch 
Binding, Handb. S. 552. 

2) So auch Oppenhoff § 3 n. 12, v. Lilienthal a. a. 0. S. 54, 
Dochow a. a. 0. S. 95, v. Liszt S. 222 Anm. 5. Das Gleiche hat aber 
auch bezüglich verjährter Einzelakte zu gelten, wie auch bezüglich solcher, 
die unter Herrschaft eines früheren Gesetzes begangen wurden. Vergl. 
hierüber v. Lilienthal a. a. 0. S. 50 ff. und die dortselbst S. 52 Anm. 4 
Genannten, v. Liszt S. 222 Anm. 5, überhaupt die herrschende Meinung. 
Dagegen Binding, Handb. I S. 249 Anm. 2, Risch, Zeitschrift f. d. ge- 
samte Strafrechtswissenschaft Bd. 9 (1889) S. 268 Anm. 53. Im Sinne der 
herrschenden Lehre auch RG. Entsch. des I. Sen. vom 23. Jan. 1882 E. V 397 
(in der Entsch. des II. Sen. vom 24. Jan. 1882 wird die Frage bezüglich 
der gewerbsmässigen Delikte bejaht, bezüglich der gewohnheitsmässigen 
verneint). — Im übrigen wird das Kollektivdelikt bezüglich Ort und Zeit 
der Begehung fast* durchwegs analog dem fortgesetzten und fortdauernden 
Delikt behandelt. Vergl. beispielsweise Schneidler S. 67, Betz S. 50, 
Meyer S. 176, Oppenhoff § 67 n. 6, John S. 214, üllmann, Lehrb. 
S. 188 etc. Abweichend Binding, Handb. I S.419, der hier auch im inter- 
nationalen Rechte eine Ausscheidung auf die Staaten der Begehung ver- 
langt und Glaser, der die ungesetzlichen Ausschreitungen bei einem recht 
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IV. Kapitel. 

Die zusammengesetzten und repetierenden Delikte. 

Insbesondere der strafbare Bankbruch. 

Es handelt sich hier nur darum, festzustellen, welche 
Delikte den Gruppen der zusammengesetzten und repetieren- 
den angehören. Beide Gruppen wurden ihrem Wesen und 
ihrer örtlichen und zeitlichen Erscheinung nach im Zusam- 
menhang der Deliktsthätigkeit geprüft und später wiederholt 
in den rechtlichen Zusammenhang eingefügt. Zusammen- 
fassend sei bemerkt, dass die repetierenden Delikte vermöge 
ihrer natürlichen Beschaffenheit, die zusammengesetzten kraft 
notwendiger rechtlicher Fiktion zur Zeit und am Orte jeder 
Einzelthätigkeit begangen werden, beide im Hinblick auf die 
Verjährung mit der letzten Thätigkeit als begangen anzu- 
sehen sind. 

Das Charakteristische der repetierenden Delikte ist, dass 
der Deliktsbegriff eine Mehrheit von Thätigkeiten voraus- 
setzt, von denen aber, sobald diese Mehrheit gegeben ist, 
jede einzelne gleichmässig den Deliktsthatbestand erfüllt. Es 
zählen hiezu die Landstreicherei, die begrifflich ein Ziehen 
von Ort zu Ort voraussetzt, das heimliche oder verbots- 
widrige Aufsammeln von Vorräten an Waffen oder Schiess- 
bedarf f§ 360 Ziff. 2 RStGB.), da im Aufsammeln immer eine 
Mehrheit von Einzelerwerbungen liegt, die Übertretungen des 
§ 366 Ziff. 2 und 4 (übermässiges schnelles Fahren, Fahren 
ohne feste Deichsel oder ohne Geläute), das Gehen, Fahren 
und Reiten über Gärten, Weinberge etc. (§ 868 Ziff. 4). 
Ähnliche Delikte finden sich zahlreich in Verordnungen und 
ortspolizeilichen Vorschriften, so, um auf die früheren Bei- 
spiele zurückzugreifen, das verbotene Linksgehen auf Strassen 
oder Brücken, das Reiten und Fahren auf Fusswegen etc. 

Eine zusammengesetzte Dehktsthätigkeit, also eine Mehr- 
heit von Thätigkeiten, die nur in ihrer Gesamtheit den De- 



mässigen Geschäftsbetrieb am Orte des Gescbäftssltzes bestrafen will 
(Handb. II S. 183). 
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liktsthatbestand erfüllen, kann sich bei allen Delikten mit 
Ausnahme der repetierenden ergeben; der Thatbestand der 
Tötung kann durch eine Mehrheit von Verwundungen, von 
denen keine für sich allein den Tod bewirken könnte, der 
der Beleidigung durch einen beleidigenden Satz, dessen Worte, 
einzeln betrachtet, nicht beleidigend sind, hergestellt werden. 
Bei diesen DeKkten hängt es aber von dem konkreten Einzel- 
falle ab, ob einfache oder zusammengesetzte Thätigkeit vor- 
liegt. Der Thatbestand der Tötung kann auch durch einen 
einzigen Schuss oder Stich, der der Beleidigung durch ein 
einziges Wort erfüllt werden. Daneben aber gibt es Delikte, 
die schon nach ihrem gesetzlichen Thatbestande eine Mehr- 
heit von Thätigkeiten erfordern, und nur solche sollen hier 
hervorgehoben werden, wenn auch die örtliche und zeitliche 
Bestimmung in beiden Fällen die nämliche ist. 

Zusammengesetzte Deliktsthatbestände in diesem Sinne 
enthält das Reichs-Strafgesetzbuch in § 145a (unbefugtes 
Ausstellen und Inverkehrbringen von Schuldverschreibungen 
auf den Inhaber), § 147 zweite Hälfte (. . . , welcher nach- 
gemachtes oder verfälschtes Geld sich verschafft und solches 
entweder in Verkehr bringt oder zum Zwecke der Verbrei- 
tung aus dem Auslande einführt*), § 150 (»wer echte zum 
Umlauf bestimmte Metallgeldstücke . . . verringert und als 
vollgültig in Verkehr bringt**), § 203 (»wer den Auftrag zu 
einer Herausforderung übernimmt und ausrichtet*), § 353 
(Delikt des Beamten, welcher unbefugt Steuern erhebt und 
das Erhobene nicht zur Kasse bringt, oder bei Auszahlungen 
rechtswidrig Abzüge macht und die Ausgaben als vollständig 
geleistet in Rechnung stellt). 

Die Urkundenfälschung gehört nur im Falle des § 267 
hieher, also dann, wenn der Thäter die Urkunde fälscht und 
von ihr Gebrauch macht; in diesem Falle sind das Fälschen 
und das Gebrauchen nur Thatbestandsteile. Nach § 270 wird 
es aber der Urkundenfälschung gleichgeachtet, wenn jemand 
von einer falschen oder verfälschten Urkunde vorsätzlich in 
der Absicht der Täuschung Gebrauch macht; in diesem Falle, 
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also wenn der Thäter eine von einem Dritten oder zwar von 
ihm selbst, aber nicht in rechtswidriger Absicht verfälschte 
Urkunde benützt, verwandelt sich die Urkundenfälschung in 
ein einfaches Delikt. 

Bisweilen enthält der gesetzliche Thatbestand mehrere 
Handlungen, von denen die eine das Mittel zur Ausführung 
der andern ist. Hier besteht, insbesondere dann, wenn die 
zweite Handlung eine Erfolgsthätigkeit ist, die Möglichkeit, 
dass diese zweite Handlung schon in der ersten enthalten 
ist, in Wirklichkeit also bloss eine konkrete Thätigkeit vor- 
liegt, so z. B. beim Betrug, zu dessen Thatbestand es er- 
forderlich ist, dass der Thäter falsche Thatsachen vorspiegelt 
oder wahre unterdrückt, durch diese Vorspiegelung einen Irr- 
tum erregt und durch diese Irrtumserregung das Vermögen 
eines Dritten beschädigt. Durch eine einfache Thätigkeit 
kann hier der dreifache Erfolg der falschen Vorspiegelung, 
der Irrtumserregung und mittelbar — indem die getäuschte 
Person hiedurch zu einer sie oder einen Dritten schädigenden 
Vermögensdisposition veranlasst wird — der Vermögens- 
beschädigung erreicht werden. Hier ist der Thatbestand in 
Wahrheit kein zusammengesetzter. Ist jedoch im konkreten 
Falle zur Deliktsvollendung eine weitere persönliche Thätig- 
keit notwendig, z. B. beim Betrug die Empfangnahme einer 
Geldsumme, so liegt wieder zusammengesetzte Deliktsthätig- 
keit mit mehrfacher Begehungszeit und eventuell mehrfachem 
Begehungsorte vor.i) Ausser dem Betrug sind hierher zu 
rechnen der Raub (Wegnahme mittels Gewalt oder Drohung), 
die Nötigung, Erpressung und Notzucht. 

Nicht notwendig zusammengesetzte Delikte enthalten 
die sogenannten Mischstrafgesetze ^) in den Fällen, in denen 
das Gesetz mehrere Thatbestände wahlweise, meist durch 
das Wort „oder* verbunden, nebeneinander stellt und sie mit 
der nämlichen Strafe bedroht, die Vornahme dieser mehreren 



*) So auch RG. Entsch. des IV. Sen. vom 25. Januar 1887 
E. XV 232. 

2) Ueber den BegrifP vergl. Bin ding, Normen I S. 109 ff. 



Digitized by 



Google 



266 n. Dogmatische Darstellang. 

Thätigkeiten aber nur als ein Verbrechen erscheint/) insbe- 
sondere also die Fälle der §§ 103a und 135 RStGB. (Weg- 
nahme, Zerstörung oder Beschädigung eines staatlichen Auto- 
ritätszeichens oder Verübung beschimpfenden Unfugs an dem- 
selben), § 134 (Abreissen, Beschädigen oder Verunstaltung 
von öffentlich angeschlagenen Bekanntmachungen etc.), § 136 
(Erbrechung, Ablösung oder Beschädigung von Siegeln), auch 
die Sachhehlerei des § 259, da sie sowohl durch Verheim- 
lichung als durch Ankauf, Pfandnahme oder sonstigen Er- 
werb der mittels strafbarer Handlungen erlangten Sachen 
oder aber auch durch Mitwirkung zu ihrem Absatz bei an- 
deren begangen werden kann. In allen diesen Fällen reicht 
auch jede einzelne der im Gesetze aufgeführten Handlungen 
zijr Deliktsbegehung aus. Werden aber mehrere solche Hand- 
lungen vorgenommen und bilden diese zusammen ein Ver- 
brechen, so ist dieses am Orte jeder Einzelthätigkeit begangen.*) 
Unrichtig wäre es, nur den Ort der ersten Handlung ent- 
scheiden zu lassen.») Allerdings wird an diesem Orte die 
zum Begriff des Delikts erforderliche Handlung vorgenommen, 
allein das Nämliche lässt sich von den Orten der nachfolgen- 
den Handlungen sagen; der gesetzliche Thatbestand wird 
eben an allen Einzelorten erfüllt. 

Endlich aber liegt keine derartige Kombination vor, 
wenn das Gesetz zwar zwei Thätigkeiten im Deliktsthat- 
beständ nennt, die eine Thätigkeit aber nach dem Sinn des 
Gesetzes nicht selbst deliktisch ist, sondern nur Voraus- 

^) Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn sich die mehreren 
Handlungen gegen das nämliche Objekt richten. Vergl. hierüber Bin ding, 
Handb. S. 560. 

2) So auch Betz S. 45. 

») So das RG. in der Entsch. des I. Sen. vom 15. März 1880 E. I 279. 
Der Thäter hatte in Paris gestohlene Wertpapiere bösgläubig erworben, 
in Frankfurt a. M. zu deren Verkaufe mitgewirkt. Das RG. verneint die 
inländische Strafbarkeit, da der Verkauf keine selbständige strafbare Hand- 
lung sei, und die strafbare Handlung dort als begangen angesehen werden 
müsse, wo die zum Begriff des Delikts erforderliche Handlung vorgenommen 
wurde. Durch jede der in § 259 RStGB. aufgeführten Handlungen werde 
das Delikt begangen, d. h. abgeschlossen und vollendet. Diese Argumen- 
tation beruht wohl auf einer ungenügenden Unterscheidung des gesetzlichen 
und individuellen Thatbestands. 
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Setzung des Deliktes ist. So bedroht § 148 BStOB. den- 
jenigen mit Strafe, der falsches Geld als echtes empfängt 
und es nach erkannter Unechtheit in Verkehr bringt; aber 
die Empfangnahme des Geldes und die Erkenntnis seiner 
Unechtheit sind zweifellos nur Voraussetzungen des delik- 
tischen Thuns, nicht aber Teile desselben, und kommen daher 
für die Orts- und Zeitbestimmung nicht in Betracht. Prak- 
tisch wird dies insbesondere bei der Unterschlagung. § 246 
RStGB. setzt voraus, dass der Thäter die fremde Sache, die 
er sich zugeeignet, im Besitz oder Gewahrsam hat. Der Akt, 
durch den er den Besitz oder Gewahrsam erlangt, erfüllt 
hier niemals den deliktischen Thatbestand, auch nicht beim 
sogenannten Funddiebstahl, und kann sohin auch nicht Ort 
und Zeit der Begehung bestimmen, i) 

Wohl aber dürfte zu den zusammengesetzten, kombi- 
nierten Delikten der strafbare Bankbruch zu rechnen 
sein, sodass sich Ort und Zeit der Begehung sowohl 
nach Ort und Zeit der in § 239 bezw. 240 Konkurs- 
ordnung aufgeführten sogenannten Bankerotthand- 
lungen als auch nach Ort und Zeit der Konkurs- 
eröffnung beziehungsweise Zahlungseinstellung be- 
stimmt. Die Frage ist bekanntlich ausserordentlich bestritten.«) 
Ihre Entscheidung hängt zunächst davon ab, ob man die Kon- 
kurseröflEnung und Zahlungseinstellung als Thatbestandsmerk- 
mal oder als blosse Bedingung der Strafbarkeit auffasst. Die 
erstere Ansicht kann als die überwiegend herrschende be- 

1) Vergl. Frank S. 294. 

') Mit dem Texte stimmen im Resultat überein Schmidt, Der straf- 
bare Bankbruch, 1893, S. 139 f., Cohn Goltd. Archiv Bd. 41 (1893) S. 208, 
Meves eod. Bd. 36 S. 393 f., Petersen-Kleinfeller, Konkursordnung, 
2. Aufl., 1890, 8. 583 f., Wilmowski, Konkursordnung, 4. Aufl., 1889, 
S. 501 ff., insbesondere auch das Reichsgericht in zahlreichen Entschei- 
dungen, z. B. Entsch. des IT. Sen. vom 15. Febr. 1881 E. TU 350, des I. Sen. 
vom 26. Juni 1882 E. Vil 392, des II. Sen. vom 20. Sept. 1887 E. XVI 188. 
— V. Liszt, Lehrb. S. 483, Neumeyer, Der strafbare Bankbruch, 1891, 
S. 157 und Bin ding, Grundriss II 241 entscheiden sich für die Konkurs- 
handlungen, während Betz S. 47 auf die Zahlungseinstellung bezw. Konkurs- 
eröffnung allein Gewicht zu legen scheint. Glaser, Handb. Bd. 2 S. 183 
betrachtet als Thatort den Mittelpunkt des wirtschaftlichen Lebens, ähn- 
lich V. Bar, Lehrb. S. 243 f. 
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zeichnet werden, und es wäre auch, rein äusserlich betrachtet, 
eine eigentümliche Erscheinung, wenn ein Delikt, das von 
jeher als strafbarer Bankbruch bezeichnet wurde, eigentlich 
nur eine leichtsinnige oder unordentliche Wirtschaftsführung 
(so lassen sich die in den cit. §§ 289, 240 Ziff. 1 bis 4 auf- 
geführten Handlungen zusammenfassen) zum deliktischen That- 
bestand hätte, zu dessen Strafbarkeit der Bankbruch nur als 
Bedingung hinzutritt. Gerade wenn man mit Vertretern der 
gegnerischen Ansicht *) das Wesen dieses Deliktes in der 
Verletzung oder Gefahrdung der Forderungsrechte der Gläu- 
biger durch Verminderung oder Verschleierung des eigenen 
Vermögensstandes erblickt und anerkennt^ dass das Gesetz 
die Zahlungseinstellung oder Konkurseröffnung nur an Stelle 
der Beeinträchtigung der Gläubigerrechte als Symptom für 
diese Beeinträchtigung setzt, müsste man zu dem Schlüsse 
gelangen, dass auch dieses Symptom zum eigentlichen That- 
bestand gehört, weil es an die Stelle eines Thatbestands- 
merkmals tritt. Jedenfalls ist schon mit dieser Begriffs- 
bestimmung anerkannt, dass, wenigstens begrifflich, die Ver- 
minderung oder Verschleierung des Vermögens, also die in 
§§ 239, 240 Ziff. 1 bis 4 genannten Handlungen, zum That- 
bestand des Deliktes nicht genügen. Und wenn auch all- 
gemein anerkannt wird, dass weder vorsätzliche noch fahr- 
lässige Herbeiführung der Zahlungseinstellung gefordert 
werden darf,^) so wird auch hiedurch die Zahlungseinstellung 
noch nicht zum Strafbarkeitsmerkmal gestempelt. Es hängt 
auch dies damit zusammen, dass das Gesetz jenes That- 
bestandsmerkmal nur durch ein Symptom benennt. Dies kann 
nicht nur bedeuten, dass das Gesetz von demjenigen, der die 
Zahlungen einstellt, ohne weiteres annimmt, er schädige die 
Gläubiger, sondern, dass es noch weitergehend stets präsu- 
sumiert, er thue dies in schuldhafter Weise. Das Gesetz 
schneidet, indem es sich mit diesem äusseren Symptom be- 



1) V. Liszt S. 480 f., V. Bar, Lehrb. S. 244. 

') Hierauf legt v. Liszt S. 482 Anm. 2 das entscheidende Gewicht. 
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gnügt, nicht nur die Erörterung der Kausalitätsfrage, sondern 
auch die der Schuldfrage ab. 

Nur so viel, um es zu rechtfertigen, dass auch hier 
der herrschenden Ansicht beigetreten wird. 

Auch dann bleibt noch eine Frage übrig. Gehören 
nämlich Zahlungseinstellung und Konkurseröffnung zum De- 
liktsthatbestand, so liegt es nahe, sie als Erfolg jener Ver- 
mögensdispositionen anzusehen, und dann würden sie von 
dem hier vertretenen Standpunkt aus bei Bestimmung des 
Begehungsortes und der Begehungszeit nicht in Betracht zu 
ziehen sein, während umgekehrt sie allein Ort und Zeit der 
Handlung bestimmen würden, wenn man die Frage nach Ort 
und Zeit der strafbaren Handlung allgemein nach dem Er- 
folg beantwortet. 1) 

Gegen jene Annahme spricht nun formell der Umstand, 
dass, wie erwähnt, ein Kausalzusammenhang zwischen den 
Einzelhandlungen des Schuldners und der Zahlungseinstellung 
oder Konkurseröffnung nicht bestehen muss, letztere also 
nicht notwendig Erfolge jener Handlungen sind. Nun lässt 
sich allerdings einwenden, dass dies nur formell so sei; das 
Gesetz präsumiere diesen ursächlichen Zusammenhang und 
verzichte daher auf dessen Nachweis im Einzelfalle. Damit 
wäre man wieder bei der symptomatischen Bedeutung dieser 
Momente angelangt. Man kann nun sagen, sie seien sympto- 
matisch für die Schädigung oder Gefährdung der Gläubiger. 
Aber diese Schädigung zeigt sich stets darin, dass der 
Schuldner diese Forderungen nicht befriedigt. Der 
Thatbestand des Deliktes besteht also darin, dass der Thäter 
durch ein persönliches Verhalten, die Vermögensdispositionen, 
ein weiteres persönliches Verhalten, die Nichterfüllung seiner 
Verbindlichkeiten, bewirkt. 

In diesem Falle aber mangelt es nach dem früher Ge- 
sagten 2) nur dann an einem zusammengesetzten Thatbestande, 
wenn in der ersten Thätigkeit oder Unterlassung schon die 

^) So Neumeyer a. a. 0. S. 157. 
«J 8. 265. 
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zweite enthalten ist, wie etwa beim Raub in der Gewaltan- 
wendung die Wegnahme. Hier aber ist das Verhältnis ein 
anderes. Die Nichtbefriedigung der Gläubiger ist immer ein 
neues Geschehnis neben jenen Vermögensdispositionen; nie 
in jenen enthalten. Es spiegelt sich dies auch — ein Beweis, 
dass die Unterscheidung keine künstliche ist — im Sprach- 
gebrauch wieder. Man kann wohl sagen, A. hat unter Ge- 
waltanwendung jemandem eine Sache weggenommen, er hat 
einen andern getäuscht und beschädigt, indem er ihm eine 
falsche Thatsache vorspiegelte, nicht aber, er hat, indem er 
auf der Börse spielte oder unter Börsenspielen seine Gläu- 
biger nicht befriedigt. 

Der Bankbruch ist sohin notwendig zusammengesetztes 
Delikt mit mehrfachen Begehungszeiten und eventuell mehr- 
fachen Begehungsorten. Dies ist auch das praktisch brauch- 
barste Resultat, besonders bezüglich der Abgrenzung der 
staatlichen Strafgewalt, da es im weitesten Umfang die Be- 
strafung der Bankerotteure ermöglicht, freilich immer noch 
nicht im genügenden Umfange; die sogenannten Eonkurs- 
handlungen wie die Zahlungseinstellung , beziehungsweise 
Konkurseröffnung können im Ausland erfolgt sein und den- 
noch eine empfindliche Schädigung inländischen Vermögens 
bewirken. Der Fehler liegt auch hier in der mangelnden 
Berücksichtigung des Rechtsgüterschutzes durch den Gesetz- 
geber. 

V. Kapitel. 
Das Pressdelikt 

Auf dem Gebiete der Pressdelikte ist die Rechtsfrage 
nach dem Begehungsorte, zugespitzt zu dem Streit um den 
sogenannten ambulanten Gerichtsstand der Presse, zur viel- 
erörterten Tagesfrage geworden. Hier trat das Delikt als 
Distanzdelikt am häufigsten in Erscheinung, die Theorien, 
die über dasselbe entwickelt wurden, mussten hier gewisser- 
massen ihre Feuerprobe bestehen, und die ihnen wirklich 
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oder vermeintlich anhaftenden Mängel die Aufinerksamkeit 
weiterer Kreise auf sich lenken. 

Bekanntlich bestand die Absicht, die Frage über den 
Gerichtsstand der Pressdelikte durch eine besondere gesetz- 
liche Bestimmung zu lösen, i) Schon das Rechtshilfegesetz 
vom 21. Juni 1869 hatte sich in § 21 Abs. II für den Ort 
erklärt, an welchem das Presserzeugnis erschienen ist. Bei 
Beratung des Reichspressgesetzes vom 7. Mai 1874 wurde 
gleichfalls eine besondere Regelung des Gerichtsstandes an- 
geregt, jedoch schliesslich der zu erwartenden Reichs-Straf- 
prozessordnung vorbehalten. In dem Entwürfe zu dieser 
war eine solche Bestimmung nicht vorgesehen, und erst in 
der Kommission des Reichstags einigte man sich über fol- 
genden Wortlaut, der den zweiten Absatz des jetzigen § 7 
Strafprozessordnung bilden sollte: 

„Begründet der Inhalt einer Druckschrift den That- 
bestand einer strafbaren Handlung, so gilt, soweit die Ver- 
antwortlichkeit des Verfassers, Herausgebers, Redakteurs, 
Verlegers und Druckers in Frage steht, die Handlung nur 
an dem Ort begangen, an welchem die Druckschrift er- 
schienen ist." 

Diese Bestimmung wurde auch bei der zweiten Be- 
ratung im Plenum des Reichstags mit grosser Mehrheit an- 
genommen. Die verbündeten Regierungen erklärten jedoch 
jenen Zusatz für unannehmbar, worauf auch der Reichstag 
in dritter Lesung auf ihn verzichtete. 

Die Gesetzgebung hat damit eine Frage ungelöst ge- 
lassen, deren Beantwortung durch die Rechtssprechung poli- 
tische Leidenschaften wachrief und zu heftigen Angriffen 
gegen die Rechtssprechung selbst führte. Durch die geplante 
Bestimmung, welche für den Begehungsort ein äusserliches, 
leicht erkennbares Merkmal aufstellte, wäre alle Unsicher- 
heit der Rechtsprechung und ihre beklagenswerten Folge- 
erscheinungen vermieden worden. Andererseits aber wird 

*) Hierüber, insbesondere über die Verhandlungen bei Beratung der 
Reichsstrafprozessordnung, besonders ausführlich John S. 217 ff. 
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eine unbefangene Betrachtung zeigen, dass diese Bestimmung 
sachlich unrichtig ist und auch in der praktischen Anwendung 
zu erheblichen Misstanden geführt hätte, namentlich wenn 
man sie, was nur konsequent gewesen wäre und auch an- 
scheinend in Regierungskreisen befürchtet wurde, *) auch für 
die Lösung der materiellrechtlichen Frage verwendet hätte, 
ob eine Handlung im Inland oder im Ausland begangen ist. 
Insofern war dieser Widerspruch der Regierungen berechtigt; 
nur wäre es vielleicht richtiger gewesen, wenn man, anstatt 
sich mit der Ablehnung der vom Reichstag vorgeschlagenen 
Bestimmung zu begnügen, eine andere befriedigendere Lösung 
vorgeschlagen hätte. Dass dies unterlassen wurde, hat aber 
neben den erwähnten bedauerlichen Folgen auch das eine 
Gute gehabt, dass sich nunmehr Wissenschaft und Praxis 
eingehend mit jener Frage beschäftigen mussten und so zu 
ihrer Klärung und, wenn solche nötig, künftigen gesetzlichen 
Regelung eine festere Grundlage schaffen konnten. Thatsäch- 
lieh scheint in jener Zeit die Lösung der Frage noch nicht 
genügend vorbereitet — die gesamte Speziallitteratur über 
den Begehungsort ist erst nach jener Zeit entstanden — und 
mithin diese selbst noch nicht spruchreif gewesen zu sein. 
Wenigstens ist die in dem geplanten Zusatz niedergelegte 
Anschauung, die damals nicht als gesetzliche Sonderbestim- 
mung gedacht war, sondern als gesetzliche Festlegung dessen, 
was man allgemein, auch von Seite der opponierenden Re- 
gierungen^) für theoretisch richtig hielt, heute schon vielfach 
aufgegeben, und es wird sich zeigen, dass dieselbe that- 
sächlich dem Wesen der Sache nicht entsprechen würde. 

Diese Forschungen sind zunächst der Klärung des Be- 
griffes „Pressdelikt* zugute gekommen. Schon früher war 

*) Vergl. die Ausführungen des Geheimrats Hanauer (Hahn, Ma- 
terialien zur Strafprozessordnung, 1879, S. 1630, 1699). 

') Nur ausnahmsweise sollte nach den Ausführungen Hanaaers 
der Ort des Erscheinens nicht der der Begehung sein, nämlich dann, 
wenn infolge besonderer Personal- oder Lokidverhältnisse die Beleidigung 
an diesem Orte nicht als solche erkennbar ist. Vergl. Hahn a. a. 0. 
S. 1678, auch Eronecker a. a. 0. (Verhandlungen des 25. deutschen 
Juristentags) S. 32 f. 
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eine Unterscheidung zwischen den Übertretungen des Press- 
polizeirechtes als »Presspolizeidelikten* und den Pressdelikten 
im technischen Sinn des Wortes durchgeführt worden, i) Von 
den letzteren soll im folgenden ausschliesslich die Bede sein. 
Es sind Handlungen, deren Strafbarkeit durch den Inhalt 
einer Druckschrift begründet wird (Reichspressgesetz § 20 
Abs. 1), oder Delikte, bei denen der Inhalt einer Druckschrift 
den Thatbestand einer strafbaren Handlung begründet (§21 
Abs. 1 daselbst). Sie wurden unter der Gruppe der straf- 
baren Gedankenäusserungen untergebracht, und da — von 
ganz wenigen positivrechtlichen Ausnahmen abgesehen — die 
Strafbarkeit dieser Handlung nicht durch das Pressrecht, 
sondern durch das allgemeine Strafrecht geschaffen wird, 
dieses aber die Gedankenäusserung, z. B. die Beleidigung, 
Gotteslästerung, schlechthin bestraft, einerlei ob sie durch 
Wort, Brief oder Druckschrift erfolgt, so ist es das Nächst- 
liegende, in dem sogenannten Pressdelikt nur ein besonderes 
Mittel der Deliktsbegehung oder doch nur eine besondere 
Begehungsform des Deliktes zu erblicken,^) an die freilich 
auch gewisse besondere Rechtsfolgen geknüpft sind. Wenn 
hiegegen behauptet wird, die Gedankenäusserung durch die 
Presse sei nicht Mittel der Begehung, sondern vielmehr die 
Begehung des Deliktes selbst,^) so ist auch dies richtig und 
es handelt sich schliesshch nur um eine Frage des Ausdrucks. 
Wenn z. B. eine Beleidigung durch die Presse begangen 
wird, so kann man wohl sagen, diese Gedankenäusserung 
durch die Presse sei die Deliktsbegehung selbst, insofern sie 
die gesamte äussere Deliktserscheinung enthält. Da aber 



*) Vergl. Marquardsen, Das Reichspressgesetz, 1875, S. 167, 
Bern er, Lehrb. d. deutschen Pressrechts, 1876, S. 278, Oetker in Goltd. 
Archiv Bd. 26 (1876) S. 253 f., aus der neueren Litteratur v. Liszt, Das 
Reichspressrechts. 137 f., Schwarze-Appelius S. 133, Klöppel, Reichs- 
pressrecht, 1894, S. 201 flP. etc. 

«) So Oetker a. a. 0. S. 251, Schwarze-Appelius S. 133 f., 
Birkmeyer, Deutsche Juristenzeitung, IV. Jahrg., 1899, S. 301. 

8) So insbes. v. Liszt a. a. 0. S. 141, Klöppel a. a. 0. S. 305 ff., 
Ab er er, Die Verjährung der durch Verbreitung von Druckschriften be- 
gangenen strafbaren Handlungen, Erlanger Dissert., 1898, S. 47 f. 
Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. 18 
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durch diese Äusserung nur der Thatbestand des Deliktes, der 
gesetzliche Begriflf der Beleidigung erfüllt wird, kann man 
diese äussere Erscheinung auch als Mittel zur Erreichung 
des verbrecherischen Thatbestands, sohin auch als Mittel oder 
Modalität der Deliktsbegehung bezeichnen, wie man auch die 
Absendung eines beleidigenden Briefes, das Aussprechen eines 
beschimpfenden Wortes sowohl die Begehung einer Beleidi- 
gung als auch das Mittel oder die Form der Begehung nennen 
kann. Jene Unterscheidung zwischen Mittel und Form der 
Begehung und Begehung selbst wird nur für die Frage er- 
heblich, ob der Begriflf des Pressdeliktes auf diejenigen De- 
likte einzuschränken ist, bei denen die Gedankenäusserung 
durch die Presse den gesamten Verbrechensthatbestand dar- 
stellt, oder ob auch solche hinzuzurechnen sind, bei denen 
sie nur ein Mittel zur Erreichung des Deliktserfolges und 
sohin nur ein Teil des Deliktsthatbestandes ist, ob z. B. ein 
durch die Presse begangener Betrug, der eine Vermögens- 
beschädigung des Getäuschten, eine durch die Presse be- 
gangene Erpressung, welche eine Handlung, Duldung oder 
Unterlassung des Bedrohten erfordert, als Pressdelikt anzu- 
sehen ist. Der Streit dreht sich also nur darum, ob jene 
besondere Art der Gedankenäusserung vollständiger That- 
bestand sein muss, oder ob es gentigt, wenn er nur That- 
bestandsteil ist. Eben darum ist hier zu diesem Streite keine 
Stellung zu nehmen. Hier kommt es nur darauf an, fest- 
zustellen, was das Pressdelikt von den übrigen Delikten unter- 
scheidet, und dieses Unterscheidungsmerkmal ist, einerlei ob 
man den Begriflf im Sinne jener Streitfrage näher oder weiter 
abgrenzt, stets — um den zweideutigen Ausdruck „Be- 
gehungsmittel** zu vermeiden — die besondere Aus füh- 
rungsthätigkeit. Die Beleidigung bleibt Beleidigung, ob 
sie durch Wort, Brief oder Veröflfentlichung von Druck- 
schriften begangen wird, und wenn man das besondere Wesen 
des Pressdelikts in dem Missbrauch der Pressfreiheit erblickt, 



1) V. Liszt a. a. 0. S. 138, Lehrb. S. 165. 
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SO kann auch dies nur im Sinne einer Besonderheit der Aus- 
fiihrungsthätigkeit verstanden werden. Um das Dasein des 
Deliktes festzustellen, muss vor allem entschieden werden, 
nicht, ob ein Missbrauch der Pressfreiheit, sondern ob über- 
haupt ein Deliktsthatbestand, z. B. der der Beleidigung vor- 
liegt. Erst dann taucht die Frage auf, ob ein Missbrauch 
der Pressfreiheit gegeben ist, und diese Frage ist dann zu 
bejahen, wenn die so festgestellte Beleidigung durch die 
Presse begangen wurde, wenn also eine besondere Ausfiih- 
rungsthätigkeit vorliegt. Der Missbrauch der Pressfreiheit ist 
selbst nur eine Unterart des Missbrauchs der freien Meinungs- 
äusserung, weil eben das Pressdelikt nur eine besondere Er- 
scheinungsform der durch strafbare Gedankenäusserung be- 
gangenen Delikte ist. 

Man kann auch noch weitergehen und diese Veröffent- 
lichung durch die Presse zum Rang eines besonderen That- 
bestandsmerkmals erheben,^) aber auch dann bleibt es dabei, 
dass dieses besondere Thatbestandsmerkmal die besondere 
Ausfiihrungsthätigkeit ist. 

Man kann endlich nicht das unterscheidende Moment 
in die Öffentlichkeit der Gedankenäusserung verlegen, also 
darin, dass diese einer unbestimmten Vielheit von Personen 
zugänglich gemacht wird. 2) Dies wäre allerdings weniger 
eine Unterscheidung nach der Thätigkeit als vielmehr eine 
Besonderheit des Erfolges dieser Thätigkeit. Nun ist diese 
Öffentlichkeit der Gedankenäusserung allerdings ein Merkmal 
des Pressdelikts, aber kein unterscheidendes. Auch als blosses 
Wortdelikt kann die Beleidigung öffentlich in einer Rede vor 
einer Volksmenge begangen werden, bei einzelnen Wort- 
delikten ist diese Öffentlichkeit sogar Thatbestandsmerk- 
mal.*) Durch die Hervorhebung dieses Momentes wird zwar, 
wie V. Liszt betont,*) das Pressdelikt in einer grösseren 

1) Oetker a. a. 0. S. 291. 

*) Derselbe a. a. 0. S. 291, 301, v. Liszt in den Verhandlungen des 
15. deutschen Juristentags 1. Bd., 1880, S. 62. 
») z.B. §§ HO, 111 RStGB. 
*) Pressrecht S. 139. 

18* 
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Deliktsgruppe untergebracht, nicht aber innerhalb derselben 
von den anderen Gliedern dieser Gruppe, von den öffentlichen, 
aber nicht durch die Presse begangenen Beleidigungen etc. 
unterschieden. 

Das unterscheidende bleibt sohin die besondere Ausfüh- 
rungsthätigkeit. Diese ist, wie erwähnt, Gedankenäusserung, 
Entäusserung eines Gedankens. Schon hieraus folgt, dass 
diese Thätigkeit in der Herstellung der Druckschrift nicht 
erblickt werden kann.i) In der Druckschrift wird der Ge- 
danke niedergelegt, ähnlich wie in einem geschriebenen Briefe, 
aber hier wie dort wird das Delikt nur vorbereitet; zur Aus- 
führung bedarf es einer weiteren Thätigkeit, die es ermög- 
licht, dass der geschriebene Brief, die gedruckte Schrift zur 
Kenntnis anderer gelangt. Wenn daher die österreichische 
Strafprozessordnung von 1873 (§ 486) prinzipiell bestimmt, 
dass der Druckort als Thatort anzusehen ist, so ist dies 
eine positivrechtliche Sonderbestimmung, die der Natur der 
Sache Gewalt anthut.*) 

In dem Wesen der Gedankenäusserung liegt es nun 
nicht notwendig, dass dieser Gedanke wirklich anderen zur 
Kenntnis gelangt. Auch wer ein Buch in die Welt hinaus- 
schickt, das von niemanden gelesen wird, hat die in dem- 
selben enthaltenen Gedanken geäussert. Diese Kenntnis- 
nahme durch andere ist ein von der Ausführungshandlung 
verschiedenes Moment, Erfolg derselben, und da sich das 
Pressdelikt von den übrigen Delikten nur durch diese Aus- 
führungsthätigkeit unterscheidet, so lässt sich auch die Frage, 
ob dieser Erfolg erforderlich, nicht aus dem Wesen des 
Pressdelikts, sondern aus dem des speziellen durch die Presse 
begangenen Deliktes, z. B. der Beleidigung, entnehmen. Wenn 
man allerdings zum Begriff des Pressdelikts verlangt, dass 
die Veröffentlichung des Presserzeugnisses den ganzen That- 

^) Diese Ansicht scheint unbestritten zu sein. Vergl. Klöppel 
a. a. 0. S. 329, v. Liszt, Pressrecht S. 138. 

^) Dagegen auch v. Liszt, Verh. des 15. deutschen Jnristentags 
1. Bd. S. 70 f. 
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bestand enthalten muss, so ist diese Frage gegenstandslos; 
denn zur Veröffentlichung gehört nur, dass die Druckschrift 
dem Publikum zugänglich gemacht wird, nicht aber, dass 
das Publikum oder einer aus dem Publikum sie auch liest. 
Dann könnten aber auch alle diejenigen Delikte, deren That- 
bestand Kenntnisnahme der Gedankenäusserung durch einen 
Dritten erfordert, niemals Pressdelikte sein. Nun wird von 
keiner Seite bestritten, dass die durch die Presse begangenen 
Beleidigungen zu den Pressdelikten zu zählen sind; ebenso 
wird allgemein^) anerkannt, dass die Beleidigung erst voll- 
endet ist, wenn die beleidigende Äusserung zur Kenntnis 
irgend einer Person gelangt, und es müssten daher auch die 
Vertreter jener strengeren Ansicht anerkennen, dass eine 
zur Erfüllung des Deliktsthatbestandes notwendige recipie- 
rende Thätigkeit dritter Personen dem Begriffe des Press- 
deliktes nicht zuwiderlaufe. Insoferne sind also auch beim 
Pressdelikte, insbesondere auch bei der durch die Presse ver- 
übten Beleidigung die dieser Begehungsart eigentümliche 
Ausfiihrungsthätigkeit und der zum allgemeinen Deliktsthat- 

*) Wenigstens war dies bis vor kurzem der Fall. Neuerdings hat 
sich dem Vorgange Klöppels (a. a. 0. S. 436 ff.) v. Liszt in seinem Gut- 
achten zu den „Verhandl. d. 25. deutschen Juristentags'', 1900, S. 178 an- 
geschlossen. Beide leugnen bei den durch die Presse begangenen Beleidi- 
gungen das Erfordernis der Kenntnisnahme durch dritte Personen, das sie 
sonst als zum Thatbestand der Beleidigung gehörig anerkennen, und zwar 
auf Grund der behaupteten eigenartigen Natur der Pressdelikte, die es er- 
fordere, dass die Verbreitung der Dinickschrift den deliktischen Thatbestand 
völlig erfülle (s. S. 274). Es scheint dies jedoch unvereinbar mit der un- 
bestreitbaren und auch von keiner Seite bestrittenen Thatsache, dass sich 
die Strafbarkeit der Handlung, wie überhaupt deren Deliktscharakter — 
von den wenigen positivrechtlichen Ausnahmen abgesehen — nicht aus 
dem Pressrecht, sondern aus dem Wesen jedes einzelnen Deliktes ent- 
nehmen lässt (s. S. 273 ff.), und unerklärlich bliebe es dann auch, wie die 
Gotteslästerung, die nach § 166 RStGB. nicht nur zur Kenntnis Dritter 
gelangen, sondern bei diesen auch Aergemis erregen muss, als Press- 
delikt begangen werden kann, was allseits, auch v. Liszt, Pressrecht 
S. 143 und Klöppel a. a. 0. S. 429, anerkannt wird. Klöppel hilft 
sich hier damit, dass er, in willkürlicher Weise, dieses gesetzliche That- 
bestandsmerkmal leugnet, während v. Liszt (Lehrb. S. 414) es aus- 
drücklich anerkennt. Wenn sohin der Thatbestand jener Delikte sich der 
behaupteten Eigenart der Pressdelikte nicht fügt, so spricht dies gegen die 
behauptete Eigenart, nicht aber gegen jene allgemeine anerkannte Delikts- 
begriffe. 
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bestand gehörige Erfolg zu unterscheiden^) und diejenigen, 
welche Ort und Zeit der Deliktsbegehung nach dem Eintritt 
des Erfolgs oder nach Thätigkeit und Erfolg bestimmen, 
müssten dies folgerichtig auch hier thun, also eine durch 
die Presse begangene Beleidigung nur dort und nur dann, 
beziehungsweise auch dort und auch in dem Zeitpunkt be- 
gangen sein lassen, in welchem Dritte die beleidigende Schrift 
lesen, ein gewiss nicht erfreuliches Resultat, gegen dessen 
Richtigkeit ausser später zu erwähnenden Gründen alles das 
spricht, was gegen die Berücksichtigung des Erfolgs früher 
gesagt wurde. 

Jene Ausführungsthätigkeit selbst wurde nun schon 
früher als öffentliche Gedankenäusserung bezeichnet und wenn 
man noch hinzunimmt, dass das Mittel dieser Gedankenäusse- 
rung die Druckschrift ist, 2) so hat man auch das Unter- 
scheidungsmerkmal des Pressdeliktes vor den anderen öffent- 
lichen Gedankenäusserungen gewonnen. Der Gedanke muss 
sohin erst in der Druckschrift niedergelegt sein, ehe er ge- 
äussert wird, und man kann sohin von einer mittelbaren 
Gedankenäusserung im Gegensatz zur unmittelbaren des 
gesprochenen Wortes reden.*) Dass das Mittel der Gedanken- 
fixierung der Druck sein muss, ist — wenigstens für die 
örtliche und zeitliche Betrachtung — bedeutungslos; es leuchtet 



*) Dagegen Birkmey er, Deutsche Juristenzeitung, IV. Jahrg., 1899, 
S. 302. Die Ausführungsthätigkeit bestehe bei der Beleidigung in der 
Kundgebung der Missachtung, d. h. in ihrer Mitteilung an Dritte; zu dieser 
gehöre die Kenntnisnahme, und letztere sei sohin der zu jedem Delikt ge- 
hörige Erfolg (Veränderung in der Sinneswelt), nicht Verbrechenserfolg 
xät' s^oxrjv. Allein selbst wenn man mit Birkmeyer (Teilnahme S. 95 
Anm. 138) Erfolgsdelikte nur solche Delikte nennt, bei welchen Thätigkeit 
und Erfolg zeitlich getrennt sein können, so beweist doch schon das Bei- 
spiel der brieflich verübten Beleidigung, dass die Beleidigung auch in 
diesem Sinne Erfolgsdelikt, die Kenntnisnahme durch Dritte Verbrechens- 
erfolg xaz' i^oxrjy ist. Auch das argumentum aus §§51 ff., RStGB., auf 
welches Birkmeyer die Bestimmung des Begehungsortes und der Be- 
gehungszeit nach der persönlichen Thätigkeit im Gegensatz zum Erfolg 
gründet (s. oben S. 170 Anm. 1), trifft hier ebenso zu, wie bei den übrigen 
Erfolgsdelikten. 

2) Marquardsen a. a. 0. S. 167, v. Liszt, Pressrecht S. 138, 
Schwarze-Appelius a. a. 0. S. 133 etc. 

») V. Liszt, Pressrecht S. 138. 
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ein, dass diese Betrachtung sich nicht anders gestaltet, wenn 
etwa die beleidigende Äusserung nicht gedruckt, sondern 
hundertmal geschrieben und in dieser geschriebenen Form 
unter das Publikum verteilt wird.^) 

Wenn nun die Ausfuhrungsthätigkeit Gedankenäusse- 
rung gegenüber der Öffentlichkeit sein soll, so muss sie eine 
Handlung sein, durch welche die Druckschrift dem Publikum, 
also einer unbestimmten Mehrheit von Personen zugänglich 
gemacht wird. Hierüber ist man eigentlich einig, nur ist die 
Bezeichnung dieser Thätigkeit keine fest bestimmte. Ein- 
zelne nennen sie Verbreitung, andere Veröffentlichung.») Ge- 
rade aber weil die Terminologie keine feste ist — so wird 
von einzelnen gerade die Verbreitung der Veröffentlichung 
gegenübergestellt,«) während andere wesentlich denselben Be- 
griff mit dem »Erscheinen" oder der »Ausgabe" der Druck- 
schrift verbinden*) — und weil in der That jeder dieser Aus- 
drücke leicht zu Missverständnissen führt, so empfiehlt es 
sich einstweilen, unter Vermeidung dieser Ausdrücke sich an 
die Sache selbst zu halten, »dem Publikum zugänglich 
machen"; hierin besteht die Deliktsthätigkeit. 

Und daraus folgt zunächst, dass die geplante Bestim- 
mung, wonach der Ort des Erscheinens stets der der Delikts- 
begehung sein soUte, nur dann das Wesen der Sache treffen 
würde, wenn mit dem Erscheinen notwendig dieses Zugäng- 
lichmachen verbunden wäre. Nun ist der Begriff des Er- 
scheinens, wie schon aus den oben erwähnten Meinungsver- 
schiedenheiten hervorgeht, juristisch sehr schwer zu fassen, 
und schon dies sollte von der Verwertung desselben^) bei 

*) ffierüber v. Buri, Kritische Vierteljahrsschrift 18. Bd., 1876, S.373. 

») Verbreitung: Kayser in Holtzend. Handb. d. Strafr. Bd. 4 S. 567, 
Berner, Pressrecht S. 168, Oetker a. a. 0. S 291, v. Liszt, Pressrecht 
S. 150 etc. Veröffentlichung: Klöppel a. a. 0. S. 151 ff., Betz a. a. 0. 
S. 67, ßerner S. 278. 

») So insbesondere Klöppel a. a. 0. S. 152 ff., Betz S. 67. 

*) Klöppel S. 152, Stenglein, Komm. § 7 n. 6, Häberlin (Goltd. 
Archiv Bd. 25) S. 439 u. a. Dagegen insbesondere v. Liszt, Pressrecht 
S. 150 und Verh. d. 15. Juristentags 1. Bd. S. 64 f. 

*) Auch V. Liszt (Pressrecht S. 17) hebt hervor, dass sich dieser 
Begriff schwer definieren lasse. Vergl. hierüber auch später (S. 298 Anm. 3). 
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der gesetzlichen Bestimmung des Thatortes abhalten; der 
Gesetzgeber müsste sich denn dazu entschliessen, dieser Be- 
stimmung noch eine Legaldefinition des Erscheinens beizu- 
fügen. Wenn man aber — und dies scheint allgemein zu ge- 
schehen*) — das Erscheinen als das Produkt der Verlags- 
thätigkeit betrachtet, so wäre eine derartige Bestimmung, 
wonach Begehungsort und Yerlagsort stets zusammenfallen 
würden,^) geradezu falsch und würde, wie sich später zeigen 
wird, in der Praxis zu unannehmbaren Resultaten führen. 
Allerdings kann und wird dieser Ort des Erscheinens mit 
dem des »Zugänglichmachens** häufig zusammenfallen. Allein 
er muss es nicht, und das v. Liszt^) gebrachte Beispiel 
des Verlegers, der an einer kleinen Universitätsstadt seine 
Qeschäftsniederlassung hat und von dieser aus die ganze 
Auflage an den Agenten nach Leipzig schickt, damit 
sie von dort aus im günstigen Augenblick auf den Markt 
geworfen werde, beweist, dass auch praktisch beide Orte 
und Zeitpunkte nicht selten auseinander fallen. Durch 
diese Übersendung zum Zwecke der Verbreitung ist die 
Schrift dem Publikum noch nicht zugänglich gemacht, die 
Ausführungsthätigkeit hat noch nicht begonnen, und die 
Behauptung v. Liszts, dass in diesem Falle der Ort des Er- 
scheinens nicht der der That sein kann, ist unwiderlegt 
geblieben.*) 

*) V. Liszt, Pressrecht S. 17, 29, Marquardsen S. 65, Berner 
S. 197, Klöppel S. 165 f. 

^) Diese Konsequenz zieht insbesondere Klöppel S. 323, 325, in- 
dem er den Ort der That an den Sitz des Geschäftsbetriebes verlegt, von 
welchem die Ausgabe bewirkt wurde. 

») Verh. d. 15. Juristentags 1. Bd. S. 65. 

^) Neuerdings, bei den Verhandlungen des 25. deutschen Juristen- 
tags, hat V. Liszt sich selbst widerrufen, indem er das „Erscheinenlassen'' 
oder „Herausgeben* als Beginn der Verbreitung auffasst und die Thätig- 
keit des Verlegers, die in diesem Herausgeben besteht, mit dem Beginn 
der Verbreitung abschliessen lässt. Erscheinenlassen und Verbreitung seien 
sohin identisch. (Verhandl. Bd. 1 S. 180 f.) v. Liszt gelangt hiezu auf 
dem Wege, dass er die Kommissionäre als „Werkzeuge" des Verlegers 
ansieht, durch die dieser selbst die Verbreitung beginnt, also mittels der 
in der Werkzeugstheorie liegenden Fiktion, die — wie sich später zeigen 
wird — die eigentliche Grundlage des sogenannten ambulanten Gerichts- 
stands der Presse bildet. 
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Was aber von dem Erscheinen der Schrift gilt, lässt 
sich ebenso von der Ausgabe sagen, denn beide Begriffe 
werden gewöhnlich als durchaus identisch behandelt. Auch 
der Ausgabeort wäre sohin nur dann Begehungsort, wenn 
mit der Ausgabe die Schrift notwendig dem Publikum zu- 
gänglich gemacht würde, was das eben erwähnte Beispiel 
widerlegt. 

Von diesem Zugänglichmachen selbst abör oder vom 
Verbreiten, das er im gleichen Sinne gebraucht, hebt von 
Liszt^) mit Recht hervor, dass es eine Thätigkeit, nicht 
einen Erfolg bedeute. Doch bedarf dies noch einer wichtigen 
Ergänzung. Allerdings ist sie Thätigkeit und kein Erfolg, 
aber sie ist Erfolgsthätigkeit. Die Thätigkeit muss dazu 
geführt haben, dass die Schrift verbreitet, der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht wurde, wie das „Töten" zum Tod eines 
Menschen geführt haben muss. 

Es war sohin eigentlich nicht korrekt, wenn das „Zu- 
gänglichmachen* bisher als Ausführungsthätigkeit bezeichnet 
wurde. In Wahrheit ist es eine aus Ausführungsthätigkeit 
und Erfolg zusammengesetzte Handlung, und es ist sohin 
mit dem Erkenntnis des Wesens dieser Handlung die örtliche 
und zeitliche Frage noch nicht ohne weiteres entschieden, 
insbesondere ergibt sich daraus noch nicht, dass schon an 
dem ersten Orte, in dem ersten Zeitteilchen, an welchem 
diese Thätigkeit ihren Anfang genommen hat, auch das De- 
likt begangen ist, 2) also z. B. an dem Orte und in dem Zeit- 
punkt, in welchem die Bücherballen zur Versendung an die 
Sortimenter der Post übergeben werden. Allerdings hat in 
diesem Augenblick der Thäter alles gethan, um die Druck- 
schrift dem Publikum zugängKch zu machen, aber dem Publi- 
kum zugänglich gemacht ist sie noch nicht, solange sie sich 
noch in jenen Ballen auf dem Transport befindet, sondern 



^) Pressrecht S. 151, ebenso Aberer a. a. 0. S. 33. 

^) V. Liszt, Pressrecht S. 152, Verhandl. des 15. deutschen Juristen- 
tags S. 63, dagegen Schwarze-Appelius S. 195. Yergl. auch S. 283 mit 
Anm. 1 u. 2. 
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erst dann, wenn sie der Sortimenter in seinem Laden aus- 
legt oder an seine Kunden versendet. Wenn also z. B. 
V. Liszt die Deliktsbegehung an den Ort verlegt, von dem 
aus verbreitet wird,i) so geschieht dies im Gegensatz zu 
der im Lehrbuch *) vertretenen Anschauung, wonach nicht 
die Thätigkeit, sondern ausschliesslich der Erfolg den That- 
ort und die Begehungszeit bestimmt. Eigentlich müsste 
V. Liszt das Delikt dort begangen sein lassen, wo die 
Schrift dem Publikum zugänglich wird, also ebenso wie das 
Reichsgericht den ambulanten Gerichtsstand der Presse an- 
erkennen. 

Von dem hier vertretenen Standpunkt aus kann aller- 
dings nur jene Thätigkeit selbst für Ort und Zeit der Be- 
gehung entscheidend sein. Allein auch hiemit wäre die Frage 
nur dann gelöst, wenn diese- Thätigkeit immer eine einfache 
ist. Nun kann sie allerdings eine solche sein, dann, wenn 
der Verleger einer Zeitung die ganze Auflage auf einmal 
der Post zur Beförderung an die Abonnenten übergibt, und 
es ist dann an dem Orte und in dem Zeitpunkt, in dem dies 
geschieht, das Delikt begangen. Häufiger aber wird jene 
Thätigkeit in einer Reihe von Einzelakten entfaltet werden, 
und auch dann sind noch verschiedene Möglichkeiten gegeben. 
Der einfachere Fall ist der, dass der Verleger in verschie- 
denen Zeitpunkten, eventuell auch (bei Aufenthaltswechsel 
oder Geschäftsverlegung) .von verschiedenen Orten aus einen 
Teil der Auflage auf den Markt wirft, und zwar immer so, 
dass das Werk einer unbestimmten Vielheit, dem Publikum, 
zugänglich gemacht wird. Dann ist es allerdings richtig, 
dass schon durch den ersten Akt die Schrift dem Publikum 
zugänglich gemacht wird, und dennoch ist es falsch, dass 
nur in diesem ersten Zeitpunkt und nur an diesem ersten 
Orte das Delikt begangen wird. Es ist überhaupt fraglich, 
ob in diesem Falle ein einheitliches Delikt oder vielmehr 

^) Pressrecht S. 146, Verhandlungen des 15. deutschen Juristentags 
1. Bd. S. 63, Lehrb. S. 118. 
») Lehrb. S. 116. 
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eine Mehrheit reell konkurrierender Delikte anzunehmen ist. 
Es bestimmt sich dies nach den allgemeinen Grundsätzen,^) 
und wenn z. B. der Verleger einen Teil der Auflage im 
Jahre 1890 in den Handel bringt, dann den Vertrieb als 
nicht lohnend aufgibt, im Jahre 1900 aber, nachdem das 
Interesse an den Autor lebhafter geworden ist, den Rest der 
Auflage auf den Markt wirft, so wird kein Unbefangener 
von einer fortgesetzten Begehung oder gar von einer einheit- 
lichen That sprechen. Es ist eine rein willkürliche An- 
nahme, 2) dass derselbe Verbreiter bezüglich derselben Druck- 
schrift das Delikt nur einmal und zwar durch die erste Ver- 
breitung begehen kann, eine Annahme, mit der überhaupt 
der Begriff des fortgesetzten Deliktes, wie der der gleich- 
artigen Realkonkurrenz geleugnet wird; denn das Argument, 
dass der Deliktserfolg (das „unbestimmt Vielen zugänglich 
machen") durch die Verbreitung der ganzen Auflage er- 
reicht wird, die Verbreitung einzelner Exemplare nur Ver- 
ursachung eines Teilerfolges und darum niemals selbständige 
Strafthat sein könne, lässt sich ebenso der Annahme einer 
fortgesetzten Körperverletzung oder mehrerer reell konkur- 
rierender Körperverletzungen, begangen an derselben Person, 
entgegenhalten. Auch hier wird durch die gesamte Hand- 
lungsreihe der Erfolg der Misshandlung erreicht, könnten 
also die einzelnen Verletzungen nur Teilerfolge bewirken. 



*) So auch Schwarze-Appelius S. 201, Rathenau, Gerichtssaal 
Bd. 53 (1896) S. 376 ff., Appelius, Deutsche Juristenzeitung, I. Jahrg., 
1896, S. 214 ff., Stenglein eod. S. 331 ff., Gerichtssaal S. 384 ff., Bin- 
ding, Grundr. S. 226, auch RG. Entsch. d. IV. Sen. v. 30. Sept. 1887, 
R. 9, 483. 

2) Dieselbe hat jedoch in neuerer Zeit viele Anhänger gefunden, so 
Klöppel S. 326 ff., Aberer a. a. 0. S. 41 ff., Groschuff, Juristenzeitung 
I S. 235 ff., Marquardsen eod. S. 457 ff., auch v. Liszt, Lehrb. S. 275 
im Gegensatz zur 9. Aufl. S. 133; vergl. auch Pressrecht S. 207. Das 
Hauptargument der Vertreter dieser Anschauung, dass die Schrift schon 
mit der ersten Verbreitung einer unbestimmten Vielheit zugänglich gemacht 
wird, ist nicht beweisend. Die „unbestimmt Vielen" sind nicht unendlich 
Viele, und die Bevölkerung einer Stadt ist ebensowohl eine unbestimmte 
Vielheit wie die einer anderen. Auch mündlich kann eine Beleidigung fort- 
gesetzt öffentlich begangen werden, indem jemand von Stadt zu Stadt eine 
öble Nachrede verbreitet. 



Digitized by 



Google 



284 ^I* Dogmatische DarsieUung. 

niemals selbständige strafbare Handlungen oder Teile einer 
fortgesetzten Körperverletzung sein. 

Wenn aber die mehreren Verbreitungsakte, von denen 
jeder einzelne genügt, um das Presserzeugnis dem Publikum 
zugänglich zu machen, nicht selbständige, reell konkurrierende 
Strafthaten, sondern ein einheitliches Delikt sein soUen, so 
ist dies gar nicht anders möglich als in der Form des fort- 
gesetzten Deliktes. Denn die Thatsache, dass jede Ein- 
zelhandlung den Deliktsthatbestand erfüllt, alle Handlungen 
zusammengenommen aber nur ein Delikt ausmachen, ist ge- 
rade diejenige, welche das fortgesetzte Delikt charakterisiert. 
Damit ist aber auch die Frage des Begehungsortes und der 
Begehungszeit erledigt; sie bestimmen sich nach den früher 
entwickelten Grundsätzen. 

Eine Verteilung der Deliktsthätigkeit auf mehrere 
Einzelakte lässt sich aber auch in der Form denken, dass 
keiner derselben für sich allein den Deliktsbestand erfüllt. 
Dieser besteht darin, dass die Schrift einer unbestimmten 
Vielheit von Personen zugänglich gemacht wird. Hiezu 
kann freilich unter Umständen die Versendung eines einzigen 
Exemplars genügen. Regelmässig aber wird eine derartige 
Einzel Versendung diesen Thatbestand noch nicht erfüllen; 
es werden vielmehr deren mehrere erforderlich sein, die nur 
in ihrer Zusammensetzung den Erfolg bewirken, dass die 
Schrift unter das Publikum verbreitet ist; dann ist die De- 
liktsthätigkeit eine zusammengesetzte, und das Delikt 
wird sohin eigentlich in Gesamtheit und in der Gesamtzeit 
der Einzelakte begangen, muss aber kraft notwendiger recht- 
licher Fiktion auch als an jedem Einzelort und zu jeder 
Einzelzeit verübt angesehen werden. 

Damit dürften die Formen der Ausführungsthätigkeit 
erschöpft sein. Aber nur für diese kann das Gesagte Gel- 
tung haben, und nur für denjenigen, welcher die Druckschrift 
dem Publikum zugänglich macht, bestimmt sich Ort und Zeit 
der Begehung in der gekennzeichneten Weise. Es bedürfte 
daher zum mindesten einer näheren Begründung, wenn man. 
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wie dies sehr häufig geschieht, i) nach dem Orte dieser Aus- 
fiihrungsthätigkeit auch Ort und Zeit der Begehung für alle an 
der Druckschrift irgendwie Beteiligte, den Verfasser, Heraus- 
geber, Redakteur, Verleger, Drucker etc. bestimmt. Allen 
diesen Personen aber ist es gemeinsam, dass sie gerade die 
Ausführungsthätigkeit nicht vornehmen, vielmehr sich nur 
als Anstifter oder Gehilfen, vielleicht auch als Mitthäter 
(diese Annahme dürfte allerdings die subjektive Teilnahme- 
theorie zur Voraussetzung haben) an der Strafthat beteiligen. 
Erklärt man also, dass auch sie am Orte und in der Zeit 
jener Ausführungsthätigkeit die strafbare Handlung begehen, 
so ist dies zweifellos eine mit dem Wesen der Dinge in 
Widerspruch stehende fingierte Annahme, die auch hier auf 
die accessorische Natur der Teilnahmehandlung zurückzuführen 
ist, in Wahrheit aber durch diese nicht begründet werden 
kann. Vielmehr bestimmt- sich auch beim Pressdelikt, wie 
bei jedem andern Delikte Ort und Zeit der Begehung für 
jeden am Delikte Beteiligten nach dem Orte und der Zeit 
seiner persönlichen Thätigkeit, und dass dies mehr und mehr 
anerkannt wird, 2) darf als ein ausserordentUcher Fortschritt 
gegenüber dem bei der Beratung der Reichsstrafprozessord- 
nung eingenommenen Standpunkt bezeichnet werden, wonach 
die an sich problematische Bestimmung, dass der Thatort 
der des Erscheinens sei, auch ganz allgemein für den Ver- 
fasser, Herausgeber, Redakteur, Verleger und Drucker gelten 
sollte. Es kann freilich erst im folgenden erörtert werden, 
ob nicht im besonderen gesetzlichen Zusammenhang eine der- 
artige Auffassung notwendig wird. Aber eine Fiktion bleibt 
es für alle Fälle, dass z. B. derjenige, der die Schrift in 
Paris druckte, in Deutschland eine strafbare Handlung ver- 

*) V. Liszt, Pressrecht S. 146, Klöppel S. 455, Schwarze, Komm, 
z. StPO. S. 128, Oppenhoff § 3 n. 9, Stenglein, Komm. § 7 n. 6, Bin- 
ding, Grundr. d. Strafprozessr. S. 53 etc. Der gleichen Ansicht müssen 
alle diejenigen sein, welche für die Teilnahmehandlang den Ort der Haupt- 
handlung entscheiden lassen. — lieber die diesbezüglichen Thesen, die auf 
dem 25. deutschen Joristentag angenommen wurden, s. später S. 299 f. 

») So von Meyer, Lehrb. S. 143 u. 231, Schneidler S. 78 und 
Bulling S. 26 f., Beling, Grundriss S. 26. 
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Übt haben soll, wenn von anderen Personen Exemplare der 
Druckschrift nach Deutschland gebracht und dort veröffent- 
licht wurden, oder dass der Verfasser, welcher das Werk 
vor Jahren geschrieben und an einen Verleger verkauft hat, 
erst jetzt gehandelt haben soll, wenn erst jetzt die Veröffent- 
lichung beginnt. Dass man auch hier wieder zu der An- 
nahme gelangen würde, es begehe jemand, nachdem er längst 
gestorben ist, eine Strafthat, sei nur nebenbei erwähnt. Je 
mehr wir uns von einer derartigen Fiktion frei machen und 
der Natur der Dinge ihr Recht geben können, desto befrie- 
digender ist jedenfalls das Resultat. 

In der örtlichen und zeitlichen Bestimmung des Press- 
deliktes ist sohin nichts Neues zu Tage getreten; die mannig- 
fachen Begehungsformen fügten sich von selbst in früher 
gewonnene Begriffe ein. Ob diese sich freilich auch hier 
durchwegs verwerten lassen, kann nur eine Betrachtung des 
gesetzlichen Zusammenhangs lehren. Der Kürze halber be- 
dienen wir uns hiebei für die früher gekennzeichnete Aus- 
führungsthätigkeit (dem Publikum zugänglich machen) des 
Ausdrucks Verbreitung. 

Im Zusammenhang des § 3 RStGB. würde nun jede 
Anschauung, wonach die Handlung aller am Pressdelikt be- 
teiligten Personen an einen Begehungsort, sei es der des 
Erscheinens, der Ausgabe oder auch der Verbreitung, ge- 
bunden wird, erhebliche Missstände im Gefolge haben. Der 
Verfasser brauchte dann nur das im Inland verfasste Werk 
im Ausland erscheinen und von dort aus ins Inland vertreiben 
zu lassen, der Drucker die gesamte Auflage einem auslän- 
dischen Verleger zu senden, der Redakteur die Zeitung im 
Ausland herausgeben zu lassen, und alle diese Personen 
hätten dann juristisch im Ausland gehandelt, könnten sohin, 
wenn sie Deutsche sind, abgesehen von den Fällen des § 4 
Ziff. 1 u. 2 RStGB. nur nach Massgabe der ausländischen 
Gesetze bestraft werden (also beispielsweise nicht im Falle 
des § 112 eod.),^) sind sie aber Ausländer, so bleibt ihr 

*) Vergl. Olshausen § 4 n. 14. 
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Thun regelmässig straflos, mag es auch Landesverrat oder 
Majestätsbeleidigung in sich enthalten. Es sind dies keine 
theoretischen Möglichkeiten, sondern solche, die schon bei 
periodischen Druckschriften, noch leichter aber bei einmal 
erscheinenden zur Thatsache werden können und ohne Zweifel 
im weiten Umfang zur Thatsache würden, wenn wirklich 
Gesetzgebung und Rechtsprechung mit einer derartigen An- 
schauung — und sie war die des geplanten Zusatzes zu 
§ 7 RStPO. — Ernst machen würden. In diesem Zusammen- 
hang ist eine derartige Anschauung entschieden zurück- 
zuweisen, und es offenbart sich auch hierin deren materielle 
Unrichtigkeit. 

Ähnliche Missstände ergeben sich aber auch dann, wenn 
man den Thatort ausschliesslich nach dem ersten Verbrei- 
tungsakt bestimmt. Sobald der Thäter auch nur ein Exem- 
plar im Auslande verbreitet hat, könnte er ungestraft die 
weitere Verbreitung im Inland vornehmen; denn die weiteren 
Verbreitungsakte sollen ja irrelevant sein. Aber nicht nur 
der Thäter selbst, auch andere Personen, welche die einmal 
im Ausland verbreitete Schrift im Inland weiter verbreiten, 
blieben grundsätzlich straflos, da sie sich an dem einmal 
vollendeten Delikte nicht mehr in strafbarer Weise beteiligen 
können. 1) Auch jene Anschauung ist sohin praktisch ebenso 
unbrauchbar, als sie theoretisch unrichtig ist. 

Unsere früher entwickelte Anschauung führt uns dazu, 
die inländische Strafgewalt gegenüber jedem anzuerkennen, 
der sich durch eine im Inland persönlich vorgenommene 
Thätigkeit an dem Pressdelikt beteiligt hat, also auch gegen- 
über dem Verfasser, Drucker etc. eines im Ausland erschie- 
nenen und von dort aus verbreiteten Presserzeugnisses. Die 
im Ausland erfolgte Beteiligung an einem durch Verbreitung 
im Inland begangenen Pressdelikt muss hiegegen als im Aus- 

^) Yergl. V. Liszt, Pressrecht S. 147. Nur die neue, selbständige 
Verbreitung habe ihren eigenen Begehungsort. (Ebenso das Gutachten zum 
25. d. Juristentag 1. Bd. S. 181.) Wann aber die Verbreitung eine neue 
selbständige ist, wird sich schwer feststellen lassen, und die unselbständige 
Verbreitung bliebe jedenfalls straflos. 
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land begangene, also im Inland nur bedingungsweise strafbare 
Handlung angesehen werden. Es ist dies unter Umstanden 
beklagenswert, so, wenn der ausländische Verfasser die das 
Delikt enthaltende Schrift absichtlich im Inland veröflfent- 
lichen und verbreiten lässt. Allein es ist dies nur eine Eon- 
sequenz des Territorialprinzips, und es wird damit anderei- 
seits die Ungerechtigkeit vermieden, dass der Ausländer, 
dessen nach deutschem Rechte strafbare Schrift vielleicht 
ohne Wissen und Willen des Autors im Inland veröffentlicht 
wurde, im Inland bestraft werden kann. 

Mit den vorhin bekämpften Anschauungen hat die hier 
vertretene den Mangel gemeinsam, dass ihr zufolge derjenige, 
welcher eine Druckschrift strafbaren Inhalts vom Ausland 
aus ins Inland verbreitet, nach inländischem Rechte nur be- 
dingungsweise bestraft werden kann. Es ist dies eine Eon- 
sequenz der Anschauung, dass der Deliktserfolg nicht den 
Begehungsort bestimmt, und es wurde schon früher hervor- 
gehoben, dass gründliche Abhilfe nicht durch eine ander- 
weitige Auslegung des Begehungsortes, sondern nur durch 
eine das Territorialprinzip aufgebende oder doch ergänzende 
gesetzliche Bestimmung möglich ist. 

Der Gegensatz zwischen der Bestimmung nach dem 
Orte der Ausgabe oder des Erscheinens einerseits, dem 
der Verbreitungsthätigkeit andererseits, zeigt sich darin, 
dass nach der ersteren das Pressdelikt als im Ausland be- 
gangen betrachtet werden muss, wenn die Druckschrift zwar 
im Ausland bei einem ausländischen Verleger erschienen 
ist, aber in ihrer ganzen Auflage nach dem Inland verschickt 
und von hier aus verbreitet wird, nach der zweiten die That 
eine ausländische wäre, wenn umgekehrt die Auflage von 
einem deutschen Verleger ins Ausland verschickt wird und 
von dort aus die Verbreitung erfolgt. Das eine wie das 
andere wäre als Misstand nur dann zu bezeichnen, dann 
allerdings als erheblicher Missstand, wenn, was eben be- 
kämpft wurde; dieser Thatort für sämtliche Beteiligte mass- 
gebend sein müsste. 
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Für die Bestimmung des Gerichtsstands kommen die 
eben besprochenen Gegensätze, die zwischen Verbreitung und 
Erscheinen, zwischen erster und andauernder Verbreitung etc. 
zunächst weniger in Betracht. Die eigentliche Streitfrage, 
die um den sogenannten ambulanten Gerichtsstand der Presse, 
hat mit alledem sehr wenig zu thun, und die Vertreter jener 
verschiedenen Anschauungen stehen hier fast einmütig gegen 
das Reichsgericht, das seinerseits in der Litteratur nur 
wenige Autoren^) zu seiner Gefolgschaft zählt. In der Tages- 
presse, auch in öffentlichen Versammlungen wurde der Stand- 
punkt des Reichsgerichts mit aller Lebhaftigkeit und mit 
einer Erbitterung, die sich zum Misstrauen gegen die Rechts- 
sprechung selbst steigerte, angegriffen. Es erklärt sich dies 
nicht nur daraus, dass beim Pressdelikte als dem praktisch 
häufigsten Distanzdelikte die Frage nach dem Ort der Be- 
gehung überhaupt zur brennenden geworden war, sondern 
insbesondere auch dadurch, dass ein guter Teil dieser Press- 
delikte, soweit sie überhaupt allgemeineres Interesse erregen, 
politische Delikte oder doch Delikte mit politischem Bei- 
geschmack und schon als solche dazu geeignet sind, im brei- 
testen Masse politische Leidenschaften zu erregen. 

Die Vorwürfe, die hiebei gegen das Reichsgericht ge- 
richtet wurden, sind insoferne gänzlich ungerechtfertigt, als 
dieses nichts weiter that, als dass es die Grundsätze, von 
denen es auch sonst vielfach bei der örtlichen Bestimmung 
der Delikte ausging, auf die Pressdelikte übertrug. Gerade 
hiedurch unterscheidet sich aber die Rechtssprechung vor- 
teilhaft von den Theoretikern, die hier bewusst oder unbe- 
wusst von der allgemeinen Behandlung der Frage abweichen. 

Indem das Reichsgericht in der grundlegenden Ent- 
scheidung vom 17. Juni 1892*) in einwandfreier Weise 



*) Schwarze-Appelius S. 197, Löwe S. 299 in Zusammenhalt 
mit S. 219, Olshausen § 3 n. 8; de lege lata auch Birkmeyer Deutsche 
Juristenzeitung, IV. Jahrg., 1899, S. 301 ff., und der ungenannte Verfasser 
im Deutschen Wochenblatt, 8. Jahrg., 1895, S. 366 ff. 

2) E. 23 S. 155. 
Kitzinger Ort und Zeit der Handlang im Straf recht. 19 
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ausführte, dass sich weder aus der Natur der Pressdelikte 
noch aus dem Gesetze irgend ein Anhaltspunkt für eine be- 
sondere Bestimmung der Zuständigkeit entnehmen lasse, hat 
es den wichtigsten Schritt zur Lösung der Frage gethan. 
Indem es sodann auch beim Pressdelikt grundsätzlich und 
mit allergrösster Entschiedenheit anerkannte, dass im mate- 
riellen Strafrechte wie im Strafprozessrechte die „körper- 
liche Thätigkeit, die Muskel- und Nervenbewegung 
unzweifelhaft den Begehungsort bestimme*, hat es 
die ganze Frage in der (wenigstens nach der unmassgeb- 
lichen Meinung des Verfassers) theoretisch und praktisch 
einzig richtigen Weise entschieden, dann aber — allerdings 
ein grosses Aber — durch die nachfolgende Erläuterung 
dieser Thätigkeit diese seine eigene Anschauung in ihr 
schroffes Gegenteil verkehrt. 

Die körperliche Thätigkeit, die Muskel- und Nerven- 
bewegung bestimme den Begehungsort „Die verbrecherische 
Thätigkeit — so wird in der Begründung jener Entscheidung 
fortgefahren — kommt aber mit dem Aufhören der körper- 
lichen Thätigkeit nicht zum Abschluss, sie setzt sich viel- 
mehr fort in der Wirksamkeit der vom Thäter in Bewegung 
gesetzten Kraft. Dieses Wirken der fremden (natürlichen, 
mechanischen, tierischen, menschlichen) Kraft ist Bestandteil 
der Handlung des Thäters. Setzt sich danach der That- 
bestand aus mehreren räumlich getrennten Vorgängen zu- 
sammen, so gilt als Begehungsort jeder Ort, an welchem die 
That, sei es unmittelbar durch die Körperbewegung des 
Thäters oder durch die von ihm in Bewegung gesetzte Kraft 
zur Ausführung gelangt.* 

Diese Sätze, auf die sich die gesamte Bechtssprechung 
über den ambulanten Gerichtsstand der Presse aufbaut, Hessen 
sich kurz und bündig dahin zusammenfassen : „Der Begehungs- 
ort bestimmt sich nach der persönlichen körperlichen Thätig- 
keit im Gegensatz zu dem Verbrechenserfolg, aber eben 
darum auch nach dem Verbrechenserfolg, dem Gegensatz der 
körperlichen Thätigkeit*. Denn dass die vom Thäter in Be- 
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wegung gesetzten Kräfte bis zum Erfolge reichen, und dieser 
nur ein Teil des Fortwirkens jener Kräfte ist, wurde schon 
früher^) ausgeführt, und hier insbesondere bedarf dies um- 
soweniger eines Nachweises, als es auch vom Reichsgericht 
in jener Entscheidung stillschweigend anerkannt wird; denn 
dieses gelangt dazu, den Begehungsort bei der durch die 
Presse begangenen Beleidigung überall dahin zu verlegen, 
wo ein Dritter von der beleidigenden Schrift Kenntnis nimmt. 
Man halte mit diesem Endergebnis den Ausgangspunkt zu- 
sammen, wonach „unzweifelhaft die Körperbewegung, die 
Muskel- und Nervenbewegung den Thatort bestimmt*", und 
man wird zugeben, dass ein schrofferer Widerspruch, wie er 
hier durch jene wenigen Sätze vermittelt werden soll, völlig 
undenkbar ist. Ist es denn — diese Fragen drängen sich 
unwillkürb'ch auf — die körperliche Thätigkeit des Verfassers, 
der sein Manuskript zur Post gegeben hat, wenn nun die 
Postbeamten den Brief behandeln, die Bahnbeamten den Zug 
abfertigen, das Zugpersonal ihn glücklich bis zur Endstation 
bringt, dann die dortigen Postbeamten das Manuskript in die 
Eedaktion befordern? Ist es die körperliche Thätigkeit des 
Verfassers, wenn nun der Redakteur das Manuskript liest, 
den Abdruck genehmigt, der Metteur den Artikel der Zeitung 
einfügt, der Setzer ihn setzt und der Drucker druckt, das 
Austragspersonal die Zeitung den Abonnenten zuträgt oder 
vom neuen der Post übergibt, die sie in alle Himmelsrich- 
tungen befordert? Und ist es schliesslich die körperliche 
Thätigkeit des Verfassers, wenn der Abonnent nun die Zeitung 
zur Hand nimmt und jenen Artikel liest? Derartige Fiktionen 
übersteigen wahrlich die kühnste Phantasie, man kann un- 
möglich auf logischem Wege zu ihnen gelangen, und es lässt 
sich auch die Stelle in jenen Ausführungen genau bezeich- 
nen, an welcher die Gedanken Verschiebung eintritt, die all 
dies ermöglicht. An Stelle der „körperlichen Thätigkeit*", 
die den Thatort bestimmen soll, tritt nämlich im zweiten der 



*) S. 103 f. 

19* 
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citierten Sätze „die verbrecherische Thätigkeit*, welche dann 
gleich mit der , Handlung des Thäters'', mit dem „That- 
bestand", also mit der strafbaren Handlung als Delikt iden- 
tifiziert wird. Dass die Handlung in diesem Sinne, als Ver- 
brechensthatbestand, mit der körperlichen Thätigkeit nicht 
zum Abschluss kommt, ist ganz unbestreitbar, aber gerade 
wenn die körperliche Thätigkeit den Thatort bestimmt, so 
ist doch damit ausgesprochen, dass es auf all das, was nicht 
mehr körperliche Thätigkeit, sondern Wirkung derselben ist, 
bei der örtlichen Bestimmung nicht mehr ankommen darf. 
Diese Begriffsverschiebung, die schliesslich wieder in der 
Unbestimmtheit und Zweideutigkeit des Wortes „Handlung'' 
ihre Wurzel hat, ist eine so augenfällige, dass auch das 
Reichsgericht sie zugeben muss, sobald es Gelegenheit hat, 
sein eigenes Erkenntnis nachzuprüfen. Vielleicht aber — 
die vom Reichsgericht zur Begründung seiner Anschauung 
auch hier citierten früheren Entscheidungen machen dies 
wahrscheinlich — , dass dann wieder jene gespenstige „lange 
Hand" erscheint, mit der jemand auch dort thätig sein soll, 
wo er niemals thätig war, und auch dann thätig sein soll, 
wenn er längst aufgehört hat, thätig zu sein, wenn er viel- 
leicht schon längst gestorben ist, die also ebenfalls wieder 
die Ansicht, dass die Thätigkeit den Begehungsort bestimmt, 
in ihr Gegenteil verwandelt. Mit dieser „langen Hand'' würde 
der Verfasser den Eisenbahnzug, dem er das Manuskript an- 
vertraut, von dem Aufgabeort nach dem Bestimmungsort 
lenken und dort den Postboten in die Wohnung des Redak- 
teurs führen; mit der langen Hand, die sich nun in die Augen 
und das Gehirn des Redakteurs verwandelt, liest und accep- 
tiert er seinen eigenen Artikel, mit ihr setzt und druckt er 
ihn, trägt die Zeitung aus und befordert sie durch die Züge, 
die er mit seiner Hand lenkt, in alle Weltteile und liest sie 
schliesslich wieder durch die Augen der Abonnenten, die 
ja nur die Werkzeuge sind, deren sich der langhändige Ver- 
fasser bedient. Alle diese grotesken Vorstellungen müssen 
diejenigen in Kauf nehmen, welche hier der Werkzeugs- 
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theorie oder der Theorie der langen Hand huldigen, und diese 
ist die letzte Stütze, mittels deren der ambulante Gerichts- 
stand noch aufrecht erhalten werden kann, wenn man, wie 
hier das Reichsgericht, anerkennt, dass die persönliche Thätig- 
keit den Begehungsort bestimmt. Jene Theorie ist aber — 
es muss dies nochmals mit aller Schärfe betont werden^) — 
eine ungeheuerliche Fiktion, die in diesem Umfang — sobald 
es sich eben überhaupt nicht mehr um wirkliche Werkzeuge 
handelt — weder historisch berechtigt ist, noch der Auf- 
fassung des Lebens entgegenkommt, eine Fiktion, die das 
geltende Recht auch nicht mit der leisesten Andeutung recht- 
fertigt, die endlich am allerwenigsten hier durch eine prak- 
tische Notwendigkeit aufgezwungen wird; wird doch der 
Rechtszustand, der durch diese Fiktion geschaffen wurde, 
ganz allgemein, auch von denjenigen, die ihn theoretisch für 
richtig halten, als ein schwerer Missstand empfunden. 2) Fik- 
tionen aber, d. h. künstliche Annahmen dessen, was in Wahr- 
heit nicht ist, können nur dann anerkannt werden, wenn sie 
im Leben gebräuchlich oder im Rechte begründet sind, im 
ärgsten Notfalle auch, wenn man sich praktisch nicht anders 
helfen kann. Hier trifft von alledem das Gegenteil zu, und 
wenn sohin die Rechtssprechung jene Fiktion fallen läsQt, so 
kommt sie nicht nur dem praktischen Bedürfnisse und dem 
allgemeinen Gerechtigkeitsgefühl entgegen, sondern sie be- 
kennt sich zu dem, was Rechtens ist und Rechtens sein soll. 
Erfreulicherweise mehren sich die Urteile der Unter- 
gerichte, welche hier sich vom Reichsgerichte emanzipieren. 
Trotzdem mag es vielleicht ein übertriebener Optimismus sein, 
anzunehmen, dass das Reichsgericht selbst seinen Standpunkt 
aufgeben wird, und es wird daher die Abhilfe dem Ein- 
schreiten des Gesetzgebers überlassen bleiben müssen. 
An diesen aber darf das Verlangen gestellt werden — die 
genauere Formulierung bleibt dem Schlüsse dieser Abhand- 
lung vorbehalten — dass er, wenn er sich einmal mit jener 

1) Vergl. die Ausfahrungen auf S. 105 ff. 

2) Vergl. z. B. Birkmeyer, Juristenzeitung, IV. Jahrg., S. 302. 
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Materie beschäftigt, nicht Stückwerk liefere, sondern durch 
eine über das Pressdelikt hinausgreifende grund- 
sätzliche Bestimmung des Thatortes für alle Delikte 
die auf dem ganzen Qebiete bestehende Rechtsunsicherheit 
beseitige, und zwar in dem Sinne, dass im materiellen 
Rechte wie im Strafprozesse die strafbare Handlung 
für jeden an derselben Beteiligten überall dort als 
begangen gilt, wo er persönlich eine Ausführungs- 
thätigkeit vornimmt. Gleichzeitig wäre — auch dies 
muss schon hier vorausschickend bemerkt werden — eine 
Abänderung des materiellen Rechtes dahin notwen- 
dig, dass die im Ausland begangenen strafbaren 
Handlungen dann im Inland bestraft werden können, 
wenn sie sich, kurz ausgedrückt, gegen inländische 
Rechtsgüter richten. Nur auf diese Weise — diese Vor- 
schläge decken sich inhaltlich mit der Anschauung Hugo 
Meyers^) und Bullings^) — können, ganz abgesehen von ihrer 
theoretischen Richtigkeit oder Unrichtigkeit, die bei der 
bisherigen Behandlung der Pressdelikte zutage getretenen 
Missstände beseitigt werden,^) während jede andere gesetz- 
liche Regelung dies nur zum Teil erreichen und neue em- 
pfindliche Missstände im Gefolge haben würde. 

Aus einem ganz aktuellen Anlass muss dies noch nach- 
träglich mit besonderer Schärfe hervorgehoben werden. In 
die Tage nämlich, da vorstehendes geschrieben wurde, fielen 
die Verhandlungen des 25. deutschen Juristentags, 



^) Vergl. S. 285 Anm. 2. Schneidler scheidet hier aus, da er die 
persönliche l^ätigkeit erst dort enden lässt, wo der Thäter die Herrschaft 
üher die Erfolgshedingungen verliert (siehe S. 102 f.)- Demnach würde 
der Verfasser am Wohnort des Verlegers oder Redakteurs handeln, wenn 
er durch ein dorthin gerichtetes Telegramm die Ausgahe der Druckschrift 
oder den Abdruck des Artikels verhindern könnte. Wohl aber dürfte noch 
Beling hierher zu rechnen sein vermöge seiner grundsätzlichen Stellung- 
nahme zur Frage des Begehungsortes im allgemeinen und der TeUnahme- 
handlung insbesonders (siehe S. 40, 217 Anm. 1). Die Bestimmung des 
Begehungsortes nach dem Orte der Ausgabe und dem der Verbreitung er- 
klärt Beling ausdrücklich für unhaltbar (Grundr. S. 26). 

^) Wenigstens soweit dies bei Aufrechterhaltung des Gerichtsstands 
des Zusammenhangs überhaupt möglich ist. Siehe S. 299. 
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und einen der wichtigsten Gegenstände jener Verhandlungen 
bildete die Frage: »Wie ist im Strafprozess der Gerichts- 
stand der begangenen That hinsichtlich der Vergehen der 
Presse zu regeln?*' Mit überwältigender Mehrheit. — alle 
gegen zwei Stimmen — wurde folgender, von dem Bericht- 
erstatter (Oberlandesgerichtspräsidenten Wirkl. Geh. Ober- 
justizrat Hamm) vorgeschlagene, im wesentlichen den von 
Kammergerichtsrat Dr. Kronecker und Professor Dr. v. Liszt 
abgegebenen Gutachten^) entsprechende Text eines Ge- 
setzentwurfes angenommen: 

1. Begründet der Inhalt einer im Inland erschie- 
nenen Druckschrift den Thatbestand einer straf- 
baren Handlung, so ist für deren Verfolgung im 
Wege der öffentlichen Strafklage dasjenige Gericht 
ausschliesslich zuständig, in dessen Bezirk dieDruck- 
schrift erschienen ist. 

2. Dies gilt nicht, sofern es sich um eine wei- 
tere selbständige Verbreitung der Druckschrift 
handelt. 

Statt theoretischer Auseinandersetzungen — als solche 
dienen zum Teil die vorhergehenden Ausführungen, in denen 
der Nachweis versucht wurde, dass eine derartige Bestim- 
mung mit dem Wesen der Sache in Widerspruch steht — 
sollen hier nur die hauptsächlichen praktischen Unterschiede 
dieses Gesetzesvorschlags von dem im vorstehenden ent- 
haltenen hervorgehoben werden: 

1. Der vom Juristentag vorgeschlagene Entwurf regelt 
im Gegensatz zu den hier wiedergsgebenen Vorschlägen nur 
den wichtigsten Teil der in ihrem ganzen Umfange streitigen 
und einer gesetzlichen Lösung bedürftigen Frage des Be- 
gehungsortes, so dass auf anderen Gebieten, z. B. bei den 
brieflich oder durch Mittelspersonen begangenen Delikten etc. 
die bisherige Rechtsunsicherheit bestehen bliebe. 



^) Die Gutachten liegen bereits gedruckt vor und wurden hier wieder- 
holt citiert. Bezüglich der Verhandlungen selbst ist Verfasser gegenwärtig 
auf Zeitungsberichte angewiesen. 
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2. Er regelt ihn nur für das Strafprozessrecht und lässt 
die weit wichtigere und ebenso bestrittene Frage der Be- 
stimmung des Thatortes im materiellen Strafrecht unent- 
schieden. 

Hiedurch entstehen zwei Möglichkeiten. Die erste — 
und wohl die einzig logische — ist die, dass jene Bestim- 
mung auch auf das materielle Recht übertragen wird. Ge- 
schieht dies ohne eine gleichzeitige Gesetzesänderung im Sinne 
des Bechtsgüterschutzes, so könnte der inländische Verfasser, 
Drucker und erste Verbreiter einer im Ausland erschienenen 
Druckschrift nur unter den Bedingungen gestraft werden, 
von denen die Bestrafung der im Ausland begangenen Delikte 
nach geltendem Rechte abhängig ist. Insbesondere die in 
Deutschland lebenden Ausländer könnten ungestraft auf diese 
Weise alle strafbaren Handlungen ausser Hochverrat, also 
auch Beleidigungen incl. Majestätsbeleidigungen, Verleum- 
dungen, Aufforderung zum Ungehorsam gegen deutsche Ge- 
setze begehen, indem sie die jene strafbaren Handlungen 
begründenden Schriften im Ausland erscheinen und im Inland 
verbreiten Hessen. Nach der hier vertretenen Anschauung 
hingegen kann, selbst wenn jene Änderung im Sinne des 
Rechtsgüterschutzes nicht erfolgt, wenigstens jede im Inland 
erfolgende auf ein Pressdelikt abzielende Thätigkeit be- 
dingungslos gestraft werden. Mit der Möglichkeit, dass jene 
Änderung unterbleibt, muss aber um so ernstlicher gerechnet 
werden, nachdem bereits zweimal diesbezügliche Regierungs- 
vorschläge im Reichstag gescheitert sind.^) 

Die zweite Möglichkeit ist die, dass jene Bestimmung 
auf das Strafprozessrecht beschränkt wird, es im Strafrechte 
aber bei der bisherigen Praxis bleibt. Dies hätte zur Folge, 
dass der Verfasser einer im Ausland erschienenen Schrift, 
die eine nach deutschem Rechte strafbare Handlung enthält, 
in Deutschland gestraft werden kann, wenn diese Schrift, 
auch ohne Wissen des Verfassers, in einem oder mehreren 



1) Siehe unten S. 306 Anm. 1. 
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Exemplaren ins Inland gelangt. Im Verhältnis der deutschen 
Staaten zu einander würde dies dazu f&hren, dass eine nur 
nach Landesrecht strafbare Handlung, z. B. die Aufforderung 
zum Lotteriespielen in Preussen, zwar von Rechtswegen in 
jenem Lande bestraft werden kann, wenn von einem anderen 
Lande aus die Druckschrift dorthin verbreitet wird, jedoch 
straflos bleiben muss, weil bei der Ausschliesslichkeit des 
vorgeschlagenen Gerichtsstands am Erscheinungsorte kein 
Gericht jenes Staates zur Aburteilung zuständig ist, also eine 
strafbare Handlung ohne Möglichkeit der Bestrafung!^) 

3. Die vom Juristentag vorgeschlagene Bestimmung 
lässt es, indem sie sich auf die im Inland erschienenen 
Druckschriften beschränkt, bezüglich der im Ausland er- 
schienenen, im Inland verbreiteten Presserzeugnisse bei dem 
sogenannten ambulanten Gerichtsstand der Presse mit den 
allseits als solchen empfundenen Missständen, 4ie ihrer Natur 
nach die gleichen sein müssen, ob die Schrift im Inland oder 
im Ausland erschienen ist. 

4. Sie lässt es, indem sie sich auf die Verfolgung im 
Wege der öffentlichen Klage beschränkt, bei den Pressdelikten, 
die im Wege der Privatklage verfolgt werden, also in ausser- 
ordentlich zahlreichen praktischen Fällen, bei dem bisherigen 
Rechtszustand. Die Auswahl des Gerichtes bleibt sohin 
praktisch der Willkür des Privatklägers überlassen. Wenn 
jedoch für die Privatklagen eine besondere Regelung ge- 
fordert wird, so kann dies nur mit Rücksicht auf den 
Privatkläger geschehen, dem weite Reisen an ein entferntes 
Gericht nicht zugemutet werden sollen. Um dies zu ver- 
meiden, bedarf es jedoch nicht des ambulanten Gerichtsstands, 
sondern einer Bestimmung, wonach der Privatkläger auch 
an seinem Wohnorte klagen kann.*) Ist aber eine derartige 
Bestimmung notwendig, so muss das Bedürfnis ebensowohl 

^) Aüch in dem Lande, in dem die Schrift erschienen ist, kann 
sie gemäss § 27 des Rechtshilf eges. v. 21. Juni 1869 nicht bestraft werden, 
da die Voraussetzung der Strafbarkeit im Lande des erkennenden Gerichtes 
fehlt. Vergl. Frank S. 24. 

') So auch Kronecker in seinem Gutachten a. a. 0. S. 40. 
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für mündlich und brieflich verübte Beleidigungen als für die 
durch die Presse begangenen vorhanden sein. Die ganze 
Frage hat sohin mit dem Gerichtsstand der Pressdelikte 
nichts zu thun. 

5. Sie lässt femer den Fall einer weiteren selbstän- 
digen Verbreitung ungeregelt und macht damit die Abgren- 
zung der Regel selbst von drei Begriffen abhängig, die zu 
schwierig und zu bestritten sind, um überhaupt eine klare 
Abgrenzung zu ermöglichen, i) Wie aber auch die weitere 
selbständige Verbreitung bestimmt wird, bleibt es bezüglich 
ihrer ohne jeden inneren Grund bei dem ambulanten Ge- 
richtsstand. 

6. Auf diesem in mehrfacher Beziehung unzulässig be- 
schränkten und unbestimmt abgegrenzten Gebiete macht die 
Regel selbst, indem sie das „Erscheinen'' für massgebend 
erklärt, die Bestimmung des Gerichtsstands von einem Merk- 
mal abhängig, dessen Begriff weder in der Theorie noch in 
der Praxis feststeht, und das sohin durchaus nicht im stände 
ist, eine klare und einwandfreie Rechtsprechung zu ermög- 
lichen.*) Insbesondere versagt dieses Merkmal bei den ausser- 
halb des regulären Zeitungs- und Verlagsbetriebes erfolgenden 
Veröffentlichungen, Flugschriften etc. 

7. Die mit dem ambulanten Gerichtsstand verbundene 



*) Vergl. hierüber v. Liszt, Pressrecht S. 147 und insbesondere 
Aberer a. a. 0. S. 43 ff. 

^) £s sei hier nochmals an die oben (S. 279 Anm. 5) citierte Be- 
merkung V. Liszts erinnert, dass sich der Begriff des Erscheinens juristisch 
schwer feststellen lasse. Ist femer, was gleichfalls bestritten (vergl. S. 279 
Anm. 2, 8), der Begriff des Erscheinens mit dem der Veröffentlichung iden- 
tisch, so bleibt es auch hier dabei, dass diese Veröffentlichung eine Erfolgs- 
thätigkeit ist, über deren örtliche Bestimmung die bereits sattsam bekannten 
Meinungsverschiedenheiten wieder aufleben könnten; insbesondere würde 
eine folgerichtige Durchführung der vom RG. bereits mehrfach vertretenen 
Anschauung, dass auch der Ort des Erfolges entscheide, dazu führen, den 
Gerichtsstand überall dorthin zu verlegen, wo die Schrift dem Publikum 
zugänglich wurde, also wieder zum ambulanten Gerichtsstand. An strei- 
tigen Einzelfragen seien erwähnt: Ist das „Erscheinen" gegeben mit der 
Versendung vom Verleger an den Kommissionär?, an die Sortimenter? , 
mit der Ausstellung zum Verkaufe?, mit der UeJbergabe zur Post oder 
mit der Versendung durch diese? Vergl. hierüber insbesondere Klöppel 
S, 155 f. 
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Gefahr einer willkürlichen Auswahl des Gerichtes durch die 
Anklagebehörde vermeidet jener Vorschlag dann nicht, wenn 
die die strafbaren Handlungen begründende Schrift an meh- 
reren Orten erscheint; unter diesen würde nach wie vor der 
Staatsanwaltschaft die Auswahl offen stehen;^) es würde also 
z. B. in dem seinerzeit vielbesprochenen Fall v. Thüngen, in 
welchem der den Gegenstand der Anklage bildende Artikel 
in einer Würzburger und Berliner Zeitung erschienen war, 
dabei bleiben, dass sich der Verfasser statt vor dem Würz- 
burger Schwurgerichte vor der Berliner Strafkammer zu ver- 
antworten hat. 

8. In dem gleichen Umfang bleibt der weitere Nach- 
teil des ambulanten Gerichtsstands bestehen, die Gefahr, 
dass der Angeklagte seinem natürlichen Richter entzogen 
wird, und ihm weite Reisen an ein entferntes Gericht zu- 
gemutet werden.*) Durch die Ausschliesslichkeit des vor- 
geschlagenen Gerichtsstands wird aber diese Gefahr zur Regel 
erhoben. Für den in München lebenden Verfasser, den in 
Berlin thätigen Drucker etc. einer in Leipzig erschienenen 
Schrift ist unter allen Umständen nur das Leipziger Gericht 
zuständig. Der Vorschlag hingegen, dass für jeden Betei- 
ligten seine persönliche Thätigkeit entscheide, beseitigt zwar 
diese Gefahr nicht völlig und kann dies nicht, solange für 
alle Beteiligte der — wohl unentbehrliche — Gerichtsstand 
des Zusammenhangs nach §§ 3 und 13 RStPO. bestehen bleibt; 
er erhebt sie aber nicht zur Regel, da dieser Gerichtsstand 
ein fakultativer ist und je nach Zweckmässigkeitsgründen 
auch an den Wohnort des Verfassers, Verlegers etc. verlegt 
werden kann. 

9. Ohne die Gefahr staatsanwaltschaftlicher Willkür zu 
beseitigen, schafft jener Vorschlag die neue Gefahr einer 
Willkür des Thäters. Von dessen Belieben hängt es regel- 
mässig ab, wo er die Schrift erscheinen lassen will, und er 



1) Siehe S. 303. 

*) Vergl. hierüber Kronecker a. a. 0. S. 36 f. 
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wird dies in kritischen Fällen im Bezirk desjenigen Gerichtes 
(bezw. Schwurgerichtes) thun, von dem er am ehesten eine 
Freisprechung erhofft. 

10. Durch die Ausschliesslichkeit des Gerichtsstands am 
Ort des Erscheinens schliesst er die Möglichkeit einer Ver- 
folgung und Bestrafung in den Fällen schlechterdings aus, 
in denen aus thatsächlichen Gründen der Ort des Erscheinens 
nicht festgestellt werden kann. Diese Möglichkeit ist keine 
theoretische, sie besteht z. B. bei Flugschriften, insbesondere 
bei solchen, die von Anarchisten herrühren. Es ist eine 
bekannte Thatsache, dass diese zum Teil im Besitze von 
Geheimdruckereien sind. Bei dem hier festgehaltenen Vor- 
schlage kann diese Gefahr nie eintreten. Selbst wenn sich 
— ein kaum denkbarer Fall — von keinem der Beteiligten 
der Ort der persönlichen Thätigkeit ermitteln lässt, bleibt 
immer der Gerichtsstand des Wohnorts oder Aufenthaltsorts, 
im Notfalle der der Ergreifung übrig, i) 

All dies klar auszusprechen, schien unabweisliche Pflicht, 
da über kurz oder lang eine gesetzliche Regelung in dem 
einen oder anderen Sinne zu erwarten ist. Ob hiebei gegen- 
über der mächtigen Autorität des deutschen Juristentags die 
nicht gewichtige Stimme eines Einzelnen überhaupt zum 
Gehör gelangen wird, muss die Zukunft lehren, wie sie auch 
schliesslich entscheiden muss, welcher Vorschlag dem prak- 
tischen Bedürfnisse entspricht. Vielleicht aber auch mehren 
sich inzwischen die warnenden Stimmen, und bleibt dann 
unser Rechtsleben vor einer Gefahr bewahrt, die ihr nach 
Überzeugung des Verfassers im anderen Falle ernstlich 
droht».) 

Der Bestimmung der Begehungszeit mit Rücksicht auf 

^) Dies gegen die Bedenken y. Bars (Jur. Zeit. lY S. 98 mit Anm. 1), 
welcher betont, dass sich die Anteilnahme des Einzelnen nicht immer er- 
mitteln lasse. 

') Verfasser hat inzwischen nochmals seine Anschauungen in einer 
mehr populär gehaltenen Abhandlung „lieber den ambulanten Gerichts- 
stand der Presse und die diesbezüglichen Aufgaben des Gesetegebers" 
(München, 1901) dargelegt. 
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die zeitliche Gesetzesherrschaft braucht nur noch mit 
wenigen Worten gedacht zu werden. Denn es ist klar, dass 
die Anschauung, wonach sich die Begehungszeit für jeden 
am Pressdelikt Beteiligten nach seiner persönlichen Thätig- 
keit bestimmt, sich hier ebenso bewähren muss, wie sie sich 
in früheren Fällen bewährt hat. Hier zeigt sich auch wieder 
die praktische Unzulänglichkeit der Anschauung, welche nur 
den ersten Verbreitungsakt für massgebend erklärt. Kon- 
sequent durchgeführt, führt sie dazu, dass derjenige, welcher 
vor Erlass des einschlägigen Strafgesetzes mit der Ver- 
breitung begonnen hat, sie nach dessen Erlass ungestraft 
fortsetzen darf. Ebensowenig bewähren sich hier die An- 
schauungen, welche die Zeit des Erscheinens für alle Be- 
teiligte als Begehungszeit ansehen. Sie führen zur Be- 
strafung des Verfassers und Druckers, deren Thätigkeit eine 
straflose war, wenn nachträglich zur Zeit des Erscheinens etc. 
nach neuem Rechte die Handlung zur strafbaren gestempelt 
wird. 

Die Durchführung der hier vertretenen Anschauung im 
einzelnen ergibt sich von selbst aus dem an einschlägiger 
Stelle 1) Bemerkten. 

Was endlich die Verjährung anlangt, so enthält das 
Pressgesetz in § 22 eine Sonderbestimmung: Die Strafver- 
folgung derjenigen Verbrechen und Vergehen, welche durch 
die Verbreitung von Druckschriften strafbaren Inhalts be- 
gangen werden (sowie derjenigen sonstigen Vergehen, welche 
in diesem Gesetze mit Strafe bedroht sind), verjährt in 
sechs Monaten. 

Zuvörderst muss auch in diesem Zusammenhang daran 
festgehalten werden, dass das Delikt, wenn die Thätigkeit 
in der gekennzeichneten Weise eine zusammengesetzte ist, 
mit dem Ende der Thätigkeit zu verjähren beginnt, *) wäh- 
rend die einzelnen Handlungen der fortgesetzten Begehung, 



1) S. 195 flf., 227 f. 
^) Vergl. S. 216. 
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wie selbstverständlich auch die mehreren reell konkurrieren- 
den Delikte selbständig verjähren. Für die herrschende 
Lehre, wonach die Verjährung mit dem ersten Verbreitungs- 
akt beginnt, 1) bleibt sohin kein Raum übrig. 

Schwierigkeiten entstehen bezüglich derjenigen Per- 
sonen, deren Thätigkeit in die Zeit vor der Verbreitung 
fallt. Die allgemeine Regel würde verlangen, dass auch hier 
die Verjährungszeit für jeden Teilnehmer mit seiner Teil- 
nahmehandlung zu laufen beginnt. Praktisch aber könnte 
dies häufig in der Weise ausgebeutet werden, dass z. B. der 
Verfasser das Manuskript dem Verleger mit der Bestimmung 
übergibt, es erst nach sechs Monaten im Drucke zu ver- 
breiten. Des gleichen Manövers könnte sich der Drucker 
gegenüber dem Verleger, der Verleger gegenüber den Agenten, 
welche die Verbreitung zu besorgen haben, bedienen, und 
alle diese Personen würden sich hiedurch Straflosigkeit 
sichern. Hiegegen dürfte aber auch schon die Fassung des 
Gesetzes sprechen. Wenn dieses bestimmt, dass diejenigen 
Delikte, welche durch die Verbreitung von Druckschriften 
begangen werden, in sechs Monaten verjähren, so liegt es 
schon äusserlich nahe, diese Verjährung mit der Verbreitung, 
welche als Deliktsthätigkeit benannt wird, beginnen zu lassen. 
Vollends verweisen hierauf die inneren Gründe jener Be- 
stimmung. Die kurze Verjährungsfrist rechtfertigt sich durch 
die ephemere Bedeutung der meisten Pressartikel, welche 
eine rasche Verfolgung erfordert, und durch die Klarheit des 
Thatbestands, welche sie ermöglicht.*) Diese Möglichkeit 
und Notwendigkeit tritt aber bezüglich der früher erfolgten 
Teilnahmehandlungen erst mit der ersten Verbreitung ein. 
Mit diesem Moment lässt daher auch v. Liszt^) die Verjäh- 



1) Vergl. V. Liszt, Pressrecht S. 206, Berner, Pressrecht S. 299, 
Marquardsen S. 188, Klöppel S. 330 f., dagegen Schwarze-Appelius 
S. 201 etc. ; vergl. S. 283 Anm. 2. Von den dort Genannten wird die 
Frage vornehmlich unter dem Gesichtspunkt der Verjährung behandelt. 

2) Vergl. hierüber v. Liszt, Pressrecht S. 203 f. 

») Pressrecht S. 206. Ebenso Klöppel S. 330, Marquardsen S. 188, 
Schwarze-Appelius S. 201 f., Berner, Pressrecht S. 298 f. 
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rung jener Teilnakmehandlungen einsetzen, und diese Ab- 
weichung von der allgemeinen Regel dürfte in diesem Falle 
wohl berechtigt sein.*) 

Eine in der Litteratur viel besprochene Einzelfrage, 2) 
die Bestimmung des Gerichtsstands, wenn das Presserzeugnis 
von mehreren Orten aus vertrieben wird, muss schliesslich 
noch anhangsweise erwähnt werden. Schwierigkeiten können 
hiebei von dem hier eingenommenen Standpunkt aus nicht 
entstehen. Einerlei ob man in dieser Verbreitung von ver- 
schiedenen Orten aus ein einheitliches Thun oder mehrere 
reell konkurrierende Delikte erblickt, immer bestimmt sich 
der Thatort für jeden Beteiligten nach seiner persönlichen 
Thätigkeit. Ist dies Thun ein einheitliches zusammen- 
gesetztes, so ist der Gerichtsstand überall dort begründet, 
wo ein Teil dieser Thätigkeit vorgenommen wurde, ist es 
ein fortgesetztes, so greift, wie früher erwähnt, der Gerichts- 
stand des Zusammenhangs Platz, und das Gleiche ist nach 
§§ 3, 13 StPO. bei realer Konkurrenz der Fall. Praktisch 
ist also auch in den beiden letzteren Fällen die Zuständig- 
keit bei jedem Gerichte gegeben, in dessen Bezirk eine Aus- 
führungsthätigkeit fällt. 



Schlusswort. 

Der Hauptinhalt der Schlussbemerkungen wurde durch 
die Stellungnahme zu dem ambulanten Gerichtsstand der 
Presse vorweggenommen. Er gipfelt in den schon an jener 
Stelle angedeuteten Gesetzesvorschlägen. 



^) Dagegen muss diese Regel wieder Platz greifen bezüglich der 
weiteren Verbreiter, so dass deren strafbare Handlungen — einerlei ob sie 
Teilnahmehandlungen am ersten Delikte oder selbständige Delikte sind — 
selbständig verjähren. Hiefür auch v. Liszt, Pressrecht S. 206 f. 

^) Yergl. hierüber v. Liszt, Yerhandl. des 15. deutschen Juristentags 
S. 60 ff., und die Ausführungen von Stenglein, Klöppel, Schütze eod. 
S. 262 ff., V. Liszt, Pressrecht S. 146 f., Klöppel S. 327 ff„ Schwarze- 
Appelius S. 197 f. etc. 
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AU die bisherigen Betrachtungen wsyren im wesentlichen 
der Durchführung des einen Gedankens gewidmet, dass die 
Bestimmung des Thatortes wie der Begehungszeit nach der 
persönlichen Ausführungsthätigkeit der natürlichen Anschau- 
ung, sowie den allgemeinen rechtlichen Anforderungen am 
meisten entspricht, dass sie endlich auch die Probe auf ihre 
Yerwertbarkeit im besonderen rechtlichen Zusammenhang 
wohl bestehen kann. Zu diesem Zwecke, wie schon aus den 
erwähnten rechtlichen Gesichtspunkten allgemeiner Art musste 
diese Bestimmung allerdings dahin präzisiert werden, dass 
jeder Teil dieser Thätigkeit als gleichberechtigt angesehen 
werden muss und für sich allein Thatort und Thatzeit be- 
stimmen kann. 

Zu wenig wurde hiebei vielleicht ein wesentlicher Vor- 
zug einer derartigen Bestimmung betont, dass sie nämlich 
bei der Klarheit des Begriffes „persönliche Ausführungs- 
thätigkeit der Praxis eine leichte, nie versagende Hand- 
habe für alle Einzelfälle geben wird, ein Vorzug, den jede 
anderweitige Bestimmung mehr oder minder vermissen lässt. 
Der Erfolg, das Wirken der in Bewegung gesetzten Kräfte, 
das Treffen des Rechtsguts, die Ausübung der Herrschaft 
über die Erfolgsbedingungen etc. sind mehr oder minder 
unbestimmte und darum schwierig zu handhabende Begriffe. 
Die Bestimmung des Thatortes und der Thatzeit nach jedem 
beliebigen Teile des Deliktsvorgangs würde zwar gleichfalls 
diese Schwierigkeiten vermeiden, ist aber, wie erwähnt, mit 
so vielen anderweitigen Nachteilen verknüpft, dass sie auch 
von ihren Vertretern niemals konsequent durchgeführt wird,^) 
und durch die Ausscheidung einzelner Momente würden wieder 
begriffliche Schwierigkeiten entstehen. Bekennt man sich 
zu der hier vertretenen Anschauung, so kann höchstens in 
Einzelfallen die Abgrenzung der Ausführungsthätigkeit von 
den Vorbereitungshandlungen einige Schwierigkeiten bieten; 
diese lassen sich aber bei keiner anderen Bestimmung ver- 



») Vergl. S. 151 f. 
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meiden, da nach allgemein feststehender Anschauung i) die 
Vorbereitungshandlungen bei Bestimmung des Begehungs- 
ortes und der Begehungszeit stets ausgeschieden werden 
müssen. 

Ein erheblicher mit der Durchführung jener Anschau- 
ung verbundener Missstand ist ^insoferne zutage getreten, 
als die inländische Rechtsgüterwelt gegen Angriffe vom Aus- 
lande her ungenügend geschützt wird. Es wurde jedoch 
nachgewiesen, dass dieser Nachteil auch durch jede ander- 
weitige Fixierung des Thatortes sich nur teilweise beseitigen 
Hesse, der Grundfehler in anderen gesetzlichen Bestimmungen 
— den Grundsätzen über die Abgrenzung der staatlichen 
Straf gewalt — liegt, und daher eine Abänderung dieser 
Grundsätze notwendig ist. 

Wiederholt musste jedoch zugestanden werden, dass 
die Richtigkeit jener Anschauung (noch mehr allerdings die 
jeder abweichenden Ansicht) weder aus der Natur der Sache, 
noch durch allgemeine rechtliche Erwägungen, noch endlich 
durch den Inhalt des Gesetzes mit jener Sicherheit nach- 
gewiesen werden kann, die erforderlich ist, um sie für alle 
Zeiten gegen Angriffe seitens der Wissenschaft wie der 
Rechtssprechung zu sichern. Eben dadurch rechtfertigt sich 
auch das Verlangen nach einer gesetzlichen Festlegung. 

Der geeignete Platz zu einer solchen wäre ein Zusatz 
zu § 3 RStGB. (vielleicht als eigener Paragraph 3 a) etwa 
folgenden Wortlautes: 

„Als Ort der Begehung gilt für jeden an einer 
strafbaren Handlung Beteiligten jeder Ort, an wel- 
chem er in Ausführung dieser strafbaren Handlung 
persönlich thätig war. 

Wird die strafbare Handlung durch Unterlas- 
sung begangen, so gilt als Ort der Begehung der- 
jenige, an welchem der Unterlassende seine Thätig- 
keit pflichtmässig hätte beginnen müssen. Ist diese 

Siehe S. 174. 

Kitzinger, Ort und Zeit der Handlung im Strafreclit 20 
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Verpflichtung eine andauernde, 8o gilt die Hand- 
lung überall dort als begangen, woselbst ein er- 
neuter Anfang der Thätigkeit geboten war. 

Die gleichen Grundsätze gelten bezüglich der 
Bestimmung der Begehungszeit/ 

In § 7 RStPO. müsste auf diese Bestimmung verwiesen 
werden; im Reichsstrafgesetzbuch hingegen käme § 67 Abs. IV 
als überflüssig in Wegfall. 

Durch die vorgeschlagene Fassung würden die Detail- 
fragen des Versuches, der Teilnahme, insbesondere auch die 
praktisch wichtigste des Pressdeliktes mitentschieden. Un- 
erledigt blieben die des fortgesetzten Deliktes und verwandter 
Begehungsarten. Diese Lücke dürfte sich aber rechtfertigen 
einerseits durch die Kompliziertheit jener Begriffe, insbeson- 
dere ihrer örtlichen und zeitlichen Bestimmung, die es un- 
möglich macht, eine dem Wesen der Sache entsprechende 
und praktisch leicht anwendbare Formel aufzustellen (sie 
würde vor allem eine gesetzliche Definition des fortgesetzten 
und fortdauernden Delikts, des gewerbs-, gewohnheits- und 
geschäftsmässigen Handelns bedingen), andererseits aber durch 
den Umstand, dass die auf diesen Gebieten bestehenden Mei- 
nungsverschiedenheiten für die Praxis selten empfindlich 
werden. Stets bleibt es ja dabei, dass jede £inzelhandlung 
Ort und Zeit der Begehung bestimmen kann, es fragt sich 
bloss, ob nur für diese £inzelhandlung oder für die ganze 
Begehungsreihe. Überdies werden jene Fragen für das viel- 
leicht praktisch wichtigste jener Delikte, das fortdauernde 
Unterlassungsdelikt, durch die vorgeschlagene Fassung er- 
ledigt. 

Zur Verwirklichung des Rechtsgüterschutzes endlich 
eignen sich wohl am besten die bereits zweimal von den 
Regierungen dem Reichstag vorgelegten Entwürfe. ^ Nach 
diesen wäre § 4 Ziffer 1 u. 2 RStGB. dahin abzuändern: 



^) Sie siod enthalten in den «stenographischen Berichten des deut- 
schen Reichstags *", II. Legislaturperiode, 3. Session 1875/76, 3. Bd. Dmck- 
sache Nr. 54, und VIl. Legislaturperiode, 4. Session 1888/89, 2. Anlagehand 
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Ziffer 1: „Ein Deutscher oder ein Ausländer, welcher 
im Auslande eine hochverräterische Handlung gegen das 
Deutsche Reich oder einen Bundesstaat, oder ein Münzver- 
brechen, oder gegen einen Deutschen eine nach den Ge- 
setzen des Deutschen Reichs strafbare Handlung, oder als 
Beamter des Deutschen Reichs oder eines Bundesstaats eine 
Handlung begangen hat, die nach den yorerwähnten Gesetzen 
als Verbrechen oder Vergehen im Amte anzusehen ist." 

Ziffer 2: „Ein Deutscher, welcher im Ausland eine landes- 
verräterische Handlung gegen das Deutsche Reich oder einen 
Bundesstaat begangen hat/ 

Vielleicht würde sich jedoch eine Einschränkung *) in 
dem Sinne empfehlen, dass nur solche von Ausländern im 
Ausland begangene Handlungen der inländischen Strafgewalt 
unterworfen werden, von denen der Thäter sich bewusst 
war oder doch bewusst sein musste, dass sie den deutschen 
Staat oder seine Bewohner schädigen oder gefährden. 

Eine derartige Einschränkung würde, indem sie dem 
allgemeinen Rechtsgefühle entgegenkommt,*) auch den ge- 
setzgebenden Faktoren die Annahme jener Bestimmung er- 
leichtern. 



Nr. 246. Der zweite Entwarf blieb Überliaupt unerledigt, der erste in der 
Novelle von 1875 enthaltene scheiterte im Plenum des Reichstags nur zum 
Teil an prinzipiellen Bedenken, zum Teil auch daran, weil man eine solch 
weittragende, „eine tief eingehende Vorberatung ** erheischende Bestimmung 
nicht im Rahmen einer Notvorlage, als welche man die Novelle betrachtete, 
erledigen wollte, zum Teil auch — mit Rücksicht auf die vorgeschrittene 
Session — am blossen Zeitmangel. Die diesbezüglichen Verhandlungen 
(sten. Berichte, II. Legislaturperiode, 1875/76, lli. Session, 1. Bd. S. 622 ff.)» 
in welche neben Bismarck die hervorragendsten Parlamentarier eingriffen, 
enthalten wertvolles Material, ebenso die den Entwürfen beigefügten Motive. 

*) Eine weitere notwendige Einschränkung, nämlich die Bedingung, 
dass auch nach dem Gesetze des Begehungsortes die Handlung eine straf- 
bare ist, war auch schon in den erwähnten Entwürfen vorgesehen. 

2) Vergl. S. 188 f. 
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